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Allen genannten Personen sowie denjenigen, die mich auf diesem Weg 
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Teil 1:  Ausgangslage
Kapitel 1:  Einführung
In diesem Kapitel umreisse ich den Forschungsgegenstand und führe aus, von 
welchen Gesetzesnormen aus ich den Forschungsgegenstand untersuche. Zu-
dem bestimme ich die rechtswissenschaftliche Methode, mit der ich den Sinn 
der Gesetzesnormen ermitteln werde, um meine wertenden Entscheidungen 
zu begründen.

Psychosoziale Belastungen können beim Menschen zu Beschwerden füh-
ren, z. B. zu Herz-Kreislauf-Erkrankungen1, Kopfschmerzen, Magen-/Darm-
problemen, Schlafstörungen2, inneren Spannungen, einem allgemeinen 
Schwächezustand und/oder Rückenschmerzen3, oder eine psychische Erkran-
kung zur Folge haben.4 Viele Studien konnten im Quer- und im Längsschnitt 
zeigen, dass hohe psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz das Risiko um 
das Zwei- bis Vierfache erhöhen, eine Herz-Kreislauf- oder eine psychische 
Erkrankung zu entwickeln.5

Ab wann ist der Zusammenhang zwischen Arbeitsplatz und Erkrankung 
rechtlich relevant? Solange die erkrankte Person niemandem zur Last fällt, 
ist der Zusammenhang nicht von rechtlichem Interesse.6 Erfordern ihre Be-
schwerden aber z. B. eine medizinische Untersuchung oder Behandlung oder 
kann die Arbeitnehmende nicht zur Arbeit gehen, wird die Krankheit recht-
lich relevant (Art. 3 Abs. 1 ATSG).

Können die Arbeitnehmenden nicht zur Arbeit gehen, kommt es zu einem 
Erwerbsausfall, wenn die Arbeitgebenden den Lohn nicht oder nicht vollstän-
dig fortzahlen müssen.7 Ist die Arbeitnehmende aufgrund der Beschwerden 
für eine längere Zeit oder ist sie voraussichtlich bleibend erwerbsunfähig (in-
valid), büsst sie Einkommen ein, insbesondere wenn die Sozialversicherungen 

1	 Siehe dazu insbesondere den SBU Yellow Report No. 240 vom 26.8.2015.
2	 Siehe dazu insbesondere den SBU Yellow Report No. 216 vom April 2013.
3	 Siehe dazu insbesondere den SBU Yellow Report No. 227 vom Oktober 2014.
4	 Scheidegger/Pitteloud, Art. 6 N 21; Hämmig, S. 62.
5	 Danuser, S. 177.
6	 Meyer, S. 586.
7	 Portmann, Stresshaftung, S. 7.

1 
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keine Leistungen erbringen, und ist allenfalls (seelisch) schwer verletzt.8 An-
hand der einschlägigen Rechtsnormen wird eine Entscheidung getroffen, ob 
die Sozialversicherungen, die Arbeitgebenden oder die Arbeitnehmenden 
die Kosten tragen sollen.

Wenn die Gesundheit einer Arbeitnehmenden durch die Umstände am 
Arbeitsplatz beeinträchtigt wird, stellt sich die Frage, ob die Arbeitgebenden 
für die Vermögenseinbusse haftpflichtig sind oder die Unfallversicherung 
Leistungen erbringen muss, weil es sich um eine Berufskrankheit handelt. In 
meiner Untersuchung fokussiere ich deshalb auf die Haftpflicht der Arbeit-
gebenden (Art. 328 i. V. m. Art. 97 Abs. 1 OR) und das Recht der Berufskrank-
heiten (Art. 9 UVG).

Die vorliegende Untersuchung setzt sich mit dem Kausalzusammen-
hang9 zwischen psychosozialen Belastungen am Arbeitsplatz10 und Erkran-
kungen auseinander. Die Kausalität ist das Verhältnis zwischen Ursache und 
Wirkung.11 Mich interessiert dabei aus rechtlicher Sicht, ob und inwiefern 
psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz Erkrankungen verursachen/
bewirken.

Der Kausalzusammenhang ist eine Voraussetzung, die das Gesetz vor-
schreibt und die erfüllt sein muss, damit die vom Gesetz vorgesehenen (Rechts-)
Folgen eintreten können:
—	Wird eine Krankheit durch einen beruflichen Einfluss verursacht i. S. v. 

Art. 9 Abs. 1 Satz 1 oder i. S. v. Art. 9 Abs. 2 UVG, liegt eine Berufskrankheit 
vor, was die Unfallversicherung verpflichtet, die gesetzlichen Leistungen 
zu erbringen (Art. 6 Abs. 1 i. V. m. Art. 9 UVG).

—	Wenn die Arbeitgebenden ihre Pflicht zum Schutz der Gesundheit der 
Arbeitnehmenden i. S. v. Art. 328 OR verletzen und sie dadurch einen 
Schaden i. S. v. Art. 97 Abs. 1 OR bewirken, müssen sie diesen ersetzen, 
sofern kein Entlastungsgrund i. S. v. Art. 97 Abs. 1 OR vorliegt.

8	 Vgl. Steiger-Sackmann, Haftungsklagen, Kap. 2.3.1.
9	 Ich verwende die Begriffe Kausalzusammenhang und Kausalität als Synonyme.
10	 Unter psychosoziale Belastungen fallen lange, unflexible und/oder unregelmässige 

Arbeitszeiten, Zeitdruck, qualitative und quantitative Überforderung, geringe Hand-
lungs- und Entscheidungsspielräume, fehlende soziale Unterstützung durch vorgesetzte 
Personen und Arbeitskolleginnen und -kollegen, aber auch soziale Konflikte, Rollen-
konflikte und Vereinbarkeitsprobleme von Beruf und Privatem, Moraldilemmata, 
berufliche Gratifikationskrisen usw., wenn sie Gegenstand eines Ungleichgewichts 
zwischen Anforderungen und vorhandenen Handlungsmöglichkeiten (Ressourcen) 
am Arbeitsplatz sind (SECO, Schutz vor psychosozialen Risiken am Arbeitsplatz, S. 4).

11	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 372.
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Mit der Abkürzung «i. S. v.» habe ich bereits angedeutet, dass Kausalität stets 
im Kontext der Gesetzesvorschrift zu interpretieren ist, deren Anwendung 
zu beurteilen ist. Mit der Beurteilung des Kausalzusammenhangs wird einer-
seits entschieden, ob eine Wirkung durch die Ursache bedingt ist und wer 
dafür eine Leistung erbringen oder den daraus entstandenen Schaden erset-
zen soll, wem also die Verantwortung für die Krankheit und deren Folgen 
zugerechnet wird.

Seidler/Schubert u. a. haben 2022 die Ergebnisse eines systemati-
schen Reviews mit Metaanalysen veröffentlicht.12 Bei Tätigkeiten mit einem 
hohen «Job Strain» (eine Kombination aus hohen Anforderungen und gerin-
gem Tätigkeitsspielraum am Arbeitsplatz) verdoppelt sich das Risiko, an einer 
Depression zu erkranken.13

Neue Forschungsergebnisse fordern die einschlägigen Gesetzesvorschrif-
ten immer heraus,14 weil sich die Frage stellt, ob sich durch die neuen arbeits-
medizinischen Erkenntnisse der Anwendungsbereich der Gesetzesvorschrif-
ten und somit auch deren Sinn verändert.15 Meine Forschungsfrage, die ich 
mit dieser Arbeit beantworten werde, lautet daher:

Verändern die aktuellen Erkenntnisse zur Kausalität zwischen psycho-
sozialen Belastungen am Arbeitsplatz und Erkrankungen den Sinn von Art. 9 
UVG und Art. 97 Abs. 1 i. V. m. Art. 328 OR?

Kapitel 2:  Gesetzesauslegung
Um den Sinn von Gesetzesbestimmungen zu ermitteln, müssen sie ausgelegt, 
also interpretiert werden. Wenn das Bundesgericht das Gesetz interpretiert, 
wendet es als Methode den sog. pragmatischen Methodenpluralismus an:

«Das Gesetz muss in erster Linie aus sich selbst heraus, das heisst nach dem 
Wortlaut, Sinn und Zweck und den ihm zu Grunde liegenden Wertungen auf der 
Basis einer teleologischen Verständnismethode ausgelegt werden. Die Geset-
zesauslegung hat sich vom Gedanken leiten zu lassen, dass nicht schon der 
Wortlaut die Norm darstellt, sondern erst das an Sachverhalten verstandene 
und konkretisierte Gesetz. Gefordert ist die sachlich richtige Entscheidung im 
normativen Gefüge, ausgerichtet auf ein befriedigendes Ergebnis der ratio legis. 
Dabei befolgt das Bundesgericht einen pragmatischen Methodenpluralismus 

12	 Seidler/Schubert u. a.
13	 Seidler/Schubert u. a., S. 709.
14	 Schaer, Zurechnungstheorien, S. 146.
15	 Höhn, S. 226.
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und lehnt es namentlich ab, die einzelnen Auslegungselemente einer hierarchi-
schen Prioritätsordnung zu unterstellen. Die Gesetzesmaterialien können bei-
gezogen werden, wenn sie auf die streitige Frage eine klare Antwort geben.»16

Das Bundesgericht beschreibt die Elemente seiner Methode, die es verwen-
det, um den Sinn einer Gesetzesbestimmung zu ermitteln, formelhaft. Die 
Bedeutung der bundesgerichtlichen Auslegungsformeln darf nicht über-
schätzt werden, zumal sie stellenweise ziemlich unpräzise sind und weder die 
verfassungsrechtlich motivierten Auslegungsstandards noch die Erkennt-
nisse der Methodendiskussion aufnehmen.17 Dennoch strukturieren sie den 
Auslegungsvorgang.18

Wenn man die Geschichte der Methodenlehre der Rechtsanwendung 
betrachtet, hat sie sich beinahe ausschliesslich im Zivilrecht entwickelt, was 
gerade in der Schweiz daran erkennbar ist, dass die Methode der Rechtsan-
wendung in Art. 1, Art. 2 und Art. 4 des Zivilgesetzbuches kodifiziert worden 
ist.19 Auf die Erkenntnisse der zivilrechtlichen Methodenlehre wird in Anwen-
dung von öffentlichem Recht jedoch sehr häufig und mit unausgesprochener 
Selbstverständlichkeit Bezug genommen.20

Das Gesetz findet auf alle Rechtsfragen Anwendung, für die es nach Wort-
laut oder Auslegung eine Bestimmung enthält (Art. 1 Abs. 1 ZGB). Jede Rechts-
anwendung bedarf der Auslegung.21

Kapitel 3:  Methode
Die Auslegung beginnt mit dem Verstehen des Wortlauts22 und deshalb mit 
Textverständnis.23 Weil wir uns dabei fragen, ob die Gesetzesvorschrift un-
seren Sachverhalt regelt oder nicht, fliesst unser vorläufiges Verständnis der 
Sache in die Auslegung mit ein.24 Es ergibt sich eine Wechselwirkung zwischen 

16	 BGE 139 III 411 E. 2.5.1. Das ist ein arbeitsrechtlicher Entscheid. Siehe zur praktisch 
identischen Formel im Sozialversicherungsrecht z. B. BGE 146 V 224 E. 4.5.1 oder BGE 
145 III 63 E. 2.1.

17	 Gächter, Praktikabilität, S. 186.
18	 Gächter, Praktikabilität, S. 186.
19	 Gächter, Praktikabilität, S. 185 f.
20	 Gächter, Praktikabilität, S. 186.
21	 Höhn, S. 96.
22	 Kramer, Methodenlehre, S. 67.
23	 Siehe Höhn, S. 116 f.
24	 Vgl. Höhn, S. 96 f. und 116 f.
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Norm und Sachverhalt, die die Auslegung als kreiselförmigen Vorgang er-
scheinen lässt.25 Das vorläufige Verständnis wird laufend korrigiert, je aus-
führlicher und tiefgründiger wir uns mit der Materie auseinandersetzen.26

Gemäss Höhn gibt der Wortlaut einer Gesetzesvorschrift (Wortsinn) 
vermutungsweise den korrekten Normsinn wieder.27 Legen es aber normun-
mittelbare Kriterien28 nahe, kann diese Vermutung widerlegt werden.29 Die 
durch normunmittelbare Kriterien begründete Auslegungsvermutung wie-
derum kann durch mittelbare Kriterien30 umgestossen werden, die aber nur 
dann durchschlagen, wenn sich aus dem Wortlaut und den unmittelbaren 
Kriterien kein eindeutiger Normsinn ermitteln lässt.31

Aus dem Umstand, dass man mit einem vorläufigen Verständnis an den 
Auslegungsvorgang herantritt, sind gemäss Höhn zwei wichtige Konsequen-
zen zu ziehen:32

1.	 Man muss sich das eigene Vorverständnis bewusst machen und es analy-
sieren.

2.	 Das Vorverständnis muss zugunsten von sachlichen Argumenten zurück-
gedrängt werden.

Weil sich der Sinn einer Vorschrift oftmals nicht mittels «objektiver Krite-
rien» aus der Gesetzesvorschrift ableiten lässt, kommt es zwangsläufig zu 
subjektiven Wertungen, erfordert doch die Rechtsanwendung eine Entschei-
dung im Einzelfall.33 Das Auslegungsergebnis bewegt sich jeweils in einem 
Spannungsfeld zwischen sachlichen und subjektiven Argumenten.34 Das Ziel 

25	 Höhn, S. 117, verweist auf den sog. hermeneutischen Zirkel.
26	 Höhn, S. 117; vgl. auch Müller/Uhlmann/Höfler, Rz. 32.
27	 Gächter, Praktikabilität, S. 189.
28	 Dazu gehören der allgemeine und der fachliche Sprachgebrauch, systematische Stel-

lung der Norm im Erlass, Entstehungsgeschichte der Norm und normbezogene fach-
spezifische Gesichtspunkte (vgl. Höhn, S. 167 und 258).

29	 Höhn, S. 166 ff.; Gächter, Praktikabilität, S. 189. Weil der Wortlaut vom Normsinn über-
steuert werden kann, hat er nur eine untergeordnete Bedeutung (Rüthers, Auslegung, 
S. 435).

30	 Höhn nennt die Systematik des ganzen Gesetzes oder die anderen Normen im glei-
chen Gesetz, die Entstehungsgeschichte, Argumente aus Kompetenznormen, Grund-
rechten und politischen Rechten, präjudizielle Folgen bei Verwirklichung der Norm-
hypothesen, rechtsgebietsspezifische Gesichtspunkte und Normen anderer Erlasse 
(siehe Höhn, S. 167).

31	 Gächter, Praktikabilität, S. 189 f.
32	 Höhn, S. 97.
33	 Höhn, S. 98; Rumo-Jungo, Rz. 746; Müller/Uhlmann/Höfler, Rz. 32.
34	 Siehe Höhn, S. 103–105.
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dieser Dissertation ist es, die Forschungsfrage zu beantworten, indem eine 
rationale Argumentation entwickelt wird, die offenlegt,35 welche Argumente 
aus welchen Gründen stärker gewichtet werden.36

Eine Gesetzesvorschrift kann die Wirklichkeit eines Sachgebiets, die sie 
regeln soll, nicht übergehen.37 Gerade bei technischen Fragestellungen sind die 
klassischen Auslegungselemente38 um das fachspezifische zu ergänzen,39 bei 
dem sachgebietsbezogene — vorliegend arbeitsmedizinische und -psycholo-
gische — Erkenntnisse bei der Sinnermittlung mitberücksichtigt werden.40

Kann dem Gesetz nach Wortlaut und Auslegung keine Bestimmung ent-
nommen werden, entscheidet das Gericht nach Gewohnheitsrecht und, wo ein 
solches fehlt, nach der Regel, die es als Gesetzgeber aufstellen würde, wobei 
es bewährter Lehre und Überlieferung folgt (Art. 1 Abs. 2 und 3 ZGB).41 Ob das 
Gesetz eine sog. planwidrige Unvollständigkeit aufweist, die durch das Gericht 
geschlossen wird, oder ob es ein sog. qualifiziertes Schweigen enthält,42 das 
nicht durch das Gericht, sondern nur durch die Gesetzgebung geschlossen 
werden darf, ist ebenfalls Ergebnis der Gesetzesauslegung.

Ob die Gerichte oder die Gesetzgebung tätig werden müssen, betrifft die 
Gewaltenteilung, was uns zur Wechselwirkung von Recht und Politik bringt.

Kapitel 4:  Recht und Politik
Im demokratischen Rechtsstaat werden die Gesetzesvorschriften in einem 
strukturieren politischen Prozess erlassen. Die Verfassung schützt dabei den 
Gesetzgebungsprozess als Entscheidungsprozess, als Ausdruck politischer 
Rationalität.43 Man vertraut darauf, dass sich ein Gleichgewicht zwischen 

35	 Weil Werte nicht objektiv erkannt werden können, stellt die kritische Hinterfragung der 
eigenen Werthaltung eine Notwendigkeit dar (Gächter, Rechtsmissbrauch, S. 399).

36	 Höhn, S. 98.
37	 Höhn, S. 225.
38	 Die Auslegung von Gesetzesvorschriften durchläuft ein Verfahren, in dem die vier 

klassischen Auslegungselemente (Wortlaut, Entstehungsgeschichte, Systematik und 
Zweck) nacheinander erörtert werden und anschliessend die Schlussfolgerung ge-
zogen wird (Höhn, S. 125–127).

39	 Siehe Höhn, S. 223 ff.
40	 Vgl. Höhn, S. 225 ff.
41	 Art. 1 ZGB gilt im Zivil- und im Sozialversicherungsrecht (Gächter/Hack-Leoni, S. 15). 

Gemeinhin wird die Rechtsanwendung nach Art. 1 Abs. 1 ZGB als Auslegung, jene nach 
Art. 1 Abs. 2 und 3 ZGB als (ergänzende oder korrigierende) Rechtsfortbildung verstan-
den (Kramer, Methodenlehre, S. 63; siehe auch Portmann, Rechtsfortbildung, S. 181).

42	 Siehe Rudolph, Rz. 170 m. H. a. BK ZGB-Emmenegger/Tschentscher, Art. 1 N 348.
43	 Altwicker, Evidenzbasiertes Recht, S. 201.
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unterschiedlichen, teils konkurrierenden Anforderungen an die Rationalität — 
Sachgerechtigkeit, Rechtssicherheit, Gerechtigkeit, politische Zweckmässig-
keit etc. — herstellen lässt.44

Nachdem der Gesetzgebungsprozess angestossen worden ist, entwirft 
die Verwaltung ein Gesetz, alsbald debattiert das Parlament darüber, ändert 
es allenfalls und erlässt es.45 Schliesslich wendet das Gericht die Gesetzes-
vorschriften an, indem es entscheidet, ob es zu den Rechtsfolgen kommen 
soll, die darin festgelegt sind.46 Im demokratischen Rechtsstaat werden mit 
dem Gesetz «die gesellschaftlichen Machtverhältnisse [gestaltet]».47

Im Gesetz sind generell-abstrakte Vorschriften formuliert, die eine Viel-
zahl von gleich gelagerten Fällen regeln.48 Weil Sprache bis zu einem gewissen 
Grad immer ungenau, mehrdeutig und somit auslegungsbedürftig ist, kann 
der normative Sinn, der in einer Gesetzesvorschrift enthalten ist, sprachlich 
nur unvollständig erfasst werden.49 Die Grundvorstellung, wonach Rechts-
setzung und Rechtsanwendung klar voneinander getrennt sind, ist deshalb 
zu relativieren: Wenn das Gericht eine Gesetzesvorschrift anwendet, wird es 
immer auch schöpferisch tätig.50

Bei der Rechtsanwendung sind die Gerichte51 an das Gesetz gebunden 
(Art. 5 Abs. 1 und 190 BV). Rechtsfragen sind durch das Recht zu beantworten: 
Der juristische Positivismus bindet die Gerichte an die einschlägige Gesetzes-
bestimmung und an die Wertvorstellungen, die in der Gesamtrechtsordnung 
verwirklicht sind.52 Der juristische Positivismus anerkennt einen Werterelati-
vismus, weil die Wertmassstäbe einer positiven Rechtsordnung zu wechseln 
pflegen, bspw. wenn neue Gesetze erlassen werden.53

Aus dem Umstand, dass die Gerichte verfassungsrechtlich verpflichtet 
sind, die Wertungen der Rechtsordnung zu verwirklichen, «[…] folgt ein un-
lösbarer Zusammenhang zwischen der politisch geprägten Wertgrundlage und 

44	 Altwicker, Evidenzbasiertes Recht, S. 201. Von statistikbasierter Argumentation 
erhofft sich Altwicker einen Zugewinn an Rationalität (Altwicker, Statistikbasierte 
Argumentation, S. 619 ff.).

45	 Siehe zum Verfahren der Bundesgesetzgebung Gächter, Rechtsetzung.
46	 Höhn, S. 104 f.
47	 Rüthers, Auslegung, S. 437.
48	 Müller/Uhlmann/Höfler, Rz. 31.
49	 Müller/Uhlmann/Höfler, Rz. 32.
50	 Müller/Uhlmann/Höfler, Rz. 32; Höhn, S. 105.
51	 Gemeint sind unter anderem die Organe der Justiz von Bund, Kantonen und Gemein-

den (z. B. SGK-Looser, Art. 190 N 15 und SGK-Schindler, Art. 5 N 19).
52	 Rüthers, Auslegung, S. 432.
53	 Rüthers, Auslegung, S. 433.
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der Anwendung des Rechts».54 Gleichwohl würde es natürlich zu kurz greifen, 
Gerichte als gehorsame Instanzen zu beschreiben, die politische Ideologien 
umsetzen: Wenn Gerichte nach Widerspruchsfreiheit des Wertesystems stre-
ben, setzen sie dem Machthunger der Ideologien normative Grenzen.55

Auch der Sozialstaat hat ideologische Wurzeln: Am wirkungsvollsten 
war der Einfluss der Arbeiter:innenbewegung,56 aufgrund dessen z. B. die 
Haftpflicht von Fabrikbesitzern unter anderem für Berufskrankheiten einge-
führt und zu Beginn des 20. Jh. in die Unfallversicherung überführt wurde.57 
Sowohl bei der Berufskrankheit als auch bei der Haftpflicht der Arbeitgeben-
den für pflichtwidrig bewirkte Gesundheitsschäden verhandeln die Gerichte 
soziale, politische und weltanschauliche Wertvorstellungen, die der einschlä-
gigen Gesetzesbestimmung und der Rechtsordnung zugrunde liegen.58

Kapitel 5:  Kausalität
Ist zu beurteilen, ob der Einfluss am Arbeitsplatz ursächlich war für die Er-
krankung oder ob die Arbeitgebenden den Gesundheitsschaden der Arbeit-
nehmenden pflichtwidrig bewirkt haben, muss das Gericht den Kausalzusam-
menhang zwischen Ereignis und Folge anhand des konkreten Sachverhalts 
diskutieren. Wenn das Gericht die Kausalität diskutiert, befasst es sich mit 
ihren zwei Elementen, der natürlichen und der adäquaten Kausalität:59
—	Der natürliche, auch der naturwissenschaftliche60, der logische61 oder 

der naturgesetzliche62 Kausalzusammenhang bildet das Fundament, 
auf dem ein Leistungs- oder Haftpflichtanspruch steht, wobei dieses Fun-
dament nicht endlos ist respektive dort sein Ende findet, wo die Natur-
gesetze nicht mehr gelten.63 Es soll nicht rechtlich etwas existieren, das 

54	 Rüthers, Auslegung, S. 437.
55	 Rüthers, Auslegung, S. 441.
56	 Gächter/Burch, Soziale Sicherheit, Rz. 3.4 f.
57	 Gächter/Burch, Historischer Rückblick, Rz. 2.2.
58	 Siehe Rüthers, Auslegung, S. 436 f.
59	 Roberto, Haftpflichtrecht, Rz. 06.36.
60	 BGer-Urteil 5C.61/2004 vom 26.4.2005 E. 5.4. Die natürliche Kausalität wird aus juris-

tischer Sicht naturwissenschaftlich verstanden (siehe Brem, S. 311, und BGE 123 III 110, 
E. 3a). Allerdings ist es kein streng naturwissenschaftliches Begriffsverständnis, denn 
Lehre und Rechtsprechung legen diesen Begriff pragmatisch aus (Gasser, S. 10).

61	 BK OR-Brehm, Art. 41 N 105.
62	 Siehe Brem, S. 312 ff.; Ackermann, Beweis, S. 98.
63	 Gasser, S. 7.
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es tatsächlich gar nicht gibt.64 Und Tatsachen müssen grundsätzlich 
bewiesen werden.65

—	Dagegen schafft die adäquate Kausalität eine rechtliche Verknüpfung,66 
eine Verknüpfung zwischen einem bestimmten Ereignis und seiner Folge, 
wobei das Ereignis in der Regel eine Handlung ist, für die eine Person 
Verantwortung übernehmen soll.67 Anhand der Adäquanzbeurteilung 
wird entschieden,68 ob die Folge — im Einzelfall — dem Ereignis zugerech-
net69 werden soll.70

Der Begriff der Adäquanz kommt im Gesetz nicht vor.71 Methodologisch han-
delt es sich weder um eine Generalklausel72 noch um einen unbestimmten 
Rechtsbegriff.73 Wenn das Gericht die Adäquanz beurteilt, übt es auch kein 
Verwaltungsermessen aus.74 Eine Ermessungsausübung liegt im vorliegen-
den Kontext ebenfalls nicht vor, weil eine Ermessungsausübung nur dann 
anzunehmen ist, wenn dem Gericht durch ein Gesetz Ermessensspielraum 
eingeräumt wird.75

Die Adäquanztheorie, anhand derer die Adäquanz beurteilt wird, gibt 
vielmehr die Elemente vor, die in die juristischen Überlegungen miteinbezogen 

64	 Grundlegend Puppe, Verursachung, S. 408; Becker, Kausalität und Wahrscheinlich-
keit, S. 153.

65	 Siehe dazu hinten Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 2: 
Dogmatische Elemente, Vorbemerkungen.

66	 Armesto, Rz. 18.23.
67	 Bei der Beurteilung der Adäquanz wird «objektiv» zugerechnet, wohingegen bei der 

subjektiven Zurechnung beurteilt wird, ob die Folge einer bestimmten Person zu-
gerechnet werden soll (Rumo-Jungo, Fn. 416).

68	 Die Theorie der Adäquanz ist auch im Unfallversicherungsrecht eine wertende Zurech-
nungstheorie (Armesto, Rz. 18.59). Das Sozialversicherungsrecht hat die Zurechnungs-
theorie der Adäquanz aber dem Haftpflichtrecht entlehnt (Schaer, Zurechnungstheo-
rien, S. 156).

69	 Siehe dazu das Grundlagenwerk von Larenz. Larenz erkannte, dass die Adäquanz 
ein Kriterium der «objektiven» Zurechnung und nicht der Kausalität ist (Canaris, 
Larenz, S. 265).

70	 Diese Entscheidung erfolge «nach Recht und Billigkeit» im Sinne von Art. 4 ZGB, sagt 
das Bundesgericht (z. B. BGE 123 III 110 E. 3a, BGE 142 III 433 E. 4.5 und BGE 145 III 72 
E. 2.3.1).

71	 Hack-Leoni, Rz. 254.
72	 Gächter, Adäquanz, S. 20.
73	 Gächter, Adäquanz, S. 21.
74	 Hack-Leoni, Rz. 313.
75	 Siehe Schindler, Verwaltungsermessen, Rz. 480; Hack-Leoni, Rz. 311. Im Zivilrecht 

kommt dem Gericht insofern ein Ermessen zu, als die Schadenersatzbemessung 
(Art. 43/44 OR) in Anwendung der Adäquanztheorie erfolgt (siehe von Tuhr, S. 98 f.).
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werden müssen; die Adäquanztheorie strukturiert mithin die Beurteilung 
und die Beantwortung der Rechtsfrage: Weil mit der Adäquanz begründet 
wird, weshalb der Zusammenhang zwischen Ereignis und Folge rechtser-
heblich sein soll,76 ist sie als eine strukturierte Argumentation aufzufassen.77 
Es ist somit die Adäquanzbeurteilung, anhand derer soziale, politische und 
weltanschauliche Wertvorstellungen verhandelt werden.78

Die Adäquanz des Kausalzusammenhangs kann man nicht beweisen: 
Sie gehört nicht zum Sachverhalt, ist das Resultat einer Wertung.79 Die Dis-
kussion der Adäquanz erfordert rationalisierte (subjektive) Wertungen, was 
die adäquate Kausalität zum rechtspolitischen Institut macht, was auch das 
Bundesgericht anerkennt: «Rechtspolitischer Zweck der Adäquanz ist sowohl 
im Sozialversicherungs- als auch im Haftpflichtrecht eine Begrenzung der Haf-
tung.»80 Das Ergebnis der Adäquanzbewertung entscheidet darüber, ob ein 
Leistungs- oder Haftpflichtanspruch bejaht oder abgelehnt wird.81

Meiner Untersuchung lege ich die normorientiert strukturierte Gesetzes-
auslegung nach Höhn zugrunde.82 Ich lege somit offen, dass sich die Ausle-
gung generell an der Norm und den eng mit ihr verknüpften Gesichtspunkten 
orientieren sollte.83 Gleichzeitig wähle ich damit einen verfassungsrechtlichen 
Ansatz, bei dem die verfassungsrechtlichen Kompetenzen in die Ermittlung 
des Normsinns einer Gesetzesvorschrift einfliessen sollen.84

Ich werde die einschlägigen Gesetzesbestimmungen grammatikalisch, 
fachspezifisch, historisch, systematisch und teleologisch auslegen, um den 
Sinn der Normen zu ermitteln. Die normorientierte Gesetzesauslegung wird 
meine Argumentation strukturieren, sodass ich meine Forschungsfrage, ob 
die aktuellen Erkenntnisse zum Kausalzusammenhang zwischen psycho-
sozialen Belastungen am Arbeitsplatz und Erkrankungen die Auslegung von 

76	 Hack-Leoni, Rz. 291.
77	 Hack-Leoni, Rz. 622.
78	 Siehe vorne Teil 1: Ausgangslage, Kapitel 4: Recht und Politik.
79	 Z. B. BGE 123 III 110 E. 3a; Armesto, Rz. 18.63; Hack-Leoni, Rz. 5.
80	 BGE 123 III 110 E. 3a m. H. a. Lehre und bundesgerichtliche Rechtsprechung. Siehe 

dazu z. B. Maurer, Sozialversicherungsrecht, S. 341; Ackermann, Adäquanz und 
Vorhersehbarkeitsregel, S. 21; Hack-Leonie, N 4.

81	 Der Zweck der sozialversicherungsrechtlichen Adäquanz ist eine versicherungsmäs-
sig vernünftige und gerechte Abgrenzung leistungsbegründender und leistungsaus-
schliessender Sachverhalte, während die haftpflichtrechtliche Adäquanzbeurteilung 
einem differenzierten Schadenausgleich im konkreten Einzelfall dient (vgl. Kieser/
Landolt, N 622).

82	 Siehe Höhn.
83	 Höhn, S. 103.
84	 Gächter, Praktikabilität, S. 189.
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Art. 9 UVG und Art. 97 Abs. 1 i. V. m. Art. 328 OR verändern, anhand des Norm-
sinns dieser Gesetzesbestimmungen beantworten kann.

Kapitel 6:  Gang der Untersuchung
Zunächst werde ich mich mit Berufskrankheiten auseinandersetzen. Die Er-
krankung wird als Berufskrankheit anerkannt, wenn der berufliche Einfluss 
qualifiziert kausal für die Erkrankung war.85 Bei der Beantwortung der Frage, 
ob der berufliche Einfluss qualifiziert kausal ist, müssen arbeitsmedizinische 
Erkenntnisse, vorliegend epidemiologische Erkenntnisse, beurteilt werden. 
Die Auseinandersetzung mit der qualifizierten Kausalität i. S. v. Art. 9 UVG 
bildet den Schwerpunkt meiner Untersuchung.

In einem ersten Teil der Arbeit denke ich über das Verdopplungsrisiko 
nach. Das Verdopplungsrisiko ist gegeben, wenn das Risiko zu erkranken für 
exponierte Personen doppelt so gross ist wie für nicht exponierte Personen. 
Das Verdopplungsrisiko ist in der Epidemiologie ein Mass für die Stärke des 
Zusammenhangs und wird durch statistische Berechnungen ermittelt. Für 
die Arbeitsmedizin ist das Verdopplungsrisiko ein Indikator dafür, dass ein 
Kausalzusammenhang zwischen Exposition am Arbeitsplatz und Erkran-
kung zu vermuten ist. Das Verdopplungsrisiko spielt ausserdem eine ent-
scheidende Rolle, um die Berufsgruppentypik nachzuweisen.

Die Rechtswissenschaft bewertet das Verdopplungsrisiko bei der Beur-
teilung von Berufskrankheiten gleich mehrmals:
—	Das Verdopplungsrisiko kann die Grundlage sein, um einen Kausalzu-

sammenhang zu vermuten.
—	Das Verdopplungsrisiko kann Nachweis einer (Berufs-)Gruppentypik sein.
—	Das Verdopplungsrisiko kann beweisrechtlich relevant sein, weil es einen 

untersuchten Ablauf überwiegend wahrscheinlich machen kann.

Bei der Anwendung von Art. 9 Abs. 1 UVG wird für den Nachweis der qualifi-
zierten Kausalität das Verdopplungsrisiko verlangt.86 Die Rechtsprechung 
leitete daraus ab, dass im Rahmen von Art. 9 Abs. 2 UVG ein Vervierfachungs-
risiko zu verlangen ist.87 In dieser Arbeit werden die Herleitungen des Ver-

85	 Siehe Thomann, Rz. 16.76; KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 23–30; RBS-Nabold, S. 94, 
S. 96 und 98 f.; BSK UVG-Traub, Art. 9 N 11; OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 
UVG N 3 und 6.

86	 Siehe dazu hinten Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: 
Epidemiologie, Risiko und Ursachenspektrum.

87	 Vgl. BGE 116 V 136 E. 5c.
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dopplungsrisikos und die Schlussfolgerungen daraus entflochten, um den 
aktuellen Umgang der Schweizer Lehre und Rechtsprechung zu kritisieren:
—	Das Verdopplungsrisiko ist ein Mass für die Stärke des Zusammenhangs, 

das als eine Leitlinie einer Gesamtbeurteilung herangezogen wird, um 
kausale Schlussfolgerungen aus einem statistischen Zusammenhang zu 
ziehen.

—	Kann aufgrund einer Gesamtbeurteilung für einen Einfluss eine kausale 
Schlussfolgerung gezogen werden und ist für diesen Einfluss ein Verdopp-
lungsrisiko ermittelt worden, kann basierend darauf eine (juristische) 
natürliche Vermutung begründet werden.

—	Wenn das Verdopplungsrisiko in eine ätiologische Fraktion umgerech-
net wird, die dann auf ein Ursachenspektrum im Einzelfall übertragen 
wird, argumentiert man zirkulär: Die ätiologische Fraktion ist ein Mass, 
um das Potenzial von Präventionsmassnahmen bestimmen zu können, 
bei dem man voraussetzt, dass der untersuchte Einfluss kausal wirkt.

—	Das Verdopplungsrisiko kann Beweismass sein.
—	Das vom Bundesgericht entwickelte Vervierfachungsrisiko hat keine 

wissenschaftliche Grundlage, weshalb es den rechtswissenschaftlich-
methodologischen Anforderungen nicht genügt und unbeachtlich blei-
ben muss.

Wenn diskutiert wird, ob eine Berufskrankheit vorliegt, tendiert das Bun-
desgericht dazu, eine Berufstypik zu verlangen. Die rechtswissenschaftliche 
Lehre spricht sich grundsätzlich gegen eine Berufstypik aus.88 Mit der norm-
orientiert strukturierten Gesetzesauslegung begründe ich, weshalb die Vor-
aussetzung der Berufstypik nicht vom Sinn von Art. 9 UVG erfasst ist.

Weil bei hohem Job Strain am Arbeitsplatz das Risiko stark erhöht ist und 
mithin verdoppelt sein kann, an einer Depression zu erkranken, sind die Un-
fallversicherer89 verpflichtet, die Kausalität in jedem Einzelfall zu beurteilen. 
Die Arbeitsmedizin wird die erforderlichen Kriterien entwickeln, um die 
beruflich von ausserberuflich verursachten Depressionen abzugrenzen.90

Anschliessend werde ich die Frage beantworten, unter welchen Voraus-
setzungen eine erkrankte Person haftpflichtrechtliche Ansprüche geltend 

88	 Siehe ausführlich hinten Teil 3: Berufstypik.
89	 Ich spreche in dieser Untersuchung von Unfallversicherer, wenn ich die Versicherungs-

träger:in meine, und von Unfallversicherung, wenn ich über den Inhalt des UVG 
nachdenke.

90	 Siehe dazu hinten Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastun-
gen am Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 3: Unfallversicherung, Operationali-
sieren der Erkenntnisse.
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machen kann, wenn die Arbeitgebenden ihre Fürsorgepflicht verletzt haben 
(Art. 97 Abs. 1 i. V. m. Art. 328 OR). Nur wenn die Pflichtverletzung und die 
Erkrankung adäquat kausal verknüpft sind,91 sind die Arbeitgebenden haft-
pflichtig.

Wer krank geworden und überzeugt ist, dass die Arbeitsbedingungen 
die Ursache der Erkrankung sind, kann eine arbeitsmedizinische Abklärung 
verlangen (Art. 6 Abs. 4 ArG i. V. m. Art. 3 Abs. 3 ArGV 3). Will man Leistungen 
vergütet erhalten, stehen zwei Möglichkeiten zur Verfügung: Man meldet die 
Erkrankung entweder als Berufskrankheit an, damit die Unfallversicherer 
nach der Anerkennung die gesetzlichen Leistungen erbringen, oder man 
verlangt für den aus der Erkrankung entstanden Schaden Ersatz von der 
Arbeitgebenden. In beiden Fällen steht man vor einer hohen prozessualen 
Hürde: Wie kann man beweisen, dass die Krankheitsursache am Arbeitsplatz 
liegt und man ohne die Arbeitsumgebung nicht krank geworden wäre?

Um diese prozessuale Hürde zu senken, erklärt diese Untersuchung, wie 
Kausalitätsbeurteilungen methodologisch korrekt durchgeführt werden. 
Dafür werden nicht nur die epidemiologischen Grundlagen erarbeitet, son-
dern auch die geschichtlichen Hintergründe der einschlägigen Gesetzesbe-
stimmungen untersucht, um zu begründen, wie sie heutzutage auszulegen 
sind, damit die einschlägigen Gesetzesbestimmungen heute angesichts der 
bestehenden psychosozialen Gefahren an modernen Arbeitsplätzen ihrem 
Sinn entsprechend angewendet werden.

91	 Z. B. BK OR-Brehm, Art. 41 N 120.

13 Kapitel 6:  Gang der Untersuchung

https://perma.cc/Y7CT-LUKB
https://perma.cc/NF64-J3B7
https://perma.cc/7T2K-BFCR
https://perma.cc/2GH5-KPBN




Teil 2:  �Das Kausalitätsprinzip 
bei Berufskrankheiten

Kapitel 1:  Einführung
Umgangssprachlich wird unter Berufskrankheit jede gesundheitliche Störung 
verstanden, die nicht auf einen Unfall zurückgeht,92 sondern direkt oder in-
direkt auf die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit zurückzuführen ist.93 
Solche gesundheitlichen Probleme, die durch berufliche Belastungen allen-
falls mitverursacht oder begünstigt sein können, aber die gesetzlichen Kau-
salitätskriterien einer Berufskrankheit nicht erfüllen, sind rechtlich keine 
Berufskrankheiten, sondern als arbeitsassoziierte Gesundheitsstörungen zu 
qualifizieren.94

In diesem Kapitel geht es darum, das Kausalitätsprinzip zu verstehen, das 
von Gesetzes wegen für das Unfallversicherungsrecht bestimmend ist95 und 
das in Art. 9 UVG geregelt ist.

Art. 9 Abs. 1 UVG lautet:
«Als Berufskrankheiten gelten Krankheiten (Art. 3 ATSG), die bei der berufli-
chen Tätigkeit ausschliesslich oder vorwiegend durch schädigende Stoffe oder 
bestimmte Arbeiten verursacht worden sind. Der Bundesrat erstellt die Liste 
dieser Stoffe und Arbeiten sowie der arbeitsbedingten Erkrankungen.»

Und Art. 9 Abs. 2 UVG lautet:
«Als Berufskrankheiten gelten auch andere Krankheiten, von denen nachgewie-
sen wird, dass sie ausschliesslich oder stark überwiegend durch berufliche 
Tätigkeit verursacht worden sind.»

Art. 9 Abs. 3 UVG lautet sodann:
«Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind Berufskrankheiten von ihrem Aus-
bruch an einem Berufsunfall gleichgestellt. Sie gelten als ausgebrochen, sobald 

92	 Maurer, Recht und Praxis, S. 126.
93	 Maurer, Unfallversicherungsrecht, S. 205.
94	 Jost Marcel / Pletscher Claudia, Suva-Factsheet, Berufskrankheiten, Version März 

2013, S. 6 f.; Maurer, Unfallversicherungsrecht, S. 205 f.
95	 Statt vieler Maurer, Sozialversicherungsrecht, S. 276.
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der Betroffene erstmals ärztlicher Behandlung bedarf oder arbeitsunfähig 
(Art. 6 ATSG) ist.»

Eine Erkrankung kann eine Listenkrankheit nach Art. 9 Abs. 1 UVG sein, wobei 
es der Bundesrat ist, der die Listenkrankheiten bestimmt (Art. 9 Abs. 1 Satz 2 
UVG), oder über Art. 9 Abs. 2 UVG als Berufskrankheit anerkannt werden. Ist 
die Erkrankung als Berufskrankheit anerkannt, erbringt die Unfall- und nicht 
die Krankenversicherung ihre gesetzlichen Leistungen (Art. 6 Abs. 1 i. V. m. 
Art. 9 UVG).96

Ätiologie (Entstehung)97 und Pathogenese (Verlauf)98 spielen bei der 
Berufskrankheit — im Gegensatz zur gewöhnlichen Krankheit99 — eine ele-
mentare Rolle (Kausalitätsprinzip).100

Eine Krankheit nach Art. 3 ATSG wird als Berufskrankheit anerkannt, 
wenn:
—	sie bei der beruflichen Tätigkeit ausschliesslich oder vorwiegend durch 

schädigende Stoffe oder bestimmte Arbeiten verursacht worden ist (Art. 9 
Abs. 1 Satz 1 UVG) oder

—	nachgewiesen ist, dass sie ausschliesslich oder stark überwiegend durch 
berufliche Tätigkeit verursacht worden ist (Art. 9 Abs. 2 UVG).

Art. 9 Abs. 1 Satz 1 und Art. 9 Abs. 2 UVG verlangen mit dem Wort «verursacht» 
die Kausalität ausdrücklich. Die Kausalität muss zwischen dem beruflichen 
Einfluss (schädigende Stoffe, bestimmte Arbeiten oder berufliche Tätigkeit) 
und der Krankheit bestehen, damit diese als Berufskrankheit anerkannt 
wird.101 Die Kausalität ist ein Rechtsinstitut,102 zu dem die Rechtswissen-

96	 Die Unfallversicherung gewährt Pflegeleistungen, Kostenvergütungen und Geldleis-
tungen (Art. 15 ff. UVG), die sich nach dem versicherten Verdienst der berufskranken, 
versicherten Person bemessen (Art. 15 Abs. 1 UVG).

97	 Die Ätiologie ist die medizinische Disziplin, die sich mit der einer Erkrankung zu-
grunde liegenden konkreten Ursache bzw. allgemein mit den der Entstehung und der 
Entwicklung einer Erkrankung zugrunde liegenden Ursachen, Risikofaktoren und 
krankhaften Regulationsmechanismen im Einzelfall beschäftigt (Pschyrembel online).

98	 Die Pathogenese ist die Lehre von der Entwicklung von Krankheiten. Die Pathogenese 
umfasst den Auslöser, anschliessende Folgereaktionen und insbesondere den Verlauf 
einer Erkrankung auf physiologischer Ebene und ist begrifflich von der Ätiologie ab-
zugrenzen, weil die Ätiologie die Ursache einer Erkrankung beschreibt (Pschyrembel 
online).

99	 Mit «gewöhnliche Krankheiten» sind diejenigen Krankheiten nach Art. 3 ATSG ge-
meint, die eine Leistungspflicht der Krankenversicherung auslösen.

100	 Statt aller BSK UVG-Traub, Art. 9 N 11.
101	 Armesto, Rz. 18.25.
102	 Siehe vorne Teil 1: Ausgangslage, Kapitel 5: Kausalität.
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schaft viele dogmatische Facetten entwickelt hat. Diese Facetten werden nun 
en détail beleuchtet.

Kapitel 2:  Dogmatische Elemente
I.	 Vorbemerkungen

Das Rechtsinstitut der Kausalität wird dogmatisch in den natürlichen und 
den adäquaten Kausalzusammenhang unterteilt:103
—	Natürliche Ursachen sind alle Ereignisse, ohne deren Vorhandensein die 

Folge nicht, nicht in gleicher Weise oder nicht zur gleichen Zeit eingetre-
ten wäre (sog. conditio sine qua non).104

—	Adäquate Ursache ist jedes Ereignis, das nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge und der allgemeinen Lebenserfahrung als geeignet erscheint, 
die eingetretene Folge zu bewirken, so dass der Eintritt dieser Folge als 
durch dieses Ereignis begünstigt erscheint.105

Die natürliche Kausalität ist eine Tatsache, die grundsätzlich bewiesen werden 
muss.106 Im Unfallversicherungsrecht gilt, sofern das Gesetz keine anders-
lautende Bestimmung enthält, das Beweismass der überwiegenden Wahr-
scheinlichkeit.107 Das Gericht bewertet denjenigen Sachverhalt rechtlich, der 
von allen möglichen Geschehensabläufen der wahrscheinlichste ist.108 Der 
natürliche Kausalzusammenhang ist zu bejahen oder zu verneinen; es gilt 
das Alles-oder-nichts-Prinzip.109

103	 Statt vieler OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 3. Die Kausalität ist einer-
seits ein Tatsachen- und Beweisproblem (natürlicher Kausalzusammenhang) und 
andererseits ein Wertungsproblem (adäquater Kausalzusammenhang), indem durch 
rechtliche Wertung ein Bedürfnis nach Eingrenzung und Auswahl von Ursachen be-
steht (vgl. Meyer-Blaser, S. 82, aber auch Ackermann, Adäquanz und Vorherseh-
barkeitsregel, S. 27).

104	 Siehe für das Sozialversicherungsrecht Scartazzini, S. 15, und Armesto, Rz. 18.27. 
Siehe dazu die Kritik bei Engisch: Wenn man die ursprüngliche Denkformel um die 
Elemente «nicht in gleicher Weise bzw. nicht zur gleichen Zeit eingetreten» erweitert 
und versucht, den besonderen Verlauf als natürlich kausal zu deuten, setzt man den 
besonderen Verlauf voraus, anstatt diesen nachzuweisen (vgl. Engisch, S. 16).

105	 Armesto, Rz. 18.58 m. H. a. die bundesgerichtliche Rechtsprechung.
106	 Statt vieler BSK UVG-Traub, Art. 9 N 43.
107	 BGE 138 V 218 E. 6. Siehe statt Vieler Kieser/Landolt, N 489 f.
108	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 43 m. H. a. BGE 138 V 218 E. 6. Damit ist ein Wahrscheinlich-

keitsgrad von generell 75 % im Sozialversicherungsrecht offensichtlich nicht voraus-
gesetzt (vgl. BGer-Urteil 9C_717/2009 vom 20.10.2009 E. 3.3).

109	 Schlegel/Gilg, S. 15; Armesto, Rz. 18.29.
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Der Unfallversicherer muss — dem Untersuchungsgrundsatz gemäss Art. 43 
Abs. 1 und Art. 61 Bst. c ATSG folgend — den rechtserheblichen Sachverhalt ab-
klären.110 Die versicherte Person trägt die Folgen der Beweislosigkeit, wenn sie 
eine Leistung beanspruchen will, obwohl die Abklärung ergebnislos geblieben 
ist,111 «wenn es sich als unmöglich erweist, […] einen Sachverhalt zu ermitteln, 
der zumindest die Wahrscheinlichkeit für sich hat, der Wirklichkeit zu entspre-
chen.»112 Der Beweis dagegen ist unmöglich, wenn aufgrund medizinischer 
Forschungsergebnisse ein Erfahrungswert dafür besteht, dass eine berufliche 
Ursache einer Krankheit gar nicht nachgewiesen werden kann.113 Ob sich ein 
Sachverhalt ermitteln lässt, ist Beweiswürdigung,114 die wertend erfolgt.115

Weil der naturwissenschaftlich geprägte Begriff der natürlichen Kausa-
lität sehr weit gefasst ist, werden anhand der Adäquanztheorie diejenigen 
Ursachen bestimmt, die rechtserheblich sein und in die Entscheidung des 
Gerichts einfliessen sollen.116 Hierbei muss das Gericht sämtliche Umstände 
des Einzelfalls sowie die einschlägige Norm und gegebenenfalls den Normen-
komplex, in den die Norm eingebettet ist, berücksichtigen.117

Die Adäquanz bezweckt im Recht der sozialen Unfallversicherung als 
wertendes Element die vernünftige und gerechte Abgrenzung von leistungs-
begründenden und leistungsausschliessenden Umständen.118 Durch die Aus-
wahl der Ursachen wird der rechtliche Verantwortungsbereich der Unfall-
versicherung begrenzt.119

Weil eine Krankheit nur dann eine Berufskrankheit ist, wenn sie durch 
den beruflichen Einfluss verursacht worden ist, muss zwischen dem berufli-
chen Einfluss und der Krankheit ein natürlicher und ein adäquater Kausalzu-
sammenhang bestehen.120 Art. 9 Abs. 1 Satz 1 UVG bringe mit dem Wort «vor-
wiegend» zum Ausdruck, dass eine qualifizierte Kausalität verlangt wird.121 

110	 Armesto, Rz. 18.6.
111	 Armesto, Rz. 18.17.
112	 BGE 138 V 218 E. 6 m. H. a. BGE 117 V 261 E. 3b.
113	 BGE 126 V 183 E. 4c; BGE 116 V 143 E. 5c; BSK UVG-Traub, Art. 9 N 46.
114	 BGE 138 V 218 E. 6.
115	 Statt vieler BSK UVG-Traub, Art. 9 N 43.
116	 Armesto, Rz. 18.59.
117	 Armesto, Rz. 18.60.
118	 Kieser/Landolt, N 540.
119	 Rumo-Jungo, N 746; Gächter, Adäquanz, S. 15; Hack-Leonie, N 5.
120	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 3.
121	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 3. Die Schweizer Lehre spricht im Zu-

sammenhang von Art. 9 UVG einstimmig von einem qualifizierten Kausalzusammen-
hang (siehe Thomann, Rz. 16.76; KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 23–30; RBS-Nabold, 
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Ein natürlicher Kausalzusammenhang im Sinne einer conditio sine qua non 
genüge nicht.122

II.	 Versicherungsdeckung
A.	 Beruflicher Einfluss
Für Lehre und Rechtsprechung ist eine Ursache vorwiegend, wenn die beruf-
liche Ursache mehr wiegt als alle mitbeteiligten Ursachen, mithin im sog. 
individuellen Ursachenspektrum mehr als 50 % ausmacht.123

Es handelt sich um einen beruflichen Einfluss, wenn es sich um einen Ein-
fluss der beruflichen Tätigkeit handelt: Zur beruflichen Tätigkeit gehören 
Verrichtungen, die auf Anordnung oder im Interesse der Arbeitgebenden 
durchgeführt werden (Art. 7 Abs. 1 UVG).124 Berücksichtigt werden sämtliche 
beruflichen Tätigkeiten, die eine erkrankte Person ausgeübt hat, während 

S. 99; BSK UVG-Traub, Art. 9 N 11; OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 3 
und 6).

122	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 23.
123	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 1; Thomann, Rz. 16.76; KOSS UVG-

Flückiger, Art. 9 N 24; RBS-Nabold, S. 94; BSK UVG-Traub, Art. 9 N 37; so bereits 
Maurer, Unfallversicherungsrecht, S. 221 f.; z. B. BGE 119 V 200 E. 2a; BGE 133 V 421 E. 4.1. 
Es gibt Lehrmeinungen, die eine Ursache bereits dann als vorwiegend erachten, wenn 
sie im Ursachenspektrum einen wesentlich höheren Anteil aufweisen als alle übrigen 
Einflussfaktoren (siehe KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 9). Bei mehr als zwei Ursachen 
müsste die Wahrscheinlichkeit nach EVG-Urteil 50/01 vom 19.10.2001 E. 2b nicht not-
wendigerweise mindestens 50 % (bzw. mehr als 50 %) betragen. Dieses Verständnis 
der wahrscheinlichsten Sachverhaltsvariante gilt allerdings nach BGE 117 V 354 E. 2a 
nicht für die Kausalität bei Berufskrankheiten.

124	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 12; Thomann, Rz. 16.73 f.; BSK UVG-Traub, Art. 9 N 28; 
gl. M. wohl auch OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 2.

  Beruflicher Einfluss
 � 1. Einfluss aus dem privaten Bereich

 � 2. Einfluss aus dem privaten Bereich
 � 3. Einfluss aus dem privaten Bereich

51 %

15 %

21 %

13 %

Sog. Ursachenspektrum
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sie nach UVG versichert war.125 Dem beruflichen Anteil an der Erkrankung 
werden die Ursachenanteile gegenübergestellt, die auf Einflüsse aus dem Pri-
vatbereich (Freizeit oder selbständige Erwerbstätigkeit) entfallen, wenn dafür 
keine freiwillige Versicherungsdeckung besteht.126

Es stellt sich die Frage, wann eine versicherte Person nach UVG versichert 
ist: Als Berufsunfälle gelten Unfälle nach Art. 4 ATSG, die der versicherten 
Person (a.) bei Arbeiten, die sie auf Anordnung der Arbeitgebenden oder in 
deren Interesse ausführt, oder (b.) während der Arbeitspausen sowie vor und 
nach der Arbeit, wenn sie sich befugter Weise auf der Arbeitsstätte oder im 
Bereich der mit ihrer beruflichen Tätigkeit zusammenhängenden Gefahren 
aufhält, zustossen (Art. 7 Abs. 1 UVG). Stösst der versicherten Person ein Unfall 
bei Transporten mit betriebseigenen Fahrzeugen auf dem Arbeitsweg zu, die 
die Arbeitgebende organisiert und finanziert, gilt dieser als Berufsunfall (Art. 12 
Abs. 1 Bst. d. UVV). Für teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmende, deren wöchent-
liche Arbeitszeit mindestens acht Stunden nicht erreicht, gelten Unfälle auf 
dem Arbeitsweg als Berufsunfälle (Art. 13 Abs. 2 UVV). Art. 1a Abs. 4 UVV sieht 
weitere Ausnahmen in Sonderfällen vor.

Flückiger fasst die berufliche Tätigkeit enger als den Zeitraum, wäh-
rend dessen sich ein Berufsunfall ereignen kann.127 Weil der Arbeitsweg nicht 
in der Risikosphäre der Arbeitgebenden liegt und sie keine Massnahmen zur 
Verhütung ergreifen können, genüge die dortige Exposition nicht, um die 
verursachte Krankheit als Berufskrankheit anzuerkennen.128 Bei Einflüssen 
während Geschäftsreisen und Weiterbildungen sei ein hinreichender Bezug 
zur beruflichen Tätigkeit hingegen zu vermuten.129

Der natürliche Kausalzusammenhang enthält ein zeitliches Kriterium.130 
Wertend setzt nun Flückiger voraus, dass die Ursache der Erkrankung vor-
wiegend während der beruflichen Tätigkeit gewirkt haben muss.131 Ebenfalls 
ein zeitliches Kriterium bespricht Traub, wenn er voraussetzt, dass die Berufs-

125	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 27.
126	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 28.
127	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 12.
128	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 13. Das Bundesgericht hat die Frage offengelassen, 

ob Einflüsse auf dem Arbeitsweg zur beruflichen Tätigkeit gehören (BGer-Urteil 
8C_872/2013 vom 12.6.2014). Für Flückiger korrespondieren Risikosphäre und Ver-
hütungsmöglichkeit, nachdem er von Kieser, Entscheidbesprechungen, S. 1600 f., 
überzeugt worden ist.

129	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 14.
130	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 2: Dogma-

tische Elemente, Vorbemerkungen.
131	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 21 und 29.
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krankheit berufsbedingt ist, wenn ein beruflicher Einfluss von gewisser Dauer 
vorliegt.132

Der überwiegende Teil der Lehre verlangt nur in Anwendung von Art. 9 
Abs. 2 UVG, dass die versicherte Person für eine gewisse Dauer einem typischen 
Berufsrisiko133 ausgesetzt war.134

B.	 Berufskrankheit und Folgen

Von einer Berufskrankheit kann man genesen, sie kann aber auch zum Tod 
oder zu einer Folgeerkrankung führen. Auch der Tod und die Folgeerkran-
kung sind unfallversicherte Risiken, wenn zwischen Berufskrankheit und 
deren Folge ein (gewöhnlicher) natürlicher und (bei psychischen Folgeschä-
den) ein (gewöhnlicher) adäquater Kausalzusammenhang besteht.135

Eine Raumpflegerin, die eine Nickelallergie an Händen und Füssen ent-
wickelte und in der Folge psychisch erkrankte, musste den adäquaten Kausal-
zusammenhang zwischen der Berufskrankheit und der psychischen Erkran-
kung begründen.136 Weil psychische Krankheiten multifaktoriell137 bedingt 
sind und in casu ausserberufliche Einflussfaktoren gegen die Adäquanz des 
Kausalzusammenhangs sprachen, fiel die Krankheit nicht in den Verantwor-
tungsbereich der Unfallversicherung.138

Böhm bemerkt zu Recht, dass die Wendung «multifaktoriell bedingt» da-
rauf hinweist, dass kein vernünftiges Konzept vorliegt, um den Sachverhalt 
«halbwegs plausibel» zu erklären.139 Gerber meint, dass die Komplexität kei-
nen Grund für eine Beweismassreduktionen sei.140 Im Recht der Berufskrank-
heiten dient die Wendung «multifaktoriell» nicht dazu, eine Beweismassre-
duktion zu gewähren; sie dient vielmehr dazu, die beruflichen Einflüsse als 

132	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 29.
133	 Siehe zum berufstypischen Risiko ausführlich hinten unter Teil 3: Berufstypik.
134	 RBS-Nabold, S. 98; OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 5; KOSS UVG-Flü-

ckiger, Art. 9 N 39; widersprüchlich Thomann, Rz. 16.72 und 16.77.
135	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 15 m. H. a. BGE 129 V 177 E. 3.3; gl. M. KOSS UVG-Flückiger, 

Art. 9 N 55 f., Thomann, Rz. 16.80 und RBS-Nabold, S. 99; bereits Maurer, Recht und 
Praxis, S. 133 f.

136	 BGer-Urteil 8C_282/2020 vom 3.9.2020 E. 6.2.
137	 Multifaktoriell ist eine Erkrankung, wenn sie auf die Arbeitswelt, die Umwelt, die per-

sönliche Lebensführung und genetische Komponenten oder auf das Zusammenwirken 
aller dieser Faktoren zurückzuführen ist (Watermann, Aussagekraft epidemiologi-
scher Befunde, S. 156).

138	 BGer-Urteil 8C_282/2020 vom 3.9.2020 E. 6.3.
139	 Böhm, S. 8 Fn. 7.
140	 Gerber, N 1202.
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Gelegenheitseinwirkungen darzustellen und die Ursache dem Ausserberuf-
lichen zuzuordnen.141

Im Gegensatz zu den Leistungen bei Berufskrankheit werden bei den 
Folgen Tod oder Folgeerkrankung der Berufskrankheit die Prinzipien der 
Leistungskürzung nach Art. 36 UVG angewendet:142
—	Nicht gekürzt werden Pflegeleistungen und Kostenvergütungen sowie die 

Taggelder und Hilflosenentschädigungen, wenn die Gesundheitsschä-
digung nur teilweise Folge einer Berufskrankheit ist (Art. 36 Abs. 1 UVG).

—	Invalidenrenten, Integritätsentschädigungen und Hinterlassenenren-
ten dagegen werden angemessen gekürzt, wenn die Gesundheitsschä-
digung oder der Tod nur teilweise die Folge einer Berufskrankheit ist 
(Art. 36 Abs. 2 Satz 1 UVG).

—	Die Gesundheitsschädigungen vor der Berufskrankheit, die zu keiner 
Verminderung der Erwerbsfähigkeit geführt haben, werden dabei nicht 
berücksichtigt (Art. 36 Abs. 2 Satz 2 UVG).

Kieser dagegen ist der Ansicht, dass bei Berufskrankheiten grundsätzlich 
nicht nach Art. 36 UVG gekürzt werden darf, also auch nicht bei den Folgen 
der Berufskrankheit, weil sie eigene Anforderungen an die Kausalität stellen, 
mit denen mithin hingenommen werde, dass andere Ursachen in bestimm-
tem Mass mitwirken.143

In der vorliegenden Arbeit wird der Kausalzusammenhang zwischen 
psychosozialen Belastungen am Arbeitsplatz und (Erst-)Erkrankungen und 
nicht die Kausalität zwischen einer Berufskrankheit und möglichen Folgen, 
wie z. B. dem Tod, untersucht, weshalb nur die qualifizierte Kausalität be-
leuchtet wird.

III.	 Beweismass

Der prozessuale Vorgang, in dem die natürliche Kausalität nachgewiesen wird, 
heisst Beweis: Mit dem Beweis muss das Gericht vom Wahrheitsgehalt einer 
Sachbehauptung überzeugt werden.144 Der Beweis ist auf der einen oder an-
deren Seite erbracht, wenn das Gericht — auf objektiven Gründen basierend —    
von der Wahrheit oder der Unwahrheit einer Behauptung überzeugt ist; er 

141	 Siehe Ackermann, Beweis, S. 99. Zur methodologisch problematischen Gelegenheits-
ursache Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Zeitliche Aspekte, Gele-
genheitsursache.

142	 Maurer, Recht und Praxis, S. 134 Fn. 33a.
143	 Kieser, ATSG, Art. 4 N 161.
144	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 56.
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ist misslungen, wenn beides offenbleibt.145 Der Beweis hat drei Elemente: 
Beweisführung, Beweiswürdigung und Beweismass.146

Wenn die Parteien die zulässigen Beweismittel (vgl. Art. 168 ZPO) in den 
Gerichtsprozess einbringen, führen sie Beweis.

Weil die tatsächliche Wahrheit, die Übereinstimmung von Behauptung 
und Wirklichkeit, im Nachhinein von Menschen nicht mehr erkannt werden 
kann, sucht das Gericht bei der Würdigung der Beweise nach der praktischen 
Wahrheit.147 Wahr ist, wovon das Gericht überzeugt ist.148 Ab wann von einer 
solchen Überzeugung ausgegangen werden darf und muss, bestimmt das 
Beweismass.149

Der Beweis ist erbracht, wenn das Gericht durch die Würdigung der Be-
weise zur subjektiven Überzeugung gelangt, die streitige Sachbehauptung sei 
mit der erforderlichen objektiven Intensität nachgewiesen oder widerlegt.150 
Das Beweismass ist die Hürde, die im Überzeugungsprozess zu überspringen 
ist; fällt die Hürde, ist von Beweislosigkeit auszugehen.151 Wo es das Gesetz 
nicht anders bestimmt, hat derjenige das Vorhandensein einer behaupteten 
Tatsache zu beweisen, der daraus Rechte ableitet (Art. 8 ZGB). Die beweispflich-
tige Person trägt die Beweislast und daher die Folgen der Beweislosigkeit.152

Das Beweismass153 gibt die Intensität des Beweises vor, mit dem die Sach-
behauptung nachgewiesen sein muss, um die Rechtsfolge der Norm auszu-
lösen.154 Es gibt drei Beweismasse:
—	Das Regelbeweismass ist der strenge, sichere oder strikte Beweis und ist 

erfüllt, wenn das Gericht von der Wahrheit der Tatsache voll überzeugt 
ist.155

—	Das reduzierte Beweismass der überwiegenden Wahrscheinlichkeit ist 
erfüllt, wenn das Gericht nicht ernsthaft davon ausgeht, dass sich die 
Tatsache anders zugetragen hat.156

145	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 56.
146	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 56.
147	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 57.
148	 Kummer, S. 135 zit. n. BK ZGB-Walter, Art. 8 N 57.
149	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 57.
150	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 57.
151	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 57.
152	 Siehe BK ZGB-Walter, Art. 8 N 56 f.
153	 Synonyme sind Beweisintensität, Beweisgrad, Beweisstärke und Beweisquantum 

(siehe BK ZGB-Walter, Art. 8 N 126).
154	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 126.
155	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 134.
156	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 138.
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—	Das Beweismass des Glaubhaftmachens ist erfüllt, wenn einiges für die 
Tatsache spricht, sie also wahrscheinlich ist, selbst wenn die Möglichkeit 
besteht, dass sich die Tatsache anders zugetragen hat.157

Welches Beweismass im Einzelfall anzuwenden ist, stellt eine Frage des ma-
teriellen Rechts dar und ergibt sich aus der einschlägigen Gesetzesvorschrift, 
bisweilen aus Rechtsprechung und Lehre. Der Ursachenanteil, der im Rah-
men von Art. 9 UVG nachzuweisen ist, muss praxisgemäss den Anforderun-
gen des reduzierten Beweismasses genügen, also überwiegend wahrschein-
lich sein.158 Das Beweismass ist aus Gründen der Praktikabilität reduziert.159

Bei der Beurteilung, ob eine Berufskrankheit nach Art. 9 Abs. 2 UVG vor-
liegt, wollen Lehre und Rechtsprechung allerdings einen strengen Massstab 
anwenden, was sie aus den Worten «ausschliesslich oder stark überwiegend» 
herleiten.160

Kieser/Gehring/Bollinger schreiben nun, an den Nachweis der Kau-
salität bei der Berufskrankheit würden erhöhte Anforderungen gestellt.161 
Wenn die Berufskrankheit nachgewiesen ist, werde für die Folgen der Berufs-
krankheit das reduzierte Beweismass verlangt.162 Bei Kieser/Gehring/Bol-
linger variiert das Beweismass, je nachdem ob die Berufskrankheit nach-
zuweisen ist oder die Folge einer Berufskrankheit beurteilt wird.

Es wird deshalb zunächst zu klären sein, wie sich Art. 9 UVG auf das Be-
weismass der qualifizierten Kausalität auswirkt.

IV.	 Relatives Risiko

In der Regel kann der Kausalzusammenhang bei Berufskrankheiten anhand 
der spezifischen medizinischen Befunde beurteilt werden.163 Bei multifak-

157	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 153.
158	 Gerber, N 913; RBS-Nabold, S. 98 m. H. a. BGer-Urteil 8C_465/2011 vom 7.9.2011 E. 7.2; 

BSK UVG-Traub, Art. 9 N 43; KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 40 und 43. Summermat-
ter/Jacober ordnen den Wortlaut «stark überwiegend» als Anforderung an das Be-
weismass ein und verlangen deshalb eine hohe Wahrscheinlichkeit (Summermat-
ter/Jacober, S. 146 f.).

159	 Vgl. BGE 119 V 7 E. 3c/bb.
160	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 5; BSK UVG-Traub, Art. 9 N 39 und 

42; Thomann, Rz. 16.77–16.79; siehe die Kasuistik bei OFK-Kieser/Gehring/Bollin-
ger, Art. 9 UVG N 13. Siehe ausführlich hinten Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen 
psychosozialen Belastungen am Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 3: Unfall-
versicherung, Stark überwiegende Verursachung.

161	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 16.
162	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 16.
163	 Jost/Pletscher (Fn. 94), S. 2
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toriell bedingten Krankheiten ist die Beurteilung des Kausalzusammen-
hangs anhand medizinischer Kriterien im Einzelfall nicht immer möglich.164 
Um im Einzelfall zu prüfen, ob die beruflichen Faktoren die ausserberufli-
chen übertreffen, werden epidemiologische Erkenntnisse heranzogen.165

Bei Krankheiten, die durch ausserberufliche, private Einflüsse verur-
sacht sein können, werden epidemiologische Studien zugelassen, um den 
Kausalzusammenhang zwischen beruflicher Tätigkeit und Erkrankung 
nachzuweisen.166 Dabei stellt man auf das sog. relative Risiko ab, mit dem das 
Verhältnis der Erkrankungswahrscheinlichkeiten zwischen (am Arbeits-
platz) exponierten und nicht exponierten Personen dargestellt wird.167

Wenn im Kontext der Berufskrankheiten Erkrankungswahrscheinlich-
keiten beurteilt werden, wird die Formel

EF = (RR-1) / RR,

angeführt, wobei EF für die ätiologische Fraktion und RR für das relative 
Risiko steht.168

Jost/Pletscher halten im Suva-Factsheet zu den Berufskrankheiten 
fest, dass das RR in der Mehrzahl der zur Verfügung stehenden Studien respek-
tive Metaanalysen über 2,0 betragen muss.169 Fügt man 2,0 in die obige Formel 
ein, erhält man eine ätiologische Fraktion von 0,5. Lehre und Rechtsprechung 
schliessen daraus, dass bei einem um 2,0 erhöhten Risiko von einem individu-
ellen beruflichen Ursachenanteil auszugehen ist, der im Ursachenspektrum 
mehr als 50 % ausmacht.170 Weil im Recht der Berufskrankheiten der Kausal-
zusammenhang im Einzelfall schwierig zu belegen sein kann, entspricht 
eine klare Grenzziehung bei einem RR von 2,0 am besten den Geboten der 
Gesetzmässigkeit und der Rechtsgleichheit.171

Das Bundesgericht leitete dann daraus ab, dass das nach Art. 9 Abs. 2 UVG 
massgebende Kriterium stark überwiegend vor diesem Hintergrund 75 % des 
Ursachenspektrums entspreche:

164	 Jost/Pletscher (Fn. 94), S. 2
165	 Jost/Pletscher (Fn. 94), S. 2
166	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 38.
167	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 38. Jost/Pletscher (Fn. 94), S. 2, bestätigt in EVG-Urteil 293/99 

vom 11.5.2000.
168	 Jost/Pletscher (Fn. 94), S. 2.
169	 Jost/Pletscher (Fn. 94), S. 2, bestätigt in EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000.
170	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 38 und KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 31 m. H. a. EVG-Urteil 

293/99 vom 11.5.2000 E. 4b.
171	 Schlegel/Gilg, S. 15.
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«Das massgebende Kriterium ‹stark überwiegend› liegt zwischen ‹vorwie-
gend› und ‹ausschliesslich›. Eine vorwiegende Verursachung durch schädi-
gende Stoffe und Arbeiten kann aber nur gegeben sein, wenn diese mehr wie-
gen als alle andern mitbeteiligten Ursachen, mithin im gesamten Ursachen-
spektrum mehr als 50 % ausmachen. Ausschliessliche Verursachung hingegen 
meint praktisch 100 %. Es liegt daher nahe, die Grenze für ‹stark überwiegend› 
in der Mitte zwischen ‹vorwiegend› (mehr als 50 %) und ‹ausschliesslich› 
(100 %) anzusiedeln.»172

Die Rechtsprechung und mit ihr ein Teil der Lehre vertritt deshalb die Meinung, 
es bedürfe eines RR von 4,0, weil dieses in die Formel eingefügt (4,0 − 1,0 / 4,0 = 
0,75) 75 % ergibt, um die stark überwiegende Verursachung mit einer Mehr-
zahl von epidemiologischen Studien nachzuweisen.173 Demnach müsse eine 
Krankheit bei beruflich exponierten Personen vier Mal häufiger auftreten, als 
das bei der Gesamtbevölkerung der Fall ist, um über Art. 9 Abs. 2 UVG als 
Berufskrankheit anerkannt zu werden.174

V.	 Bisherige Erkenntnisse

Die Berufskrankheit ist eine Erkrankung, die qualifiziert kausal während der 
versicherten beruflichen Tätigkeit verursacht wird. Um die Voraussetzungen 
zu erfüllen, müssen zwei Fragen mit «ja» beantwortet werden können:

1.	 Waren die Arbeitnehmenden während einer versicherten Tätigkeit einem 
äusseren Einfluss ausgesetzt?

2.	 War der äussere Einfluss während der versicherten Tätigkeit qualifiziert 
kausal für die Erkrankung der versicherten Personen?

172	 BGE 114 V 109 E. 3c m. H. a. Schlegel/Gilg, S. 15 f.
173	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 41 m. H. a. EVG-Urteil 337/01 vom 27.8.2003 E. 2.2; KOSS UVG-

Flückiger, Art. 9 N 43 m. H. a. BGE 116 V 136.
174	 Vgl. BGE 116 V 136 E. 5c.

äusserer 
 Einfluss

Berufskrankheit

qualifizierter Kausalzusammenhang

FolgeschadenKrankheit
berufliche 
Tätigkeit

26 Teil 2:  Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten

https://perma.cc/5NJD-VSWB
https://perma.cc/4WSK-MQZN
https://perma.cc/YS8R-UDZF
https://perma.cc/PJ8L-X67T
https://perma.cc/PJ8L-X67T


Grundsätzlich muss der Unfallversicherer den Sachverhalt so abklären, dass 
diese beiden Fragen beantwortet werden können. Bleibt die Abklärung er-
gebnislos, trägt die versicherte Person ausnahmsweise die Beweislast für den 
Kausalzusammenhang, wenn sie Leistungen von der Unfallversicherung 
beanspruchen will.

Lehre und Rechtsprechung nehmen einen qualifizierten Kausalzusam-
menhang nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1 UVG an, wenn der berufliche Einfluss im 
individuellen Ursachenspektrum überwiegt, also einen Anteil von mehr als 
50 % hat. Eine qualifizierte Kausalität nach der Generalklausel von Art. 9 Abs. 2 
UVG wird dann angenommen, wenn der berufliche Einfluss im Vergleich zu 
privaten Einflüssen stark überwiegend ist, d. h. im Ursachenspektrum mind. 
75 % ausmacht.

Kapitel 3:  Anwendung in der Praxis
I.	 Benzol-Exposition und Erkrankung des Knochenmarks

Das EVG musste in einem Leitentscheid175 folgenden Sachverhalt beurteilen: 
Der Versicherte arbeitete seit dem 16. Mai 1979 auf einer Autobahnraststätte. Im 
Jahr 1994, also mehr als 14 Jahre später, erkrankte er an einem myelodysplas-
tischen Syndrom. Myelodysplastisches Syndrom («MDS») ist ein Sammel-
begriff: Darunter fallen Erkrankungen des Knochenmarks, bei denen die Blut-
bildung beeinträchtigt ist.176 Das MDS wurde am 16./17. August 1995 behandelt, 
indem das ärztliche Personal Stammzellen transplantierte. Der Versicherte 
verstarb am 26. August 1995.

Das ärztliche Personal im behandelnden Spital vermutete eine Berufs-
krankheit, weshalb der Fall dem Unfallversicherer angemeldet wurde. Der 
Unfallversicherer holte daraufhin eine ärztliche Stellungnahme ein und be-
auftrage die Suva damit, ein Gutachten zu erstellen. In dem am 29. Mai 1996 
erstatteten Gutachten stand, dass die leukämieerzeugende Wirkung des Ben-
zols erwiesen sei. Ein Zusammenhang zwischen der Benzol-Exposition und 
dem MDS werde deshalb vermutet. Allerdings sei der Einfluss des Benzols, 
dem der Versicherte während mehr als 14 Jahren ausgesetzt war, nicht annä-
hernd geeignet gewesen, eine Erkrankung des Knochenmarks, wie die MDS 
eine ist, auszulösen.

Dem Sachverhalt lag somit eine Erkrankung zugrunde, die möglicher-
weise durch einen schädigenden Stoff, das Benzol, verursacht worden war. 

175	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000.
176	 Pschyrembel online.

27 Kapitel 3:  Anwendung in der Praxis

https://perma.cc/5NJD-VSWB
https://perma.cc/5NJD-VSWB
https://perma.cc/5NJD-VSWB
https://perma.cc/MHJ6-ZETX
https://perma.cc/P2PH-RQMA


Weil man um die schädigende Wirkung des Benzols wusste, hatte die Suva 
zuvor bereits einen Grenzwert festgelegt.177 Die Suva erlässt Richtlinien über 
die maximale Arbeitsplatz-Konzentrationen («MAK») von gesundheitsgefähr-
denden Stoffen.178 Die MAK-Werte basieren auf den neuesten wissenschaft-
lichen Erkenntnissen.179

II.	 Messkonzepte für Belastungen am Arbeitsplatz
A.	 Gesundheitsgefährdende Stoffe und physikalische Einwirkungen
Mit maximaler Arbeitsplatz-Konzentration ist Folgendes gemeint: Es werden 
Grenzwerte für gesundheitsgefährdende Stoffe und für physikalische Ein-
wirkungen festgelegt, denen Arbeitnehmende am Arbeitsplatz maximal aus-
gesetzt sein dürfen. Mit diesen Grenzwerten verfolgt die Suva das Ziel, die 
Arbeitnehmenden vor einer möglichen gesundheitlichen Beeinträchtigung 
durch diese potenziell gefährdenden Substanzen zu schützen.180

Die Grenzwerte werden wie folgt festgelegt:181
Der Maximale Arbeitsplatzkonzentrationswert («MAK-Wert 1») ist die 

höchstens zulässige Durchschnittskonzentration. Diese MAK-Wert 1-Grenz-
werte gelten für gas-, dampf- oder staubförmige Arbeitsstoffe in der Luft. Der 
MAK-Wert 1-Grenzwert wird so festgelegt, dass die Gesundheit der ganz stark 
überwiegenden Zahl der gesunden, am Arbeitsplatz beschäftigten Personen 
nicht gefährdet wird. Betrachtet werden längere Zeitperioden, innerhalb de-
rer der untersuchte Stoff während der Arbeitszeit auf die Beschäftigten ein-
wirkt. Man untersucht dabei Beschäftigte in einem regulären 100-%-Pensum, 
die sich 8 Stunden pro Tag und 42 Stunden pro Woche am Arbeitsplatz auf-
halten. Das sind die Parameter, unter denen der MAK-Wert 1-Grenzwert fest-
gelegt wird, um eine Gefährdung der Gesundheit derjenigen Arbeitnehmen-
den zu vermeiden, die an einem Arbeitsplatz beschäftigt sind, an dem sie dem 
untersuchten Stoff ausgesetzt sind.

Es gibt aber auch Stoffe, die die Gesundheit gefährden können, wenn man 
ihnen nur kurzzeitig ausgesetzt ist, was vom Stoff und der Höhe der Konzen-

177	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4a.
178	 Sie hört dabei gemäss Art. 50 Abs. 3 VUV die betroffenen Kreise an (siehe BSK UVG-

Traub, Art. 9 N 45).
179	 Koller Michael / Pletscher Claudia, Suva-Factsheet, Schweizer Grenzwerte am 

Arbeitsplatz, Version März 2018, S. 14.
180	 Koller/Pletscher (Fn. 179), S. 1.
181	 Sämtliche Ausführungen zu den MAK-Werten sind Koller/Pletscher (Fn. 179), S. 13 f., 

entnommen.
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tration abhängt.182 Für diese Stoffe hat man einen zweiten Grenzwert festge-
legt, und zwar hinsichtlich Höhe, Dauer und Häufigkeit («MAK-Wert 2»).183 
Auch der MAK-Wert 2-Grenzwert hat Parameter: Er bezieht sich auf eine Mess-
dauer von 15 Minuten; es sind vier Expositionsspitzen pro Schicht erlaubt; der 
zeitliche Abstand zwischen den Expositionsspitzen muss mindestens eine 
Stunde betragen; und der 8-Stunden-Mittelwert ist stets einzuhalten.184

Das MAK-Wert-Konzept hat Grenzen: Die Arbeitsstoffmessungen in der 
Raumluft geben nur über die äussere und nicht über die innere Belastung der 
Arbeitnehmenden Auskunft.185 In gewissen Situationen ist deshalb, ergänzend 
zur Beurteilung der Einwirkung durch Arbeitsstoffe, ein Biomonitoring oder 
eine allergologische Untersuchung durchzuführen, bspw. wenn gewisse Arbeit-
nehmende besonders empfindlich sind: Wenn etwa Vorerkrankungen wie 
Asthma bronchiale186 oder andere Atemwegserkrankungen vorliegen und 
eine Exposition zu Stäuben oder atemwegsreizenden Arbeitsstoffen besteht, 
ist die exponierte Person zusätzlich allergologisch zu untersuchen.187

MAK-Werte bilden Momentaufnahmen ab und müssen angepasst werden, 
wenn neue wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen: Aktuell liegt der MAK-
Wert 1 für Benzol bei 0,2 ppm188 und der MAK-Wert 2 bei 0,7 ppm.189 Der MAK-
Wert 1 lag bei 1,0 ppm, als das EVG am 11.5.2000 das Urteil 293/99 fällte.190 Fällt 
das Gericht einen Entscheid, stützt es sich auf den aktuellen Stand der medi-
zinischen Wissenschaft. Nach unserem Wissenschaftsverständnis wird eine 
Hypothese akzeptiert, so lange sie empirisch bestätigt und nicht widerlegt ist.

Jedenfalls ist Benzol ein Stoff, der auf der Liste der schädigenden Stoffe 
steht (Ziff. 1 Anhang 1 UVV), die vom Bundesrat erstellt wird (Art. 9 Abs. 1 UVG). 
Das EVG hatte somit zu beurteilen, ob ein schädigender Stoff, vorliegend das 
Benzol, auf den Versicherten eingewirkt hatte, als er auf der Autobahnrast-
stätte arbeitete, und ob das MDS ausschliesslich oder vorwiegend durch das 
Benzol verursacht wurde.

182	 Koller/Pletscher (Fn. 179), S. 13.
183	 Koller/Pletscher (Fn. 179), S. 13.
184	 Koller/Pletscher (Fn. 179), S. 13.
185	 Koller/Pletscher (Fn. 179), S. 14.
186	 Asthma bronchiale ist eine andauernde der Atemwege (Pschyrembel online).
187	 Koller/Pletscher (Fn. 179), S. 14.
188	 Einheit der Konzentration für den millionsten Teil einer Verdünnung von 1/106 (1 ppm = 

1 Millionstel; Pschyrembel online). 1 ppm entspricht 1 ml pro m3 (EVG-Urteil 293/99 vom 
11.5.2000 E. 2b).

189	 Website der Suva.
190	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4a.
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B.	 Psychosoziale Belastungen
1.	 Übersicht

Der Arbeitsschutz in der Schweiz orientiert sich an der Europäischen Norm 
100075 der Internationale Organisation für Standardisierung (EN ISO 100075 
«Ergonomische Grundlagen bezüglich psychischer Arbeitsbelastung») und 
basiert dementsprechend auf dem Belastung-Beanspruchungs-Modell.191 Das 
1975 von Rohmert und Rutenfranz entwickelte Belastung-Beanspruchungs-
Modell beschreibt die Zusammenhänge zwischen der beruflichen Tätigkeit 
und der jeweiligen Wirkung auf die Beschäftigten und wird hauptsächlich in 
der Prävention eingesetzt.192

In den 1990er-Jahren wurden in der Arbeitsmedizin zwei weitere Model-
le zur Erfassung und Prävention psychosozialer Belastungen entwickelt: das 
Anforderung-Kontroll-Modell von Karasek und Theorell sowie das Modell 
beruflicher Gratifikationskrisen von Siegrist.193 Bereits die weltweit erste 
Studie, die gleichzeitig das ergänzende Modell beruflicher Gratifikations-
krisen untersuchte (Whitehall II-Studie), kam zu dem Ergebnis, dass beide 
Modelle unabhängig voneinander und in vergleichbarer Stärke das Depres-
sionsrisiko vorhersagen.194

Das Job Demands-Resources Model of Burnout wurde dann 2001 von der 
Arbeitspsychologie entwickelt.195

2.	 Anforderung-Kontroll-Modell

Das Anforderung-Kontroll-Modell kann Kausalität abbilden und ist ein Modell, 
das die Eigenschaften der beruflichen Tätigkeit spezifiziert, die psychosozial 
belastend sind.196 Als Belastungen werden unter anderem Arbeitsmenge, 
Zeitdruck und Komplexität der Tätigkeit sowie Arbeitsstunden etc. erfasst; 
zudem wird anhand einer Kontrollskala der Grad der Selbstbestimmung 
bewertet, den Arbeitnehmende hinsichtlich Pausen, Arbeitsrhythmus und 
zeitlicher Abfolge der Tätigkeiten haben.197

191	 Vgl. Seco, Wegleitung, S. 302 - A ff.
192	 Siehe zur Prävention hinten Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen 

Belastungen am Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 5: Prävention
193	 Vgl. Rossbach/Löffler/Mayer-Popken/Konietzko/Dupuis, S. 1 ff., und Danuser, 

S. 177 f.
194	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 217 m. H. a. Stansfeld/Fuhrer/Sipley/

Marmot.
195	 Siehe Demerouti/Bakker/Nachreiner/Schaufeli.
196	 Danuser, S. 177.
197	 Danuser, S. 177.
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Das Anforderung-Kontroll-Modell konzentriert sich im Wesentlichen auf zwei 
Merkmale von Tätigkeitsprofilen:198

1.	 Die quantitative Ausprägung von Aufgaben, so z. B. die Menge der unter 
Zeitdruck zu erbringenden Leistungen.

2.	 Die Ausmasse an Entscheidungsspielraum und an Kontrolle, die der die 
Aufgaben ausführenden Person zur Verfügung stehen.

3.	 Modell beruflicher Gratifikationskrisen

Mit dem Modell beruflicher Gratifikationskrisen wird das Ungleichgewicht 
zwischen Aufwand und Ertrag erfasst, das Arbeitnehmende im Arbeitsver-
hältnis wahrnehmen und das psychosozial belastend sein kann.199 Dieses 
Modell kann Kausalität ebenfalls abbilden.200 Mit seiner Betonung von Arbeits-
platzunsicherheit, Arbeitsverdichtung und unfairer Bezahlung ist das Modell 
geeignet, weit verbreitete Fehlbelastungen zu erfassen.201

4.	 Job Demands-Resources Model of Burnout

Das Job Demands-Resources Model of Burnout kann Ereignisse am Arbeits-
platz wie z. B. Arbeitsleistung oder gesundheitsrelevantes Verhalten voraus-
sagen.202 Es ist aber nur als theoretisches Model konzipiert, mit dem Res-
sourcen und Anforderungen im jeweiligen Arbeitskontext erfasst und deren 
Auswirkungen auf die Organisation und die Arbeitnehmenden abgeschätzt 
werden.203 Das Modell gibt deshalb keine Auskunft darüber, welche psycho-
logischen Mechanismen den Prozessen zugrunde liegen.204 Das Job Demands-
Resources Model of Burnout kann folglich Kausalität nicht abbilden.

III.	 Listenkrankheiten

Das Bestimmungswort Liste in den Wortzusammensetzungen Listenarbeit 
und Listenkrankheit verweist auf die Listen in Anhang 1 UVV. In Anhang 1 UVV 
listet Ziff. 1 die schädigenden Stoffe auf, ohne diese bestimmten Krankheiten 
zuzuordnen. Dagegen teilt Ziff. 2 Anhang 1 UVV die arbeitsbedingten Erkran-
kungen in zwei Kategorien ein:

198	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 216.
199	 Danuser, S. 178.
200	 Danuser, S. 178.
201	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 217.
202	 Baum/Sattler/Reimann.
203	 Siehe Demerouti/Bakker/Nachreiner/Schaufeli.
204	 Siehe Demerouti/Bakker/Nachreiner/Schaufeli.
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—	Unter Bst. a werden die Krankheiten aufgelistet, die durch physikalische 
Einwirkungen verursacht werden, wobei die genannten Krankheiten bei 
allen Arbeiten auftreten können, mit Ausnahme der erheblichen Schädi-
gung des Gehörs, die nur dann als Berufskrankheit anerkannt wird, wenn 
sie durch Arbeiten im Lärm verursacht wird.

—	Unter Bst. b werden die anderen Erkrankungen aufgelistet. Nur hier er-
folgt eine klare Zuordnung zu bestimmten Arbeitsplätzen, bspw. von 
Infektionskrankheiten zu Arbeiten in Spitälern, Laboratorien, Versuchs-
anstalten und dergleichen.

Die Liste nach Ziff. 1 Anhang 1 UVV, die die schädigenden Stoffe auflistet, wird 
als einfache Liste bezeichnet,205 weil die aufgeführten Stoffe — mit Blick auf ihre 
Schadensneigung — nicht mit einem bestimmten Krankheitsbild verbunden 
sind.206 Dagegen kombiniert die Liste nach Ziff. 2 Anhang 1 UVV die Erkran-
kungen mit bestimmten Arbeiten,207 weshalb sie Doppelliste genannt wird.208 
Die Doppelliste unterscheidet zwischen Krankheiten, die durch alle Arbeiten, 
und solchen, die nur durch bestimmte Arbeiten verursacht werden können.209

Bei den sog. Listenkrankheiten gemäss Art. 9 Abs. 1 Satz 1 UVG ist die 
Lehre der Ansicht, dass es irrelevant ist, ob es sich um eine typische Reak-
tion des Körpers auf einen schädigenden Einfluss handelt oder nicht: Die 
Krankheit werde auch bei einem atypischen Kausalverlauf als Berufskrank-
heit anerkannt.210

Mit dem Wort Listenarbeit wird auf den Inhalt der Doppelliste verwiesen, 
weil die einfache Liste keine Arbeiten bestimmt. Mit Listenkrankheit wird auf 
die Doppelliste und die einfache Liste verwiesen, weil die Doppelliste be-
stimmte Erkrankungen auflistet und alle Erkrankungen, die auf schädigende 
Stoff nach der einfachen Liste zurückzuführen sind, sog. Listenkrankheiten 
sind, die als Berufskrankheit anerkannt werden können.211

205	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 20; Thomann, Rz. 16.69.
206	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 7; Maurer, Unfallversicherungsrecht, S. 210.
207	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 7 m. H. a. BGE 117 V 354 E. 4c; Maurer, Unfallversicherungs-

recht, S. 210.
208	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 1; Thomann, Rz. 16.69; KOSS UVG-

Flückiger, Art. 9 N 20.
209	 Z. B. Thomann, Rz. 16.69.
210	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 3 f.; RBS-Nabold, S. 95; siehe KOSS 

UVG-Flückiger, Art. 9 N 20 m. H. a. BGE 117 V 354 E. 4c sowie Art. 9 N 25; BSK UVG-
Traub, Art. 9 N 33–35.

211	 Vgl. OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 1.
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Die Erkrankungen in der Doppelliste sind teilweise sehr spezifisch bezeich-
net, bspw. Erfrierungen, ausgenommen Frostbeulen, oder Sonnenbrand, Son-
nenstich, Hitzschlag, teilweise aber auch allgemein gehalten, bspw. durch 
Kontakt mit Pflanzen oder Tieren verursachte Krankheiten. Erkrankungen 
durch physikalische Einflüsse müssen aus einer Dauerbelastung folgen, um 
als Berufskrankheit anerkannt werden zu können.212 Eine Erfrierung darf 
hingegen nicht Folge einer Dauerbelastung sein, sondern muss nach kurzer 
Zeit auftreten, um Berufskrankheit zu sein.213 Die unterschiedlichen zeit-
lichen Anforderungen weisen darauf hin, dass es Berufskrankheiten mit 
unterschiedlichen Kausalverläufen gibt.

Bei den Erkrankungen nach Ziff. 2 Anhang 1 UVV ist der Kausalzusam-
menhang gemäss Kieser/Gehring/Bollinger weitestgehend als gegeben 
zu erachten, weil durch die Aufnahme der Erkrankung in die Doppelliste 
bereits arbeitsmedizinische Erkenntnisse umgesetzt werden.214 Im Einzelfall 
könne die Kausalität deshalb nur noch verneint werden, wenn die konkreten 
Umstände klar gegen eine berufliche Verursachung sprechen.215

Im Sachverhalt, der in EVG-Urteil 293/99 zu beurteilen war, stellte das 
Benzol den schädigenden Stoff, also den beruflichen Einfluss, dar.216 Das EVG 
musste entscheiden, ob es überwiegend wahrscheinlich war, dass der Ein-
fluss des Benzols qualifiziert kausal das MDS (und nicht eine Leukämie217) ver-
ursacht hatte.218

IV.	 Erwägungen in EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000

Benzol kann eine Leukämie auslösen, das war wissenschaftlich anerkannt.219 
Hinsichtlich MDS stellte die Suva im Gutachten fest, dass — aufgrund von epi-
demiologischen Untersuchungen — eine Assoziation zwischen Benzol-Exposi-
tion und MDS bisher nicht habe hergestellt werden können.220

212	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 48.
213	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 57.
214	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 3.
215	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 3 m. H. a. BGE 126 V 183 E. 4a.
216	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3b.
217	 Die Leukämie ist eine Erkrankung des Knochenmarks, was zu einer Schwächung, zu 

Blutungen und Infektionen führt (Pschyrembel online).
218	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3b.
219	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3a.
220	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3a.
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Löst eine Benzol-Exposition eine Leukämie aus, werden im Vorfeld, in der 
präleukämischen Phase, nicht selten Panzytopenien beschrieben.221 Eine 
Panzytopenie ist die Abnahme der Zellzahl im Blut, wobei alle drei Zellreihen 
der Blutbildung betroffen sind: die weissen und die roten Blutkörperchen 
sowie die Blutplättchen.222 Aufgrund des nicht seltenen Auftretens von Pan-
zytopenien, wie sie beim MDS ebenfalls vorkommen, vermutete man einen 
Zusammenhang zwischen der Benzol-Exposition und dem MDS.223 Der Zu-
sammenhang zwischen Benzol-Exposition und MDS sei zwar (noch) nicht 
nachgewiesen, habe aber nach dem heutigen Stand der medizinischen Wis-
senschaft als gesichert zu gelten.224

Um beurteilen zu können, ob der natürliche Kausalzusammenhang zu 
bejahen ist, seien die empirisch-statistischen Erkenntnisse, die auf epidemiolo-
gischen Untersuchungsergebnissen beruhen, und die Arbeitsplatzverhältnisse 
zu beurteilen.225 Zwar würden die MAK-Werte226 eine Beurteilungsgrundlage 
für die Bedenklichkeit oder Unbedenklichkeit der am Arbeitsplatz auftreten-
den Konzentrationen von Stoffen geben.227 Anhand der MAK-Werte könne 
für sich alleine aber keine sichere Grenze zwischen gefährlichen und unge-
fährlichen Belastungen gezogen werden, weil besonders empfindliche oder 
in der Gesundheit beeinträchtigte Personen auch durch tiefere Konzentra-
tionen gefährdet werden können, während kurzfristige Einwirkungen ober-
halb des MAK-Wertes nicht zwangsläufig zu gesundheitlichen Störungen 
führen würden.228

Die Suva hatte bereits Studien durchgeführt, die sich mit den Auswirkun-
gen von Benzol beschäftigten. In diesen Studien wurde gemessen, wie viele 
Benzolpartikel sich in der Luft befinden, wenn der Tankwart die Tanks der 
Fahrzeuge mit Treibstoff befüllt.229 In diesen Studien wurden — abhängig 
von der Umgebungstemperatur und den Windverhältnissen — in der Regel 
Konzentrationen von deutlich unter 1 ppm gemessen.230

221	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3a.
222	 Pschyrembel online.
223	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3a.
224	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3a.
225	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3b.
226	 Siehe zu den MAK-Werten vorne unter Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrank-

heiten, Kapitel 3: Anwendung in der Praxis, Messkonzepte für Belastungen am Arbeits-
platz, Gesundheitsgefährdende Stoffe und physikalische Einwirkungen.

227	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3b.
228	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3b.
229	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4a.
230	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4a.
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Die Suva hatte zudem eine Analyse des Arbeitsplatzes des Versicherten durch-
geführt: Der Versicherte war — im Unterschied zu den Exponierten in den 
Studien — zu zwei Dritteln als Tankwart und zu einem Drittel als Autoshop-
Verkäufer beschäftigt; ausserdem konnte er beim Befüllen der Autotanks den 
Einfüllstutzen arretieren; der Versicherte befüllte also nicht nur Tanks mit 
Treibstoff, er kassierte auch Geld ein, reinigte Scheiben und führte kleinere 
Servicearbeiten bei den Fahrzeugen durch.231 Die Arbeitsplatz-Exposition 
des Versicherten erachtete man als geringer als jene, die in den Suva-Studien 
gemessen wurde, weshalb das EVG zum Schluss kam, dass eine berufliche 
Verursachung nicht überwiegend wahrscheinlich wäre, selbst bei voller Er-
werbstätigkeit als Tankwart.232

«Selbst wenn somit die für Leukämien bestehenden Risikoschätzungen ohne 
Einschränkungen auf MDS-Erkrankungen übertragen werden und davon ab-
gesehen wird, dass die Benzol-Exposition im vorliegenden Fall vermutlich 
weniger als 1 ppm betragen hat, kann der Kausalzusammenhang zwischen 
dem schädigenden Stoff und der MDS-Erkrankung nicht als überwiegend 
wahrscheinlich im Sinne von Art. 9 Abs. 1 UVG betrachtet werden, weshalb 
die Leistungspflicht des Unfallversicherers zu verneinen ist.»233

Gemäss Suva-Gutachten, das dem EVG vorlag, betrug das relative Risiko für Leu-
kämie bei einer (längerdauernden) Benzol-Exposition von 1 ppm durchschnitt-
lich 1,2.234 Ein RR von mehr als 2,0 sei vorauszusetzen, damit eine vorwiegende 
Verursachung nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1 UVG gegeben ist, weil dann der schädi-
gende Stoff am individuellen Ursachenspektrum mehr als 50 % ausmacht.235

Anzumerken ist, dass bei der Verursachung von Blutkrebs durch Benzol 
hohe Anforderungen an die epidemiologische Methodik gestellt werden, 
weil Leukämien um den Faktor 20 bis 50 seltener sind als bspw. Lungen-
krebs, Prostatakrebs oder Brustkrebs.236 Zudem erschweren Änderungen 
der Nomenklatur und der Klassifikation der Krankheiten die Vergleichbar-
keit älterer und neuerer Studien.237 Während ältere Studien hauptsächlich 
die Verursachung von Leukämien nachwiesen, gibt es neuere Studien, die eine 

231	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4a.
232	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4a.
233	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b (Hervorhebung durch mich).
234	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b.
235	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b.
236	 Deshalb ist der Zusammenhang zwischen einer beruflichen Benzol-Exposition und 

einzelnen Formen von Blutkrebs erst bei einer Vervierfachung des Risikos oder einer 
noch erheblicheren Risikosteigerung statistisch signifikant (vgl. Hallier, S. 542 ff.).

237	 Hallier, S. 542 ff.
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grössere Bedeutung des MDS und der lymphatischen Krebserkrankungen na-
helegen; wohlgemerkt auf der Datengrundlage derselben Kohortenstudie.238 
In Deutschland sind grundsätzlich alle malignen hämatologischen Erkran-
kungen nach einer Benzol-Exposition entschädigungsfähig, wobei man sich 
für die Handhabung der Berufskrankheit Nr. 1318 auf eine Konvention auf Basis 
der aktuell verfügbaren wissenschaftlichen Datenlage geeinigt hat.239

V.	 Bisherige Erkenntnisse

Die epidemiologischen Erkenntnisse sind dem natürlichen Kausalzusam-
menhang zuzuordnen. Dabei sind die Anordnungen, wie sie den Studien 
zugrunde lagen, mit den konkreten Verhältnissen am Arbeitsplatz der Ver-
sicherten zu vergleichen. Nur wenn die Verhältnisse gleich sind, können die 
epidemiologischen Erkenntnisse für die Beurteilung des Einzelfalls heran-
gezogen werden.

Weil der Versicherte in EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 — im Unterschied 
zur Studienanordnung — zu zwei Dritteln als Tankwart angestellt war und das 
durchschnittliche RR aus den epidemiologischen Studien deutlich kleiner als 
2,0 war, erachtete es das EVG nicht als überwiegend wahrscheinlich, dass das 
Benzol das MDS verursacht hatte.

Das EVG erwog, dass ein RR von mehr als 2,0 vorauszusetzen sei, damit eine 
vorwiegende Verursachung nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1 UVG gegeben ist, weil dann 
der schädigende Stoff am individuellen Ursachenspektrum mehr als 50 % aus-
macht. Ich möchte nun untersuchen, ob es methodologisch überhaupt zulässig 
ist, vom RR auf den Anteil im individuellen Ursachenspektrum zu schliessen.

Kapitel 4:  Epidemiologie
I.	 Einführung

Um herauszufinden, was das RR und die Formel EF = (RR–1) / RR für eine Be-
deutung haben, müssen wir uns mit Epidemiologie beschäftigen. Die Epide-
miologie untersucht unter anderem die Ätiologie von Krankheiten, um ratio-
nale Strategien zur Verhütung von Krankheiten und zur Verbesserung der 
Gesundheit der Bevölkerung zu möglichst geringen Kosten zu entwickelt.240 
Epidemiologische Ergebnisse liefern die Grundlage für kausale Erklärungen 

238	 Hallier, S. 542 ff.
239	 Hallier, S. 542 ff.
240	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 156 f.; Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 1.
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von Krankheiten, werden aber auch herangezogen, um die Kausalität in Ein-
zelfällen zu beurteilten.241

Um eine Annahme zur Krankheitsentstehung zu überprüfen und die 
Risikofaktoren zu quantifizieren, werden beobachtende epidemiologische 
Untersuchungen durchgeführt.242 In experimentellen Untersuchungen wer-
den Zeitpunkt, Dosis und Dauer festgelegt, also wann, wie und wie lange ein 
Risikofaktor auf den Menschen einwirkt.243 Werden die erkrankten und die 
nicht erkrankten bzw. die exponierten und die nicht exponierten Personen 
beobachtet, spricht man in der Epidemiologie von Beobachtungsstudien.244 

Es wird hinsichtlich epidemiologischer Studien die Terminologie dar-
gestellt, wie sie Celentano/Szklo in «Gordis Epidemiology» verwenden und 
die ich in meiner Arbeit ebenfalls verwenden werde:245

Fall-Kontroll-Studie  Retrospektive Studie

Kohorten-Studie Längsschnitt-Studie Prospektive Studie246

Prospektive  
Kohorten-Studie

Gleichzeitige 
 Kohorten-Studie

Gleichzeitige prospektive 
Kohorten-Studie

Retrospektive 
 Kohorten-Studie

Historische  
Kohorten-Studie

Nicht-gleichzeitige 
 Kohorten-Studie

Randomisierte Studie  Experimentelle Studie247 

Querschnitt-Studie  Prävalenzerhebung

   

II.	 Vom Zusammenhang zur Kausalität
A.	 W issenschaftstheorie

1.	 Allgemeines

An Forschungsergebnissen der Epidemiologie wird gerne fundamentale Kri-
tik geäussert: Risiken seien als Wahrscheinlichkeiten formuliert, weshalb sie 
keine richtigen kausalen Gesetzmässigkeiten seien.248 Was richtige kausale 
Gesetzmässigkeiten sind, das ist eine wissenschaftstheoretische Frage.

241	 Summermatter, N 756.
242	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 4.
243	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 6 f.
244	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 156.
245	 Siehe Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 156.
246	 Prospektive Kohortenstudien gelten als Goldstandard der Kausalitätsforschung (vgl. 

Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 219).
247	 Weil bei randomisierten Studien ein Zufallsprüfplan verwendet wird, um zu bestim-

men, welche Teilnehmenden exponiert sind und welche nicht, werden sie auch als ex-
perimentelle Studien bezeichnet (vgl. Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 156).

248	 Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 151.
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Kausalität bezeichnet das Verursachungsverhältnis zwischen Ursache und 
Wirkung, das vom logischen Verhältnis zwischen Grund und Folge zu unter-
scheiden ist.249 Die neuzeitliche Philosophie und Wissenschaft, für die Kau-
salität ein elementares Problem darstellt, versteht unter Kausalität den wirk
ursächlichen Zusammenhang («causa efficiens») von Ereignissen.250

Das Kausalitätsproblem stellt sich in zwei Varianten, einmal in der Form 
des Kausalgesetzes und einmal in der Form des Kausalprinzips:
—	In Kausalgesetzen sind regelmässige Zusammenhänge zwischen Ereig-

nisse (z. B. Naturgesetze) formuliert.251
—	Das Kausalprinzip entspricht der physikalischen Interpretation des Sat-

zes vom hinreichenden Grund, nach der nichts ohne Ursache geschieht 
(«nihil fit sine causa»).252

2.	 Kausalgesetz

Welchem Erkenntnisvermögen verdankt das Kausalgesetz nun seine Gültig-
keit? Als Empiriker war Hume der Ansicht, dass Tatsachenwissen im Wesent-
lichen auf der Anerkennung des Kausalgesetzes beruht, das aus Erfahrung 
bekannt ist.253 Für Erfahrungsschlüsse setzte Hume die Gleichförmigkeit von 
Vergangenheit und Zukunft voraus: Nur wenn Vergangenheit und Zukunft 
gleichförmig sind, könnten Menschen Erfahrungswissen sammeln.254

Die Gleichförmigkeit von Vergangenheit und Zukunft durfte nach Hume 
nicht mit Erfahrung begründet werden, weil sie sonst eine zirkuläre Begrün-
dung hätte.255 Hume schloss daraus, dass die Verlässlichkeit der Erfahrung 
theoretisch nicht begründet werden kann.256 Kant überwand die Hume’sche 
Skepsis idealistisch: Wenn das Kausalgesetz notwendige Voraussetzung der 
Erfahrung ist, so ist es in diesem systematischen (nicht genetischen) Sinn vor 
aller Erfahrung, also a priori257 gültig.258

249	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 372. f.
250	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 373.
251	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 373.
252	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 373.
253	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 373.
254	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 373.
255	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 373.
256	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 373.
257	 Ein A-priori-Urteil kann gefällt werden, ohne auf Erfahrung (Empirie) zurückgreifen 

zu müssen. Den Gegensatz dazu bildet das Urteil a posteriori. Die analytischen Urteile 
gelten als a priori, weil sie allein durch Denkleistung (Rationalität) hervorgebracht 
werden können (vgl. dazu Gabriel/Mainzer/Janich, S. 373).

258	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 374.
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Die zentrale Konsequenz aus Kants Überlegungen ist, dass das Kausalgesetz 
nur im Bereich möglicher Erfahrung und somit nur bezogen auf die Natur als 
Erscheinung, also im Bereich der natürlichen Kausalität, gilt.259

3.	 Regelmässigkeit

Eine kausale Erklärung ist entweder eine deduktive oder eine statistische 
Erklärung, für die ein quantitatives Gesetz deterministischer oder statisti-
scher Art benötigt wird.260 Bei empirischen Regelmässigkeitsanalysen hat 
man dann oft das Problem, echte Ursachen von anderen Gegebenheiten zu 
unterscheiden, die keine kausale Wirkung haben.261

Wenn ein Gericht den Kausalzusammenhang beurteilt, analysiert es einen 
Sachverhalt, der sich in der Vergangenheit zugetragen hat. Im retrospektiven 
Nachvollzug wird geprüft, ob der Kausalzusammenhang im Einklang mit 
den Kausalgesetzen der Physik und der Logik steht.262 Oft wird vorgebracht, 
dass die retrospektive Suche nach der Ursache nicht kompatibel sei mit epi-
demiologischen Risikoschätzern, weil diese lediglich prospektive Prognosen 
erlauben.263

Diese Ansicht ist falsch: Weil das Recht das Kausalgesetz fingiert, wird 
folglich von der Gleichförmigkeit von Vergangenheit (Retrospektive) und 
Zukunft (Prospektive) ausgegangen. Folglich müssen epidemiologische Er-
kenntnisse bei der Kausalitätsbeurteilung berücksichtigt werden, wenn ver-
gleichbare Populationen vorliegen.264 Der natürliche Kausalzusammen-
hang erschöpft sich nicht in deterministischen Verlaufsgesetzen und umfasst 
deshalb auch statistische Erfahrungswerte.265

B.	 Kausale Schlussfolgerung
1.	 Einführung

Wenn wir in der Lage sein wollen, eine Schlussfolgerung darüber zu ziehen, 
ob eine Exposition beim Menschen eine Krankheit verursacht, müssen wir die 

259	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 374
260	 Es kann somit zwischen nomologischen und statistischen Ursachen unterschieden 

werden (vgl. Gabriel/Mainzer/Janich, S. 374).
261	 Gabriel/Mainzer/Janich, S. 374.
262	 Die Logik wird dabei insoweit miteinbezogen, als sie der Ausdruck geistiger Gesetz-

mässigkeit an sich ist (siehe Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 38).
263	 Siehe Summermatter, N 771 f.
264	 Summermatter, N 772; vgl. auch Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 38 und 62.
265	 Brem, S. 311–314, S. 318 f. und S. 323 f. Gl. M. Meyer Blaser, S. 102 f. Die Definition des 

natürlichen Kausalzusammenhangs, wonach Ursachen alle Ereignisse sind, ohne 
deren Vorhandensein die Folge nicht, nicht in gleicher Weise oder nicht im gleichen 
Zeitpunkt eingetreten wäre, geht sogar weiter als die zweite Kausalitätsdefinition von 
Hume, weil keine natürliche Gesetzmässigkeit verlangt wird (vgl. Armesto, Rz. 18.28).
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menschliche Population beobachten.266 Da es weder ethisch noch praktisch 
möglich ist, Menschen nach dem Zufallsprinzip einem gefährlichen Stoff aus-
zusetzen, sind wir auf nicht-randomisierte Beobachtungen angewiesen, wie 
sie beispielsweise aus Fall-Kontroll- und Kohortenstudien stammen.267

Für die Beurteilung kausaler Zusammenhänge wird zwischen notwen-
diger und hinreichender Ursache unterschieden.268 Wenn eine Beziehung 
kausal ist, sind folglich vier Arten von kausalen Beziehungen möglich:
—	notwendig und hinreichend kausal;269
—	notwendig, aber nicht hinreichend kausal;270
—	hinreichend, aber nicht notwendig kausal;271 und
—	weder hinreichend noch notwendig kausal.

Wenn die Kausalität mit naturwissenschaftlichen Experimenten auf individu-
eller Basis verifiziert werden kann, haben solche Methoden immer Vorrang 
gegenüber der Epidemiologie.272 Bei multifaktoriell bedingten Krankheitsbil-
dern muss man sich aber oftmals auf epidemiologische Erkenntnisse stützen, 
um die Kausalität zu beurteilen.273 Weil Ätiologie und Pathogenese der De-
pression (noch) nicht restlos geklärt sind, werden sie zu den multifaktoriell 
bedingten Krankheiten gerechnet.274 Rechtlich muss die natürliche Ursache 
nur eine hinreichende und nicht eine notwendige Bedingung der Folge sein.275

266	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 279.
267	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 279.
268	 Siehe Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 25.
269	 Bei der ersten Art von Kausalzusammenhang ist ein Faktor sowohl notwendig als auch 

hinreichend für die Entstehung der Krankheit, d. h., ohne diesen Einflussfaktor ent-
wickelt sich die Krankheit nie (der Faktor ist notwendig), und bei Vorhandensein dieses 
Faktors entwickelt sich die Krankheit immer (der Faktor ist hinreichend). Diese Situ-
ation tritt selten, wenn überhaupt, auf (vgl. Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 25; 
Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 283).

270	 Bei der zweiten Art von Kausalzusammenhang ist ein Faktor notwendig, aber nicht 
hinreichend, um die Krankheit zu verursachen, d. h., es sind mehrere Einflussfaktoren 
erforderlich (vgl. dazu Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 283).

271	 Bei der dritten Art von Kausalzusammenhang kann ein Faktor allein die Krankheit 
verursachen, aber auch andere Faktoren, die allein wirken, d. h., ein Einflussfaktor 
verursacht nicht bei allen Personen die Krankheit (vgl. Böhler/Toschke, Epidemio-
logie, S. 25). Das Kriterium «hinreichend» wird also selten von einem einzigen Faktor 
erfüllt (vgl. dazu Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 284).

272	 Watermann, Aussagekraft epidemiologischer Befunde, S. 155.
273	 Jost Marcel / Pletscher Claudia, Suva-Factsheet, Berufskrankheiten, Version März 

2013, S. 2, bestätigt in BGer-Urteil U 293/99 vom 11.5.2000.
274	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 163.
275	 Puppe, Verursachung, S. 403 f. m. H. a. Hart/Honoré, S. 115 ff.
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2.	 Leitlinien zur Beurteilung, ob ein beobachteter  
Zusammenhang kausal ist

Um beurteilen zu können, ob ein beobachteter Zusammenhang kausal ist, 
sind neun Leitlinien entwickelt worden:276

1. Zeitliche Beziehung: Ein Faktor, von dem man annimmt, dass er die 
Ursache einer Krankheit ist, muss vor der Entwicklung der Krankheit auftre-
ten.277 In einer prospektiven Kohortenstudie ist es oft einfacher, einen zeit-
lichen Zusammenhang herzustellen, als in einer Fall-Kontroll-Studie.278 Die 
zeitliche Beziehung ist nicht nur wichtig, um die Reihenfolge des Auftretens 
von Ereignissen zu klären, sondern auch im Hinblick auf die Länge des Zeit-
raums zwischen Exposition und Krankheit, bspw. im Hinblick auf die Latenz-
zeit einer Krankheit.279 Kohortenstudien können die zeitliche Abfolge belegen, 
wohingegen bei Fall-Kontroll- und Querschnittsstudien der zeitliche Nachweis 
erschwert ist.280

2. Stärke des Zusammenhangs: Die Stärke des Zusammenhangs wird 
durch das RR (oder das Odds Ratio) gemessen: Je stärker der Zusammenhang 
ist, desto wahrscheinlicher ist es, dass es sich um einen kausalen Zusammen-
hang handelt.281 Ein RR von grösser als 2,0 wird als stark beurteilt, wobei auch 
eine schwächere Beziehung kausal sein kann.282 Das RR von 2,0 wird auch 
deshalb verlangt, weil damit entweder eine Berufsgruppentypik nachgewie-
sen oder die beweisrechtliche Hürde übersprungen werden kann, wenn etwas 
überwiegend wahrscheinlich sein muss. Das RR ist somit ein Anknüpfungs-
punkt für mehrere rechtliche Beurteilungen.

3. Dosis-Wirkung-Beziehung: Eine Dosis-Wirkung-Beziehung liegt vor, 
wenn mit einer Änderung des Ausmasses («Dosis») einer möglichen Ursache 

276	 Siehe dazu auch die Bradford-Hill-Kriterien bei Böhler/Toschke, Epidemiologie, 
S. 25–27.

277	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 286; Böhler/Toschke, Epidemiologie, 
S. 26; Summermatter, N 762 und 768; Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, 
S. 152.

278	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 286.
279	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 286.
280	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 26.
281	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 286; Böhler/Toschke, Epidemiologie, 

S. 26.
282	 Einem starken RR liegt mit grösserer Wahrscheinlichkeit eine Kausalität und kein 

schwacher Zusammenhang zugrunde, der durch Verzerrungen, Störfaktoren oder 
Interaktionen beeinflusst worden sein könnte (Böhler/Toschke, Epidemiologie, 
S. 26). Auch ein schwacher Zusammenhang kann aber auf ein Ursache-Wirkung-Ver-
hältnis hindeuten (Summermatter, N 758).
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eine Änderung der Erkrankungswahrscheinlichkeit («Wirkung») in einer 
Population einhergeht.283 Liegt eine Dosis-Wirkung-Beziehung vor, ist das 
ein starker Beweis für Kausalität, wobei das Fehlen einer Dosis-Wirkung-
Beziehung Kausalität nicht zwingend ausschliesst.284

4. Replikation der Ergebnisse: Wenn die Beziehung kausal ist, erwar-
ten wir, dass sie in verschiedenen Studien und in verschiedenen Populatio-
nen konsistent ist, weshalb die Replikation von Ergebnissen in der Epidemio-
logie besonders wichtig ist.285 Wenn ein Zusammenhang beobachtet wird, 
erwarten wir auch, dass er innerhalb von Untergruppen der Bevölkerung 
und in verschiedenen Populationen konsistent ist, es sei denn, es gibt einen 
klaren Grund, andere Ergebnisse zu erwarten.286

5. Biologische Plausibilität: Biologische Plausibilität bezieht sich dabei 
auf eine Kohärenz mit dem aktuellen biologischen Wissensstand.287 Wichtig 
ist deshalb die Klärung der Pathomechanismen der Verursachung, wozu 
unter anderem Pathologie, Physiologie, Biomechanik, Biochemie, Molekular-
biologie und Toxikologie sowie klinisch-medizinische Erkenntnisse einen we-
sentlichen Beitrag leisten können.288 Wenn möglich und ethisch vertretbar, 
sollte das Wirk-Modell auf Zell- und/oder Tierexperimenten beruhen.289 Die 
Zell- und/oder Tierexperimente fallen bei psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz ausser Betracht, weil dabei Auswirkungen von beruflichen Ein-
flüssen spezifisch auf den Menschen den Gegenstand des Interesses bilden.

6. Berücksichtigung von alternativen Erklärungen: Bei der Beurtei-
lung, ob ein Zusammenhang kausal ist, sind alternative Erklärungen in Be-
tracht zu ziehen und ist zu begründen, weshalb alternative Erklärungen aus-
geschlossen werden können.290

7. Beendigung der Exposition: Wenn ein Faktor die Ursache einer Krank-
heit ist, erwartet man, dass das Krankheitsrisiko sinkt, wenn die Exposition 
gegenüber dem Faktor verringert oder beseitigt wird.291 Der reversible Faktor 

283	 Summermatter, N 763; Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 152. Der Aufbau 
der Risiko-Beziehung (linear oder u-förmig etc.) ist zu beachten (Böhler/Toschke, 
Epidemiologie, S. 26).

284	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 286.
285	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 286; Summermatter, N 759 f.
286	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 286.
287	 Summermatter, N 764; Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 286.
288	 Hallier, S. 542 ff.
289	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 26; Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, 

S. 152; Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 221.
290	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 287; vgl. Summermatter, N 767.
291	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 287; vgl. Summermatter, N 766.
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ist eine Ursache, wenn nämlich die Beseitigung des untersuchten Faktors zur 
Verringerung des untersuchten Effekts (Krankheit) führt.292

8. Kohärenz mit anderen Erkenntnissen: Besteht ein kausaler Zusam-
menhang, erwarten wir, dass die Ergebnisse mit Daten aus anderen Erhebun-
gen übereinstimmen.293 Der beobachtete Effekt kann in verschiedenen Popu-
lationen und unter verschiedenen Bedingungen wiederholt werden.294

9. Spezifität des Zusammenhangs: Ein Zusammenhang ist spezifisch, 
wenn eine bestimmte Exposition mit nur einer Krankheit zusammenhängt.295 
Diese Leitlinie ist die schwächste und sollte aus der Liste gestrichen werden.296 
Wenn ein spezifischer Zusammenhang festgestellt wird, ist das ein zusätzli-
cher Hinweis auf einen Kausalzusammenhang.297 Das Fehlen einer Spezifität 
schliesst eine kausale Beziehung aber nicht aus.298

Böhler/Toschke nennen diese Leitlinien Bradford-Hill-Kriterien, 
weil sie auf Sir Bradford-Hill zurückgehen.299 Die Bezeichnung als Kriterien 
ist nicht ganz angemessen: Auch wenn es wünschenswert ist, kausale Schluss-
folgerungen auf eine solide quantitative und strukturelle Grundlage zu stellen, 
verfügt man grundsätzlich nicht über alle dafür erforderlichen Informatio-
nen.300 Diese neun Leitlinien ermöglichen es lediglich — basierend auf allen 
verfügbaren Hinweisen —, eine begründete Entscheidung über die Kausalität 
zu fällen.301

3.	 Verzerrungen, Störfaktoren und Interaktionen

Bevor man kausale Schlussfolgerungen aus den Daten zieht, sollte die Untersu-
chung auf Verzerrungen, Störfaktoren und Interaktionen hin geprüft werden:302

292	 Vgl. Summermatter, N 768; Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, For-
schungsperspektiven, S. 2. Dieses Kriterium ist keine notwendige Bedingung, weil 
ansonsten Ursachen, die sehr schnell zu irreversiblen Veränderungen führen, nicht 
als kausal eingestuft werden (siehe Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 26; Becker, 
Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 152).

293	 Summermatter, N 765; Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 288.
294	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 26; Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 152.
295	 Summermatter, N 761; Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 288. Weil das nur 

selten eintritt, ist die Bedeutung dieses Kriteriums begrenzt (siehe Böhler/Toschke, 
Epidemiologie, S. 26).

296	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 26; Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 288.
297	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 288.
298	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 288.
299	 Vgl. Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 25, oder Summermatter, N 757.
300	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 295.
301	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 295.
302	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 298; siehe auch Böhler/Toschke, Epi-

demiologie, S. 26.
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1.	 Verzerrungen (Bias);
2.	 Störfaktoren (Confounding) und
3.	 Interaktionen.

Als Verzerrung gilt jeder systematische Fehler in der Planung, Durchführung 
oder Analyse einer Studie, der zu einer falschen Schätzung der Wirkung einer 
Exposition auf das Krankheitsrisiko führt.303 Systematische Verzerrungen 
können bspw. dann vorliegen, wenn die Datenerhebung nicht durch die Aus-
wahl der Probandinnen und Probanden kontrolliert werden kann.304

Im Gegensatz zu experimentellen Studien ist es bei beobachtenden Stu-
dien nicht möglich, durch Randomisierung die Risikofaktoren zufällig zuzu-
ordnen.305 Es besteht die Gefahr, dass Störfaktoren das Ergebnis beeinflus-
sen.306 Störfaktoren verzerren den Zusammenhang zwischen der Exposition 
und der Zielgrösse.307

Wenn konkurrierende Ursachen, bspw. berufliche und nicht berufliche 
Ursachen, abzugrenzen sind, müssen die Störfaktoren unter Kontrolle ge-
bracht werden.308 Ist ein Störfaktor in beiden Vergleichsgruppen vorhanden, 
muss er nicht kontrolliert werden, weil davon ausgegangen werden kann, 
dass er nicht wirksam wird: Risikofaktoren wie Hobbys, Ernährung, natürli-
che Umwelt etc. können als zufällig verteilt und ohne verzerrende Auswirkun-
gen betrachtet werden.309

In einer Studie, in der untersucht wird, ob die Exposition A eine Ursache 
für die Krankheit B ist, wird ein dritter Faktor, Faktor X, als Störfaktor bezeich-
net, wenn die folgenden Punkte zutreffen:310

1.	 Faktor X ist ein bekannter Risikofaktor für Krankheit B; und
2.	Faktor X hängt mit Exposition A zusammen, ist aber keine Folge von 

Exposition A.

Wenn ein Zusammenhang zwischen Kaffeetrinken (Exposition A) und Herz-
infarkten (Krankheit B) beobachtet wird, kann es sein, dass Kaffee tatsächlich 
Herzinfarkte verursacht oder dass der beobachtete Zusammenhang zwischen 

303	 Siehe Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 27 f. und Celentano/Szklo, Gordis Epi-
demiology, S. 298.

304	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 27.
305	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 24.
306	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 24.
307	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 24.
308	 Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 153.
309	 Siehe Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 153 f.
310	 Beispiel bei Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 298.
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Kaffeetrinken und Herzinfarkten durch den Störfaktor des Zigarettenrau-
chens (Faktor X) verdeckt wird, weil es sein könnte, dass Kaffeetrinker:innen 
gerne eine Zigarette zum Kaffee rauchen.311

Wenn mehr als ein Faktor an der Krankheitsentstehung beteiligt ist, muss 
beurteilt werden, wie die Einflussfaktoren interagieren.312 Interaktion ist, 
wenn die Inzidenzrate einer Krankheit in Anwesenheit von zwei oder mehr 
Risikofaktoren von der Inzidenzrate abweicht, die aufgrund ihrer individu-
ellen Effekte zu erwarten wäre.313 Der Effekt kann grösser sein als erwartet 
(positive Interaktion, Synergismus) oder kleiner als erwartet (negative Inter-
aktion, Antagonismus).314 Die Herausforderung besteht darin, zu bestimmen, 
was wir basierend auf den individuellen Effekten der Expositionen erwarten 
würden.315

III.	 Darstellung von Risiken
A.	 Vorbemerkungen
Die Ergebnisse von epidemiologischen Studien werden häufig in 2×2-Tafeln 
dargestellt.316 Wenn 2×2-Tafeln analysiert werden, möchte man wissen, ob und 
wie die enthaltenen Informationen zusammenhängen:

Krankheit vorhanden
ja nein

exponiert ja a b a + b
nein c d c + d

  a + c b + d n

Definitionen:317
—	P0 = Wahrscheinlichkeit zu erkranken für eine Person, die nicht expo-

niert ist
—	P0 = c / (c + d)
—	P1 = Wahrscheinlichkeit zu erkranken für eine Person, die exponiert ist
—	P1 = a / (a + b)

311	 Beispiel bei Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 304.
312	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 308.
313	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 308.
314	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 308.
315	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 308.
316	 Sauerbrei/Blettner, S. 795.
317	 Sauerbrei/Blettner, S. 796.
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Die Wahrscheinlichkeit bezeichnet vorliegend den Grad der Möglichkeit des 
Eintritts eines Ereignisses.318 Sie wird zugeordnet:

Die Wahrscheinlichkeit kann man sich als eine Masse von einheitlichem 
Gewicht vorstellen, die auf die Elemente im Ergebnisraum verteilt wird.319 
Wenn wir eine faire Münze haben und diese werfen, erscheint in der Hälfte der 
Würfe Kopf und in der anderen Hälfte Zahl, so dass die Wahrscheinlichkeit für 
Kopf bei jedem Wurf bei 0,5 und die Wahrscheinlichkeit für Zahl bei jedem 
Wurf 0,5 beträgt.320 Das einheitliche Gewicht der Wahrscheinlichkeit (1,0) 
wird auf die im Ergebnisraum vorhandenen Elemente (Kopf und Zahl) verteilt.

Aufbauend auf der Prävalenz321 und der Inzidenz322 werden Risikomas-
se berechnet, die das Einflusspotenzial einer Exposition beschreiben.323 Die 
Prävalenz gibt an, welcher Anteil einer Population in einem bestimmten Zeit-
punkt an einer Krankheit leidet.324 Um das RR berechnen zu können, müssen 
wir Werte für die Inzidenz der Krankheit bei den Exponierten und Nicht-
Exponierten haben (Längsschnittdaten), wie sie aus einer Kohorten-Studie 
gewonnen werden können.325 In Fall-Kontroll-Studien hingegen kennen wir 
weder die Inzidenz in der exponierten noch in der nicht-exponierten Popu-
lation, weil Fall-Kontroll-Studien die Prävalenz erheben, da die erkrankten 
Personen (Fälle) und die nicht erkrankten Personen (Kontrollen) im Detail 
untersucht werden.326 Daher kann in einer Fall-Kontroll-Studie das RR nicht 
direkt berechnet werden.327

318	 Siehe zum Begriff der Wahrscheinlichkeit und seinen Bedeutungen Rott/Lübbe, 
S. 605 ff.

319	 Floyd, S. 41.
320	 Floyd, S. 41.
321	 Die Prävalenz ist ein epidemiologisches Mass und beschreibt die Häufigkeit des Vor-

liegens eines Ereignisses, z. B. einer Erkrankung, in einer bestimmten Population 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums (Pschyrembel online).

322	 Die Inzidenz ist ein epidemiologisches Mass und beschreibt die Häufigkeit neue auf-
tretender Fälle, z. B. Erkrankungen, Infektionen, in einem bestimmten Zeitraum in 
einer Population (Pschyrembel online). Dabei ist oftmals die kumulative Inzidenz ge-
meint, die angibt, welcher Anteil einer Population innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
neu erkrankt. Bei Inzidenz wird Anzahl der Neuerkrankungen in einem Zeitraum ins 
Verhältnis gesetzt zur Summe der Zeiträume, in denen jeder einzelne in der Population 
hätte erkranken können. Damit kann der Nachteil, dass die Dauer des Beobachtungs-
zeitraums bei der kumulativen Inzidenz nicht ins Ergebnis einfliesst, behoben werden 
(Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 8).

323	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 1.
324	 Siehe Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 7 f.
325	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 249; Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 5.
326	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 6; Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, 

S. 254.
327	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 254.
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B.	 Absolutes Risiko

Das Risiko ist die Wahrscheinlichkeit, mit der ein Ereignis eintritt.328 Um das 
Risiko zu erkranken zu ermitteln, wird die Krankheitshäufigkeit berech-
net.329 Dabei beschreibt die Krankheitshäufigkeit das absolute Risiko, dass 
eine Person innerhalb eines bestimmten Zeitraums erkrankt.330

Die Inzidenz einer Krankheit in einer Bevölkerung wird also als absolu-
tes Risiko bezeichnet; das absolute Risiko kann das Ausmass des Risikos in 
einer Gruppe von Personen mit einer bestimmten Exposition angeben.331 
Weil es aber das Krankheitsrisiko bei nicht exponierten Personen nicht be-
rücksichtigt, sagt es nichts darüber aus, ob die Exposition mit einem erhöh-
ten Krankheitsrisiko verbunden ist.332

Um zu klären, ob es einen Zusammenhang zwischen Ereignis und Folge 
gibt oder eine kausale Schlussfolgerung gezogen werden kann, müssen die 
Risiken (explizit) verglichen werden können.333 Aus epidemiologischen Zu-
sammenhängen ergeben sich Arbeitshypothesen für die Arbeitsmedizin, um 
die Kausalität von Faktoren und Erkrankungen vertieft zu untersuchen.334

C.	 Relatives Risiko
1.	 Allgemeines

Um herauszufinden, ob es einen Zusammenhang zwischen der Exposition 
(gegenüber einem Einflussfaktor) und der Entwicklung einer Krankheit gibt, 
werden oft Fall-Kontroll- und Kohortenstudien herangezogen.335 Wenn der 
Quotient der Krankheitshäufigkeiten (Inzidenzen) von exponierten und nicht 
exponierten Personen berechnet wird,336 beschreibt man das RR (in der Gra-
fik, die oben abgebildet ist: RR = P1 / P2337).338 Das RR kann somit auch definiert 
werden als die Wahrscheinlichkeit, dass ein Ereignis (die Entwicklung einer 

328	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 249; Böhler/Toschke, Epidemiologie, 
S. 9.

329	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 10.
330	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 10.
331	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 250.
332	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 250.
333	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 250.
334	 Hallier, S. 542 ff.
335	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 250.
336	 A. M. BSK UVG-Traub, Art. 9 N 38.
337	 Sauerbrei/Blettner, S. 796.
338	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 11.
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Krankheit) bei exponierten Personen eintritt, verglichen mit der Wahrschein
lichkeit des Ereignisses bei den nicht exponierten Personen oder als das Ver-
hältnis dieser beiden Wahrscheinlichkeiten.339

Ein RR von 1,0 bedeutet keine Risikoerhöhung, weil die Erkrankungs-
wahrscheinlichkeit von exponierten und nicht exponierten Personen gleich 
gross ist:

P exponiert = 1 × P nicht exponiert.

Bei einem RR von 1,0 haben exponierte und nicht exponierte Personen das 
gleiche Risiko zu erkranken.340

Ein RR grösser als 1,0 bedeutet, dass die exponierten Personen ein höhe-
res Risiko haben als die nicht exponierten.341 Ein RR von 2,0 besagt nun, dass 
das Risiko von exponierten Personen im Vergleich zu nicht exponierten dop-
pelt so gross ist (andere Sprechweise: das Risiko ist um 100 % erhöht):342

P exponiert = 2 × P nicht exponiert.

RR = 0,5 bedeutet, dass Personen der exponierten Gruppe nur ein halb so 
grosses Risiko haben wie Personen der nicht exponierten Gruppe.343 Man 
spricht dann auch von einem protektiven Faktor.344

Es ist wichtig zu beachten, welche Gruppe als Basisgruppe zugrunde 
gelegt wird.345 Wenn das RR 1,5 ist, zum Beispiel Nichtraucher:innen versus 
Raucher:innen, dann bedeutet das, dass Raucher:innen ein um 50 % erhöh-
tes Risiko haben.346 Nimmt man die Raucher:innen als Basisgruppe, so ergibt 
sich ein RR von 1,0 / 1,5 = 0,67.347 Im Vergleich zu Raucher:innen ist das Risiko 
von Nichtraucher:innen um ein Drittel (1,0 – 0,67 = 0,33) reduziert.348

In der Praxis können wir Wahrscheinlichkeiten nur dann objektiv zu-
ordnen, wenn wir die Mathematik des Datenerzeugungsprozesses, z. B. den 
genauen Grad der «Fairness» der Münze bei einem Münzwurf, kennen.349 
Können die Wahrscheinlichkeiten nicht objektiv zugeordnet werden, ist die 

339	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 251.
340	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 252; Sauerbrei/Blettner, S. 796.
341	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 252; Sauerbrei/Blettner, S. 796.
342	 Sauerbrei/Blettner, S. 796.
343	 Sauerbrei/Blettner, S. 796.
344	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 252; Sauerbrei/Blettner, S. 796.
345	 Sauerbrei/Blettner, S. 796.
346	 Sauerbrei/Blettner, S. 796.
347	 Sauerbrei/Blettner, S. 796.
348	 Sauerbrei/Blettner, S. 796.
349	 Floyd, S. 42.
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Zuordnung subjektiv.350 Solche subjektiven Zuweisungen können auf einer 
mehr oder weniger grossen Menge an Informationen beruhen.351 Wenn re-
lative Häufigkeiten zugewiesen werden, besteht die einzige subjektive Kom-
ponente in der Wahl der Datensammlung, aus der die relativen Häufigkeiten 
gewonnen werden.352 Aus diesem Grund wird die Zuweisung von Wahr-
scheinlichkeiten auf der Grundlage von relativen Häufigkeiten oft als objektiv 
angesehen.353

Das RR ist ein statistisches Risikomass, mit dem der Einfluss eines Faktors 
geschätzt wird («Risikoschätzer»).354 Das RR zeigt nicht an, wie genau es ist, 
d. h., wie gross der Stichprobenfehler ist, weshalb es standardmässig mit einer 
Intervallschätzung kombiniert wird.355 Das Konfidenzintervall ist eine solche 
Intervallschätzung und gibt den Wertebereich an, in dem das «wahre» RR mit 
einer gewissen Wahrscheinlichkeit (Konfidenzniveau) enthalten ist.356

Mit dem häufig verwendeten 95 %-Konfidenzintervall wird beschrieben, 
dass das Intervall den wahren Wert mit 95 % Wahrscheinlichkeit enthält.357 
Diese Aussage ist erklärungsbedürftig: Mit dem 95 %-Konfidenzintervall sagt 
man, dass 95 von 100 Erhebungen einen Risikoschätzer innerhalb des angege-
benen Intervalls enthalten würden. Liegt ein sehr breites Konfidenzintervall 
vor, wurden entweder nur wenige Proband:innen untersucht oder die Streu-
ung ist enorm gross: Der Risikoschätzer ist in diesem Fall als ungenau zu 
bewerten, weil er eine grosse Schwankungsbreite aufweist.358

2.	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000

In unserem Praxisbeispiel war das Risiko zu bestimmen, wegen Benzol an 
einem Blutkrebs zu erkranken.359 8,5 von 1’000 Menschen sterben an Leukä-
mie, weshalb das absolute Risiko, an Leukämie zu sterben, bei 8,5 ‰ liegt.360 

350	 Floyd, S. 42.
351	 Floyd, S. 42.
352	 Floyd, S. 42.
353	 Floyd, S. 42.
354	 Ressing/Blettner/Klug, S. 462.
355	 Vgl. Floyd, S. 117; Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 23.
356	 Floyd, S. 118. Vom Konfidenzintervall kann zudem auf die Fallzahl der Untersuchung 

bzw. die Streuung der Messergebnisse geschlossen werden (Böhler/Toschke, Epi-
demiologie, S. 23).

357	 Vgl. Floyd, S. 118 f.
358	 Siehe Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 23 f.
359	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 3: Anwen-

dung in der Praxis, Benzol-Exposition und Erkrankung des Knochenmarks.
360	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b.
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Gemäss Handbuch der Arbeitsmedizin von Konietzko/Dupuis betrug die 
geschätzte Erhöhung der Leukämie-Todesrate — bei einer Benzol-Exposition 
von 1 ppm während 15 Jahren — nach der NIOSH-Studie 1,5 bis 5 und nach der 
DOW-Studie 2 bis 15,361 dargestellt in einer 2×2-Tafel:362

Leukämie
ja nein

Benzol
exposition

ja 10–13,5
10,5–23,5

986,5–990
976,5–989,5

1’000 (NIOSH-Studie)
1’000 (DOW-Studie)

nein 526 61’987 62’513

536–539,5
536,5–549,5

62’973,5–62’977
62’963,5–62’976,5 63’513

Berechnungen:
—	P0 = �Wahrscheinlichkeit zu erkranken für eine Person, die nicht expo-

niert ist
—	P1 = Wahrscheinlichkeit zu erkranken für eine Person, die exponiert ist
—	P0 = 526 / 62’513 = 0,0085 = 0,85 %
—	P1 (NIOSH-Studie) = 10–13,5 / 1’000 = 0,0100–0,0135 = 1,00–1,35 %
—	P1 (DOW-Studie) = 10,5–23,5 / 1’000 = 0,0105–0,0235 = 1,05–2,35 %
—	RR (NIOSH-Studie) = P1 / P0 = 1,00–1,35 % / 0,84 % = 118–160 % =  

Faktor 1,18–1,60
—	RR (DOW-Studie) = P1 / P0 = 1,05–2,35 % / 0,84 % = 125–279 % = Faktor 1,25–2,79

Die Zahlen des Bundesgerichts unterscheiden sich nur marginal: Es zog 
ebenfalls die NIOSH- und die DOW-Studie bei und ging davon aus, dass in der 
Gesamtbevölkerung auf 1’000 Todesfälle rund 8,5 Fälle auf Leukämie zurück-
zuführen sind, woraus sich ein relatives Risiko von 1,28–1,58 (NIOSH-Studie) 
respektive 1,24–2,76 (DOW-Studie) ergebe.363 Das arbeitsmedizinische Gut-
achten war von einem relativen Risiko von durchschnittlich 1,2 für Leukämie 
ausgegangen.364

Das Bundesgericht ordnete die epidemiologischen Erhebungen ein und 
erwog, dass sich aufgrund der NIOSH- und der DOW-Studie zwar etwas höhere 
Werte ergeben würden, als im arbeitsmedizinischen Gutachten angegeben 

361	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b m. H. a. Konietzko/Dupuis, S. 5.
362	 Gemäss Tabelle 1 der vom Bundesamt für Statistik herausgegebenen Todesursachen-

statistik 1994 entfielen auf insgesamt 61’987 Todesfälle 526 Fälle auf Leukämie.
363	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b.
364	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b.
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wird; die Durchschnittswerte365 würden aber immer noch deutlich unter der 
massgebenden relativen Grenze von 2,0 und die Exposition würde deshalb —   
im Ursachenspektrum betrachtet — unter den erforderlichen 50 % liegen.366

D.	 Odds Ratio

Wie wir gesehen haben, wird das RR anhand der Inzidenz der Krankheit bei 
den exponierten und den nicht exponierten Personen berechnet, die z. B. mit 
Kohortenstudien ermittelt werden können.367 Insbesondere aus Fall-Kontroll-
Studien, nicht aber aus Querschnitt-Studien, lässt sich ein anderes Risiko-
mass für den Zusammenhang berechnen, das Odds Ratio.368 Mit dem Odds 
Ratio kann das RR sehr gut geschätzt werden, wenn die Daten gewisse Bedin-
gungen erfüllen.369

Betrachten wir eine 2×2-Tafel einer Fall-Kontroll-Studie:

Fälle  
(mit Krankheit)

Kontrollen  
(mit Krankheit)

exponiert ja a b a + b
nein c d c + d

a + c b + d n

In einer Fall-Kontroll-Studie ist das Odds Ratio das Verhältnis zwischen der 
Wahrscheinlichkeit, dass die Fälle exponiert waren, und der Wahrscheinlich-
keit, dass die Kontrollen exponiert waren:370

Odds Ratio = ((a / c) / (b / d)) = ad / bc.371

365	 Wenn das Bundesgericht den Durchschnittswert (Mittelwert, weil der arithmetische 
Mittelwert das Zentrum einer Häufigkeitsverteilung beschreibt [siehe Böhler/Toschke, 
Epidemiologie, S. 14]) aus beiden Studien nimmt, um das wahre relative Risiko zu 
bestimmen, ist das statistisch nicht zu beanstanden, weil der Mittelwert grundsätz-
lich ein guter Schätzer ist, um das wahre Ergebnis zu bestimmen (Böhler/Toschke, 
Epidemiologie, S. 14; siehe auch Floyd, S. 106 ff.).

366	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b.
367	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-

miologie, Darstellung von Risiken, Relatives.
368	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 254.
369	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 254.
370	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 257.
371	 Interessanterweise ist die Formel für das Odds Ratio sowohl in Kohorten- als auch in 

Fall-Kontroll-Studien ad / bc (Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 257).
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Wir interpretieren das Odds Ratio genauso, wie wir das RR interpretieren.372 
In einer Fall-Kontroll-Studie kann nur das Odds Ratio als Risikomass berechnet 
werden, während in einer Kohortenstudie entweder das RR oder das Odds 
Ratio ein gültiges Mass für den Zusammenhang darstellt.373 Wenn die folgen-
den drei Bedingungen erfüllt sind, ist das ermittelte Odds Ratio ein guter 
Schätzer für das RR:374

1.	 Wenn die untersuchten Fälle in Bezug auf die Expositionsgeschichte 
repräsentativ für alle Personen mit der Krankheit in der Bevölkerung 
sind, aus der die Fälle stammen.

2.	 Wenn die untersuchten Kontrollen in Bezug auf die Expositionsgeschichte 
repräsentativ für alle Personen ohne die Krankheit in der Bevölkerung 
sind, aus der die Fälle entnommen wurden.

3.	 Wenn die untersuchte Krankheit in der untersuchten Population nicht 
häufig auftritt.

E.	 Attributables Risi ko/ätiologische Fraktion
1.	 Allgemeines

Das RR ist ein wichtiges Risikomass für die Stärke des Zusammenhangs, das 
eine wichtige Rolle spielt, wenn kausale Schlussfolgerungen gezogen wer-
den.375 Die Frage, welcher Anteil einer auftretenden Krankheit auf eine be-
stimmte Exposition zurückgeführt werden kann, wird mit einem anderen 
Risikomass beantwortet, dem attributablen Risiko, das definiert ist als die 
Menge oder der Anteil der Krankheitsinzidenz (oder des Krankheitsrisikos), 
der einer bestimmten Exposition zugeschrieben werden kann.376

Die ätiologische Fraktion377 ist ein attributables Risiko, weil es die der 
Exposition zuzuschreibende Fraktion der Erkrankungswahrscheinlichkeit 
beschreibt:

«Um im Einzelfall zu prüfen, ob die beruflichen Faktoren die ausserberuf-
lichen übertreffen, d. h. eine ätiologische Fraktion von über 50 % angenom-
men werden kann, muss das relative Risiko bei der kollektiven Betrachtung 

372	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 257.
373	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 258.
374	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 258.
375	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 268.
376	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 268.
377	 Manche Autor:innen verwenden den Begriff «ätiologischer Anteil» (z. B. Becker, 

Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 153).
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exponierter Arbeitnehmender gegenüber nicht exponierten in der Mehrzahl 
der zur Verfügung stehenden Untersuchungen respektive in Metaanalysen 
über 2 betragen.»378

Mit dem attributablen Risiko wird ausgedrückt, wie hoch das Risiko einer 
Krankheit ist, wenn wir die Exposition vollständig beseitigen: Wenn man bspw. 
herausfinden möchte, wie stark Herz-Kreislauf-Erkrankungen zurückgehen, 
wenn man sämtliche Raucher:innen dazu bringt, mit dem Rauchen aufzu-
hören, stellt man das mit dem attributablen Risiko dar.379 Das relative Risiko 
ist ein Mass für die Stärke eines Zusammenhangs, wohingegen das attributa-
ble Risiko das Präventionspotenzial anzeigt, wenn die Exposition beseitigt 
werden könnte.380

Die Berechnung, wie stark ein bestimmter Faktor eine Krankheit ver-
ursacht, ist oft kompliziert und kann leicht fehlerhaft sein. Die ätiologische 
Fraktion berücksichtigt die in den Daten enthaltene Komplexität nicht.381 
Deshalb warnt Greenland davor, voreilige Schlüsse zu ziehen: Man sollte erst 
dann sagen, dass etwas eine Krankheit verursacht, wenn man genau versteht, 
wie biologische und soziale Prozesse zusammenspielen.382

2.	 Miettinen im American Journal of Epidemiology 1974

Die Formel EF = (RR–1,0) / RR geht auf Miettinen zurück.383 Miettinen setzte 
sich 1974 im American Journal of Epidemiology mit dem «Verhältnis der durch 
eine bestimmte Exposition, Eigenschaft oder Intervention verursachten oder 
verhinderten Erkrankungen»384 auseinander.385 Miettinen erkannte, dass 
die ätiologische Fraktion von der Häufigkeit des untersuchten Merkmals und 
von der «standardisierten Morbiditätsrate» abhängt.386 Er wies insbesondere 

378	 Jost/Pletscher (Fn. 94), S. 2 [Hervorhebungen durch mich].
379	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 269.
380	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 269; vgl. Watermann, Aussagekraft epi-

demiologischer Befunde, S. 155. Das attributable Risiko lässt sich freilich ins Verhältnis 
setzen: So kann bspw. das populationsattributable Risiko oder der attributable und 
der populationsattributable Anteil berechnet werden (vgl. dazu Böhler/Toschke, 
Epidemiologie, S. 10–12).

381	 Greenland.
382	 Vgl. Greenland; siehe auch Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 275
383	 Jost/Pletscher (Fn. 94), S. 2.
384	 Freie Übersetzung durch mich (Originaltitel: «Proportion of disease caused or preven-

ted by a given exposure, trait or intervention», vgl. Miettinen).
385	 Miettinen.
386	 Freie Übersetzung durch mich (im Original: «standardized morbidity ratio», vgl. Miet-

tinen, S. 325).
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darauf hin, dass die Punktschätzung der ätiologischen Fraktion einfach ist, 
insbesondere bei Fall-Kontroll-Studien387.388

Morbidität ist der Überbegriff für die Prävalenz und die Inzidenz einer 
Krankheit.389 Wenn die Zahlen aus verschiedenen Populationen verglichen 
werden sollen, werden die Werte standardisiert, d. h., die Zahlen werden so 
gewichtet, dass gewisse Unterschiede eliminiert werden können.390 Die stan-
dardisierte Morbiditätsrate beschreibt das Verhältnis der beobachteten zu 
den erwarteten Erkrankungsfällen in einem Zeitraum an, wobei Letztere auf 
einer Referenzpopulation basieren.391

Schauen wir uns das Beispiel an, das Miettinen in seinem Beitrag an-
führt, und in dem die ätiologische Fraktion von Kaffeekonsum im Hinblick 
auf einen Herzinfarkt untersucht wurde:392

Herzinfarkt393

ja nein
Kaffeekonsum 
(Tassen/Tag)

0 8 (+)
1 (–)

308 (+)
35 (–)

316 (+)
36 (–)

1–5 36 (+)
13 (–)

911 (+)
65 (–)

947 (+)
78 (–)

6+ 11 (+)
6 (–)

287 (+)
25 (–)

298 (+)
31 (–)

75 1’631 1’706

Herzinfarkt Gesamtbevölkerung
ja nein

Kaffeekonsum 
(Tassen/Tag)

0 71 2’864 2’935
1–5 302 8’039 8’341
6+ 67 1’416 1’483

440 12’319 12’759

387	 Bei einer Fall-Kontroll-Studien werden neu erkrankte mit nicht erkrankten Personen 
hinsichtlich der Verteilung von Risikofaktoren verglichen (Böhler/Toschke, Epi-
demiologie, S. 6).

388	 Freie Übersetzung durch mich (im Original: «point estimation», vgl. Miettinen, S. 325).
389	 Siehe zur Prävalenz und zur Inzidenz vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufs-

krankheiten, Kapitel 4: Epidemiologie, Einführung.
390	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 9.
391	 Vgl. dazu Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 9.
392	 Miettinen, S. 330.
393	 Es wurden Männer im Alter von 40 bis 49 Jahren betrachtet, wobei die einen eine Vor-

geschichte betreffend Herzinfarkt hatten («+») und die anderen nicht («–»).
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In der obigen Tabelle sind die Daten einer Fall-Kontroll-Studie aufgeführt, die 
den Zusammenhang zwischen Kaffeekonsum und Herzinfarkt beschrei-
ben.394 Es handelt sich um eine 2×3-Tafel, die eine einfache Erweiterung der 
2×2-Tafel ist und mit der man erklären kann, welchen Einfluss ein sich intensi-
vierender Faktor auf den beobachteten Zusammenhang zwischen Exposition 
und Erkrankung hat.395

Die Schätzung der kaffeebedingten ätiologischen Fraktion für Herzin-
farkt hängt von der Verteilung der Fälle nach Höhe des Kaffeekonsums ab (Fall-
fraktionen auf den verschiedenen Ebenen) und mit den standardisierten 
Morbiditätsraten für diese Expositionskategorien zusammen.396 Für die Refe-
renzkategorie (null Tassen pro Tag) beträgt der geschätzte Anteil der Fälle 16 %, 
was 71/440 entspricht.397 Entsprechend bedeutet das für diejenigen, die zwi-
schen einer und fünf Tassen pro Tag trinken: 69 % (302/440), und für diejeni-
gen, die mehr als sechs Tassen pro Tag trinken: 15 % (67/440).

Die Morbiditätsraten der Gesamtbevölkerung, die für Alter, Geschlecht und 
Vorgeschichte des Herzinfarkts standardisiert sind, ergeben sich wie folgt:398
—	Als Referenz gilt die Standard-Morbiditätsrate («SMR») derjenigen, die 

keinen Kaffee trinken, und die per Definition 1 ist.
—	Für diejenigen, die eine bis fünf Tassen pro Tag und für diejenigen, die 

mindestens sechs Tassen pro Tag trinken, sind die Schätzungen ihrer 
SMR (SMR1–5 und SMR6+) das Verhältnis der beobachteten Fallzahlen 
in diesen Kategorien, 302 bzw. 67, zu den Schätzungen ihrer jeweiligen 
Erwartungen:
—	Die 40- bis 49-jährigen Männer ohne Herzinfarkt in ihrer Vorge-

schichte haben eine Erwartung von
—	(8 * 911) / 308 = 23,7 (bei 1–5 Tassen pro Tag), und
—	(8 * 287) / 308 = 7–5 (bei 6+ Tassen pro Tag).

—	Die 40- bis 49-jährigen Männer mit Herzinfarkt in ihrer Vorgeschichte 
haben eine Erwartung von
—	(1 * 65) / 35 = 1,9 bzw.
—	(1 * 25) / 35 = 0,7.

—	SMR1–5 = 302 / (23,7 + 1,9 + …) = 302 / 185,1 = 1,63, und
—	SMR6+ = 67 / (7,5 + 0,7 + …) = 67 / 30,6 = 2,19.

394	 Miettinen, S. 330
395	 Sauerbrei/Blettner, S. 796.
396	 Miettinen, S. 330
397	 Miettinen, S. 330
398	 Miettinen, S. 330 f.
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Wenn man davon ausgeht, dass die Fälle repräsentativ sind, und wenn man 
weitere mögliche Störfaktoren (andere als Alter, Geschlecht und Vorgeschichte 
des Herzinfarkts) ausser Acht lässt, schätzt man, dass die Anteile der Herzin-
farkte, die auf den Kaffeekonsum zurückzuführen sind, bei denjenigen, die 
eine bis fünf Tassen und bei denjenigen, die mindestens sechs Tassen Kaffee 
pro Tag trinken, (1,63 – 1) / 1,63 = 39 % bzw. (2,19 – 1) / 2,19 = 54 % betragen.399

Unter Berücksichtigung der Fallanteile und unter Beibehaltung der 
Annahmen könnte man ausserdem schätzen, dass insgesamt ein Anteil von 
(0,69 * 0,39) + (0,15 + 0,54) = 35 % aller Herzinfarkte in der Ausgangspopulation 
auf den Kaffeekonsum zurückzuführen sind.400 Bleiben zusätzliche Störfak-
toren bestehen, handelt es sich um eine Schätzung der Fraktion der Herz-
infarkte, die mit dem Kaffeetrinken zusammenhängen und nicht darauf 
zurückzuführen sind.401

In der nicht experimentellen epidemiologischen Forschung wäre es an-
massend, eine spezifische Schätzung der ätiologischen Fraktion vorzuneh-
men und sie einem Risikofaktor zuzuschreiben, als ob die Störfaktoren unter 
Kontrolle wären, führt Miettinen aus.402 Vielmehr wäre es ratsam, die ätio-
logische Fraktion ins Verhältnis zum Risikofaktor zu setzen, sofern die wesent-
lichen Störfaktoren unter Kontrolle sind.403 Sind die wesentlichen Störfak-
toren unter Kontrolle, kann die ätiologische Fraktion dem Risikofaktor zuge-
rechnet werden.404 Andernfalls wäre diese Fraktion zumindest teilweise auf 
andere Faktoren zurückzuführen, die mit dem untersuchten Risikofaktor in 
Verbindung stehen.405

F.	 Einordnung

Das absolute Risiko beschreibt die Häufigkeit einer Krankheit (Prävalenz), wo-
mit man bestimmen kann, wie hoch das Risiko ist, eine bestimmte Krankheit 
zu bekommen.406 Das RR und das Odds Ratio sind Risikomasse, die die Stärke 
eines Zusammenhangs ausdrücken, weshalb sie für die Beurteilung heran-
gezogen werden, wenn kausale Schlussfolgerung gezogen werden sollen.407

399	 Miettinen, S. 330.
400	 Miettinen, S. 330.
401	 Miettinen, S. 330.
402	 Miettinen, S. 325 f.
403	 Miettinen, S. 326.
404	 Miettinen, S. 326.
405	 Miettinen, S. 326.
406	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 10.
407	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 273.
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Das attributable Risiko — und damit auch die ätiologische Fraktion — ist ein 
Mass dafür, wie viel des Krankheitsrisikos auf eine bestimmte Exposition 
zurückzuführen ist.408 Folglich ist das attributable Risiko nützlich bei der Be-
antwortung der Frage, wie viele Krankheitsfälle verhindert werden können, 
wenn wir ein wirksames Mittel zur Beseitigung der Exposition haben.409

Das attributable Risiko ist in den Bereichen der öffentlichen Gesundheit 
und in der klinischen Praxis ein Konzept, um Präventionsmassnahmen zu 
entwickeln, wohingegen es das RR ist, das in ätiologischen Studien über Krank-
heiten herangezogen wird.410 Das attributable Risiko wird herangezogen, 
wenn hinreichend sicher ist, dass der Zusammenhang zwischen dem Risiko-
faktor und der Krankheit kausal ist.411

Bei Berufskrankheiten müssen die ätiologischen Faktoren im Einzelfall 
beurteilt werden.412

IV.	 Risiko und Ursachenspektrum

Jost/Pletscher ziehen die ätiologische Fraktion bei, «[u]m im Einzelfall zu 
prüfen, ob die beruflichen Faktoren die ausserberuflichen übertreffen, d. h. 
eine ätiologische Fraktion von über 50 % angenommen werden kann, […].»413 
Aufgrund der von Miettinen beschriebenen Formel zur ätiologischen Frak-
tion und dem gesetzlichen Erfordernis des Vorwiegens des beruflichen Ein-
flusses, sei ein RR grösser als 2,0 erforderlich, um von einer Ursache auszuge-
hen, die im (individuellen) Ursachenspektrum mehr als 50 % ausmacht.414

Die ätiologische Fraktion wird als Risikomass für die Individualebene 
betrachtet, wenn das Risikomass den Bezug zur Häufigkeit der Exposition 
(Prävalenz) nicht berücksichtigt.415 Dennoch ist das Vorgehen von Jost/
Pletscher methodologisch unsauber, weil die Stärke des Zusammenhangs 
anhand des RR (oder indirekt über das Odds Ratio) beurteilt wird.416 Und die 
Stärke des Zusammenhangs ist nur eine Leitlinie der Gesamtbeurteilung des 

408	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 273.
409	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 273.
410	 Vgl. Greenland; siehe auch Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 273.
411	 Vgl. Greenland; siehe auch Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 275.
412	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 421.
413	 Jost/Pletscher (Fn. 94), S. 2 [Hervorhebung durch mich].
414	 Jost/Pletscher (Fn. 94), S. 2 [Hervorhebung durch mich] m. H. a die Praxis des Bun-

desgerichts in EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000.
415	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 11.
416	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-

miologie, Darstellung von Risiken, Einordnung.
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Zusammenhangs, die anhand von weiteren acht Leitlinien erfolgt.417 Eine 
Übertragung der ätiologischen Fraktion auf das individuelle Ursachenspekt-
rum einer Person, ohne alle neun Leitlinien zu beurteilen und ohne die Um-
stände des Einzelfalls zu interpretieren, ist eine methodologisch unzulässige 
Abkürzung.418 Es bedarf der Verknüpfung der epidemiologischen Erkennt-
nisse mit den Tatsachen und Umständen des Einzelfalls.419

In Deutschland ist die Anerkennung einer Berufskrankheit zweistufig:420
—	Die Krankheit muss durch besondere Einwirkungen verursacht sein 

(generelle Geeignetheit des Einflussfaktors).
—	Zudem muss eine bestimmte Personengruppe einer arbeitsbedingten 

Exposition in erheblich höherem Grad als die übrige Bevölkerung aus-
gesetzt sein (sog. Gruppentypik).

Das RR wird also einerseits für die Gesamtbeurteilung hinsichtlich der gene-
rellen Kausalität herangezogen und andererseits, um die Gruppentypik nach-
zuweisen, die eine Voraussetzung des deutschen Berufskrankheitenrechts ist. 
Ist das RR bei der Beurteilung der Stärke des Zusammenhangs nur eine von 
neuen Leitlinien, um die kausale Schlussfolgerung zu begründen, dominiert 
das RR bei der Feststellung der Gruppentypik: Haben die Personen einer 
Berufsgruppe im Vergleich zu den nicht exponierten Personen ein Verdopp-
lungsrisiko zu erkranken, wird gemeinhin von der erforderlichen Gruppen-
typik ausgegangen.421

417	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-
miologie, Vom Zusammenhang zur Kausalität, Leitlinien zur Beurteilung, ob ein be-
obachteter Zusammenhang kausal ist.

418	 Siehe Hallier, S. 542 ff.; Gerber, N 946; Summermatter, N 768.
419	 Vgl. Gerber, N 946.
420	 Nienhaus/Brandenburg/Palsherm, Grundsätze, S. 7; Hallier, S. 542 ff.
421	 Siehe Hallier, S. 542 ff., und Nienhaus/Brandenburg/Palsherm, Grundsätze, 

S. 12. Zur Gruppentypik nach Schweizer Recht siehe ausführlich hinten unter Teil 3: 
Berufstypik.
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V.	 Bisheriger Erkenntnisse

In dieser Grafik sind 51 weisse Punkte und 49 graue Punkte abgebildet. Wenn 
in 51 % der Fälle die Erkrankung auf einen beruflichen Einfluss zurückzufüh-
ren ist (weisse Punkte), dann haben wir 49 % der Fälle (graue Punkte), in denen 
die Erkrankung eine ausserberufliche Ursache hat. Im Einzelfall, den das Gericht 
beurteilt, kann es sich um einen weissen oder um einen grauen Punkt handeln, 
die folgende (individuellen) Ursachenspektren haben:

Epidemiologische Erkenntnisse weisen keine Zusammenhänge im Einzelfall 
nach, sondern vermittelt den Grad der Wahrscheinlichkeit, aufgrund dessen 
generell die Möglichkeit des Zusammenhangs als gegeben unterstellt werden 
kann.422 Das RR ist nur ein Bestandteil der Gesamtbeurteilung, ob kausale 

422	 Vgl. Summermatter, N 768; Gerber, N 946; Watermann, Aussagekraft epidemio-
logischer Befunde, S. 155.

  Beruflicher Einfluss  � ausserberuflicher Einfluss

Ursachenspektrum
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Schlussfolgerungen gezogen werden können.423 Ist die generelle Kausalität 
gegeben, sind die Umstände des Einzelfalls und insbesondere die zeitliche 
Beziehung zwischen Exposition und Krankheit zu beurteilen. Liegen ver-
gleichbare Populationen vor, darf man sich im Einzelfall auf die Erfahrungs-
werte aus den epidemiologischen Erkenntnissen abstützen. Bei der Einzel-
fallbeurteilung ist entscheidend, ob alternative Ursachen vorliegen, die 
rechtserheblich sind.424 Die alternativen Ursachen unterliegen dabei dersel-
ben strengen epidemiologischen Gesamtbeurteilung.

Darüber hinaus wird mit dem RR herangezogen, wenn argumentiert 
wird, dass ein attributables Risiko von mehr als 50 % quantitativ ausdrückt, 
was Jurist:innen als überwiegend wahrscheinlich in der Theorie der Beweis-
würdigung betrachten.425 Es stellt sich damit die nächste Frage, wie epide-
miologische Erkenntnisse beweisrechtlich gewürdigt werden. Dieser The-
matik widmet sich das nächste Kapitel.

Kapitel 5:  Epidemiologie und Recht
I.	 Beweisbarkeit von Kausalität

Gemäss Becker genügt ein RR von 2,0 den beweisrechtlichen Anforderungen 
an den natürlichen Kausalzusammenhang, weil dann 50 % der Berufskrank-
heiten zu Recht und 50 % zu Unrecht anerkannt werden.426 Das EVG hat sei-
nem Leitentscheid EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 die Ausführungen von 
Becker zugrunde gelegt.427 Becker war ein deutscher Arbeitsmediziner, der 
sich auf die juristische Publikation von Watermann abstützte, der sich mit der 
Dogmatik des deutschen Berufskrankheitenrechts auseinandersetzte.428 Das 
Bundesgericht problematisiert diesen Aspekt in seinem Entscheid nicht.429

Watermann seinerseits betont, dass die Herausforderungen, die mit 
Kausalität der Berufskrankheiten verbunden sind, nicht eine Problematik der 
Kausalität an sich, sondern der Beweisbarkeit von Kausalzusammenhängen 

423	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epidemio-
logie, Vom Zusammenhang zur Kausalität, Leitlinien zur Beurteilung, ob ein beobach-
teter Zusammenhang kausal ist.

424	 Vgl. Summermatter, N 775.
425	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 273, weisen auf die grosse Bedeutung des 

attributablen Risiko im Bereich der toxic tort litigation im angelsächsischen Rechts-
raum hin.

426	 Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 153.
427	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3b.
428	 Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 152–154, insb. S. 153 Fn. 9.
429	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3b.
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ist.430 Die Beantwortung der Frage, welche wissenschaftlichen Erkenntnisse 
einen Kausalzusammenhang zu beweisen vermögen, sei eine Frage der Be-
weiswürdigung.431

In der Beweiswürdigung beantwortet das Sachgericht die Frage, ob eine 
Tatsache wahr ist oder nicht, indem es die Beweise prüft und deren Über-
zeugungskraft abwägt.432 Das Gericht bildet sich seine Überzeugung nach 
freier Würdigung der Beweise (Art. 157 ZPO). «Die freie Beweiswürdigung mün-
det in eine subjektive, allerdings auf die objektive Wahrheit als Beweisziel gerich-
tete Überzeugung des Gerichts.»433

Die Beweiswürdigung bestimmt das Beweisergebnis verbindlich, weil 
sie mit den Natur- und Denkgesetzen sowie den etablierten Erfahrungssät-
zen zu vereinbaren ist.434 Das Willkürverbot435 (Art. 9 BV) ist Kontrollmass-
stab:436 Ein Beweisergebnis ist willkürlich, wenn das Gericht die Bedeutung 
und Tragweite eines Beweismittels offensichtlich nicht verstanden hat, wenn 
es ohne ernsthaften Grund einen wichtigen Gesichtspunkt, der den Entscheid 
zu ändern vermag, nicht berücksichtigt hat oder wenn es aus den erhobenen 
Tatsachen unhaltbare Schlüsse gezogen hat.437

II.	 Wahrscheinlichkeit und Berufskrankheitenrecht
A.	 Theoretische Überlegungen

1.	 Listenkrankheiten und Erfahrung

Art. 9 Abs. 1 Satz 2 UVG räumt dem Bundesrat die Kompetenz ein, die Liste der 
Berufskrankheiten zu erlassen, die er in Anhang 1 UVV erstellt hat.438 Weil 
durch die Aufnahme der Erkrankungen in die Doppelliste arbeitsmedizinische 
Erkenntnisse umgesetzt werden, sei der qualifizierte Kausalzusammenhang 
bei Erkrankungen nach Ziff. 2 Anhang 1 UVV weitestgehend als gegeben zu er-
achten, schreiben Kieser/Gehring/Bollinger.439 Flückiger spricht expli-
zit von Vermutung440 und das EVG erachtet die Frage des Zusammenhangs 

430	 Watermann, Aussagekraft epidemiologischer Befunde, S. 155.
431	 Watermann, Aussagekraft epidemiologischer Befunde, S. 155.
432	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 118.
433	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 122.
434	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 122.
435	 Siehe zum Willkürverbot Uhlmann, Willkürverbot.
436	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 122.
437	 Statt aller BGE 129 I 8 E. 2.1.
438	 Es handelt sich somit um eine gesetzesvertretende Verordnung (siehe Tschannen/

Müller/Kern, § 14 N 318 ff.).
439	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 3.
440	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 14.
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«weitgehend durch den Vorordnungsgeber vorentschieden», weshalb die Regel 
eine «dem (schlüssigen) Gegenbeweis weichende Vermutung» sei.441 Damit wird 
auf dem Verordnungsweg das Kausalitätsprinzip durchbrochen, weil der Kau-
salzusammenhang nicht mehr nachgewiesen werden muss, sondern ver-
mutet wird.442

Das ist zwar rechtsstaatlich problematisch, wird aber durch die Recht-
sprechung des Bundesgerichts aufgefangen: Die Liste der Berufskrankheiten 
gemäss Anhang 1 zur UVV beinhaltet grundsätzlich jene Krankheiten, von 
denen man aus Erfahrung weiss, dass sie durch krankmachende Stoffe oder 
den Beruf verursacht werden.443 Von dieser natürlichen Vermutung sei ab-
zuweichen, wenn die konkreten Umstände des Einzelfalls klar gegen eine 
berufliche Verursachung sprechen.444

2.	 Wahrscheinlichkeit und Vermutung

Weil die Medizin eine empirische Wissenschaft ist, könnten Kausalzusam-
menhänge nicht auf deduktivem Weg erschlossen werden, sondern seien 
induktiv zu ermitteln, erwog das Bundesgericht.445 Wenn allerdings eine 
Krankheit in der Bevölkerung häufig vorkommt, dann sei ein höheres Risiko 
im einzelnen Betrieb kaum nachzuweisen, weshalb eine Anerkennung als Be-
rufskrankheit ausscheidet.446 Ebenso wenn aufgrund medizinischer Erkennt-
nisse davon auszugehen sei, dass eine berufliche Ursache eines bestimmten 
Leidens nicht nachgewiesen werden kann, dann schliesse das den Beweis der 
qualifizierten Ursächlichkeit im Einzelfall aus.447

Arbeitsmedizinische Erkenntnisse gehören zum Sachverhalt448 und 
sind grundsätzlich dem natürlichen Kausalzusammenhang zuzuordnen,449 
der überwiegend wahrscheinlich sein muss.450 Die Berufsbedingtheit einer 

441	 EVG-Urteil 401 vom 3.8.2000 i. S. U. v. B. E. 4a.
442	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 63. Aus diesem Grund sieht in Deutschland § 9 

Abs. 3 SGB VII ausdrücklich vor, dass bei Versicherten, die an einer in der Rechtsver-
ordnung genannten Berufskrankheit erkranken und bei denen Anhaltspunkte für 
eine Verursachung ausserhalb der versicherten Tätigkeit nicht festgestellt werden 
können, die berufliche Verursachung vermutet wird.

443	 BGE 117 V 354 E. 4c m. H. a. Morger, Berufskrankheiten, S. 120, und Maurer, Unfall-
versicherungsrecht, S. 222.

444	 BGE 126 V 183 E. 4a.
445	 BGE 126 V 183 E. 4c.
446	 BGE 126 V 183 E. 4c m. H. a. BGE 116 V 136 E. 5c.
447	 BGE 126 V 183 E. 4c.
448	 Vgl. Egli, S. 73.
449	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3b.
450	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 2: Dogma-

tische Elemente, Beweismass.
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Krankheit wird primär anhand von Ätiologie und Pathogenese, subsidiär 
anhand von epidemiologischen Erfahrungswerten bestimmt.451

Natürliche Vermutungen erleichtern den Beweis,452 weil die Vermutungs-
basis, nicht aber die Vermutungsfolge bewiesen werden muss.453 Ist die Ver-
mutungsbasis bewiesen, schliesst das Gericht auf die Vermutungsfolge, weil 
es davon ausgeht, dass sich der entsprechende Kausalverlauf aufgrund der 
Lebenserfahrung durchgesetzt hat.454 Um die Vermutungsfolge für sich in An-
spruch nehmen zu können, muss die versicherte Person den sog. Anscheins-
beweis erbringen.455

Der Anscheinsbeweis beruht darauf, dass bestimmte Geschehensabläufe 
typisch sind und es daher wahrscheinlich ist, dass auch im konkreten Fall ein 
derartiger gewöhnlicher Ablauf und nicht ein atypischer gegeben ist.456

Muss z. B. beurteilt werden, ob ein Lungenkrebs vorwiegend berufsbe-
dingt ist, ob also im Einzelfall aufgrund von epidemiologischen Daten gesagt 
werden kann, eine entsprechend exponierte Person unterliege einem um den 
Faktor 2,0 erhöhten Krankheitsrisiko, orientiert man sich an den sog. Helsinki-
Kriterien.457 Damit der Lungenkrebs bei Exposition zu Asbest458 als Berufs-
krankheit anerkannt wird, müssen eine Asbestdosis von mindestens 25 sog. 
Faserjahren, die Erreichung einer Kennziffer bei der Lungenstaubanalyse, 
eine Asbestose oder bestimmte Pleurafibrosen459 vorliegen.460 Kann die an 
Lungenkrebs erkrankte Person einen dieser Anscheinsbeweise erbringen, 
wird vermutet, dass Asbest den Lungenkrebs verursacht hat.

451	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 32.
452	 Der Versicherten steht der Anscheinsbeweis zur Verfügung, bei dem das Gericht die 

Beweise aufgrund typischer Geschehensabläufe würdigt (vgl. BK ZGB-Walter, Art. 8 
N 79). Seine Grenzen findet der Anscheinsbeweis am beweisrechtlichen Verbot eines 
leichtfertigen Schlusses von der Folge auf die Ursache nach der verpönten Parömie 
«post hoc ergo propter hoc», wonach eben «danach» nicht unbesehen «deswegen» 
heisst (siehe dazu BK ZGB-Walter, Art. 8 N 79).

453	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 474.
454	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 473.
455	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 84.
456	 Koziol, S. 82.
457	 BGE 133 V 421 E. 5.1.
458	 Asbeststaub gehört zu den schädigenden Stoffen i. S. v. Ziff. 1 Anhang 1 UVV.
459	 Die Pleura bedeckt die Brusthöhle auf der einen Seite und liegt auf der anderen Seite 

direkt auf der Lunge auf (Pschyrembel online). Die Fibrose ist die krankhafte Vermeh-
rung von Gewebe- oder Organfasern (Pschyrembel online).

460	 Siehe im Detail Stöhr Susanna / Rast Hanspeter / Rodriguez Manuel / Koller 
Michael / Pletscher Claudia, Suva-Factsheet, Asbestbedingte Berufskrankheiten —  
Factsheet Bereich Arbeitsmedizin, Version Oktober 2019, S. 7 f.

63 Kapitel 5:  Epidemiologie und Recht

https://perma.cc/3MLR-8D6Y
https://perma.cc/LU9J-R58U
https://perma.cc/SV2J-ZHGL
https://perma.cc/JD62-SEYZ
https://perma.cc/JD62-SEYZ


3.	 Wahrscheinlichkeit und Beweismass

Der Anscheinsbeweis verschiebt das Beweisthema461 auf den ihm zugrunde 
liegenden Erfahrungssatz.462 Die Art des Beweises bestimmt jedoch nicht das 
Beweismass: Weil im Sozialversicherungsrecht das Beweismass reduziert ist, 
muss der Anscheinsbeweis mit überwiegender Wahrscheinlichkeit erbracht 
werden.463 Für die Anerkennung der Berufskrankheit genügt der Wahrschein-
lichkeitsbeweis.464 Greift der Anscheinsbeweis, führt er zu einem Beweis-
ergebnis, vermeidet dadurch eine Beweislosigkeit und macht die Beweislast-
regel gegenstandslos.465

Eine Souffleuse, die nach einem Paukenschlag einen Hörsturz erlitt, ver-
mochte den Anscheinsbeweis nicht zu erbringen, weil die von der Suva durch-
geführten Studien die Gehörbelastung von Orchestermusiker:innen beinhal-
teten, die durchschnittlich 35 Stunden pro Woche schallexponiert gewesen 
waren, wovon 10 bis 15 Stunden auf das individuelle Üben entfallen waren.466

Das EVG erwog:

«Im Gegensatz zu den Musikern im Orchestergraben geniesst die Souffleuse 
durch den Kasten, in dem sie sitzt, einen gewissen Schutz vor dem Schall der 
Instrumente, […]. Dass dieser nicht unterschätzt werden darf, ergibt sich dar-
aus, dass bei Musikern Abschirmmassnahmen in Form von Schutzschildern, 
Stellwänden oder vergleichbaren Einrichtungen Anwendung finden oder dis-
kutiert werden. Ausser in Bezug auf ihre andere Platzierung ist die Souffleuse 
auch deshalb weniger dem Lärm ausgesetzt, weil für sie das stundenlange 
Üben mit dem eigenen Instrument und teilweise auch das Üben in lärmiger Um-
gebung mit dem eigenen Instrument und teilweise auch das Üben in lärmiger 
Umgebung mit dem Orchester wegfällt.»467

Um die tatsächliche Vermutung zu entkräften, muss nicht das Gegenteil be-
wiesen werden.468 Es genügt der Gegenbeweis.469 Der Gegenbeweis gelingt 

461	 Tatsächliche Vermutungen kehren nicht die Beweislast um (BGE 130 II 482 E. 3.2).
462	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 85.
463	 Vgl. BK ZGB-Walter, Art. 8 N 85. Hingegen ordnet das Bundesgericht die natürliche 

Vermutung dem Beweismass zu und betrachtet den Anscheinsbeweis als Wahrschein-
lichkeitsbeweis (vgl. BGer-Urteil 5A_182/2017 vom 2.2.2018 E. 3.2.2).

464	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 22; siehe auch Lengwiler, S. 251.
465	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 85.
466	 Siehe EVG-Urteil 245/05 vom 1.12.2005 E. 3.6
467	 EVG-Urteil 245/05 vom 1.12.2005 E. 3.6.
468	 BGer-Urteil 5A_182/2017 vom 2.2.2018 E. 3.2.2.
469	 BGer-Urteil 5A_182/2017 vom 2.2.2018 E. 3.2.2; siehe auch Ackermann, Beweis, S. 114.
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bereits, wenn er den Hauptbeweis erschüttert, und nicht erst, wenn das Ge-
richt die Gegendarstellung für wahr hält.470 Gemäss Bundesgericht müssen 
Zweifel an der Richtigkeit der Vermutungsbasis und der daraus gezogenen 
Schlussfolgerung gesät werden können.471 Es müssen somit Umstände geltend 
gemacht werden, die einen von der Erfahrung abweichenden, atypischen 
Kausalzusammenhang als möglich erscheinen lassen.472

Das EVG legte seinem Leitentscheid EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 die 
Erkenntnisse von Becker zugrunde.473 Becker war der Ansicht, dass eigent-
lich unerheblich sein müsse, ob tatsächlich eine bestimmte Menge Asbest im 
Lungenmaterial gefunden wird oder nicht, sofern Studien genügend nach-
gewiesen haben, dass Asbest Krebs474 verursacht.475 Bei jeder Person, die am 
Arbeitsplatz zu Asbest exponiert ist und die ein diffus wachsendes Karzi-
nom476 entwickelt, liege eine Berufskrankheit vor.477 Becker verkennt hierbei, 
dass im Einzelfall die Möglichkeit besteht, den Gegenbeweis zu erbringen.478

Leidet eine Arbeitnehmende an einem bösartigen Mesotheliom479, das 
fast immer durch Asbest verursacht ist,480 wird es anstandslos als Berufs-
krankheit anerkannt, wenn eine berufliche Exposition zu Asbest nachgewie-
sen wird.481 Bei Krankheiten, die häufig ohne Exposition zu einem Giftstoff 
auftreten (z. B. Lungenkrebs), werden strengere Voraussetzungen an den 
Nachweis gestellt.482

470	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 67. Weil die Versicherte 50 m neben einer Asbeststaubquelle 
wohnte, war die Vermutung einer beruflichen Verursachung erschüttert (siehe BGer-
Urteil 8C_872/2013 vom 12.6.2014 E. 4).

471	 BGE 135 II 161 E. 3.
472	 Koziol, S. 82 f.; BK ZGB-Walter, Art. 8 N 86.
473	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 3b.
474	 Krebs ist die umgangssprachliche Bezeichnung für eine bösartige Erkrankung, z. B. 

für ein Karzinom oder für Leukämie (Pschyrembel online).
475	 Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 154.
476	 Ein Karzinom ist ein bösartiger Tumor, der auf benachbartes Gewebe übergreift 

(Pschyrembel online).
477	 Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 154.
478	 Watermann bezeichnet es als Methodensynkretismus (Vermischung verschiedener 

Religionen), wenn Becker aus der Anerkennung einer Krankheit als Berufskrankheit 
ableitet, dass es keinen Nachweis im Einzelfall mehr braucht (siehe Watermann, 
Aussagekraft epidemiologischer Befunde, S. 156).

479	 Sehr seltener Tumor im Hautgewebe zwischen Lunge und Brustkorb, wobei in 70–80 % 
der Fälle eine Asbestexposition nachgewiesen werden kann (Pschyrembel online).

480	 Vgl. vorne Fn. 460.
481	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 52.
482	 BGer-Urteil 8C_67/2010 vom 8.6.2010 E. 4.1.
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4.	 Wahrscheinlichkeit und Wertung

Zwischen der natürlichen und der adäquaten Kausalität verläuft eine theore-
tische Trennlinie.483 Diese Trennlinie ist deshalb so wichtig, weil sie den Sach-
verhalt, der bewiesen werden muss, und die rechtliche Wertung voneinander 
abtrennt.484 Zwar ist die Bewertung der Kausalität klar der juristischen Sphäre 
zuzuordnen, doch darf man nicht ausblenden, dass sich medizinische Aus-
sage und rechtliches Werturteil weitgehend bedingen:485

«Dieses rechtliche Werturteil fußt auf der medizinischen Aussage als dem Ob-
jekt der Bewertung und berücksichtigt gleichzeitig teleologisch die in Betracht 
kommenden Konsequenzen, indem es eine angemessene Relation zwischen 
Ursache und Entschädigung herzustellen sucht.»486

Bei dieser Bewertung lauern zwei mögliche methodologische Fehlerquellen:
1.	 Bestimmt man die Rechtserheblichkeit, ohne auf die medizinische Aus-

sage Bezug zu nehmen, argumentiert man zirkulär: Etwas ist wesentlich, 
weil es nicht unwesentlich ist.487

2.	 Nimmt man auf die medizinische Aussage Bezug, ist darauf zu achten, 
dass diese Objekt der Bewertung bleibt und der rechtlichen Bewertung 
nicht vorgreift: Erhebt man aber die naturwissenschaftlichen Kriterien 
zum rechtlichen Massstab, gibt man den rechtlichen Massstab auf und 
entzieht die medizinische Aussage der rechtlichen Bewertung.488

Die vorliegende Arbeit untersucht, ob Lehre und Rechtsprechung methodolo-
gische Fehler begehen, wenn sie die ätiologische Fraktion auf das individuelle 
Ursachenspektrum einer versicherten Person übertragen, um zu beurteilen, 
ob eine Berufskrankheit vorliegt. Das Ziel ist es, die Berufskrankheit metho-
dologisch fehlerfrei zu erfassen.

5.	 Zirkularität des Ursachenspektrums

Zu beweisen ist, dass der berufliche Einfluss die Erkrankung vorwiegend ver-
ursacht hat (Art. 9 Abs. 1 Satz 1 UVG). Wie wir gesehen haben, wird das attribu-

483	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 107.
484	 Quendoz, S. 48.
485	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 107. Z. B. treffen die Expert:innen der Arbeits-

medizin eine Auswahl, wenn sie die medizinisch relevanten Kausalfaktoren quantita-
tiv erfassen und ihre Intensität beurteilen (Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 107).

486	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 108 (Hervorhebung durch mich).
487	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 109.
488	 Vgl. Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 108 f., und Watermann, Ordnungsfunk-

tionen, S. 115.
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table Risiko erst dann herangezogen, wenn bereits klar ist, dass der Zusam-
menhang zwischen dem Risikofaktor und der Krankheit kausal ist.489 Die 
Stärke des Zusammenhangs wird anhand des RR beurteilt und fliesst neben 
weiteren acht Leitlinien in eine Gesamtbeurteilung ein, um zu begründen, 
weshalb von einem kausalen Zusammenhang ausgegangen werden kann.490

Begründet man den Kausalzusammenhang mit einer ätiologischen 
Fraktion von mehr als 50 %, argumentiert man zirkulär, weil aus einem um-
strittenen Umstand eine Schlussfolgerung gezogen wird, die für bewiesen 
erachtet und dazu verwendet wird, auf den umstrittenen Umstand zurück-
zuschliessen:491
—	Die Verursachung ist vorwiegend, weil das RR > 2,0 ist.
—	Bei einem RR von mehr als 2,0 ist die (natürliche) Verursachung durch 

den beruflichen Einfluss überwiegend wahrscheinlich.
—	Ist die Verursachung durch den beruflichen Einfluss überwiegend wahr-

scheinlich, liegt eine vorwiegende Verursachung vor.
—	Weil das RR mehr als 2,0 beträgt, ist die Erkrankung vorwiegend durch 

den beruflichen Einfluss verursacht. 

Wenn Lehre und Rechtsprechung von einem RR von mehr als 2,0 auf eine vor-
wiegende Verursachung schliessen,492 machen sie einen logischen Fehler, weil 
das RR von mehr als 2,0 die These enthält, die zu beweisen wäre, wodurch die 

489	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-
miologie, Darstellung von Risiken, Einordnung.

490	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-
miologie, Vom Zusammenhang zur Kausalität, Leitlinien zur Beurteilung, ob ein be-
obachteter Zusammenhang kausal ist.

491	 Puppe, Kleine Schule des juristischen Denkens, S. 259
492	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 38; KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 31 und Jost/Pletscher 

(Fn. 94), S. 2 m. H. a. EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b. RBS-Nabold, S. 97, Tho-
mann, N 16.76, und OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 3, beziehen sich 
nicht auf das relative Risiko.

vorwiegende Verursachung 
(Voraussetzung)

natürliche Kausalität  
wird vermutet

Beweismass  
natürliche Kausaltität

vorwiegende Verursachung 
(Bewertung)
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Schlussfolgerung stillschweigend vorausgesetzt wird.493 Ein RR von mehr als 
2,0 enthält die ätiologische Fraktion von mehr als 50 %, also die Schlussfolge-
rung einer überwiegend wahrscheinlichen, vorwiegenden Verursachung.

Die Begründung der vorwiegenden Verursachung mit einem RR von 
mehr als 2,0 ist also zirkulär, insbesondere weil die (kollektive) ätiologische 
Fraktion und das (individuelle) Ursachenspektrum gleichgeschaltet werden, 
obwohl die generelle Kausalität durch eine Gesamtbeurteilung mittels neun 
Leitlinien erfolgen sollte494 und die generelle Kausalität nur dann auf den 
Einzelfall übertragen werden darf, wenn die Populationen vergleichbar sind 
und dieser Umstand im Einzelfall nachgewiesen ist. Zirkularität ist jedenfalls 
unlogisch und daher willkürlich.

B.	 Fachspezifische Einordnung
1.	 Natürliche Vermutung

Im Leitentscheid EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 erwog das Bundesgericht, 
dass eine vorwiegende Verursachung im Sinne von Art. 9 Abs. 1 UVG nur ge-
geben sei, wenn der schädigende Stoff am gesamten Ursachenspektrum mehr 
als 50 % ausmache, weshalb ein RR von mehr als 2,0 vorauszusetzen sei.495 
Das Bundesgericht bezieht somit das RR doppelt in seine Erwägungen ein:496 
Es würdigt das RR beweisrechtlich im Hinblick auf das Vorhandensein des 
natürlichen Kausalzusammenhangs497, und es ist gleichzeitig das Objekt der 
rechtlichen Bewertung der Kausalität, indem das RR ins individuelle Ursachen-
spektrum übertragen wird.498

Wenn die ätiologische Fraktion des beruflichen Einflusses über 50 % liegt, 
wird einerseits vermutet, dass die Erkrankung der versicherten Person darauf 
zurückzuführen ist, obwohl es in der Hälfte der Fälle anders sein könnte.499 

493	 Puppe, Kleine Schule des juristischen Denkens, S. 259.
494	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epidemio-

logie, Vom Zusammenhang zur Kausalität, Leitlinien zur Beurteilung, ob ein beobach-
teter Zusammenhang kausal ist.

495	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b.
496	 Dieselbe Problematik beschreibt Egli, S. 72, für die Rechtsprechung zur «Überwind-

barkeit» und der «Zumutbarkeit» im Invalidenversicherungsrecht.
497	 Siehe dazu BGE 108 V 158 E. 1.
498	 Statt Vieler KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 31 m. H. a. EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 

E. 4b.
499	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epidemio-

logie.
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Weil die arbeitsmedizinischen Erkenntnisse über den konkreten Sachverhalt 
hinaus aussagekräftig sind und sie sich in ihrer generell-abstrakten Bedeu-
tung durchgesetzt haben, verdichten sie sich andererseits zur Normhypo-
these.500 Der Erfahrungssatz erlangt die Bedeutung einer Norm, wird in der 
Folge als Recht angewendet und nicht mehr als Tatsache festgestellt.501

Um sich auf die Vermutungsfolge berufen zu könne, muss die versicherte 
Person mit überwiegender Wahrscheinlichkeit nachweisen, dass der beruf-
liche Einfluss in ihrem Betrieb mit demjenigen vergleichbar ist, der in der 
arbeitsmedizinischen Erhebung untersucht worden ist.502 Die medizinischen 
Erkenntnisse bilden somit einen Erfahrungswert, anhand dessen der Einzel-
fall beurteilt wird.503 Wenn im Einzelfall nachgewiesen wird, z.  B. mit Mess-
werten aus dem Betrieb,504 dass der tatsächliche berufliche Einfluss ein ande-
rer war, wird die Vermutungsbasis umgestossen.

Im Leitentscheid EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000, den wir in den bis-
herigen Abschnitten ausführlich besprochen haben, bestand kein Anlass, 
die arbeitsmedizinischen Erkenntnisse in Zweifel zu ziehen.505 Das Bundes-
gericht kam zum Schluss, dass selbst wenn die für Leukämien bestehenden 
Risikoschätzungen ohne Einschränkungen auf MDS-Erkrankungen übertra-
gen werden könnten und davon abgesehen werde, dass die Benzol-Exposition 
im vorliegenden Fall vermutlich weniger als 1 ppm betragen hat, die Kausalität 
zwischen dem schädigenden Stoff und der MDS-Erkrankung nicht als über-
wiegend wahrscheinlich im Sinne von Art. 9 Abs. 1 UVG zu betrachten sei.506 
Der Kausalzusammenhang war nicht zu vermuten, weil sich der konkrete 
Arbeitsplatz bezüglich des beruflichen Einflusses im Vergleich zur Studien-
anordnung wesentlich unterschied.

500	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 103.
501	 BK ZGB-Walter, Art. 8 N 103.
502	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 5: Epidemio-

logie und Recht, Wahrscheinlichkeit und Berufskrankheitenrecht, Wahrscheinlich-
keit und Beweismass.

503	 Vgl. RBS-Nabold, S. 98.
504	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 44 m. H. a. BGer Urteil 8C_429/2013 vom 6.11.2014 E. 7.2.3. 

Fand die Exposition teilweise während der versicherten Tätigkeit und teilweise bei 
anderer Gelegenheit (z. B. in der Freizeit oder bei der Ausübung einer nicht versicher-
ten selbständigen Erwerbstätigkeit) statt, ist entscheidend, welcher Anteil überwiegt 
(KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 22).

505	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b.
506	 EVG-Urteil 293/99 vom 11.5.2000 E. 4b.
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2.	 Sozialpolitischer Zweck

Prüft man die Kausalität bei Berufskrankheiten, handelt es sich gemäss Schaer 
um einen Anwendungsfall der causa proximate in efficiency.507 Diese Zurech-
nungsmethode trete zur Adäquanztheorie hinzu.508 Das werde deshalb ge-
macht, weil die Adäquanztheorie bei einer Mehrheit von konkurrierenden 
Ursachen keine Lösung bietet (aufgrund ihrer weiten Formulierung wären 
auch geringfügige Teilursachen als adäquat kausal zu betrachten).509 Die 
Ursachen müssen dennoch klar der beruflichen oder der ausserberuflichen 
Risikosphäre zugeordnet werden.510

Nach der causa proximate in efficiency-Regel soll diejenige Ursache rechts-
erheblich sein, die der Folge wirkungsmässig am nächsten ist.511 Im Unfall-
versicherungsrecht ist diejenige Ursache rechtserheblich, die geeignet ist, den 
eingetretenen Erfolg objektiv als generell unvermeidlich oder zumindest über-
wiegend wahrscheinlich (mehr als 50 %512) zu charakterisieren.513 In abge-
schwächter Form bedeutet das, dass nach objektiver Betrachtung die nächste Ur
sache diejenige ist, die nach der Verkehrsauffassung die überwiegende ist.514

Dass eine ätiologische Fraktion von über 50 % rechtsgenüglich ist, um 
die natürliche Vermutung zu begründen, bezweckt die eindeutige Zuord-
nung von Ursachen zur beruflichen oder ausserberuflichen Risikosphäre. Die 
Grenze ist bei 50 %, weil man nicht will, dass eine Mehrheit der Fälle zu Un-
recht abgelehnt wird.515 Das ist eine Referenz auf die soziale Gerechtigkeit: 
Mit der Grenze bei 50 % wird ein sozialpolitischer Zweck verfolgt, den ich 
später im Detail herausarbeiten werde.516

III.	 Bisherige Erkenntnisse

Wird vom RR von mehr als 2,0 auf eine vorwiegende Verursachung geschlos-
sen, ohne sich mit den neun Leitlinien auseinanderzusetzen, die eine Gesamt-

507	 Schaer, Zurechnungstheorien, S. 157; Weitnauer, S. 334.
508	 Schaer, Zurechnungstheorien, S. 157.
509	 Vgl. Schaer, Zurechnungstheorien, S. 156.
510	 Vgl. Schaer, Zurechnungstheorien, S. 156.
511	 Schaer, Zurechnungstheorien, S. 156.
512	 Armesto, Rz. 18.5, lehnt die Bezifferung in einem numerischen Wahrscheinlichkeitswert 

klar ab und verweist insbesondere auf BGer-Urteil 9C_717/2009 vom 20.10.2009 E. 3.3.
513	 Schaer, Zurechnungstheorien, S. 156.
514	 Schaer, Zurechnungstheorien, S. 156.
515	 Becker, Kausalität und Wahrscheinlichkeit, S. 153.
516	 Siehe ausführlich hinten unter Teil 3: Berufstypik.
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beurteilung des Zusammenhangs und kausale Schlussfolgerungen ermögli-
chen, argumentiert man zirkulär: Die ätiologische Fraktion kann man gene-
ralisieren, wenn man mit Sicherheit davon ausgehen kann, dass der Zusam-
menhang kausal ist;517 wenn man eine ätiologische Fraktion von über 50 % 
heranzieht, um eine kausale Schlussfolgerung zu ziehen, erachtet man einen 
umstrittenen Umstand als bewiesen und verwendet diesen dazu, um auf den 
umstrittenen Umstand zurückzuschliessen.518 Wer zirkulär argumentiert, be-
geht einen logischen Fehler. Eine unlogische Rechtsanwendung ist willkürlich.

Das RR und die Beurteilung der Stärke des Zusammenhangs betrifft nur 
eine Leitlinie aus der der Gesamtbeurteilung des Zusammenhangs, der an-
hand von weiteren acht Leitlinien erfolgt.519 Es entspricht nicht dem aktuellen 
epidemiologischen Standard, ausschliesslich mit der ätiologischen Fraktion 
von mehr als 50 % eine kausale Schlussfolgerung zu ziehen.520 Das Verdopp-
lungsrisiko spielt eine dominierende Rolle, wenn eine Gruppentypik voraus-
gesetzt und festzustellen ist.521

Weil sich die Arbeitsmedizin unter anderem der Epidemiologie bedient, 
kann die qualifizierte Kausalität nach Art. 9 UVG statistisch erklärt werden.522 
Anhand der qualifizierten Kausalität bezweckt man, die beruflichen von den 
ausserberuflichen Ursachen abzugrenzen.523 Die Grenze bei einem RR von 2,0 
wird als sozial gerecht erachtet, weil man dadurch verhindert, dass Krank-
heiten mehrheitlich zu Unrecht als Berufskrankheiten abgelehnt werden.524

517	 Siehe dazu vorne unter Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: 
Epidemiologie, Darstellung von Risiken, Attributables Risiko / ätiologische Fraktion, 
Allgemeines.

518	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 5: Epide-
miologie und Recht, Wahrscheinlichkeit und Berufskrankheitenrecht, Zirkularität 
des Ursachenspektrums.

519	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-
miologie, Vom Zusammenhang zur Kausalität, Leitlinien zur Beurteilung, ob ein be-
obachteter Zusammenhang kausal ist.

520	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-
miologie, Risiko und Ursachenspektrum.

521	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-
miologie, Risiko und Ursachenspektrum.

522	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 5: Epide-
miologie und Recht, Wissenschaftstheorie.

523	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 2: Dogma-
tische Elemente, Relatives Risiko.

524	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 5: Epide-
miologie und Recht, Fachspezifische Einordnung, Sozialpolitischer Zweck.
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Teil 3:  Berufstypik
Kapitel 1:  Einführung
I.	 Lehre    und Rechtsprechung

A.	 Lis tenkrankheiten

Um Berufskrankheiten von gewöhnlichen Krankheiten abgrenzen zu können, 
verlangen das Bundesgericht und ein Teil der Lehre in Anwendung von Art. 9 
Abs. 2, aber auch teilweise in Anwendung von Art. 9 Abs. 1 UVG, eine Berufs-
typik: Damit die Krankheit als Berufskrankheit anerkannt werden kann, 
müsse die versicherte Person für eine gewisse Dauer einem typischen Berufs-
risiko ausgesetzt gewesen sein.

Dabei ist zwischen der typischen Krankheit, die sich typischerweise durch 
eine Exposition zu einem gefährlichen Stoff ergeben kann, und der typischen 
Berufskrankheit, die typischerweise in bestimmten Berufen auftritt (nachfol-
gend «Berufsgruppentypik» oder auch «Berufstypik») zu unterscheiden. Ob-
wohl die Rechtsprechung schon früh anerkannt hat, dass nicht alle Menschen 
gleich reagieren, wenn sie zu einem gefährlichen Stoff exponierten sind, ist die 
Berufstypik nach Inkrafttreten des aktuell geltenden UVG als zusätzliche Vor-
aussetzung entwickelt worden, um die Leistungspflicht der Unfallversicherung 
insbesondere bei multifaktoriell bedingten Krankheiten zu begrenzen.

Ein Teil der Lehre setzt auch in Anwendung von Art. 9 Abs. 1 UVG eine 
Berufstypik voraus: Die Anerkennung als Berufskrankheit im Rahmen der 
«Stoffliste» nach Ziff. 1 Anhang 1 UVV setze kein bestimmtes, typisches Krank-
heitsbild voraus, so Flückiger.525 Anders dagegen die Doppelliste nach Ziff. 2 
Anhang 1 UVV, in der die Listenarbeiten mit bestimmten Krankheitsbildern 
verknüpft sind, um als Berufskrankheit anerkannt zu werden.526

Die bestimmten (typischen) Erkrankungen aus der Doppelliste sind zu 
unterscheiden von der Berufstypik. Die Lehre (inkl. Flückiger) tendiert dazu, 
Krankheiten als Berufskrankheiten anzuerkennen, selbst wenn sich kein 
typisches Berufsrisiko verwirklicht hat, sofern ein qualifizierter Kausalzu-
sammenhang nachgewiesen wird.527

525	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 20.
526	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 20.
527	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 34; KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 25; Frésard/Moser-

Szeless, N 152; Thomann, Rz. 16.72.
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Nach Traub kommt es nicht darauf an, ob sich ein berufs- oder betriebstypi-
sches Risiko verwirklicht hat oder nicht.528 Ebenso wenig müsse die Quelle 
der Belastung unbedingt dem Betrieb selbst zugeordnet werden können: Es 
bedürfe nicht unbedingt einer funktionalen Beziehung zwischen Gesund-
heitsgefährdung und Betrieb; unter Umständen genüge bereits eine lokale 
Gefährdung.529

Als Beispiel könnte man hier anführen, dass die Technikerin, die das 
Beatmungsgerät auf der Covid-19-Station repariert und sich mit Covid-19 in-
fiziert, vom Versicherungsschutz erfasst sein sollte, weil sie sich wegen ihrer 
beruflichen Tätigkeit dem Infektionsrisiko ausgesetzt hat. Infektionskrank-
heiten können bei Service-Techniker:innen jedoch kaum als berufs- oder 
betriebstypisch bezeichnet werden.

Das Bundesgericht musste in BGer-Urteil 8C_420/2007 vom 29.1.2008 
beurteilen, ob im Fall einer Bankangestellten, deren asthmatische Beschwer-
den sich nach einer Lösungsmittelexposition durch Malerarbeiten an ihrem 
Arbeitsplatz verschlimmert hatten, eine Berufskrankheit vorlag: Nachdem mit 
einer Virusinfektion im privaten Umfeld eine überwiegend wahrscheinliche 
Alternativursache für die geklagten Beschwerden vorlag, liess das Bundes-
gericht die Frage offen, ob für die Giftexposition ein typisches Berufsrisiko 
vorauszusetzen ist.530

B.	 Generalklausel

Ob eine Berufstypik erforderlich ist, wird in der Lehre insbesondere bei der 
Anwendung der Generalklausel (Art. 9 Abs. 2 UVG) diskutiert: Voraussetzung 
sei unter anderem, dass die Versicherte für eine gewisse Dauer einem typi-
schen Berufsrisiko ausgesetzt war.531 Die einmalige gesundheitliche Schädi-
gung bei gleichzeitiger Berufsausübung genüge in aller Regel nicht.532 Nach 
Heinrich ist auf das Erfordernis der Berufstypik in Anwendung von Art. 9 
Abs. 2 UVG zu verzichten, weil eine Auffangklausel bezweckt, auch untypische 
Erkrankungen zu erfassen.533

528	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 35.
529	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 35.
530	 BGer-Urteil 8C_420/2007 vom 29.1.2008 E. 4.3.
531	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 5; RBS-Nabold, S. 98.
532	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 5 m. H. a. BGE 126 V 183 E. 2b und BGE 

116 V 144 E. 5d.
533	 Heinrich, S. 99.
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Die Rechtsprechung des Bundesgerichts mäandriert, wenn es um das Erfor-
dernis der Berufstypik geht:
—	Im Kontext von Art. 9 Abs. 2 UVG hat das Bundesgericht — in einem Ent-

scheid aus dem Jahr 1990 — eine Berufskrankheit verneint, als ein Hilfs-
pfleger, der beim Umlagern eines Patienten vom Operationstisch in ein 
Bett half, im Rücken einen heftigen Schmerz verspürt hat.534

—	Im Jahr 1991, also nur ein Jahr später, entschied das Bundesgericht — mit 
dem Zweck von Art. 9 UVG und der Rechtsgleichheit argumentierend — 
dass die Verschlimmerung einer vorbestandenen untypischen Krankheit 
durch Listenstoffe/Listenarbeiten (Art. 9 Abs. 1 UVG) oder durch die be-
rufliche Tätigkeit i. S. v. Art. 9 Abs. 2 UVG als Berufskrankheit anzuerken-
nen ist, weil es unerheblich sei, ob eine bestimmte Verminderung der 
Erwerbsfähigkeit bei einer bisher Gesunden eintrete oder auf einer 
Verschlimmerung eines vorbestandenen Leidens beruhe, da die wirt-
schaftlichen Folgen für die Betroffenen in beiden Fällen grundsätzlich 
die gleichen seien.535

Traub argumentiert historisch und fachspezifisch, wenn er ausführt, dass 
Berufskrankheiten zwar regelmässig die Folge einer Dauerbelastung am Ar-
beitsplatz seien, das Erfordernis der Dauerbelastung aber erfüllt sei, «wenn 
bspw. die Raumluft in einem Neubau mit Büros für lange Zeit durch Bauchemi-
kalien kontaminiert ist, also gerade eine untypische Belastung [für die Büroan-
gestellten] vorliegt».536 Man müsse jeweils danach fragen, ob die Exposition 
der Arbeitnehmenden im Verantwortungsbereich der Arbeitgebenden statt-
gefunden habe.537 Davon auszunehmen seien Erkrankungen, wenn sie zufällig 
eintreten, was nach Traub z. B. bei einer grossräumigen, nicht nur am Arbeits-
platz bestehenden Schadstoffbelastung anzunehmen ist.538

534	 BGE 116 V 136 E. 5. Zuerst wurde in diesem Fall geprüft, ob ein Unfall oder ein unfall-
ähnlicher Körperschaden vorliegt, was darauf hindeutet, dass es die zeitlichen Um-
stände waren, die das Gericht herausgefordert haben (siehe BGE 116 V 136 E. 3 und 
E. 4). Schliesslich erwog das Bundesgericht, der Vorfall habe sich nur ein einziges Mal 
ereignet, Pfleger seien darüber hinaus nicht besonders gefährdet, Wirbelsäulensyn-
drome zu erleiden, und ausserdem habe der Hilfspfleger seit mehr als drei Jahren im 
Operationssaal gearbeitet, ohne jemals Rückenschmerzen verspürt zu haben, weshalb 
mit dem heftigen Schmerz im Rücken keine Berufskrankheit vorliege (vgl. BGE 116 V 
136 E. 5d).

535	 BGE 117 V 354 E. 4c.
536	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 35.
537	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 35.
538	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 35; gl. M. KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 20, der seinen Über-

legungen ein ähnliches Beispiel zugrunde legt.
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C.	 Erkrankung bei Gelegenheit

Lehre und Rechtsprechung thematisieren den zeitlichen Aspekt der Berufs-
krankheit, wenn diese als Folge einer Dauerbelastung betrachtet und von der 
Gelegenheitserkrankung abgegrenzt wird. Dieser zeitliche Aspekt wird häu-
fig im Kontext der Berufstypik diskutiert, wobei die Gelegenheitserkrankun-
gen, die sich zufällig ereignen, nicht berufstypisch sind und deshalb nicht als 
Berufskrankheit anerkannt werden können.539

Dabei löse der Zufall als neue Ursache die bisherige ab,540 so dass die bis-
herige Ursache nicht mehr beachtlich erscheint und in den Hintergrund tritt.541 
Wenn von Zufall gesprochen wird, kann die Verursachung nicht erklärt werden, 
weil Ursachen (mit-)gewirkt hätten, die man (noch) nicht identifizieren kann.542

Bei bandscheibenbedingten Erkrankungen und anderen Rückenleiden 
geht man bspw. davon aus, eine stark überwiegende Kausalität sei ausge-
schlossen, wenn die versicherte Person nicht während vieler Jahre eine auf das 
konkrete Leiden bezogene risikogeneigte Tätigkeit ausgeübt hat.543 Die mini-
male Expositionszeit beträgt bei solchen Rückenleiden ca. zehn Jahre.544 Das 
Bundesgericht anerkennt zwar strenge körperliche Arbeit als mögliche Ursa-
che einer Berufskrankheit, die übermässige Häufung ist hingegen statistisch 
kaum nachweisbar.545

Bei der Epikondylitis546 sei es nach aktuellem Stand der Wissenschaft 
nicht möglich, einen berufsbedingten Charakter in genereller Weise auszu-
schliessen, weshalb die Ursachen in jedem Einzelfall zu beurteilen sind.547 Die 
sog. Sehnenscheidenentzündung (Peritendinitis crepitans) ist in der Liste der 
Berufskrankheiten enthalten (Ziff. 2 Bst. a Anhang 1 UVV). Bei der Tendovagi-
nitis548 ist hingegen der Nachweis einer stark überwiegenden Verursachung 
notwendig und nach aktuellem Stand der Wissenschaft nicht möglich.549

539	 Vgl. hierzu insbesondere BSK UVG-Traub, Art. 9 N 49.
540	 BGE 116 II 519, E. 4b; BGer-Urteil 4C.193/2000 vom 26.9.2001, E. 4d.
541	 BGE 130 III 182, E. 5.4; BGer-Urteil 5A_16/2020 vom 18.8.2020, E. 5.2.
542	 Sachsse, S. 1.
543	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 44.
544	 EVG-Urteil 337/01 vom 27.8.2003 E. 3.
545	 Thomann, Rz. 16.78 m. H. a. die negativen Entscheide des Bundesgerichts.
546	 Schmerzsyndrom der Muskelursprünge am Knochenhöcker im Bereich eines Ge-

lenkkopfs, das durch funktionelle Überbeanspruchung v. a. in Sport und Beruf oder 
bei chronischer Verkürzung des Muskels auftritt (Pschyrembel online).

547	 BGer-Urteil 8C_410/2009 vom 10.11.2009 E. 8.1.
548	 Die Tendovaginitis ist die Entzündung einer die Sehne umgebenden Sehnenscheide 

(Pschyrembel online).
549	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 49.
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Eine Berufskrankheit kann im Einzelfall zudem dann angenommen werden, 
wenn die Verursachung einer Krankheit hochspezifisch ist: Bei einem Berufs-
trompeter, der nach langjähriger Tätigkeit an einer Muskeldystonie550 im Ober-
lippenbereich («Musikerkrampf») leidet, wurde die Berufskrankheit bejaht 
mit der Begründung, diese Krankheit komme ausschliesslich in dieser Berufs-
gruppe vor.551

D.	 Arbeitsassoziierte Erkrankungen

Arbeitsassoziierte Erkrankungen sind Erkrankungen,552 die mehrere Ursa-
chen haben können, wovon einzelne dem Privatleben zuzuordnen sind, und 
deren Entwicklung, Ausbruch, Beschwerdeintensität oder Behandlungsbe-
dürftigkeit nachweislich von der Art und der Intensität bestimmter arbeits-
bedingter Belastungen oder Gesundheitsgefährdungen abhängig sind.553

Psychosoziale Belastungen können beim Menschen zu Beschwerden 
führen, z. B. zu Kopfschmerzen, Magen-/Darmproblemen, Schlafstörungen, 
inneren Spannungen, einem allgemeinen Schwächezustand und/oder Rücken-
schmerzen, oder eine psychische Erkrankung zur Folge haben.554 Weil solche 
Erkrankungen ihre Ursache auch im Privatleben haben können, werden sie 
bis anhin als arbeitsassoziiert betrachtet und kaum als Berufskrankheiten 
anerkannt.555

Als arbeitsassoziierte Erkrankungen werden auch die psychischen Er-
krankungen eingeordnet: Nur selten sei die Arbeitstätigkeit der einzige Be-
lastungsfaktor für die Entwicklung von Depressionen und anderen psychi-
schen Erkrankungen.556 Meistens liegt eine Kombination ausserberuflicher 
Belastungen (Ehe- und Beziehungskrisen; finanzielle Probleme etc.) mit 
beruflichen Einflussfaktoren (Arbeitsüberlastung; ungünstige Interaktion 
mit Vorgesetzten und Arbeitskolleg:innen etc.) vor.557 Nach der bisherigen 

550	 Die Muskeldystonie bezeichnet einen fehlerhaften Spannungszustand von Muskeln 
(Pschyrembel online).

551	 EVG-Urteil 160/01 vom 23.4.2002 E. 3.
552	 Zu diesen arbeitsassoziierten Erkrankungen gehören Beschwerden, die häufig im 

Zusammenhang mit repetitiven Arbeiten vorkommen, aber nicht auf einer nachweis-
baren Schädigung körperlicher Strukturen beruhen oder weitverbreiteten altersbe-
dingten degenerativen Veränderungen entsprechen, aber auch stressbedingte Kopf- 
und Rückenschmerzen oder Burnout (siehe dazu Steiger-Sackmann, psychische 
Gesundheitsrisiken, S. 93 ff.).

553	 Jost/Pletscher (Fn. 94), S. 7; BSK UVG-Traub, Art. 9 N 12.
554	 Siehe vorne Teil 1: Ausgangslage, Kapitel 1: Einführung.
555	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 12.
556	 Hallier, S. 542 ff.
557	 Hallier, S. 542 ff.
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epidemiologischen Datenlage würden sich bestimmte besonders gefährdende 
Tätigkeiten oder Arbeitsbereiche (Gruppentypik) nicht herausarbeiten las-
sen; zudem sei die individuelle Reaktion auf komplexe Belastungen äusserst 
unterschiedlich.558

E.	 Zwischenfazit

Die Lehre spricht sich mehrheitlich gegen eine Berufstypik aus. Die Berufs-
typik wird zudem hauptsächlich in der Anwendung von Art. 9 Abs. 2 UVG dis-
kutiert. Die Rechtsprechung des Bundesgerichts ist nicht eindeutig, tendiert 
jedoch dazu, die Berufstypik in Anwendung der Generalklausel (Art. 9 Abs. 2 
UVG) zu verlangen.

Es ist einleuchtend, dass der Oberlippenkrampf typisch für Berufstrom-
peter:innen ist, wird doch dieses Körperteil in keinem anderen Beruf so lange 
und so intensiv beansprucht. Treten alle Berufskrankheiten derart typisch 
in Erscheinung treten? Ist die Berufstypik die Essenz, die alle Berufskrank-
heiten verbindet? Diese Fragen werden in diesem Teil der Arbeit beantwortet: 
Die normorientiert strukturierte Auslegung wird zeigen, dass weder Art. 9 
Abs. 1 noch 2 UVG eine Berufstypik verlangt.

Erkrankungen, die zurzeit mit psychosozialen Belastungen assoziiert 
sind, können mehrere Ursachen haben. Die Ursachen sind teilweise dem Pri-
vatleben zuzuordnen, obgleich sie am Arbeitsplatz oftmals intensiver wirken. 
Einerseits ist es schwierig, den beruflichen Anteil der Einwirkung auszuschei-
den; andererseits reicht der berufliche Anteil, der bisher durch die Arbeits-
medizin quantifiziert werden konnte, nicht aus, um den schädigenden Ein-
fluss qualifiziert kausal dem Arbeitsplatz zuzuordnen.559 Ob die neuen ar-
beitsmedizinischen Erkenntnisse eine Zuordnung erlauben, untersucht die 
vorliegende Arbeit.560

II.	 Anschauungsbeispiel
A.	 Sachverhalt
Im vorliegenden Anschauungsbeispiel verlangt das Bundesgericht die Berufs-
typik in Anwendung von Art. 9 Abs. 1 UVG. Anhand dieses Beispiels möchte 
ich der Frage nachgehen, ob die zusätzliche Voraussetzung der Berufstypik 
vom Normsinn von Art. 9 UVG erfasst ist.

558	 Hallier, S. 542 ff.
559	 Vgl. Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 219 f.
560	 Siehe dazu hinten Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastun-

gen am Arbeitsplatz und Erkrankungen.
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Im Entscheid des Bundesgerichts war zu beurteilen, ob eine Infektion mit 
dem Coronavirus (Covid-19561) als Berufskrankheit anzuerkennen ist.562 Die 
Versicherte war als Psychologin in einer Klinik angestellt.563 Die Unfallver-
sicherung klärte den Sachverhalt ab und lehnte die Anerkennung ab, weil die 
Krankheit nicht berufstypisch sei.564

Die Versicherte arbeitete als Psychologin in der Station X. der Klinik und 
wurde am 22. Oktober 2020 positiv auf Covid-19 getestet, wie aus den Akten 
hervorging.565 Die Versicherte nahm bei ihrer beruflichen Tätigkeit mit in-
fizierten Arbeitskolleginnen und Arbeitskollegen an Besprechungen teil (ca. 
1,75 h) und hatte während des Mittagessens mit ihnen zu tun (ca. 0,75 h).566 
Die Versicherte hatte angegeben, die am Arbeitsplatz geltende Maskenpflicht 
umfassend eingehalten, die Maske einzig zum Mittagessen abgelegt, regelmäs-
sige Desinfektionen durchgeführt und Distanz zu anderen Personen gewahrt 
zu haben.567

Die Versicherte ergänzte den Sachverhalt vor zweiter Instanz, indem sie 
angab, nicht direkt in der Pflege von Covid-19-Intensivpatient:innen involviert 
gewesen zu sein, aber im Rahmen von persönlich durchgeführten Gesprächs-
therapien «Kontakt mit Covid-19-infizierten Personen» und in der Covid-19-
Station tätigen Arbeitskolleginnen und Arbeitskollegen gehabt zu haben, ins-
besondere mit ihrer direkten Vorgesetzten, die «regelmässig mehrmals täg-
lich zwischen der Covid-19-Station und der Station X. hin- und herpendelte».568

Weiter führte sie in ihrer Beschwerde aus, die Isolation von Covid-19-In-
tensivpatient:innen in einer separaten Abteilung habe im Oktober 2020 teil-
weise nicht mehr gewährleistet werden können, weshalb sich die Pflegefach-
kräfte in Schutzkleidung und das übrige Personal regelmässig auf den Gängen 
begegnet seien.569 Im beruflichen Umfeld seien mehrere Personen positiv auf 
Covid-19 getestet worden, wohingegen ihr privates Umfeld nachweislich nicht 
mit Covid-19 infiziert gewesen sei, wobei sie ihre privaten Kontakte auf ein 
Minimum reduziert habe.570

561	 Covid-19 ist eine Infektionserkrankung, die durch Ansteckung mit dem SARS-Corona-
virus-2 ausbricht (Pschyrembel online).

562	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) Sachverhalt A.
563	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) Sachverhalt A.
564	 Siehe dazu VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24.8.2022 Akten Ziff. 1.
565	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24.8.2022 E. 3.1.
566	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24.8.2022 E. 3.1.
567	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24.8.2022 E. 3.1.
568	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24.8.2022 E. 3.2.
569	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24.8.2022 E. 3.2.
570	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24.8.2022 E. 3.2.
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B.	 Urteil des Aargauer Versicherungsgerichts

Das Aargauer Versicherungsgericht anerkannte die Covid-19-Infektion wegen 
fehlender Berufstypik nicht als Berufskrankheit und stellte dabei auf die Emp-
fehlung der Ad-hoc-Kommission Schaden UVG 1/2003571 ab.572

Die Ad-hoc-Kommission Schaden UVG empfiehlt, im Kontext von In-
fektionskrankheiten auf das «entscheidende Merkmal der berufsbedingten Ex-
position» abzustellen, das darin bestehe, dass «die konkrete Tätigkeit entweder 
Arbeiten mit infizierten Patienten (Spitäler) oder Arbeiten mit einer stark infizier-
ten/infizierenden oder kontaminierten Umgebung (Laboratorien/Versuchs-
anstalten) bedingt bzw. umfasst».573 Das versicherte Gesundheits- und Pflege-
personal ambulanter und stationärer Einrichtungen sowie der Pflegeeinrich-
tungen ist bei diesem Verständnis dem Spitalpersonal gleichgestellt, «soweit 
es einem spezifischen beruflichen Expositionsrisiko ausgesetzt ist, indem es di-
rekt infizierte Patienten wegen der Infektion in diesen Einrichtungen behandelt 
und pflegt.»574

Das Aargauer Versicherungsgericht berücksichtigte die Empfehlung 
der Ad-hoc-Kommission Schaden UVG, weil sie sich «als eine dem Einzelfall 
angepasste und gerecht werdende Auslegung der anwendbaren gesetzlichen 
Bestimmungen [erwies]».575 Es stellte darauf «im Sinne einer Mitberücksich-
tigung [ab]».576

Weil sich die Psychologin bei ihrer Arbeit keinem spezifischen berufli-
chen Expositionsrisiko ausgesetzt hatte, verwirklichte sich mit der Covid-
19-Infektion kein typisches Berufsrisiko. Die Covid-19-Infektion wurde vom 
Aargauer Versicherungsgericht nicht als Berufskrankheit anerkannt.577

C.	 Urteil des Bundesgerichts

Das Bundesgericht erwog zunächst, dass in beweisrechtlicher Hinsicht praxis-
gemäss die natürliche Vermutung bestehe, dass eine Berufskrankheit vorliege, 
wenn eine der in der Doppelliste aufgelisteten Krankheiten aufgetreten ist 

571	 Ad-hoc-Kommission Schaden UVG, Empfehlung Nr. 1/2003 vom 22.5.2003, zuletzt 
revidiert am 23.12.2020.

572	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.3.
573	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 2.4.
574	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 2.4.
575	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.3.
576	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.3 m. H. a. BGE 144 V 195 E. 4.2 

und BGE 141 V 365 E. 2.4.
577	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.4 f.
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und die Versicherte die darin umschriebene Tätigkeit verrichtet hat.578 Die 
natürliche Vermutung habe dem schlüssigen Gegenbeweis zu weichen, «wenn 
konkrete Umstände des Einzelfalls klar gegen eine berufliche Verursachung 
sprechen».579

Die Versicherte scheiterte allerdings bereits mit dem Anscheinsbeweis 
und konnte sich deshalb gar nicht erst auf die natürliche Vermutung berufen; 
das Bundesgericht argumentiert mit der Berufstypik, wenn es erwägt, dass den 
Tätigkeiten der Doppelliste charakteristische Risiken zugrunde liegen:580

«Den dort zusammengefassten Gruppen von ‹bestimmten Tätigkeiten› (Art. 9 
Abs. 1 UVG; ‹certains travaux›; ‹determinati lavori›) und Erkrankungen liegt 
bereits eine Qualifikation der — wegen der damit unmittelbar verbundenen 
charakteristischen Risiken — gesundheitsgefährdenden Arbeiten zugrunde, 
indem der Verordnungsgeber Spitäler, Laboratorien und Versuchsanstalten als 
potentiell risikobehaftete Arbeitsplätze für Infektionskrankheiten erachtet. 
Die Anwendung einer natürlichen Vermutung, dass die Infektionskrankheit 
durch die Arbeit im Spital verursacht worden sei, rechtfertigt sich indessen 
nur dann, wenn es sich dabei um eine Tätigkeit mit dem spezifischen Risiko des 
vom Verordnungsgeber als gesundheitsgefährdend definierten Arbeitsplatzes 
handelt. Nicht jegliche Tätigkeit in einem Spital oder Laboratorium oder in 
einer Versuchsanstalt kann als gesundheitsgefährdend gelten.»

Weil die Psychologin nicht dem spezifischen Ansteckungsrisiko eines gesund-
heitsgefährdenden Arbeitsplatzes in einem Spital ausgesetzt war und die vor-
gebrachten Expositionen nicht ausreichten, um sich auf die natürliche Ver-
mutung zu berufen, fiel eine Haftung nach Art. 9 Abs. 1. UVG i. V. m. Ziff. 2 Bst. b 
Anhang 1 UVV ausser Betracht.581

Weitere Abklärungen und Befragungen zu den Verhältnissen am Arbeits-
platz, ob es wahrscheinlicher war, dass sich die Versicherte am Arbeitsplatz 
angesteckt hatte, würden sich erübrigen, nachdem es am Erfordernis einer 

578	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) E. 4.3.
579	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) E. 4.3 (Hervor-

hebung durch mich) m. H. a. BGE 126 V 183 E. 4a.
580	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) E. 4.6. Das Bundes-

gericht wies sodann darauf hin, dass das EVG und später das Bundesgericht bei der 
Beurteilung des Falls einer Versicherten, die in einem Flüchtlingsempfangsheim an-
gestellt war und sich mit Tuberkulose angesteckt hatte, bereits erwogen hatte, der 
Gesetzgeber hätte bei den in der Doppelliste aufgeführten Tätigkeiten im Spital, im 
Labor oder in einer Versuchsanstalt Arbeitsplätze im Blick gehabt, wo Kranke gepflegt 
werden oder mit den entsprechenden Krankheitserregern gearbeitet wird (RAMA 1997 
Nr. U 273 S. 176 E. 2b).

581	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) E. 4.7.
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Tätigkeit an einem gesundheitsgefährdenden und damit schützenswerten 
Arbeitsplatz fehlte.582 Das irritiert ein wenig, weil der Anscheinsbeweis, also 
ob man sich auf eine natürliche Vermutung berufen kann oder nicht, mit über-
wiegender Wahrscheinlichkeit zu erbringen ist.583 Die Berufstypik wird in-
dessen herangezogen, um im Einzelfall nicht beurteilen zu müssen, ob es 
wahrscheinlicher war, dass die Erkrankung eine berufliche oder eine ausser-
berufliche Ursache hatte. Das widerspricht dem Kausalitätsprinzip, das ver-
langt, dass diese Abgrenzung im Einzelfall erfolgt.

Das Bundesgericht erwägt schliesslich, dass die Generalklausel nach 
Art. 9 Abs. 2 UVG gemäss übereinstimmendem Wortlaut in allen Sprachver-
sionen nur dann greife, wenn andere Krankheiten als die gemäss Abs. 1 vom 
Bundesrat bestimmten als Ursache einer beruflichen Tätigkeit in Betracht 
fallen.584 Da die Infektionskrankheiten in der Doppelliste ausdrücklich auf-
geführt sind, liegt — nach richtiger Auffassung des Bundesgerichts — von vorn-
herein kein Anwendungsfall von Art. 9 Abs. 2 UVG vor.585 Es wird weiter zu 
erörtern sein, welche Funktion Art. 9 Abs. 2 UVG als Generalklausel im Be-
rufskrankheitenrecht hat, um beurteilen zu können, ob das ein zulässiges 
Auslegungsergebnis von Art. 9 Abs. 2 UVG ist.586

III.	 Rechtliche Einordnung von Empfehlungen
A.	 Empfehlungen im Verwaltungsrecht
Empfehlungen, auch Verwaltungsanweisungen587 oder Dienstbefehle588 ge-
nannt, richten sich an Verwaltungsträger, die Staatsaufgaben erledigen, um eine 
rechtsgleiche und eine praktikable589 Rechtsanwendung zu gewährleisten.590 
Das Betreiben der Unfallversicherung ist bekanntlich eine Staatsaufgabe 
(Art. 117 BV), weshalb die Erbringung von Leistungen bei Berufskrankheiten 

582	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) E. 4.8.
583	 Vgl. BK ZGB-Walter, Art. 8 N 85. Hingegen ordnet das Bundesgericht die natürliche 

Vermutung dem Beweismass zu und betrachtet den Anscheinsbeweis als Wahrschein-
lichkeitsbeweis (vgl. BGer-Urteil 5A_182/2017 vom 2.2.2018 E. 3.2.2).

584	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) E. 4.9.
585	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) E. 4.9.
586	 Siehe dazu hinten Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-

systematische Auslegung, Erstellung der Liste, Begründung neuer Berufskrankheiten 
in der Schweiz.

587	 Siehe BGE 144 V 195 E. 4.2.
588	 Vgl. Tschannen/Müller/Kern, § 41 N 1104 ff.
589	 Gächter, Praktikabilität, S. 194.
590	 BGE 144 V 195 E. 4.2; BGE 141 V 365 E. 2.4.
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eine Staatsaufgabe ist,591 die gesetzlich übertragen worden ist592 und grund-
sätzlich durch das Gemeinwesen besorgt wird.593 In der Schweiz führen 
mehrere Versicherungsträger die obligatorische Unfallversicherung durch: 
Neben der Suva sind das Privat- und Krankenversicherer sowie die öffentli-
chen Unfallversicherungskassen (Art. 68 UVG).

Die Unfallversicherer bearbeiten jedes Jahr mehr als zehntausend Fälle.594 
Weil sie grosse Fallzahlen zu bewältigen haben, werden Methoden entwickelt, 
um die Praktikabilität zu steigern.595 Es entsteht ein Bedürfnis nach einfachen 
und praktikablen Kriterien, um effizient Entscheidungen fällen zu können.596

Empfehlungen richten sich an die Durchführungsstellen597 und werden 
von der vorgesetzten Behörde erlassen.598 Sie sind Ausdruck der Kompetenz 
der vorgesetzten Behörde, den Verwaltungsträger zu beaufsichtigen.599 Emp-
fehlungen steuern die Rechtsanwendung,600 sind jedoch für Gerichte unver-
bindlich.601 Gerichte weichen allerdings nicht ohne triftige Gründe von der 
Empfehlung ab, wenn sie sie — vor dem Hintergrund der Gesetzesnorm —  als 
überzeugend erachten.602

Bemerkenswert ist, dass das Aargauer Versicherungsgericht die Emp-
fehlung der Ad-hoc-Kommission Schaden UVG in Sinn dieser Dogmatik 
und Rechtsprechung mitberücksichtigt,603 obwohl die Ad-hoc-Kommission 
Schaden UVG gar keine Aufsichtskompetenz gegenüber den Unfallversi-
cherern hat: Gemäss Art. 79 Abs. 1 UVG i. V. m. Art. 76 Abs. 1 ATSG beaufsich-
tigt der Bundesrat die Unfallversicherer, wobei die Aufsicht durch das BAG 

591	 Die Staatsaufgabe ist real zu erledigen, so wie sie aus Verfassung und Gesetz hervor-
geht, und zwar durch die Verwaltungsträger, denen auch Privatrechtssubjekte wie 
private Unfallversicherungen zuzurechnen sind (siehe dazu Tschannen/Müller/
Kern, § 1 N 16 f.).

592	 Verfassungs- und Gesetzgebung sind als Gegenstand der Verwaltungstätigkeit aus-
geschlossen (siehe Tschannen/Müller/Kern, § 1 N 15).

593	 Vgl. statt Vieler Tschannen/Müller/Kern, § 1 N 13.
594	 Gemäss Suva, UVG-Statistik 2023, S. 7, sind im Jahr 2021 14’251 Berufskrankheiten 

anerkannt worden.
595	 Gächter, Praktikabilität, S. 183.
596	 Siehe Egli, S. 75.
597	 BGE 144 V 195 E. 4.2.
598	 Statt Vieler Tschannen/Müller/Kern, § 41 N 1104.
599	 Tschannen/Müller/Kern, § 41 N 1104.
600	 Tschannen/Müller/Kern, § 41 N 1105.
601	 BGE 144 V 195 E. 4.2; BGE 141 V 365 E. 2.4.
602	 BGE 144 V 195 E. 4.2; BGE 141 V 365 E. 2.4.
603	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.3, bestätigt durch BGer-Urteil 

8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen).
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wahrgenommen wird.604 Das BAG übt die Gesetzesaufsicht auch über die 
privaten Unfallversicherer aus.605

Die Empfehlung der Ad-hoc Kommission Schaden UVG ist keine verwal-
tungsrechtliche Empfehlung, weil dieses Gremium keine Aufsichtskompetenz 
hat. Die Ansicht der Ad-hoc Kommission Schaden UVG könnte ein mögliches 
Auslegungsergebnis sein. Es ist allerdings problematisch, wenn das Aargauer 
Versicherungsgericht der Empfehlung der Ad-hoc Kommission Schaden 
UVG den Anschein einer verwaltungsrechtlichen Empfehlung verleiht.

B.	 Ad-hoc-Kommission Schaden UVG

Mit dem Inkrafttreten des UVG im Jahr 1984 wurde die Ad-hoc-Kommission 
Schaden UVG gegründet.606 Die Ad-hoc-Kommission Schaden UVG erlässt — 
gemäss eigenen Angaben — Empfehlungen zu Fragestellungen, die gesetz-
lich oder durch die Rechtsprechung nicht oder nicht abschliessend geklärt 
sind.607 In dieser Kommission sind mehrheitlich die privaten Unfallversiche-
rer vertreten.608

Die zwei Vertreter:innen der Suva, die ebenfalls in der Ad-hoc-Kommis-
sion Schaden UVG sind,609 vertreten vermutlich dieselbe Auffassung, dass 
eine Krankheit berufstypisch sein muss, um als Berufskrankheit anerkannt zu 
werden, weil sich derzeitige Leiterin der Arbeitsmedizinabteilung der Suva, 
Zyska Cherix, dahingehend zur Thematik geäussert hat:

«Bei Personengruppen, die nicht im klinischen Sektor mit Covid-19-Patienten 
arbeiten, müsste für eine eventuelle Anerkennung (nach Art. 9 Abs. 2 UVG) 
nachgewiesen werden können, dass sie für eine gewisse Dauer einem typischen 
Berufsrisiko ausgesetzt waren, z. B. mehrfachem und längerem bewussten 
Kontakt mit infizierten Personen. Dies ist z. B. im Detailhandel — aber auch in 
Schulen — grundsätzlich nicht gegeben.»610

Zyska Cherix bezieht sich zwar auf Art. 9 Abs. 2 UVG, obwohl Infektionskrank-
heiten in der Doppelliste aufgelistet sind. Wie wir gesehen haben, stellt sich die 

604	 KOSS UVG-Kieser/Scheiwiller, Art. 79 N 8 m. H. a. Frésard/Moser-Szeless, N 716.
605	 KOSS UVG-Kieser/Scheiwiller, Art. 79 N 9. Das BAG gibt unter anderem Kreis-

schreiben als Empfehlungen heraus (Website BAG).
606	 Website SVV.
607	 Website SVV.
608	 Siehe die Mitgliederliste der Ad-hoc-Kommission Schaden UVG auf der Website SVV.
609	 Siehe vorherige Fn. 608.
610	 Zyska Cherix, S. 1304.
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Frage der Berufstypik gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung auch in 
der Anwendung von Art. 9 Abs. 1 UVG.

Das Aargauer Versicherungsgericht erachtete die Empfehlung eines Gre-
miums, das sich mehrheitlich aus privaten Unfallversicherern zusammensetzt, 
als überzeugend und legte es seiner Rechtsanwendung zugrunde. Für das 
Aargauer Versicherungsgericht war die Ansicht eines SVV-Gremiums611 — vor 
dem Hintergrund von Art. 9 Abs. 1 UVG — überzeugender als jene der Lehre.612

IV.	 Methodologische Einordnung
A.	 Praktikabilität
Infektionskrankheiten können als Berufskrankheiten anerkannt werden, 
wenn Arbeiten in Spitälern, Laboratorien, Versuchsanstalten und derglei-
chen ausgeführt worden sind (Art. 9 Abs. 1 UVG i. V. m. Ziff. 2 Bst. b Anhang 1 
UVV).613 Im Sozialversicherungsrecht wird häufig mit «Listen», wie z. B. der 
Liste der Berufskrankheiten, gearbeitet, was den Vollzug des Gesetzes er-
leichtert und der Praktikabilität dient.614

Praktikabilität ist als juristischer Begriff nicht klar umrissen.615 Er steht 
im Dienst einer sachgerechten und dennoch einfach handhabbaren Lösung 
von Problemen.616 Wenn wir die bundesgerichtliche Auslegungsformel be-
trachten,617 müssten allerdings selbst höchst unpraktikable Auslegungser-
gebnisse hingenommen werden, sofern diese dem eindeutigen Wortlaut ent-
sprechen oder aufgrund weiterer triftiger Gründe geboten sind.618

Weil die Versicherte in einer Klinik, einem Spital, arbeitete und sich mit 
Covid-19 infizierte, was zu den Infektionskrankheiten gehört, die in Ziff. 2 Bst. b 
Anhang 1 UVV aufgeführt sind, sollte man meinen, dass die Infektion mit 

611	 Der SVV ist ein privatrechtlicher Verein mit rund 70 Mitgliedern, dem neben global 
agierenden Erst- und Rückversicherern auch national ausgerichtete Sach-, Lebens- 
und Krankenzusatzversicherer angehören (Website SVV).

612	 Siehe zu den Lehrmeinungen vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 1: Einführung, Lehre 
und Rechtsprechung.

613	 Wie wir gesehen haben, kann sich eine versicherte Person auf eine natürliche Ver-
mutung berufen, wenn sie an einer arbeitsbedingten Krankheit leidet, die in Anhang 1 
UVV aufgeführt ist (siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, 
Kapitel 5: Epidemiologie und Recht, Fachspezifische Einordnung, Natürliche Vermu-
tung).

614	 Gächter, Praktikabilität, S. 193.
615	 Gächter, Praktikabilität, S. 184.
616	 Gächter, Praktikabilität, S. 184.
617	 Siehe vorne Teil 1: Ausgangslage, Kapitel 2: Gesetzesauslegung.
618	 Gächter, Praktikabilität, S. 186.
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Covid-19 als Berufskrankheit qualifiziert wird. Das Bundesgericht erwog aller-
dings, dass nicht alle beruflichen Tätigkeiten unter die Arbeiten fallen, die in 
Ziff. 2 Bst. b Anhang 1 UVV aufgeführt sind.619 Die Qualifikation als Berufs-
krankheit verlange vielmehr zusätzlich die Verwirklichung eines typischen 
Berufsrisikos:

«Den [in der Doppelliste] zusammengefassten Gruppen von ‹bestimmten Tätig-
keiten› und Erkrankungen liegt bereits eine Qualifikation der — wegen der da-
mit unmittelbar verbundenen charakteristischen Risiken — gesundheitsgefähr-
denden Arbeiten zugrunde, indem der Verordnungsgeber Spitäler, Labora-
torien und Versuchsanstalten als potentiell risikobehaftete Arbeitsplätze für 
Infektionskrankheiten erachtet.»620

Das Aargauer Versicherungsgericht hatte es prägnanter formuliert:

«So muss die Krankheit, um als Berufskrankheit zu gelten, durch eine für die 
berufliche Tätigkeit charakteristische Belastung verursacht sein.»621

Indem das Bundesgericht verlangt, dass zusätzlich eine Berufstypik voraus-
zusetzen ist, wird der Personenkreis, der sich auf die natürliche Vermutung 
berufen kann, dahingehend eingeschränkt, dass nur diejenigen beruflichen 
Einflüsse rechtserheblich sein sollen, die an Arbeitsplätzen auf die Versicher-
ten einwirken, an denen solche Einwirkungen typisch sind.

B.	 Fachspezifisches Element

Nach der Methodenlehre von Höhn,622 die konsequent einem verfassungs-
rechtlichen Ansatz folgt,623 fallen Praktikabilitätserwägungen unter das 
«fachspezifische Element»,624 das ein mittelbares Kriterium der Auslegung 
bildet.625 Ein mittelbares Auslegungskriterium kann den Normsinn bestim-
men, wenn aus dem Wortlaut (Wortsinn) und den unmittelbaren Auslegungs-
kriterien der Sinn der einschlägigen Norm nicht eindeutig hervorgeht.626 Das 
Aargauer Versicherungsgericht stützte sein Auslegungsergebnis ebenfalls 

619	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24.8.2022 E. 4.2.
620	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) E. 4.6.
621	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24.8.2022 E. 4.2 m. H. a. BSK UVG-Traub, Art. 9 N 1.
622	 Siehe vorne Teil 1: Ausgangslage, Kapitel 2: Gesetzesauslegung und Kapitel 3: Methode.
623	 Gächter, Praktikabilität, S. 189.
624	 Siehe Höhn, S. 223 ff.
625	 Gächter, Praktikabilität, S. 190.
626	 Höhn, S. 166 ff.; Gächter, Praktikabilität, S. 189 f.
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auf das fachspezifische Element,627 als es den Normsinn von Art. 9 Abs. 1 UVG 
ermittelte:

«Entsprechend ist auch das Listensystem der UVV aufgebaut, das in Ziff. 2 lit. b 
gewisse Gruppen von Erkrankungen mit arbeitsspezifischen Substanzen ver-
bindet und in Ziff. 1 Substanzen gerade deshalb aufführt, weil sie bei bestimm-
ten schadensgeneigten Arbeiten verwendet werden oder diese typischerweise 
begleiten und somit für diese Arbeiten charakteristisch sind.»628

Gleich argumentierte das Bundesgericht in BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 
12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) E. 4.6. Die Berufstypik wird vom Wort-
laut von Art. 9 Abs. 1 UVG jedoch nicht explizit verlangt.629 Denn als Berufs-
krankheiten gelten Krankheiten (Art. 3 ATSG), die qualifiziert kausal auf einen 
beruflichen Einfluss zurückzuführen sind (Art. 9 Abs. 1 Satz 1 UVG).

Die Voraussetzung der Berufstypik geht über das rein Sprachliche hin-
aus und ist vielmehr ein Rechtsinstitut, das dem Spezialgebiet des Unfallver-
sicherungsrechts und somit auch der Arbeitsmedizin zuzuordnen ist.630 Die 
Überlegungen aus dem Spezialgebiet legen nicht etwa den hinter der Norm 
liegende Zweck frei, sondern bilden den Sinn der rechtlichen Anordnung 
selbst, der nur mit diesen Spezialkenntnissen verstanden werden kann.631 
Weil fachspezifische Argumente normunmittelbar und -mittelbar sein kön-
nen,632 muss die Berufstypik vertieft analysiert werden.

C.	 Nähe zur Norm

Das Aargauer Versicherungsgericht argumentierte, das Listensystem bilde 
Kausalverläufe ab, die einem typischen Berufsrisiko entsprechen, und «die 

627	 Das Aargauer Versicherungsgericht begründet sein Normverständnis nach eigenen 
Angaben gesetzessystematisch (so z. B. auch BSK UVG-Traub, Art. 9 N 5). Allerdings ist 
eine systematische Auslegung die Auseinandersetzung mit der systematischen Stel-
lung der Norm in der Rechtsordnung und umfasst hauptsächlich die Analyse des Auf-
baus des Gesetzes und welche Stellung die Norm in diesem Aufbau einnimmt (Höhn, 
S. 209). Andere Normen desselben Gesetzes und ferner Normen in anderen Gesetzen 
können «systematische» Hinweise auf den Sinn der auszulegenden Norm geben (Höhn, 
S. 209 f.). Der Aufbau der Verordnung kann für die (systematische) Auslegung des 
Gesetzes nicht massgebend sein, würde doch dadurch das Legalitätsprinzip durch-
brochen werden.

628	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.2.
629	 Statt Vieler KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 25.
630	 Vgl. zum Rechtsinstitut Höhn, S. 223.
631	 Höhn, S. 223 f. Zur methodologischen Kritik siehe hinten Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: 

Begrenzungsfunktion, Methodologische Kritik.
632	 Höhn, S. 224.
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Gesetzessystematik [spreche folglich] dafür, Belastungen, die bei Gelegenheit 
der beruflichen Tätigkeit auftreten, aber keinen typischen inhaltlichen Konnex 
zu ihr aufweisen, nicht als massgebliche Ursachen anzusehen.»633

Das Aargauer Versicherungsgericht legte zwar nicht gesetzessystema-
tisch aus;634 dennoch setzt sich diese Arbeit mit dem Inhalt des Arguments 
auseinander.635 Das Aargauer Versicherungsgericht begründete sein Ausle-
gungsergebnis vielmehr präjudiziell:

«Die gegenteilige Ansicht würde zudem gerade bei der hier in Frage stehenden 
Konstellation zu einer umfassenden Ausweitung der Versicherungsdeckung 
führen, was indes nicht dem gesetzgeberischen Willen entspricht.»636

Überdies sei es mit dem aktuell vorwiegend risikobasierten Prämiensystem 
(Art. 92 Abs. 1 UVG) unvereinbar, die Deckung der Unfallversicherung auszu-
weiten.637

Das präjudizielle Element gehört zu den mittelbaren Auslegungskrite-
rien.638 Wenn andere Normen desselben Erlasses (risikobasiertes Prämiensys-
tem) herangezogen werden, stellt das ebenfalls ein mittelbares Kriterium dar.639

Das Aargauer Versicherungsgericht stützte sein Auslegungsergebnis 
noch auf ein weiteres mittelbares Auslegungskriterium, die Entstehungs-
geschichte des Gesetzes:640 Beim Erlass des UVG habe es die Gesetzgebung 
explizit abgelehnt, «das System der Versicherung von Berufskrankheiten ‹so 
weit zu fassen, dass alle Krankheiten darunter fallen, die durch die Arbeit ver-
ursacht werden› und weiterhin das Listensystem beibehalten.»641

633	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.2 m. H. a. BSK UVG-Traub, 
Art. 9 N 34. Das Bundesgericht erwog differenzierter: «In dem Sinne handelt es sich 
dabei um bekannte, nicht aber notwendigerweise auch typische Krankheitsbilder, 
wobei es in diesem Zusammenhang freilich zu präzisieren gilt, dass die Listenarbeiten 
und arbeitsbedingten Erkrankungen gemäss der Doppelliste stets mit bestimmten 
Krankheitsbildern korrespondieren, während die Anerkennung als Berufskrankheit 
im Rahmen der einfachen Liste des Stoffverzeichnisses kein bestimmtes, typisches 
Krankheitsbild voraussetzt» (BGE 117 V 354 E. 4c).

634	 Siehe dazu die Ausführungen hinten unter Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische 
Auslegung, Historisch-systematische Auslegung, Zu starres Listensystem, Vorbemer-
kungen.

635	 Es gilt der allgemein anerkannte Rechtsgrundsatz: Nicht die unrichtige Bezeichnung, 
sondern der wirkliche Wille ist beachtlich (Art. 18 OR).

636	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.2.
637	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.2.
638	 Höhn, S. 231 f.
639	 Höhn, S. 210.
640	 Höhn, S. 216.
641	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.2 m. H. a. BBl 1976 III 141, 

S. 157 und S. 165 f.
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Alle angeführten normmittelbare Kriterien642 dürfen allerdings erst dann 
zum Tragen kommen, wenn nach der Analyse des Wortlauts der Gesetzesbe-
stimmung und der normunmittelbaren Kriterien noch kein eindeutiger 
Normsinn ermittelt werden konnte.643

V.	 Bisherige Erkenntnisse

Am Beispiel der Covid-19-infizierten Spitalpsychologin und der punktuellen 
rechtlichen und methodischen Einordnung der Beurteilung durch das Aar-
gauer Versicherungsgericht konnte aufgezeigt werden, dass es verschiedene 
Argumentationslinien gibt, warum Erkrankungen angeblich berufstypisch 
sein müssen, um als Berufskrankheit anerkannt zu werden, und nach wel-
chen Kriterien diese Berufstypik festgestellt werden soll. Sowohl die Befür-
worter:innen als auch die Gegner:innen der Berufstypik berufen sich dabei 
auf die Entstehungsgeschichte der Regulierung der Berufskrankheit.

Das Aargauer Versicherungsgericht führte viele normmittelbaren Argu-
mente ins Feld. Nach der Methode von Höhn gibt der Wortlaut einer Geset-
zesbestimmung (Wortsinn) vermutungsweise den korrekten Normsinn wie-
der.644 Berufstypik wird vom Wortlaut nicht verlangt. Erst wenn der Norm-
sinn aus den normunmittelbaren Kriterien645 nicht eindeutig zu ermitteln 
ist,646 dürfen normmittelbare Argumente zum Zug kommen. Ich will deshalb 
klären, ob die Berufstypik für Berufskrankheiten vom Normsinn von Art. 9 
UVG erfasst wird oder nicht.

642	 Höhn nennt die Systematik des ganzen Gesetzes oder die anderen Normen im glei-
chen Gesetz, die Entstehungsgeschichte, Argumente aus Kompetenznormen, Grund-
rechten und politischen Rechten, präjudizielle Folgen bei Verwirklichung der Norm-
hypothesen, rechtsgebietsspezifische Gesichtspunkte und Normen anderer Erlasse 
(siehe Höhn, S. 167).

643	 Siehe Höhn, S. 166–168 und S. 355–357; vgl. Gächter, Praktikabilität, S. 189 f.
644	 Siehe Höhn, S. 166–168; vgl. Gächter, Praktikabilität, S. 189.
645	 Dazu gehören der allgemeine und der fachliche Sprachgebrauch, systematische Stel-

lung der Norm im Erlass, Entstehungsgeschichte der Norm und normbezogene fach-
spezifische Gesichtspunkte (vgl. Höhn, S. 258 und 348).

646	 Gächter, Praktikabilität, S. 189.
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Kapitel 2:  Historische Auslegung 647

I.	 Vorbemerkungen

Die Berufskrankheit ist seit beinahe 150 Jahren rechtlich geregelt,648 weshalb 
es an der Zeit ist, historische Entwicklungslinien herauszuarbeiten, um aus-
gefahrene Gleise der heutigen Diskussion zu erkennen. Die historische Ein-
ordnung soll dabei helfen, Art. 9 UVG im Entstehungskontext zu verstehen 
und die Norm von ihren unbewussten Traditionszusammenhängen zu be-
freien.649 Wenn der historische Begriffskomplex einmal zerlegt ist, können 
die Einzelteile dabei helfen, gegenwärtige Herausforderungen zu erklären, 
womöglich sogar zu verstehen.650

Ausserdem ermöglicht es die historische Auseinandersetzung, eine 
Grundlage aufzubauen, die nach dogmatischen Alternativen sucht: Die Dog-
mengeschichte macht sichtbar, wenn sich die Argumentationslinien wieder-
holen, und kann somit auch als Argumentationsspeicher dienen, um einem 
möglichen Wissensverlust entgegenzuwirken.651 Rechtsgeschichte wird so 
zur notwendigen Perspektive einer modernen juristischen Dogmatik.652

II.	 Historisch-grammatikalische Auslegung
A.	 Fabrikgesetz und Fabrikhaftpflichtgesetz
Die historischen Wurzeln der Berufskrankheiten reichen zurück bis ins 
19. Jh. Im Jahr 1877 wurde mit dem Fabrikgesetz die allgemeine Haftpflicht 
der Unternehmen eingeführt,653 die die Haftpflicht für Berufskrankheiten 
mitumfasste.654

647	 In diesem Kapitel wird auf die gendergerechte Sprache grösstenteils verzichtet, weil 
die Akteure in der betrachteten Zeit in den allermeisten Fällen männlich waren.

648	 Siehe hinten Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-gram-
matikalische Auslegung.

649	 Vgl. Schindler, Verwaltungsermessen, S. 1.
650	 Kocka, S. 123.
651	 Vgl. dazu Schindler, Verwaltungsermessen, S. 2.
652	 Bäumlin, S. 23.
653	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 1.
654	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 1; BSK UVG-Traub, Art. 9 N 1. A. M. war Lauber, für den 

eine Haftpflicht erst möglich war, nachdem der Bundesrat eine Liste der gefährlichen 
Krankheiten erstellt hatte (Lauber, Berufskrankheiten, S. 7).
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Art. 5 Fabrikgesetz 1877 lautete:

«Wenn durch den Betrieb einer Fabrik die Körperverlezung oder der Tod eines 
Arbeiters herbeigeführt wird, so haftet der Fabrikbesizer für den dadurch ent-
standenen Schaden, sofern er nicht den Beweis leisten kann, daß der Unfall 
durch eigenes Verschulden des Getödteten oder Verlezten erfolgt ist.»655

Art. 5 Fabrikgesetz 1877 wurde durch eine Bestimmung ergänzt:

«Der Bundesrat wird überdies diejenigen Industrien bezeichnen, die erwiesen-
ermaßen und ausschließlich bestimmte gefährliche Krankheiten erzeugen, auf 
welche die Haftpflicht auszudehnen ist.»656

Diese Bestimmung wurde schliesslich ins Fabrikhaftpflichtgesetz überführt:

«In denjenigen Industrien, welche der Bundesrat in Ausführung von Art. 5 lit. d 
[Fabrikgesetz] als solche bezeichnet, die gefährliche Krankheiten erzeugen, 
haftet der Betriebsunternehmer auch für den durch Krankheit eines Angestell-
ten oder eines Arbeiters entstandenen Schaden, wenn die Erkrankung erwie-
senermaßen und ausschließlich durch den Betrieb der Fabrik erfolgt ist.»657

1887 bezeichnete der Bundesrat diejenigen Industrien als gefährlich,658 in de-
nen bestimmte Stoffe «verwendet werden oder entstehen bzw. vorkommen.»659 
Die sog. Giftliste enthielt 1887 elf Stoffe und wurde 1901 auf 34 Stoffe bzw. Stoff-
gruppen erweitert,660 die bis zur Einführung des KUVG die Grundlage der 
Haftpflicht bildeten.661

655	 BBl 1875 IV 573, S. 575. Fabrikbesitzer sollten sich nicht mit Unwissen exkulpieren kön-
nen: «Der Fabrikbesizer kann sich gegenüber dem Verlezten oder gegenüber den Rechts-
nachfolgern des Getödteten nicht liberiren durch die Berufung darauf, daß er von der 
Schadhaftigkeit der Maschine nichts gewußt habe, daß ihm der Zustand des Dampfkessels 
unbekannt gewesen sei, daß der oder jener Angestellte seine Pflicht nicht erfüllt habe, 
sondern ausschließlich durch den Nachweis eigenen Verschuldens von Seite des Getöd-
teten oder Verlezten» (BBl 1875 IV 921, S. 939).

656	 BBl 1880 IV 541, S. 541 f.; siehe auch Lauber, Berufskrankheiten, S. 6. Kurze Zeit später 
wurden die Zündholzfabriken (wegen des Phosphors) und die Jacquard-Webereien 
(wegen des Bleistaubs) zu Industrien erklärt, die gefährliche Krankheiten erzeugen 
(BBl 1884 IV 521, S. 521 f. und BBl 1885 II 260, S. 295 ff.). Das waren die Industrien, die 
Anlass dazu gegeben hatten, die Berufskrankheiten zu regulieren (Lauber, Berufs-
krankheiten, S. 8).

657	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 7.
658	 Siehe KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 1.
659	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 10.
660	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 1.
661	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 10 f.
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B.	 Analyse und Anwendung

Die Haftpflicht hatte zwei Voraussetzungen:662
1.	 Die vom Besitzer betriebene Fabrik gehörte zu den Industrien, die gefähr-

liche Krankheiten erzeugen.
2.	 Die Erkrankung erwies sich als ausschliessliche Folge des Betriebs der 

Fabrik.

Das Bundesgericht entschied, dass die Giftliste verbindlich ist.663 Der Beweis, 
ein Listenstoff würde keine gefährlichen Krankheiten erzeugen, war unzuläs-
sig.664 Für den Nachweis des Kausalzusammenhangs liess das Bundesgericht 
«grösste Wahrscheinlichkeit» genügen, weil es «in der Natur derartiger Betriebs- 
oder Berufskrankheiten [liegt], daß ein ganz absoluter, triftiger Beweis des Kau-
salzusammenhangs zwischen Fabrikbetrieb (Arbeit) und Erkrankung in vielen 
Fällen unmöglich geführt werden kann; diese Fälle mußten aber vom Gesetz 
vorausgesehen werden, und es war nun gewiß nicht dessen Meinung, in solchen 
Fällen die Haftpflicht auszuschließen.»665

Die Fabrikbesitzer argumentierten damals, eine Haftpflicht müsse ent-
fallen, wenn die Arbeiter in mehreren Betrieben gearbeitet hatten, weil die 
Erkrankung dann nicht ausschliessliche Folge eines einzelnen, also ihres 
Fabrikbetriebs wäre.666 Dieses Argument, der Arbeiter sei geschwächt in den 
Betrieb gekommen, hörte das Bundesgericht nicht.667 Berufskrankheiten, 
die auf sukzessive schädliche Einwirkungen verschiedener Betriebe zurück-
zuführen waren, bildeten sogar die Regel.668

Das Bundesgericht stellte klar, dass mit dem Begriff «ausschliesslich» die 
Kausalität anders beschränkt sein wollte:

«Nicht die successive Thätigkeit des Erkrankten in verschiedenen Betrieben 
wird darin ins Auge gefaßt, sondern seine Thätigkeit als Arbeiter im gesund-
heitsschädlichen Fabrikationszweige, seine Gewerbsausübung schlechthin als 
Ursache seiner Krankheit im Gegensatze zu andern möglichen Krankheitsursa-
chen, die außerhalb dieser Thätigkeit liegen, sei es, daß sie in seinem eigenen 
Thun oder in sonstigen Umständen ihren Grund haben. Solche anderweitige 

662	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 11.
663	 BGE 26 II 610 E. 2.
664	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 12.
665	 BGE 26 II 610 E. 2.
666	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 14.
667	 BGE 27 II 11 E. 3b.
668	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 14.
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Krankheitsursachen dürfen nicht vorliegen, wenn die Haftpflicht Platz greifen 
soll, d. h. es muß sich um eine spezifische Berufskrankheit handeln, die sich 
der Betreffende als Arbeiter in haftpflichtigen Betrieben zugezogen hat.»

Eine Berufskrankheit ist nach dieser Auslegung spezifisch, wenn sie kausal 
auf den eingeklagten Betrieb zurückzuführen ist.

Für Lauber spricht die Entstehungsgeschichte für diese Auslegung des 
Begriffs Berufskrankheit,669 weil die erste Fassung von Art. 5 Bst. d Fabrik-
gesetz 1877 lauten sollte:

«Der Fabrikbesitzer ist ebenfalls haftbar in Fällen, wo erwiesenermaßen eine 
Industrie bestimmte krankhafte Zustände zur Folge hat, die nicht auf andere 
Ursachen zurückgeführt werden können.»670

Nicht die Voraussetzung des Kausalzusammenhangs, sondern jene der ge-
fährlichen Industrie wurde in der Folge durch den Ständerat insofern einge-
schränkt, als dem Bundesrat die Kompetenz erteilt wurde, die gefährlichen 
Krankheiten zu bezeichnen.671 Hätte die Gesetzgebung sukzessive Einwir-
kungen ausschliessen wollen, «wäre es möglich, daß äußere, vom Willen des 
Arbeiters ganz unabhängige Zufälligkeiten für ihn mit einem Wechsel in seinem 
Anstellungsverhältnis auch ohne weiters den Verlust allfälliger […] Entschädi-
gungsansprüche zur Folge haben».672

Den vollständigen Verlust des Schadenersatzanspruchs erachtete man 
als ungerecht.673 Das Bundesgericht reduzierte den Schadenersatz wegen der 
Vorschädigung nach dem damaligen Art. 5 des Gesetzes.674

C.	 Kranken- und Unfallversicherungsgesetz

Mit dem KUVG von 1911 wurde die Unfallversicherung geschaffen und die Be-
rufskrankheit vom privaten Haftpflichtrecht ins öffentlichrechtliche Sozial-
versicherungsrecht überführt.675

669	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 15.
670	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 5.
671	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 5 f. und 15.
672	 BGE 27 II 11 E. 3b.
673	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 15.
674	 BGE 27 II 11 E. 3b.
675	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 1.

93 Kapitel 2:  Historische Auslegung 

https://perma.cc/8P7E-WSXQ
https://perma.cc/ZX5G-APFF
https://perma.cc/ZX5G-APFF


Art. 68 lautete:

«Der Bundesrat stellt ein Verzeichnis der Stoffe auf, deren Erzeugung oder 
Verwendung bestimmte gefährliche Krankheiten verursacht. Einem Betriebs-
unfalle wird im Sinne dieses Gesetzes eine Erkrankung gleichgestellt, wenn 
sie in einem die Versicherung bedingenden Betriebe ausschliesslich oder vor-
wiegend infolge Einwirkung eines in das Verzeichnis aufgenommenen Stoffes 
entstanden ist.»676

D.	 Analyse und Anwendung der KUVG-Bestimmung

Nach der Gesetzesbestimmung mussten schädigende Listen-Stoffe im Betrieb 
tatsächlich «erzeugt» oder «verwendet» worden sein.677 Auch um die Trag-
weite dieser Begrifflichkeiten wurde selbstverständlich gerungen. Allerdings 
spielen diese Auseinandersetzungen für die Berufstypik keine Rolle.

Die Berufskrankheit wurde begrifflich weiter gefasst, indem bezüglich 
der Einwirkung zum bisher vorhandenen Umstandswort «ausschliesslich» 
das Umstandswort «vorwiegend» hinzutrat, was das Spektrum der Kausal-
verläufe veränderte, ja erweiterte.678 Die Einwirkung musste von einem Stoff 
ausgehen, den der Bundesrat in die Liste der schädigenden Stoffe (sog. Stoff-
liste679) aufgenommen hatte.680

Das Fabrikgesetz von 1877 nannte «bestimmte gefährliche Krankhei-
ten».681 Das Fabrikhaftpflichtgesetz enthielt nur noch den Wortlaut «gefähr-
liche Krankheiten».682 Art. 68 KUVG von 1911 enthielt dann wieder den Wort-
laut «bestimmte gefährliche Krankheiten». Das Adjektiv verändert das Haupt-
wort. Vorliegend verändert das Adjektiv «bestimmt» die versicherte Krank-
heit dahingehend, dass die Krankheit typisch sein muss, also alle wesentlichen 
Merkmale der Einwirkung des schädigenden Stoffs aufweist.683

676	 Siehe Lauber, Berufskrankheiten, S. 23.
677	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 27.
678	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 32.
679	 Wie arbeitsmedizinische Forschung und Umsetzung in der Versicherungspraxis zu-

sammenhängen können, spiegelt sich in dieser Stoffliste wider, weshalb Lengwiler 
sie als die wichtigste gesetzliche Regelung in der Versicherung der Berufskrankheiten 
bezeichnet (Lengwiler, S. 152).

680	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 2.
681	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-gramma-

tikalische Auslegung, Fabrikgesetz und Fabrikhaftpflichtgesetz.
682	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-gramma-

tikalische Auslegung, Fabrikgesetz und Fabrikhaftpflichtgesetz.
683	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 28; später Schaetti, Berufskrankheiten, S. 14.
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Auch der Begriff der «gefährlichen Krankheiten» war umstritten: Wörtlich 
genommen wären nur lebensbedrohliche Krankheiten erfasst gewesen, doch 
wurden in Anwendung des KUVG von 1911 — wie bereits schon unter dem Fab-
rikgesetz von 1877 — stets auch die leichten Fälle anerkannt:684
—	Wenn Bleivergiftungen früh erkannt und richtig behandelt wurden, ver-

liefen sie meist harmlos.685
—	Die als Berufskrankheiten anerkannten Hautkrankheiten, wie Blasen, 

Ausschläge, Ekzeme usw., wurden nämlich nur dann gefährlich, wenn 
man sie therapeutisch vernachlässigte.686

Das Bundesgericht schloss aus dem Adjektiv «bestimmt», dass eine Berufs-
krankheit nur vorliegt, wenn ein für die Einwirkung des schädigenden Stoffs 
typisches Krankheitsbild entstanden sei.687 Diese Rechtsprechung gab es 1963 
auf mit der Begründung, dass sich die gleichen beruflichen Einflüsse erfah-
rungsgemäss nicht bei jedem Menschen in derselben Weise auswirken würden, 
sondern mitunter Symptomenkomplexe hervorrufen können, die von der 
häufigsten Reaktion stark abweichen.688

Nach Maurer widerspräche es dem Zweck von Art. 9 UVG, für einen 
beruflichen Gesundheitsschaden den Versicherungsschutz lediglich deshalb 
zu versagen, weil es sich um eine seltene Reaktionsform handelt.689 Entschei-
dend kann nur sein, ob die festgestellte Krankheit, so atypisch sie auch sein 
mag, ausschliesslich oder doch vorwiegend auf die (betriebliche) Einwirkung 
eines der im Verzeichnis gemäss Art. 68 KUVG von 1911 erwähnten Stoffe zu-
rückgeht.690

Dieses Verständnis von Berufskrankheiten, das sowohl das Bundesge-
richt als auch Maurer vertrat, fand schliesslich Eingang in den Gesetzestext 
von 1984. Alle Krankheiten können Berufskrankheiten sein, sofern sie kausal 
auf den Betrieb zurückzuführen sind. Die gleiche Gefahrenquelle wirkt sich 
nicht bei jedem Menschen gleich aus.691 Man wollte nicht nur die häufigsten 
Reaktionsformen, sondern alle kausalen Folgen von beruflichen Einwirkungen 

684	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 28.
685	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 28.
686	 Siehe Lauber, Berufskrankheiten, S. 28 f.
687	 Z. B. EVGE 1954 S. 84 (Imboden) zit. n. Maurer, Recht und Praxis, S. 130.
688	 EVGE 1963 S. 6 (Krapf) zit. n. Maurer, Recht und Praxis, S. 130.
689	 Maurer, Recht und Praxis, S. 130.
690	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 15; Maurer, Recht und Praxis, S. 130.
691	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 4.
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am Arbeitsplatz versichern.692 Bei der Anwendung von Art. 9 UVG ist nicht 
entscheidend, ob ein typisches Krankheitsbild vorliegt oder nicht.693

E.	 Unfallversicherungsgesetz

Art. 9 UVG blieb seit seinem Inkrafttreten am 1. Januar 1984, bis auf eine redak-
tionelle Anpassung wegen des am 1. Januar 2003 in Kraft getretenen ATSG, das 
Verweisungen auf das ATSG notwendig machte,694 unverändert.695

Wenn man bei dieser Revision den allgemeinen Begriff der Krankheit als 
zu weitgehend erachtet hätte, wäre er spätestens mit dem ATSG einge-
schränkt worden. Bei der Einführung des ATSG war aber von Anfang an klar, 
dass der Begriff der Berufskrankheit nicht in das ATSG überführt und weiter-
hin durch die Auslegung des UVG bestimmt werden soll.696

Art. 9 Abs. 1 UVG lautet heute:

«Als Berufskrankheiten gelten Krankheiten (Art. 3 ATSG), die bei der berufli-
chen Tätigkeit ausschliesslich oder vorwiegend durch schädigende Stoffe oder 
bestimmte Arbeiten verursacht worden sind. Der Bundesrat erstellt die Liste 
dieser Stoffe und Arbeiten sowie der arbeitsbedingten Erkrankungen.»

Und Art. 9 Abs. 2 UVG lautet:

«Als Berufskrankheiten gelten auch andere Krankheiten, von denen nachgewie-
sen wird, dass sie ausschliesslich oder stark überwiegend durch berufliche 
Tätigkeit verursacht worden sind.»

Die Unfallversicherung gewährt Versicherungsschutz gegen wirtschaftliche 
Nachteile unter anderem aus Berufskrankheiten.697

692	 Morger, Berufskrankheiten, S. 119.
693	 Morger, Berufskrankheiten, S. 119.
694	 Siehe BBl 1999 IV 4523, S. 4687.
695	 Siehe AS 1982 1676, S. 1678; ebenso BSK UVG-Traub, Art. 9 N 2.
696	 Der Ständerat hatte den Antrag gestellt, in Art. 4 ATSG, der den Unfall regelt, einen 

Abs. 2 aufzunehmen, wonach im UVG die Berufskrankheiten bezeichnet werden sol-
len, die dem Unfall gleichstellt sind (siehe BBl 1999 IV 4523, S. 4544). Dieser Antrag 
scheiterte schliesslich.

697	 BBl 1976 III 141, S. 141.
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F.	 Analyse und Anwendung der UVG-Bestimmung

Flückiger ist der Meinung, dass im Rahmen von Art. 9 Abs. 1 UVG keine 
Berufstypik verlangt wird, weil die Formulierung «bei der beruflichen Tätig-
keit» verwendet wird,698 im Gegensatz zu Art. 9 Abs. 2 UVG, wo die Kausalität 
als «durch berufliche Tätigkeit verursacht» formuliert ist.

Diese Debatte wurde bereits im 19. Jh. geführt, als man das Fabrikgesetz 
von 1877 erliess: «Um [die Haftpflicht] herbeizuführen, ist nothwendig, daß 
die Verlezung oder Tödtung des Arbeiters in der Fabrik (im weitesten Sinne 
des Wortes), während des Betriebes derselben und durch etwas, was zum 
Betriebe gehört, herbeigeführt worden sei.»699 Entscheidend war somit immer 
schon, dass sich die Gefahrenexposition während der Ausübung der beruf-
lichen Tätigkeit zutrug.

Die unterschiedliche Wortwahl in Art. 9 Abs. 1 Satz 1 UVG («bei der beruf-
lichen Tätigkeit […] durch schädigende Stoffe oder bestimmte Arbeiten ver-
ursacht») im Vergleich zu Art. 9 Abs. 2 UVG («durch berufliche Tätigkeit ver-
ursacht») ist zudem dem Umstand geschuldet, dass Art. 9 Abs. 1 Satz 1 UVG auf 
die arbeitsbedingten Krankheiten in den Listen in Anhang 1 UVV verweist. 
Das Adjektiv «bestimmt» bezieht sich auf die Tätigkeiten, die in der Doppel-
liste nach Ziff. 2 Anhang 1 UVV auf bestimmte Tätigkeiten beschränkt sind,700 
weshalb aus dem Adjektiv «bestimmt» kein Erfordernis der Berufstypik ab-
geleitet werden kann.701

Das Aargauer Versicherungsgericht argumentierte, die Gesetzgebung 
habe es «bei der Schaffung des UVG explizit abgelehnt, das System der Ver-
sicherung der Berufskrankheiten ‹so weit zu fassen, dass alle Krankheiten 
darunter fallen, die durch die Arbeit verursacht werden›[,] und weiterhin das 
Listensystem beibehalten.»702 Es erwog, wenn Berufstypik nicht vorausge-
setzt werde, würde das «gerade in der hier in Frage stehenden Konstellation 

698	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 25; siehe auch Maurer, Unfallversicherungsrecht, 
S. 205 f.; Maurer, Recht und Praxis, S. 126.

699	 BBl 1875 IV 921, S. 938 f. (Hervorhebung durch mich).
700	 Vgl. zur Doppelliste vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Ka-

pitel 3: Anwendung in der Praxis, Listenkrankheiten.
701	 Hat sich das Adjektiv «bestimmt» im KUVG noch auf die Merkmale der Krankheit be-

zogen (siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-
grammatikalische Auslegung, Analyse und Anwendung der KUVG-Bestimmung), 
verweist es im UVG auf die Tätigkeiten in der Doppelliste

702	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.2 m. H. a. BBl 1976 III 141, S. 157 
und S. 165 f.
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zu einer umfassenden Ausweitung der Versicherungsdeckung führen, was 
indes nicht dem gesetzgeberischen Willen entspricht.»703

Es ist richtig, dass die vorberatende Kommission des Nationalrats befürch-
tete, die Gerichte könnten zu einer «milderen Praxis» übergehen,704 wenn 
sie das Adjektiv «stark» vor dem Umstandswort «überwiegend» streichen 
würde.705 Sie befürchtete zudem, dadurch könnte die angeblich klare Grenze 
zwischen Krankheit und Berufskrankheit verwässert werden, was ein teleo-
logisches Argument ist,706 weshalb die Kommission auf ihren Beschluss zu-
rückkam und der Fassung des bundesrätlichen Entwurfs zustimmte, der — 
bis auf die redaktionelle Anpassung bei Erlass des ATSG — dem heutigen Art. 9 
Abs. 2 UVG entspricht.707

Wenn man sich den Wortlaut von § 9 Abs. 1 SGB VII in Deutschland an-
schaut, erkennt man sofort, dass dort eine Berufstypik vorausgesetzt wird:

«Berufskrankheiten sind Krankheiten, die die Bundesregierung durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates als Berufskrankheiten bezeich-
net und die Versicherte infolge einer den Versicherungsschutz nach § 2, 3 oder 
6 begründenden Tätigkeit erleiden. Die Bundesregierung wird ermächtigt, in 
der Rechtsverordnung solche Krankheiten als Berufskrankheiten zu bezeich-
nen, die nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft durch be-
sondere Einwirkungen verursacht sind, denen bestimmte Personengruppen 
durch ihre versicherte Tätigkeit in erheblich höherem Grade als die übrige 
Bevölkerung ausgesetzt sind; sie kann dabei bestimmen, daß die Krankheiten 
nur dann Berufskrankheiten sind, wenn sie durch Tätigkeiten in bestimmten 
Gefährdungsbereichen verursacht worden sind.»708

Die Voraussetzung der Berufstypik wird damit begründet, dass es in Fällen, in 
denen Personen längeren oder wiederkehrenden Einflüssen ausgesetzt sind, 
schwieriger ist, die Einflüsse kausal der beruflichen oder ausserberuflichen 
Sphäre zuzuordnen.709

703	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.2.
704	 Bereits in BGE 26 II 610 E. 2 ist zu lesen, «daß es bei Klagen nach Art. 3 Fabrikhaftpflicht-

gesetz (Haftpflicht aus Berufskrankheiten) mit dem Kläger obliegenden Beweise nicht leicht 
genommen werden darf».

705	 BGE 114 V 109 E. 3c.
706	 Siehe dazu die Ausführungen zur historisch-teleologischen Auslegung hinten .
707	 BGE 114 V 109 E. 3c.
708	 Hervorhebungen durch mich.
709	 Presting, S. 102.
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Gemäss dem Wortlaut der Schweizer Norm werden weder ein erhöhtes Gefähr-
dungspotenzial in einer bestimmten Tätigkeit noch Tätigkeiten in bestimm-
ten Gefährdungsbereichen vorausgesetzt.

Die historisch-grammatikalische Auslegung zeigt somit deutlich, dass 
man sich im Lauf der Rechtssetzung vom Wortlaut der «bestimmten gefähr-
lichen Krankheiten» verabschiedet und den allgemeinen Begriff der «Krank-
heiten» eingeführt hat. Hinzu trat die sprachliche Erweiterung der Berufs-
krankheit hinsichtlich der Kausalität, indem zum Umstandswort «ausschliess-
lich» das Umstandswort «vorwiegend» hinzugefügt wurde.

III.	 Historisch-teleologische Auslegung

Weil die Voraussetzung einer Berufstypik angeblich dazu dient, die umfas-
sende Ausweitung der Versicherungsdeckung einzudämmen,710 ist nun die 
historisch-teleologische Auslegung angezeigt, mit der ich über den Zweck der 
Norm nachdenke.

Lauber umreisst den Zweck (Griechisch: Telos) der Gesetzgebung in 
diesem Zitat aus dem Jahr 1928:

«Alle Fabrikhaftpflichtgesetzgebung ist der Empörung darüber entsprungen, 
daß die Arbeit, die Quelle des Reichtums, für den Arbeiter selber nicht selten 
zur Ursache der Verarmung werden kann. Dies ist nicht nur dann möglich, 
wenn der Arbeiter seine Arbeitsfähigkeit infolge eines Betriebsunfalles verliert, 
sondern auch dann, wenn er infolge einer Berufskrankheit invalid wird.»711

Das Fabrikgesetz von 1877 bestimmte Ausnahmen vom Grundsatz «casum sen-
tit dominus», was übersetzt «den Unfall spürt der Eigentümer» heisst, und der 
bedeutet: Wer einen Schaden erleidet, muss ihn in der Regel selbst tragen. 
Mit der Einführung der Haftpflicht für Fabrikbesitzer kam man berechtigten 
Forderungen der Arbeiter:innenbewegung nach.712

Industriearbeiter waren auf ihre Arbeitskraft angewiesen, um ihren 
Lebensunterhalt zu sichern.713 Man erkannte bald, dass sie zwischen den 
«Naturkräften» und der «Gewalt des Kapitals» zerrieben wurden,714 was zu 

710	 Siehe dazu vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 1: Einführung, Methodologische Ein-
ordnung, Nähe zur Norm.

711	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 5.
712	 BBl 1876 II 786, S. 786.
713	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 50.
714	 «Der Grundgedanke, der dazu führen muß, den Staat in die spezifische industrielle Thä-

tigkeit eingreifen zu lassen, ist wohl der, daß auf industrielle Betheiligung angewiesene 
Individuen nach zwei Richtungen hin Kräften gegenüberstehen, denen sie für sich allein 
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ihrer Verelendung führte.715 Die Arbeiter sollten deshalb vor Schäden ge-
schützt werden, die mit der Beeinträchtigung oder dem Verlust ihrer Arbeits-
kraft verbunden waren:716

«Sachlich bezweckt die obligatorische Unfallversicherung die Wiedergutma-
chung der Schädigung der Arbeitskraft durch den Betrieb.»717

Mit dem KUVG von 1911 wurde die Gesundheit als Voraussetzung der Erwerbs-
fähigkeit versichert: Als gefährliche Krankheiten wurden gesundheitliche 
Störungen angesehen, die eine, sei es vorübergehende oder aber dauernde, 
teilweise oder sogar gänzliche Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit sowie 
den Tod zur Folge haben konnten.718

Unter bestimmten gefährlichen Krankheiten verstand man Krankheiten, 
die alle wesentlichen Merkmale der Einwirkung des schädigenden Stoffs auf-
wiesen.719 Die Berufstypik wurde dazu verwendet, um berufliche Einflüsse 
von ausserberuflichen abzugrenzen: «Vorausgesetzt sind dabei immer Kausal-
beziehungen zu einer typischen Berufskrankheit und nicht zu einem gewöhn-
lichen Leiden.»720 Die Lungentuberkulose721 war nur dann eine Berufskrank-
heit, wenn sie unter vorwiegendem Einfluss der beruflichen Beschäftigung 
entstanden war, was gegeben war, «wenn die betreffende Beschäftigung solche 
Erkrankungen gewöhnlich oder doch zum mindesten häufig nach sich [zog].»722

nicht gewachsen sind, in der einen Richtung den Kräften der Mechanik und Technik mit 
ihren Gefahren und der damit verbundenen Einrichtung in den Fabriken; in der andern 
der Gewalt des Kapitals, welche verbunden eine solche Macht ausüben, daß der Schuz für 
den Einzelnen gegen allfällige Vergewaltigung und Ausbeutung nur in der Gesammtheit 
gefunden werden kann» (BBl 1875 IV 921, S. 931).

715	 Die bahnbrechende Schrift «Über die Lage der arbeitenden Klasse in England» von 
Engels aus dem Jahr 1845 zeigte einem breiten Publikum die Missstände auf (Mur-
ken, Historische Entwicklung, S. 20). In seinem «Kommunistischen Manifest» beschrieb 
Marx die beklagenswerten Zustände, die die Industrialisierung hervorbrachte, aus-
führlich und sprach von einer «industriellen Pathologie» (siehe Murken, Historische 
Entwicklung, S. 21).

716	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 50.
717	 Lauber, Unfallkunde, S. 40.
718	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 29.
719	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-gram-

matikalische Auslegung, Analyse und Anwendung der KUVG-Bestimmung.
720	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 33.
721	 Die Lungentuberkulose ist eine chronische Infektion der Lunge, die häufig eine bak-

terielle Ursache hat (Pschyrembel online).
722	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 33 m. H. a. einen Entscheid des EVG.
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Gemäss dem UVG von 1984 versichert Art. 9 UVG keine Schadensart mehr,723 
sondern einen schädigenden Vorgang.724 Die AHV und IV erbringen beispiels-
weise ihre Leistungen bei Tod und Invalidität, gleichgültig ob die Ursache in 
einem Unfall, einer Krankheit oder einem Geburtsgebrechen liegt, wohin-
gegen die Leistungen der Unfallversicherung an ein kausales Geschehen 
(Kausalitätsprinzip), bei der Berufskrankheit die betriebliche Verursachung, 
anknüpfen.725

Die durch berufliche Einflüsse hervorgerufenen Körperschäden werden 
demnach sozialpolitisch besonders bewertet.726 Die Leistungen der Unfall-
versicherung bei Berufskrankheit dienen letztlich dazu, den möglichen Kon-
flikt zwischen Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden zu befrieden,727 wenn 
die Arbeitskraft der Arbeitnehmenden wegen eines beruflichen Einflusses 
vorübergehend beeinträchtigt ist oder ausgeht.728

Nachdem die Arbeitsunfälle versichert waren, rückten die anderen Gesund-
heitsschäden typisch beruflicher Art in den Fokus.729 Die sozialpolitischen Über-
legungen orientierten sich dabei an den medizinischen Erkenntnissen über 
kausale Beziehungen zwischen beruflichen Einflüssen und Erkrankungen.730

Berufstypik wurde angenommen, wenn eine Erkrankung bei einer Be-
schäftigung häufig auftrat. Im 20. Jh. entwickelte sich die Arbeitsmedizin je-
doch weiter und erzielte insbesondere beim Nachweis von Kausalverläufen 
grosse Fortschritte.731 Dadurch erweiterte sich das Verständnis von Berufs-
krankheiten: Alle kausal vom Betrieb ausgehenden Gefahren werden nun vom 
UVG erfasst, wobei die Abgrenzung zur Krankenversicherung ins Zentrum 
rückte.732

723	 Im Gegensatz dazu versichern Kranken- und Invalidenversicherung Arten von Schä-
digungen, unter anderem die Krankheit (Art. 1a Abs. 1 Bst. a KVG i. V. m. Art. 3 ATSG) 
und die Invalidität (Art. 1a IVG i. V. m. Art. 8 ATSG).

724	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 11; siehe auch Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 51.
725	 BBl 1976 III 141, S. 161.
726	 BBl 1976 III 141, S. 161 f.; siehe Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 51.
727	 Danuser, S. 175. Das Unfallversicherungsrecht wird seiner sozialen Friedensfunktion 

gerecht, indem es die Ansprüche aus der persönlichen Sphäre von Arbeitnehmenden 
und Arbeitgebenden herausnimmt, um sie auf einer losgelösten Ebene der Gemein-
schaft des Unfallversicherungsträger zu befriedigen (Watermann, Ordnungsfunk-
tionen, S. 52).

728	 Siehe Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 51 f.
729	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 55.
730	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 55.
731	 Siehe dazu hinten Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-

fachspezifische Auslegung.
732	 Vgl. BBl 1976 III 141, S. 162; bestätigt in BGE 114 V 109 E. 3c.
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Im Übrigen wollte die Gesetzgebung eine gut ausgebaute obligatorische Unfall-
versicherung, die als Instrument für eine wirksame Verhütung von Unfällen 
und Berufskrankheiten ihre bisherige Bedeutung beibehalten sollte.733

Indem heute laut UVG die Abgrenzung von Berufskrankheiten zu ge-
wöhnlichen Krankheiten anhand des Kausalitätsprinzips erfolgt,734 muss ein 
beruflicher Einfluss genügen, auch wenn die Erkrankung für den Beruf unty-
pisch erscheinen mag.735 Es ist nicht notwendig und nicht ersichtlich, weshalb 
Berufstypik verlangt werden muss, um diese Abgrenzung vorzunehmen.

Der Zweckgedanke ist derselbe geblieben: Die Arbeit darf nicht die Ursa-
che einer Verarmung sein; wenn die Arbeit die Ursache ist, dass die Arbeits-
kraft einer arbeitnehmenden Person ausgeht, die die Grundlage für die arbeit-
nehmende Person ist, einen Lebensunterhalt zu verdienen, soll die Unfallver-
sicherung Leistungen erbringen müssen. Die Unfallversicherung versichert 
die Schädigung der Arbeitskraft durch die berufliche Tätigkeit.

IV.	 Historisch-fachspezifische Auslegung
A.	 Einführung
Weil es sich bei Art. 9 UVG um eine Norm aus dem Spezialgebiet der Unfall-
versicherung handelt, das überdies eng verwoben ist mit der medizinischen 
Disziplin der Arbeitsmedizin, erscheint es angezeigt, eine historisch-fach-
spezifische Auslegung vorzunehmen, um die fachspezifischen Erkenntnisse 
einzubeziehen.

Die Arbeitsmedizin ist eine Disziplin, die sich mit der Gesundheit am 
Arbeitsplatz beschäftigt und dabei insbesondere auf die Verhütung von Be-
rufskrankheiten ausgerichtet ist.736 Die Arbeitsmedizin ist auch in den Betrie-
ben tätig und untersucht unter anderem die Wechselwirkungen zwischen An-
forderungen, Bedingungen und Organisation der Arbeit einerseits und dem 
Menschen, seiner Gesundheit, Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit anderer-
seits.737

733	 BBl 1976 III 141, S. 162.
734	 Art. 9 Abs. 1 und Abs. 2 UVG verlangen nämlich nur eine betriebliche Verursachung, 

die in Abs. 1 vorwiegend und in Abs. 2 stark überwiegend sein muss.
735	 Z. B. KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 25.
736	 Statt aller Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 2.
737	 Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 2.
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B.	 Die Ursprünge der Arbeitsmedizin

Die Arbeitsmedizin hat ihre Ursprünge in den Hochkulturen Ägyptens.738 
Doch erst im Mittelalter beschäftigte man sich mit den gesundheitsschädi-
genden Entwicklungen von Dämpfen, Feuchtigkeit, Staub und ungünstigen 
Haltungen des menschlichen Körpers bei der Arbeit.739 Der italienische Arzt 
Ramazzini schuf mit seinem Buch «De morbis artificium diatriba» im Jahr 1700 
die wissenschaftliche Basis der Arbeitsmedizin.740 Ramazzinis systematische 
Dokumentation von Krankheiten in verschiedenen Berufsgruppen gilt als 
erste epidemiologische Forschung in der Arbeitsmedizin.741

Die Toxikologie742 war für das Begriffsverständnis der Berufskrankheit 
massgebend, was sich anhand von verschiedenen Beispielen aufzeigen lässt:
—	Ramazzini war es 1700 ein Anliegen, Bergarbeiter vor der «Kohlenlunge» 

und Gesteinshauer vor der «Staublunge» zu schützen.743
—	Tenon behandelte in der zweiten Hälfte des 18. Jh. kranke Hutmacher: 

Dabei erkannte er die Giftigkeit des Quecksilbernitrats, das bei der Her-
stellung von Hüten aus Filz benutzt wurde.744

—	Pott konnte 1775 nachweisen, dass der bei Schornsteinfegern häufig 
auftretende Hodenkrebs durch ihre berufsbedingte Exposition zu Russ 
entstand.745

—	Tanguerel des Planches gliederte die Patienten, die Bleivergiftun-
gen hatten und an Koliken746 litten, in seinem Werk von 1839 nach Beru-
fen: 30,5 % waren Fabrikarbeiter, 29,8 % Anstreicher, 17,2 % Hüttenarbei-
ter, 5,15 % Metallgiesser, Töpfer, Steindrucker, Färber und 2,75 % waren 

738	 Siehe Murken, Historische Entwicklung, S. 2 ff.
739	 Murken, Historische Entwicklung, S. 1.
740	 Murken, Historische Entwicklung, S. 1.
741	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 1 f.
742	 Die Toxikologie ist die Lehre von den Giften, d. h. die Lehre von den schädlichen Wir-

kungen chemischer Substanzen auf lebende Organismen (Pschyrembel online).
743	 Murken, Historische Entwicklung, S. 11.
744	 Siehe dazu Murken, Historische Entwicklung, S. 11 f. und 15. Tenon nahm die Arbeits-

plätze in den Hutfabriken in Augenschein und wollte sogar den Gebrauch von Queck-
silbernitrat und salpetersaurem Quecksilber verbieten; de Jussieu empfahl den Klei-
derwechsel als Schutzmassnahme (siehe Murken, Historische Entwicklung, S. 15).

745	 Murken, Historische Entwicklung, S. 13. Im London der frühen Industrialisierung 
gerieten häufig Waisenkinder in den Beruf der Schornsteinfeger, deren Lebensbedin-
gungen Pott als aussergewöhnlich hart beschrieb (Wikipedia).

746	 Unter Koliken werden krampfartige Leibschmerzen verstanden, die durch (unge-
wollte) Anspannung der Muskulatur von Hohlorganen (z. B. Nierenkolik, Gallenkolik, 
Magen- oder Darmkolik) entstehen (Pschyrembel online).
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schliesslich Schriftsetzer.747 Seit dem 19. Jh. nannte man die Bleivergif-
tung deshalb auch «Malerkrankheit», weil die Maler wegen bleihaltiger 
Farben (z. B. Bleiweiss) häufig von Vergiftungen betroffen waren.748

—	Lorinser fiel 1843 auf, dass viele Mädchen mit nekrotischen749 Prozes-
sen in den Kieferknochen zu ihm in die chirurgische Klinik kamen.750 Als 
er den Ursachen nachspürte, merkte er bald, dass die Kiefernekrosen mit 
der Tätigkeit der Mädchen in den Zündholzfabriken zusammenhängen 
mussten, wo sie täglich zwölf bis dreizehn Stunden bei hohen Raumtem-
peraturen in Phosphordämpfen standen.751 1845 publizierte Lorinser 
zur Nekrose bei Kieferknochen als Folge der Einwirkung von Phosphor-
dämpfen.752

Diese Schlaglichter auf einzelne Meilensteine in der Geschichte der Arbeits-
medizin zeigen auf, dass das Verständnis von Berufskrankheiten in der Ar-
beitsmedizin gebildet und von der Toxikologie geprägt worden ist: Weil be-
stimmte Berufsgruppen bei der Arbeit schädigenden Stoffen ausgesetzt waren, 
verknüpfte man die daraus entstanden Erkrankungen mit dem Beruf. Es ent-
stand z. B. der Name «Malerkrankheit», obwohl auch Arbeiter aus anderen 
Berufsgruppen Blei ausgesetzt waren und Koliken entwickelten.

Am Ende des 19. Jh. schenkte man den sozialen Problemen, die unter 
anderem mit Berufskrankheiten verbunden waren, grössere Aufmerksamkeit, 
was zu deren Regulierung führte.753 Arbeitsmedizin und Wirtschaftspolitik 
hingen seit jeher zusammen.754 Koller/Pletscher führen etwa im Suva-Facts-
heet zu den Schweizer MAK-Höchstwerten am Arbeitsplatz aus:

«Bei der Berechnung von Grenzwerten geht es also um die Bestimmung von 
Expositionslimiten, bei deren Einhaltung davon ausgegangen werden kann, 
dass Arbeitnehmende keinem oder einem möglichst geringen Risiko aus-
gesetzt sind. Doch was bedeutet ‹möglichst gering›? Ein Grenzwert, der zu 

747	 Murken, Historische Entwicklung, S. 13.
748	 Murken, Historische Entwicklung, S. 13.
749	 Als nekrotisch wird das Absterben von Zellen genannt, das auf Schadstoffe zurück-

zuführen ist (Pschyrembel online).
750	 Murken, Historische Entwicklung, S. 23.
751	 Murken, Historische Entwicklung, S. 23.
752	 Murken, Historische Entwicklung, S. 23.
753	 Murken, Historische Entwicklung, S. 25.
754	 Bereits im absolutistischen Frankreich musste die Gewerbehygiene dem «Staatswohl» 

und dem wachsenden Bedarf an staatlichen Geldeinnahmen dienen, indem möglichst 
viele Menschen in den Produktionsprozess integriert werden konnten (Murken, His-
torische Entwicklung, S. 13).
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hoch angesetzt wird, kostet Menschenleben — ein Grenzwert, der zu tief an-
gesetzt wird, kostet Arbeitsplätze. Der Verlust von Arbeitsplätzen hat nicht 
nur negative volkswirtschaftliche Folgen, sondern wirkt sich wiederum nega-
tiv auf die Gesundheit aus.»755

Der Zusammenhang zwischen Arbeitsmedizin und Wirtschaftspolitik ist im 
Hinterkopf zu behalten.

C.	 Haftpflicht für Fabrikbesitzer

Als man das Fabrikgesetz von 1877 erliess, stützte man sich auf arbeitsmedi-
zinische Erkenntnisse: Mit dem vorhandenen toxikologischen Wissen ver-
suchte man, den Notständen in den Fabriken abzuhelfen.756 Der Staat übte 
eine ausgleichende Schutzfunktion für die prekär Beschäftigten aus, weil man 
der Überzeug war, dass man die Arbeitsverhältnisse nicht nur der Privatauto-
nomie überlassen konnte.757 Als man die Schutzvorschriften für die Arbeiter 
erliess, befürchteten gewisse Leute, die Wirtschaft könnte geschwächt werden.

In der Botschaft zum Fabrikgesetz von 1877 kann man lesen, «dass die 
Befürchtungen ungegründet waren, […], wohl aber zur Stärkung der Indus-
trie und zur Erhöhung ihrer Leistungsfähigkeit ausschlug[, … und] dass maß-
haltende Reformen im Interesse körperlicher und geistiger Gesunderhaltung 
und Kräftigung der Arbeiter, wenn auch vielleicht vorübergehend störend, 
doch in ihren weitern Wirkungen selbst für die Industrie sich als wohltätig 
und förderlich erzeigen werden».758

Die Gesetzgebung erkannte, dass Schutzvorschriften für Arbeiter die 
Produktivität steigerten, und ging davon aus, mit einem massvollen Fabrik-
gesetz verstosse man nicht gegen die verfassungsmässig garantierte Gewer-
befreiheit und die Handelsfreiheit.759

Mit der Haftpflicht der Fabrikbesitzer, so dachte man, erhalte das Privat-
recht «die allerbeste Sanktion gegenüber allen [kommunistischen760] Umsturz-

755	 Siehe Koller/Pletscher (Fn. 94), S. 1 (Hervorhebung durch mich). Ohne Arbeit zu 
sein, gilt heute als Gesundheitsrisiko (Danuser, S. 174).

756	 BBl 1887 III 299, S. 308.
757	 Stadtmüller, S. 13.
758	 BBl 1875 IV 921, S. 926.
759	 BBl 1876 II 786, S. 787.
760	 «Wir wollen ein humaner Rechtsstaat auf gesundem sozialem Boden und in gesunder 

sozialer Arbeit sein, dann haben wir den destruktiven, dem erhaltenden, weil arbeitsamen, 
haushälterischen hülfreichen Geiste unseres Volkes durchaus widerstrebenden falschen 
Sozialismus nicht zu fürchten» (BBl 1887 III 299. S. 309).
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planen, wenn es möglichst wenig verzweifelte, katilinarische Existenzen[761] 
gibt».762 Man betonte dabei nicht nur den Stellenwert der Arbeit, die die Le-
bensgrundlage der Arbeiter:innen bildete, sondern empfand es als ungerecht, 
wenn die Arbeiter:innen nicht entschädigt wurden, wenn ihnen die Arbeits-
kraft in deren Ausübung ausging.763

D.	 Wandel des Kausalitätskonzepts

Pasteur und Koch arbeiteten mit organischen Erregern und beschrieben 
Kausalverläufe, bei denen einzelne Ursachen die Folge(n) bewirken (Mono-
kausalität), was schlecht in die Berufskrankheitenforschung passte, weil sich 
hier z. B. Vergiftungen mit langen Latenzzeiten, wie etwa Blasenkrebse in der 
chemischen Industrie oder Staublungenfälle in der Bauindustrie, mit mono-
kausalen Ursachenketten kaum nachweisen liessen.764

Die Arbeitsmedizin, und insbesondere die Berufskrankheitenforschung, 
wendete sich deshalb vom monokausalen Konzept ab und in der Zwischen-
kriegszeit den probabilistischen Risikomodellen zu.765 Das führte zu einer 
Blüte der toxikologischen und der fabrikepidemiologischen Kausalitätsfor-
schung.766 Das epidemiologische Kausalitätsverständnis konnte schliesslich 
in der Unfallversicherung etabliert und institutionalisiert werden, weil der 
Kausalzusammenhang zwischen Arbeitsplatz und Krankheit mit einer statis-
tischen Wahrscheinlichkeit bewiesen werden konnte.767

In der Schweiz war Zangger prägend. Er entwickelte in den 1920er-Jah-
ren ein neues, genuin arbeitsmedizinisches Risikokonzept, mit dem er die 
Gerichts- und die politischen Behörden mittels verfeinerter Messtechniken 
von neuartigen Kausalitätsketten überzeugen konnte.768 Gegenüber Wahr-
scheinlichkeitsprognosen war Zangger jedoch skeptisch, weil er der Ansicht 
war, dass arbeitsmedizinische Diagnosen nicht auf probabilistischen Ver-
mutungen gründen durften, sondern letztlich erst mit einer empirisch bewie-
senen Kausalitätskette vor Gericht eine Chance hätten.769 Immerhin sah er 

761	 Heruntergekommener, zu verzweifelten Schritten neigender Mensch, der nichts mehr 
zu verlieren hat (Website Duden).

762	 BBl 1887 III 299. S. 299.
763	 BBl 1887 III 299. S. 309.
764	 Lengwiler, S. 149.
765	 Lengwiler, S. 149.
766	 Danuser, S. 175.
767	 Lengwiler, S. 148; Maurer, Recht und Praxis, S. 141, insbesondere Fn. 55.
768	 Lengwiler, S. 151.
769	 Siehe Lengwiler, S. 151 f.
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in den Wahrscheinlichkeitsmodellen ein methodisches Instrument, um 
Arbeitshypothesen zu entwickeln, zu denen man später einen empirischen 
Kausalbeweis führen konnten.770

Obwohl die Berufskrankheit früher möglichst spezifisch sein musste, 
indem der berufliche Einfluss zu einer klaren diagnostischen Einheit führte, 
z. B. Quarzstaub zu Silikose, und von einer Dosis-Wirkung-Beziehung abhän-
gen musste, wurde in den 1960er-Jahren das Berufsasthma als Berufskrank-
heit anerkannt, das keiner Dosis-Wirkung-Kurve folgte.771 Trotzdem ist es bei 
wenigen Ausnahmen geblieben: Das System der Berufskrankheiten ist weiter-
hin monokausal angelegt.772

Trotz des zunehmenden Verschmelzens von Arbeits- und Privatleben 
bleibt es der Schwerpunkt der arbeitsmedizinischen Forschung, die Trenn-
linie zwischen Krankheiten, die ihre Ursache im Betrieb haben, und den-
jenigen zu ziehen, die ausserberufliche Ursachen haben.773 Eine zufrieden-
stellende Regelung für Arbeitsplätze mit komplexen Einwirkungen scheint 
nur möglich, wenn sowohl die medizinisch-wissenschaftliche Forschung 
und als auch die Rechtswissenschaft das monokausale System verlassen 
und bereit sind, die aktuellen Herausforderungen interdisziplinär zu be-
wältigen.774

E.	 Kalkulation versicherter Risiken

Bereits die Erstellung der Liste der gefährlichen Stoffe, mit der die gefährlichen 
Industrien bezeichnet und dadurch der Umfang der Haftpflicht bestimmt 
wurde, hatte den Bundesrat sozialpolitisch herausgefordert.775 Beim Erlass 
des KUVG gab es erneut Kontroversen.776

Um diese Kontroversen zu überwinden, zog man Zahlen als Kommu-
nikationsform heran: Die in Zahlen gegossene wissenschaftliche Expertise 
konnte dabei helfen, die politische Polarisierung zu überbrücken.777 Als man 
die Unfallversicherung schuf, war es wichtig, Vertrauen aufzubauen, was mit 

770	 Lengwiler, S. 152.
771	 Danuser, S. 176.
772	 Vgl. Stadtmüller, S. 18 f.; siehe auch Hallier, S. 542 ff., und Presting, S. 135 f.
773	 Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 7.
774	 Hallier, S. 542 ff.; siehe auch Presting, S. 135 f.
775	 Siehe Lauber, Berufskrankheiten, S. 7 ff.
776	 Lengwiler, S. 372.
777	 Die wissenschaftliche Expertise besass allerdings nur eine Deutungs- und keine Ent-

scheidungsmacht (vgl. Lengwiler, S. 70 f.).
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der Kommunikation von Zahlen gelang.778 Die gesellschaftlichen Verhältnisse 
erschienen kalkulier- und steuerbar.779

Die Unfallversicherung versicherte betriebliche Risiken, die politisch um-
stritten und sozial bedeutsam waren.780 Somit waren eine wissenschaftliche 
Anerkennung und die kalkulierte Solidarität eng miteinander verflochten.781 
Das führte zwangsläufig zur Verwissenschaftlichung der Politik und zur Poli-
tisierung der Wissenschaft.782 Arbeitsmedizinische Erkenntnisse waren im-
mer schon sozialpolitisch eingebettet und institutionell eingebunden.783 Die 
korporatistische Organisationsstruktur und das von berufsständischen Inter-
essen dominierte Leitungsgremium ermöglichten es der Suva, Konflikte sozial-
politisch auszuhandeln.784

Die Suva ist mittlerweile in eine öffentlichrechtliche Anstalt überführt 
worden und ist nicht mehr korporatistisch organisiert. Die arbeitsmedizi-
nische Abteilung der Suva befasst sich mit Berufskrankheiten, Schadstoff-
expositionen und Ergonomie sowie Prävention und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz. Sie untersucht z. B. die Auswirkungen von Lärm, Staub, Chemi-
kalien oder physischer Belastung auf die Gesundheit und entwickelt Präven-
tionsmassnahmen.

Ausserdem vergibt die Suva Forschungsaufträge an externe Institutio-
nen, darunter Universitäten und Fachhochschulen, um spezifische Fragen 
auch im Kontext von Berufskrankheiten zu untersuchen. Die versicherungs-
medizinische Abteilung der Suva beurteilt medizinische Fragen im Zusam-
menhang mit Unfällen, Berufskrankheiten und Invalidität. Sie prüft bspw. 
die Kausalität zwischen einer Erkrankung und einer beruflichen Tätigkeit 
oder die medizinischen Voraussetzungen für eine Invaliditätsentschädigung. 
Die Suva verfügt auch über eine Abteilung für Statistik.

778	 Lengwiler, S. 97
779	 Lengwiler, S. 97.
780	 Lengwiler, S. 370.
781	 Lengwiler, S. 370.
782	 Siehe dazu eingehend Weingart.
783	 Lengwiler, S. 370.
784	 Lengwiler, S. 377. Dank ihrer Organisationsstruktur konnte die Suva in den 1950er- 

und 1960er-Jahren eine fundamentale Legitimationskrise verhindern, weil diese 
Struktur eine sozialverträgliche Lösung für das Silikose-Risiko ermöglichte (siehe 
Lengwiler, S. 377 ff.).
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F.	 Prämiensystem und wissenschaftliche Erkenntnisse

Die Funktion der Kausalitätsbeurteilung, die beruflichen von den ausserbe-
ruflichen Ursachen abzugrenzen, spielt wegen der Finanzierung der Unfall-
versicherung eine wichtige Rolle.785 Die Unfallversicherung muss sich mit 
risikogerechten Prämien und ohne staatliche Zuschüsse finanzieren (Art. 92 
UVG). Das Solidaritätsprinzip und das Prinzip der Risikogerechtigkeit sind 
einander grundsätzlich entgegengesetzt.786

Grösstmögliche Solidarität wäre durch eine Einheitsprämie zu erreichen, 
während grösstmögliche Risikogerechtigkeit eine pro Betrieb individuell be-
stimmte Prämie bedingen würde.787 Die Ausgestaltung des Prämientarifs in 
der Unfallversicherung hat sich zwischen diesen beiden Polen zu bewegen.788 
Das Prämiensystem betrifft folglich die Verteilung der Kosten für Risiken, die 
bereits unfallversichert sind.

Die Arbeitsmedizin muss sich stets den aktuellen und zukünftigen Ent-
wicklungen in der Arbeitswelt anpassen: Es werden z. B. neue Gefahrenstoffe 
entdeckt, aber auch neue Produktionsverfahren entwickelt, die Gefahren für 
die Arbeitnehmenden mit sich bringen.789 Treten neue Gefahren auf, müssen 
daraus resultierende Krankheiten als Berufskrankheiten anerkannt werden, 
um die Entwicklung von Verhütungsmassnahmen zu ermöglichen.790 Das 
Prämien- und das Präventionssystem sind in sich geschlossene Systeme und 
miteinander verquickt: Erst die Anerkennung einer Krankheit als Berufs-
krankheit führt über die Prämien zu finanziellen Anreizen für die Arbeitge-
benden, nachhaltige Präventionsmassnahmen zu ergreifen. Die arbeitsme-
dizinische Forschung kann deshalb mit positiven Ergebnissen den Gesund-
heitsschutz der Arbeitnehmenden verbessern und dadurch gleich noch die 
Produktivität der Betriebe erhöhen.791

Das Argument, das risikobasierte Prämiensystem verbiete eine Auswei-
tung der Versicherungsdeckung, ist ein rein sozialpolitisches, mit dem die 
Prämienbeiträge der Arbeitgebenden tief gehalten werden sollen. Eine wirt-
schaftliche Betrachtungsweise hebt eine gesetzliche Regelung grundsätzlich 

785	 Vgl. Schlegel/Gilg, S. 16, und Seiler, Unfallversicherungsgesetz, S. 38.
786	 KOSS UVG-Kieser/Scheiwiller, Art. 92 N 8.
787	 KOSS UVG-Kieser/Scheiwiller, Art. 92 N 8.
788	 KOSS UVG-Kieser/Scheiwiller, Art. 92 N 8.
789	 Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 1.
790	 Kieser, Entscheidbesprechungen, S. 1600.
791	 Vgl. Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 1. 
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nicht aus den Angeln.792 Ausserdem ist die Arbeitsmedizin der Wissenschaft 
verpflichtet und unabhängig.793

Um herauszufinden, ob das Prämien-Argument zulässig ist, bedarf es der 
historisch-systematischen Auslegung, mit der das System der Regulierung 
unter die Lupe genommen werden kann.

V.	 Historisch-systematische Auslegung
A.	 Zu starres Listensystem

1.	 Vorbemerkungen

Die systematische Auslegung ist die Auseinandersetzung mit der systemati-
schen Stellung der Norm in der Rechtsordnung und umfasst hauptsächlich die 
Analyse des Aufbaus des Gesetzes und welche Stellung die Norm in diesem 
Aufbau einnimmt.794 Andere Normen desselben Gesetzes und ferner Normen 
in anderen Gesetzen können dabei allenfalls «systematische» Hinweise auf 
den Sinn der auszulegenden Norm geben.795

Das KUVG von 1911 regulierte die Berufskrankheiten durch ein Listensys-
tem: Die Krankheit wurde nur dann als Berufskrankheit anerkannt, wenn der 
Stoff, der sie verursacht hatte, auf der Liste der schädigenden Stoffe stand.796

Man war sich von Anfang an bewusst, dass die Stoffliste lückenhaft blei-
ben wird.797 Die Liste war auf stoffliche Gefahren zugeschnitten und liess die 
nicht-stofflichen Gefahren aussen vor.798 Der Verwaltungsrat der Suva hat 
durch Beschluss vom 16. Oktober 1918 verfügt, dass andere berufliche Schädi-
gungen freiwillig übernommen werden können.799 Das war im Gesetz nicht 
ausdrücklich vorgesehen; die Suva erachtete es aber als ihre Aufgabe.800

In der Absicht, die freiwilligen Leistungen der Suva durch Pflichtleistun-
gen zu ersetzen, wurde der Bundesrat durch Gesetzesrevision am 17. Dezem-

792	 BGE 119 V 200 E. 5c/aa.
793	 Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 2.
794	 Höhn, S. 209.
795	 Höhn, S. 209 f.
796	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-gramma-

tikalische Auslegung, Fabrikgesetz und Fabrikhaftpflichtgesetz.
797	 Maurer, Recht und Praxis, S. 138; Schaetti, Berufskrankheiten, S. 12 f.; bestätigt in 

BGE 117 V 354 E. 4c.
798	 Lengwiler, S. 153 f.
799	 Maurer, Recht und Praxis, S. 140.
800	 Maurer, Recht und Praxis, S. 142. Das EVG legte der Suva wiederholt nahe, beim Feh-

len eines gesetzlichen Anspruchs freiwillige Leistungen zu erbringen, weshalb von 
der Gesetzmässigkeit dieser Leistungen auszugehen war (Maurer, Recht und Praxis, 
S. 142 Fn. 59).
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ber 1947 ermächtigt, bestimmte akute Erkrankungen unter näher zu bezeich-
nenden Voraussetzungen den Berufskrankheiten gleichzusetzen und bei 
gewissen Krankheitsrückfällen die Kürzung oder Einstellung der Versiche-
rungsleistungen vorzusehen.801 Diese Kompetenz erwies sich alsbald als zu 
eng, weshalb der Verwaltungsrat der Suva seinen Beschluss von 1918 durch 
den Beschluss vom 27. März 1956 ersetzte, der wesentlich weiter ging als der 
bisherige und grundsätzlich die Entschädigung aller eindeutigen Berufskrank-
heiten ermöglichte.802

Der Beschluss des Verwaltungsrats der Suva vom 27. März 1956 lautete:

«Der Verwaltungsrat ermächtigt die Direktion, versuchsweise und ohne Prä-
judiz für die Zukunft, die Versicherungsleistungen auch zu gewähren bei Er-
krankungen, welche mit Bestimmtheit und ausschliesslich durch die Arbeit in 
einem dem Versicherungsobligatorium unterstehenden Betrieb verursacht 
worden sind und nicht die Wirkung einer andern Krankheit sein können. Als 
Erkrankungen dieser Art gelten beispielsweise chronische Erkrankungen der 
Schleimbeutel durch ständigen Druck, durch Lärm verursachte Taubheit oder 
an Taubheit grenzende Schwerhörigkeit, Feuerstar, Erkrankungen durch 
schädliche Stoffe, die nicht gesetzlich entschädigt werden können.»803

Mit diesem Beschluss schuf der Verwaltungsrat der Suva den umfassenden 
Begriff der beruflichen Schädigung.804 Er kam damit der Forderung nach Ge-
rechtigkeit nach, wonach alle mit Sicherheit durch eine versicherte Berufs-
arbeit verursachten Erkrankungen durch die Unfallversicherung zu entschä-
digen sind.805

2.	 Gerechtigkeit trotz technischen Entwicklungen

Mit der technischen Entwicklung entstanden neue Möglichkeiten, wodurch 
sich auch die Produktionsprozesse und die Arbeitsplätze veränderten.806 
Die Aufgabe der arbeitsmedizinischen Forschung war es, die Krankheiten zu 
identifizieren, die durch die Arbeit ausgelöst wurden.807

Die Erkrankungen mussten demnach mit Bestimmtheit und ausschliess-
lich auf eine betriebliche Arbeit zurückzuführen sein und nicht etwa ausser-

801	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 13.
802	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 13.
803	 Siehe bei Maurer, Recht und Praxis, S. 141.
804	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 18.
805	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 18.
806	 Lengwiler, S. 175; vgl. Schaetti, Berufskrankheiten, S. 11.
807	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 11; vgl. Lengwiler, S. 175.
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berufliche Ursachen haben, wobei sich die Suva mit einer hohen Wahrschein-
lichkeit hinsichtlich des Nachweises der Kausalität begnügte.808 Mit dieser 
Grenzziehung zwischen Betrieb und Privatleben sollte vermieden werden, 
dass Arbeitgebende durch die Prämien für Krankheiten aufkommen muss-
ten, die möglicherweise mit den Betrieben nichts zu tun hatten.809

Die Kalkulation der Prämien basierte auf dem Listensystem, weshalb es 
praktisch unmöglich war, die Liste zu erweitern und das Prämienvolumen zu 
vergrössern, ohne vorher Erfahrungswerte mit einer Krankheit gesammelt zu 
haben.810 Dank der Möglichkeit, freiwillige Leistungen zu erbringen, konnte 
die Suva auf neu entdeckte Gefahren reagieren, indem die Suva das Listen-
system punktuell erweitern konnte, um die benötigten Erfahrungswerte ins-
besondere hinsichtlich der Handhabung der neuen Krankheit (Operationa-
lisieren) und der potenziellen finanziellen Belastung der Unfallversicherung 
zu sammeln.811

3.	 Beispiel der Silikose

Von der Befugnis, freiwillige Leistungen zu erbringen, hatte der Verwaltungs-
rat der Suva z. B. hinsichtlich der Silikose Gebrauch gemacht, die ab 1932 ver-
suchsweise und freiwillig als Berufskrankheit anerkannt wurde.812 Die Sili-
kose813 oder Quarzstaublunge gehört zu den Staublungenerkrankungen und 
wird durch regelmässiges Einatmen kleinster staubförmiger Quarzpartikel 
verursacht.814

Obwohl damals nicht klar war, welcher biologische Mechanismus im 
Körper zur Erkrankung führte, wurde die Gefährlichkeit des Quarzstaubs 
erkannt.815 Weil man aber (zu) wenig über den Wirkmechanismus wusste, war 

808	 Maurer, Recht und Praxis, S. 141, insbesondere Fn. 55.
809	 Maurer, Recht und Praxis, S. 141.
810	 Maurer, Recht und Praxis, S. 142.
811	 Maurer, Recht und Praxis, S. 142.
812	 Maurer, Recht und Praxis, S. 142 Fn. 58, meint 1933; siehe deshalb Lengwiler, S. 255.
813	 Die Silikose ist eine durch anorganische Stäube verursachte Lungenkrankheit durch 

Inhalation von Quarzstaub mit kristallinem Silicium oder anderen Partikeln (Pschy-
rembel online). Die Staublungen gehörten weltweit zu den gravierendsten Berufs-
krankheiten des 20. Jh., gemessen an der Anzahl Fälle, der Schwere der Erkrankung 
und am Umfang der Versicherungsleistungen (Lengwiler, S. 249).

814	 Lengwiler, S. 248.
815	 Seit den 1920er-Jahren war klar, dass das ungeschützte Einatmen von Feinstaub aus 

Gesteinen mit hohem Quarzgehalt gefährlich ist. Allerdings blieben wesentliche Fragen 
unbeantwortet, teilweise bis heute: Nicht geklärt war bspw. der Anteil der individuellen 
menschlichen Eigenschaften an der Silikose-Entstehung (vgl. Lengwiler, S. 253). In 
den 1920er-Jahren galten zunächst mechanische Mikroverletzungen als ursächlich, in 
den 1930er- und 1940er-Jahren war die Silikose eine chemisch verursachte Erkrankung, 
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es für die Arbeitsmedizin schwierig, die nicht berufsbedingten von den berufs-
bedingten Quarzstaublungen abzugrenzen.816

Um diese diagnostischen Abgrenzungsschwierigkeiten zu überwin-
den, wendete die Arbeitsmedizin bereits früh statistische Analysen und 
Wahrscheinlichkeitsmodelle an, um die Genauigkeit der Silikose-Diagnosen 
zu erhöhen.817 Die Arbeitsmedizin löste sich damit vom monokausalen Kau-
salitätskonzept und legte ihrer Forschung ein statistisches Kausalitätskon-
zept zugrunde. Um die Gefahren, die von der Silikose ausgingen, in den Griff 
zu kriegen, mussten Arbeitsmedizin, Sozialpolitik und Versicherungspraxis 
zusammenwirken.

Die Verhaltensregeln für Arbeitsplätze mit Quarzstaubexposition, die die 
Suva auf statistische Erkenntnissen abstützte, stiessen jedoch bei den Arbeit-
nehmenden auf Skepsis.818 Der Suva gelang es erst 1944, den Bundesrat davon 
zu überzeugen, die sog. Silikose-Verordnung zu erlassen, die unter anderem 
verschärfte Präventionsmassnahmen, wie z. B. Eignungsuntersuchungen und 
Arbeitsverbote bei Verdacht auf Silikose, vorsah.819 Die Präventionsmassnah-
men griffen in den 1960er-Jahren, was sich darin ausdrückte, dass die Invali-
ditäts- und Todesfälle schrittweise zurückgingen.820 Von 1932 bis heute hat 
die Suva insgesamt rund 11’000 Silikose-Fälle gezählt, davon mehr als 4’000 
Invaliditäts- und 3’000 Todesfälle.821

Als erstes Land auf der Welt hatte Südafrika 1912 die Silikose als Berufs-
krankheit anerkannt.822 Grossbritannien folgte 1918.823 Die Suva anerkannte 
die Silikose 1932 provisorisch und 1937 definitiv als Berufskrankheit.824 Aber 
in Belgien erhielten die Bergarbeiter, die an einer Silikose litten, bis 1963 keine 
besondere Entschädigung!825 Der unterschiedliche Umgang der nationalen 

und in der Nachkriegszeit stiegen dann immunologische Silikose-Theorien auf, um die 
Wirkung des Quarzstaubs zu erklären (vgl. Lengwiler, S. 254).

816	 Lengwiler, S. 249.
817	 Lengwiler, S. 249. Bei einer solcher Diagnose fielen verschiedene Faktoren ins Ge-

wicht: die Einschätzung des Röntgenbildes, die Berechnung der Arbeitsdauer an risiko-
exponierten Arbeitsplätzen, die Messung des Quarzgehalts der dortigen Gesteine und 
die Berücksichtigung von Staub vermindernden Massnahmen (Lengwiler, S. 249 f.).

818	 Im Gegensatz zu den Suva-Expert:innen orientierten sich Versicherte nicht an proba-
bilistischen, sondern an heuristischen Verhaltensregeln (siehe Lengwiler, S. 286).

819	 Lengwiler, S. 258 f.
820	 Lengwiler, S. 259.
821	 Lengwiler, S. 259.
822	 Lengwiler, S. 252.
823	 Lengwiler, S. 252.
824	 Maurer, Recht und Praxis, S. 142 Fn. 58, meint 1933; siehe deshalb Lengwiler, S. 255.
825	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 57.
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Rechtsordnungen mit Krankheiten wie der Silikose lässt sich dadurch erklären, 
dass Berufskrankheiten das Ergebnis einer sozialpolitischen Bewertung sind.826 
In der Schweiz gaben die Gewerkschaft der Steinhauer und die Arbeitsmedizin 
den Anstoss für die Anerkennung der Silikose als Berufskrankheit.827

B.	 Entwicklung eines gemischten Systems

Die Berufskrankheiten können gesetzestechnisch mit einem Listensystem 
oder mit einem Globalsystem erfasst werden: Im Listensystem werden nur 
Listenkrankheiten als Berufskrankheiten anerkannt; im Globalsystem kann 
jede Erkrankung anerkannt werden, sofern nachgewiesen wird, dass sie 
berufsbedingt ist.828

Beide Systeme haben gewisse Nachteile: Im Listensystem kann es zu Un-
gerechtigkeiten im Einzelfall kommen, wenn ein gefährlicher Stoff noch nicht 
auf der Liste steht.829 Das Globalsystem birgt Rechtsunsicherheit in sich, weil 
jede Erkrankung im Einzelfall zu beurteilen ist, so dass eine Berufskrankheit 
im konkreten Fall erst dann vorliegt, wenn definitiv darüber entschieden 
worden ist.830

Aus Gründen der Rechtssicherheit behielt man im UVG von 1984 das 
Listensystem bei.831 Man führte indessen zusätzlich eine Generalklausel ein, 
um der internationalen Empfehlung Nr. 121 der ILO zu entsprechen.832

Die ILO-Empfehlung Nr. 121 Ziff. 7 lautet nämlich:

«Enthält die innerstaatliche Gesetzgebung eine Liste bestimmter Krankheiten, 
deren berufsbedingter Ursprung angenommen wird, so sollte der Nachweis 
des berufsbedingten Ursprungs anderer Krankheiten oder von Krankhei-
ten zugelassen werden, die in der Liste enthalten sind, aber unter anderen 
Voraussetzungen auftreten als denjenigen, auf denen die Annahme ihres 
berufsbedingten Ursprungs beruht.»833

826	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 56. Bestätigt in BGE 126 V 183 E. 4a.
827	 Lengwiler, S. 255. Auf dem europäischen Festland — im Gegensatz zu Grossbritannien 

und dem Commonwealth — gingen die Bestrebungen, die Silikose als Berufskrankheit 
anzuerkennen, weder von den Ärzt:innen noch von den Behörden, sondern oftmals 
von den Fachgewerkschaften aus (Lengwiler, S. 252).

828	 Vgl. Valticos, S. 375 f.
829	 Z. B. Maurer, Recht und Praxis, S. 138.
830	 Valticos, S. 376,
831	 Maurer, Unfallversicherungsrecht, S. 206.
832	 BBl 1976 III 141, S. 187.
833	 Website ILO.
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Aufgrund der Umsetzung der ILO-Empfehlung Nr. 121 Ziff. 7 im UVG von 1984 
ist das heutige System ein gemischtes System, das das Listensystem und das 
Globalsystem kombiniert. Eine Berufskrankheit liegt vor, wenn der berufli-
che Ursprung einer Erkrankung nachgewiesen wird. Eine Berufstypik wird 
nicht verlangt. Ganz im Gegenteil: Die Empfehlung der ILO Nr. 121 lässt keine 
Zweifel offen, dass jede Krankheit eine Berufskrankheit sein kann, sofern der 
berufsbedingte Ursprung nachgewiesen ist.834 Mit einer Generalklausel will 
man nicht die Versicherungsdeckung ausweiten, sondern Unfall und Berufs-
krankheit gleichstellen.835

Das führt uns zur Frage, wie eine Berufskrankheit auf die Liste kommt 
und ob sich daraus etwas herleiten lässt für die Frage, ob Krankheiten nur 
dann als Berufskrankheiten gelten, wenn sie berufstypisch sind.

C.	 Erstellung der Liste
1.	 Begründung neuer Berufskrankheiten in Deutschland

Wenn sich arbeitsmedizinische Erkenntnisse zum beruflichen Einfluss und 
der bewirkten Erkrankung derart verdichtet haben, dass sie als Erfahrungs-
werte gelten, ist die Liste der Berufskrankheiten zu ergänzen oder die Er-
krankung über die Generalklausel anzuerkennen.836

In Deutschland wurde 1952 ein Ärztlicher Sachverständigenbeirat «Be-
rufskrankheiten» eingerichtet, der bis heute beim Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales angesiedelt ist.837 Gemäss Rechtsprechung des deutschen 
Bundessozialgerichts müssen neue wissenschaftliche Erkenntnisse, die zu 
einer Aufnahme einer Erkrankung in die Liste der Berufskrankheiten führt, 
der herrschenden Lehre entsprechen, d. h. im Spektrum der arbeitsmedizini-
schen Wissenschaft keine Einzel- oder Aussenseitermeinung darstellen.838 
Seit Ende 1992 arbeitet der Sachverständigenbeirat wissenschaftliche Begrün-
dungen aus und gibt diese bekannt, um den Umgang mit Berufskrankheiten 
transparent, nachvollziehbar und überprüfbar zu gestalten.839 Die Mitglieder 
des Sachverständigenbeirats sind ausschliesslich der Wissenschaft verpflich-
tet, wohingegen das Bundesministerium sozioökonomische und politische 

834	 Siehe BGE 116 V 136 E. 5a.
835	 Vgl. Lauber, Berufskrankheiten, S. 52.
836	 Vgl. dazu Nienhaus/Brandenburg/Palsherm, Grundsätze, S. 7, und Becker, Kau-

salität und Wahrscheinlichkeit, S. 152.
837	 Hallier, S. 542 ff.
838	 Hallier, S. 542 ff.
839	 Hallier, S. 542 ff.
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Aspekte bei der Inkraftsetzung einbringen kann.840 Zur Verbesserung der 
Handhabbarkeit werden unscharfe oder heterogene Studienergebnisse durch 
eine Konvention auf einer wissenschaftlichen Datenbasis präzisiert.841

Die Anerkennung neuer Berufskrankheiten erfolgt zweistufig: Die Ein-
wirkung muss zunächst generell geeignet sein, um die Krankheit zu verursa-
chen, und zudem einer bestimmten Personengruppe zugerechnet werden 
können (Gruppentypik).842 Dabei kann es sein, dass nur die erste Stufe erfüllt 
und eine generelle Geeignetheit einer Einwirkung zur Verursachung einer Er-
krankung festgestellt wird, diese jedoch keine Berufskrankheitenreife erlangt, 
weil die Erkrankung keiner Personengruppe zugerechnet werden kann.843 
Bspw. ist der Kausalzusammenhang zwischen Dieselruss und Lungenkrebs 
auf der Basis von epidemiologischen und tierexperimentellen Studien eindeu-
tig festgestellt; auch der Pathomechanismus der Verursachung ist weitgehend 
geklärt.844 Unterschiedliche Technologien sowie Expositionsszenarien und 
die allgemeine Staubwirkung stellten bisher unüberwindbare Hindernisse 
dar, um für Dieselruss eine Gruppentypik zu ermitteln, weshalb der Lungen-
krebs durch Dieselruss in Deutschland bis heute keine Berufskrankheiten-
reife erlangt hat.845

2.	 Begründung neuer Berufskrankheiten in der Schweiz
a)	 Inhalt

Gemäss Art. 9 Abs. 1 Satz 2 erstellt der Bundesrat die Liste der gefährlichen 
Stoffe und Arbeiten sowie der arbeitsbedingten Erkrankungen. Art. 14 UVV 
konkretisiert und verweist auf ihren Anhang 1, in dem die schädigenden Stoffe 
und arbeitsbedingten Erkrankungen i. S. v. Art. 9 Abs. 1 UVG aufgeführt sind.

Die Liste der Berufskrankheiten war ursprünglich die sog. Giftliste, die 
ab 1911 «Stoffliste» hiess, bevor sie 1968 zur MAK-Liste846 wurde.847 Seit ihren 
Anfängen ist diese Liste fortwährend erweitert worden, was hauptsächlich 
auf zwei Faktoren zurückzuführen ist: In den vergangenen ca. 150 Jahren 
konnte einerseits die Arbeitsmedizin neue Kausalzusammenhänge erkennen; 

840	 Hallier, S. 542 ff.
841	 Hallier, S. 542 ff.
842	 Siehe dazu vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: 

Epidemiologie, Risiko und Ursachenspektrum.
843	 Hallier, S. 542 ff.
844	 Hallier, S. 542 ff.
845	 Nienhaus/Brandenburg/Palsherm, Grundsätze, S. 7; Hallier, S. 542 ff.
846	 Siehe zu den MAK-Werten vorne unter Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrank-

heiten, Kapitel 3: Anwendung in der Praxis, Messkonzepte für Belastungen am Ar-
beitsplatz, Gesundheitsgefährdende Stoffe und physikalische Einwirkungen.

847	 Siehe Lengwiler, S. 155.
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andererseits haben sich mit den technischen und industriellen Entwicklun-
gen die Schädigungspotenziale verändert.848 Die Liste der Berufskrankheiten 
spiegelt dementsprechend fortwährend den Erkenntnisstand der Arbeits-
medizin wider.849

Gemäss Kieser/Gehring/Bollinger stehen diejenigen Stoffe, Tätigkei-
ten und Erkrankungen auf der Liste, bei denen nach medizinischen Erkennt-
nissen ein enger Ursachenzusammenhang mit beruflichen Tätigkeiten be-
steht.850 Kieser/Gehring/Bollinger präzisieren nicht, ob und wie sich der 
enge Ursachenzusammenhang von der qualifizierten Kausalität unterschei-
det. Sobald neue beruflich bedingte Erkrankungen mit ausreichender Zuver-
lässigkeit festgestellt worden sind, würde die Liste der Berufskrankheiten 
ergänzt, liess Maurer hoffnungsvoll verlauten.851

Laut Bundesgericht sind jene Krankheiten im Verzeichnis in Anhang 1 
UVV aufgeführt, von denen man aus Erfahrung weiss, dass sie durch krank-
machende Stoffe oder durch den Beruf erworben worden sind.852 Bei den 
Listenkrankheiten sei deshalb die Frage des ursächlichen Zusammenhangs 
sozialpolitisch aufgrund von arbeitsmedizinischen Erkenntnissen bereits vor-
entschieden.853 Der Bundesrat hält die Listenkrankheiten somit sozialpoli-
tisch für entschädigungswürdig.854

b)	 Verfahren
Die Liste der Berufskrankheiten in Anhang 1 UVV wurde am 21. Februar 2018 
letztmals den neuen wissenschaftlichen und technischen Erkenntnissen zu 
den schädigenden Stoffen und mechanischen Einflüssen auf die Gesundheit 
angepasst.855

Im erläuternden Bericht zur letzten Anpassung der Liste wird nicht be-
schrieben, welches Gremium das Fachwissen zur Verfügung gestellt hat, und 
nicht auf die konkrete wissenschaftliche Erkenntnis verwiesen, die zur An-
passung von Anhang 1 UVV geführt haben.856

848	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 56.
849	 Lengwiler, S. 175.
850	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 1.
851	 Maurer, Unfallversicherungsrecht, S. 222; gl. M. Heinrich, S. 110.
852	 BGE 117 V 354 E. 4c m. H. a. Morger, Berufskrankheiten, S. 120, und Maurer, Unfall-

versicherungsrecht, S. 222.
853	 BGE 126 V 183 E. 4a.
854	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 59 f.
855	 Website BAG.
856	 BAG, Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Unfallversiche-

rung (UVV), Anpassung von Anhang 1 (Liste der Berufskrankheiten), Inkrafttreten 
für den 1. April 2018 vorgesehen, Bern November 2017 (Website BAG).
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Gemäss Art. 55 Abs. 1 Satz 2 VUV kann die EKAS nach Bedarf Fachkommissio-
nen zur Vorbereitung besonderer Fragen einsetzen sowie Expert:innen und 
Vertreter:innen interessierter Organisationen beiziehen. Ob eine EKAS-Fach-
kommission die Änderung der UVV vom 21. Februar 2018 vorbereitet hat, geht 
aus dem erläuternden Bericht und den Berichten der EKAS aus den Jahren 
2017 und 2018 nicht hervor.857 Auf der Website der Grenzwertkommission 
suissepro (Dachverband der Fachgesellschaften für Sicherheit und Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz) steht, dass sie sich zur Änderung von Anhang 1 
UVV vernehmen liess.858

Die EKAS ist dem BAG unterstellt und wird vom Bundesrat bestellt (Art. 85 
Abs. 2 UVG). Die EKAS stimmt die einzelnen Durchführungsbereiche aufein-
ander ab, soweit der Bundesrat hierüber keine Bestimmungen erlassen hat 
(Art. 85 Abs. 3 UVG i. V. m. Art. 52 ff. VUV). Der EKAS sind Fachkommissionen 
angegliedert, in denen ausgewiesene Spezialistinnen und Spezialisten sowie 
mindestens je eine Vertretung der Arbeitgebenden und der Arbeitnehmenden 
mitwirken.859 Die EKAS wäre somit das richtige Gremium, um Empfehlungen 
zu Berufskrankheiten herauszugeben.

Zurzeit bestehen zur materiellen Vorbereitung von Verordnungen und 
Richtlinien die Fachkommissionen Nr. 12, 13, 14, 15, 17, 18, 19, 21, 22 und 23, die 
sich den Fachgebieten Bau, Chemie, Arbeitsmittel, Gase und Schweissen, 
Wald und Holz, Landwirtschaft, Richtlinien, Ausbildung von Führer:innen von 
Flurförderzeugen, ASA und Bildungsfragen widmen.860 Die Suva initiierte An-
fang der 1970er-Jahre eine Grenzwertkommission, die der suissepro angeglie-
dert wurde.861 Die Grenzwertkommission diskutiert die Vorschläge der Suva 
an einer jährlichen Sitzung, so dass die Suva die Grenzwerte im Einvernehmen 
mit der Grenzwertkommission festlegen kann.862

Dem erläuternden Bericht von 2018 ist zu entnehmen, dass die Liste 
der Berufskrankheiten seit mehr als einem Jahrzehnt unverändert geblie-
ben war.863 Es ist im UVG nicht geregelt, in welchen zeitlichen Abständen 

857	 EKAS, Jahresbericht 2017 und 2018 (Website EKAS).
858	 Website suissepro → Über uns → Vernehmlassungen.
859	 EKAS, Jahresbericht 2022, S. 12 (Website EKAS).
860	 EKAS, Jahresbericht 2022 (Fn. 859), S. 12. Offenkundig widmen sich diese Fachgrup-

pen den typisch männlichen Berufen (siehe zur Rechtsgleichheit von Mann und Frau 
hinten Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Rechtsgleichheitsüber-
legungen, Gleichheit von Mann und Frau).

861	 Suissepro, Reglement der Grenzwertkommission der suissepro vom 2.4.2020, S. 1 
(Website Suissepro).

862	 Suissepro (Fn. 861), S. 1. 
863	 BAG, Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung über die Unfallversiche-

rung (UVV), Anpassung von Anhang 1 (Liste der Berufskrankheiten), Inkrafttreten 
für den 1. April 2018 vorgesehen, Bern November 2017 (Website BAG).
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Anhang 1 UVV auf seine arbeitsmedizinische Aktualität hin überprüft wird. 
Es kann weder in Erfahrung gebracht werden, ob sich eine Fachkommission 
zurzeit um die nächste Anpassung kümmert noch welche Krankheiten in 
dieser Hinsicht aktuell im Fokus sind.

In Deutschland sieht § 9 Abs. 1a SGB VII ausdrücklich vor, dass beim Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales ein Ärztlicher Sachverständigenbei-
rat gebildet wird, der das Ministerium als wissenschaftliches Gremium bei 
der Prüfung der medizinischen Erkenntnisse unterstützt, um neue Berufs-
krankheiten zu bezeichnen und um wissenschaftliche Stellungnahmen zu 
erarbeiten.864

c)	 Analyse
Interessant ist zunächst, dass es bei der Liste in Anhang 1 UVV scheinbar nur 
um schädigende Stoffe und mechanische Einflüsse geht. In der juristischen 
Lehre wird hinterfragt, ob die aktuelle Liste der Berufskrankheiten — in An-
betracht von psychosozialen Gefahren am Arbeitsplatz — noch genügt.865 
Das zugrundeliegende monokausale Verständnis von Berufskrankheiten 
erschwert die Anerkennung multifaktorieller Erkrankungen, wie es z. B. psy-
chische Erkrankungen sind.866

Die Unfallversicherung gibt jedes Jahr eine Statistik heraus,867 in der die 
Berufskrankheiten in Diagnosegruppen und Ursachen eingeteilt werden, 
wobei Ursachengruppen mit weniger als 50 neu registrierten Fällen und weni-
ger als 5 Mio. Franken laufenden Kosten unter «Übrige Ursachen» zusammen-
gefasst werden.868

In dieser Statistik werden acht Gruppen von Berufskrankheiten aufge-
führt: Atmungssystem, Auge und Anhangsgebilde, Bewegungsapparat, Haut 
und Unterhaupt, Infektiöse Krankheiten, Neoplasien, Ohr und Gehör sowie 
andere Berufskrankheiten.869 Bei allen Gruppen sind «übrige Ursachen» ge-
nannt.870 Die Details zur Diagnostik und zum Kausalzusammenhang von 
Berufskrankheiten sind nicht einsehbar, obwohl dafür ein besonderes Be-
dürfnis nach Transparenz besteht, weil die Sozialpolitik auf statistischen 

864	 Siehe Hallier, S. 542 ff.
865	 Heinrich, S. 100.
866	 Siehe Presting, S. 135 f.
867	 Suva, UVG-Statistik 2023 (Fn. 594).
868	 Suva, UVG-Statistik 2023 (Fn. 594), S. 59.
869	 Suva, UVG-Statistik 2023 (Fn. 594), S. 59.
870	 Suva, UVG-Statistik 2023 (Fn. 594), S. 59.
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Erkenntnissen beruft, die nicht leicht verständlich und daher erklärungs-
bedürftig sind.871

In der Schweiz ist das Verfahren zur Anerkennung von neuen Berufs-
krankheiten nicht gesetzlich geregelt. Die Aufnahme neuer Berufskrankheiten 
in die Liste der Berufskrankheiten ist hinsichtlich der arbeitsmedizinischen 
Details zu Diagnostik und Kausalität intransparent. Das ist deshalb bedauer-
lich, weil die Beurteilung der Berufskrankheiten nach Art. 9 Abs. 2 UVG Rechts-
unsicherheiten mit sich bringt. Die ILO weist auf die Notwendigkeit eines 
vereinfachten Verfahrens für die Aktualisierung der Liste der Berufskrank-
heiten hin.872

In der Schweiz sind die Grenzwerte immer ein politischer Kompromiss, 
wohingegen es in Deutschland eine arbeitsmedizinische Fachmeinung gibt, 
die meistens einen besseren Schutz der Arbeitnehmenden fordert, und eine 
politische Konvention, die der besseren Handhabbarkeit von teilweise un-
scharfen und heterogenen Studienergebnissen dient.873 Es wäre sehr wichtig, 
wenn in der Schweiz ein wissenschaftliches Fachgremium, z. B. die EKAS, 
und nicht der Verein der Unfallversicherer, die Empfehlungen zur Hand-
habung von Berufskrankheiten herausgeben würde,874 damit ein rationaler 
und zweckorientierter Umgang mit Berufskrankheiten erfolgt.

VI.	 Bisherige Erkenntnisse

Um die Berufskrankheiten erstmals zu regulieren, startete man mit einem 
relativ simplen Mechanismus:

1.	 Die vom Besitzer betriebene Fabrik gehörte zu den Industrien, die gefähr-
liche Krankheiten erzeugen.

2.	 Die Erkrankung erwies sich als ausschliessliche Folge des Betriebs der 
Fabrik.

Anhand der Liste der gefährlichen Stoffe bestimmte der Bundesrat die gefähr-
lichen Industrien, weil diejenigen Industrien als gefährlich galten, in denen die 
gefährlichen Stoffe verwendet oder erzeugt wurden.875 Bei der Beurteilung 

871	 In Deutschland werden die Ergebnisse des Sachverständigenbeirats «Berufskrank-
heiten» seit Ende 1992 transparent, nachvollziehbar und überprüfbar präsentiert 
(siehe Hallier, S. 542 ff.)

872	 ILO, Anhang zur Empfehlung 194.
873	 Hallier, S. 542 ff.
874	 Vgl. für Deutschland Hallier, S. 542 ff.
875	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-gramma-

tikalische Auslegung.
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der Haftungsvoraussetzungen begnügte man sich — trotz des Wortes aus-
schliesslich im Gesetzestext — mit grösster Wahrscheinlichkeit des Kausal-
zusammenhangs.

Weil jede Erweiterung der Liste sozialpolitisch umstritten war, weil es 
das Prämienvolumen vergrösserte, das die Arbeitgebenden zu bestreiten 
hatten, suchte die Suva einen Weg, um auf neue Gefahren an den Arbeitsplät-
zen reagieren zu können: Mit der provisorischen Anerkennung als Berufs-
krankheit konnte die Suva Erfahrungswerte sammeln, um die Handhabung 
und die Versicherungsfähigkeit beurteilen zu können.876

Die Geschichte der Regulierung von Berufskrankheiten zeigt deutlich, 
dass man sich vom Wortlaut der «bestimmten gefährlichen Krankheiten» ver-
abschiedet hat und den allgemeinen Begriff der «Krankheiten» einführte.877 
Damit hat man sich davon verabschiedet, nur solche typischen Krankheiten 
als Berufskrankheiten zu erfassen, die einen typischen Verlauf der Krankheit 
nach der Exposition zu einem gefährlichen Stoff widerspiegeln. Aus dem Wort-
laut selbst kann die Voraussetzung der Berufstypik als typische Erkrankung 
nicht hergeleitet werden.878 Und der Wortlaut ist der unmittelbarste Ausdruck 
der mit der Norm getroffenen Anordnung.879

Mit der Inkraftsetzung der Generalklausel im UVG wollte die Gesetzge-
bung das Listensystem mit dem Globalsystem kombinieren und es ermögli-
chen, dass alle Krankheiten als Berufskrankheiten anerkannt werden kön-
nen, sofern der Kausalzusammenhang nachgewiesen ist. In Anwendung der 
Generalklausel setzte das Bundesgericht in der Folge zusätzlich die Berufs-
typik im Sinn einer Gruppentypik von Berufskrankheiten voraus.

Hinzu kommt, dass die Suva keine Möglichkeit mehr hat, freiwillige Leis-
tungen zu erbringen, weshalb sie seit dem UVG vom 1984 nicht mehr prag-
matisch mit neuen Gefahrenquellen umgehen kann, was das Sammeln von 
Erfahrungswerten verhindert und die Aufnahme von neuen Krankheiten in 
die Liste der Berufskrankheiten stark verändert hat. Wie neue Berufskrank-
heiten auf Liste kommen, ist nicht transparent, was bedauerlich ist, weil Berufs-
krankheiten eine grosse sozialpolitische Bedeutung haben und die Beurteilung 
von Kausalität im Rahmen von Art. 9 Abs. 2 UVG mit grossen Rechtsunsicher-
heiten verbunden ist.

876	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-systema-
tische Auslegung, Zu starres Listensystem.

877	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-gram-
matikalische Auslegung, Analyse und Anwendung der UVG-Bestimmung.

878	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-gram-
matikalische Auslegung, Analyse und Anwendung der UVG-Bestimmung.

879	 Höhn, S. 165.
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Anhand der historisch-teleologischen Auslegung ist klar geworden, dass Be-
rufskrankheiten anhand des Kausalitätsprinzips von den übrigen Krankhei-
ten abgegrenzt werden sollen.880 Dabei wurde der Wortlaut stets erweitert, 
um den Anwendungsbereich auf alle Krankheiten zu erweitern und um so die 
Gleichstellung von Unfall und Berufskrankheit voranzutreiben.881

Die moderne Arbeitsmedizin hat ihren Ursprung in der Toxikologie, was 
sich auf das Kausalitätskonzept und das Verständnis der Berufskrankheit aus-
gewirkt hat.882 Berufskrankheiten wurden anhand von Berufsgruppen sys-
tematisiert, was dazu verleitet, in den Berufskrankheiten eine Berufstypik 
zu erkennen. Allerdings kam es deshalb zu einer Häufung von Erkrankungen 
in bestimmten Berufsgruppen, weil die Arbeitnehmenden in bestimmten 
Berufen schädigenden Stoffen ausgesetzt waren, und nicht, weil die Berufs-
krankheit eine berufstypische Essenz hat. Obwohl sich die Arbeitsmedizin 
punktuell vom Konzept der Monokausalität gelöst hat und auch das probabi-
listische Konzept hinzuzog, um bspw. die Gefahren des Quarzstaubs unter 
Kontrolle zu bringen, wird das Verständnis der Berufskrankheit und somit 
auch die Liste immer noch vom Konzept der Monokausalität dominiert.883

Dass die Voraussetzung der Berufstypik als Gruppentypik teilweise zu 
absurden Ergebnissen führt, zeigt z. B. die deutsche Einordnung von Diesel-
russ und Lungenkrebs: Obwohl auf der Basis von epidemiologischen und tier-
experimentellen Studien eindeutig festgestellt wurde, dass Dieselruss Lungen-
krebs verursacht, und auch der Pathomechanismus der Verursachung weit-
gehend geklärt ist, wird Lungenkrebs durch Dieselruss nicht als Berufskrankheit 
anerkannt, weil noch keine Gruppentypik für eine bestimmte Berufsgruppe 
ermittelt werden konnte.884 Weil das Schweizer Recht nicht explizit eine Be-
rufsgruppentypik verlangt, ist vor allem aus sozialpolitischen Gründen ein 
pragmatischer Umgang mit gefährlichen Stoffen und anderen Gefahren am 
Arbeitsplatz angezeigt, um die Arbeitnehmenden davor zu schützen, dass 
ihnen durch die berufliche Tätigkeit die Arbeitskraft ausgeht.

880	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-teleolo-
gische Auslegung.

881	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-systema-
tische Auslegung.

882	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-fachspe-
zifische Auslegung, Die Ursprünge der Arbeitsmedizin.

883	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-fachspe-
zifische Auslegung, Wandel des Kausalitätskonzepts.

884	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-systema-
tische Auslegung, Erstellung der Liste, Begründung neuer Berufskrankheiten in 
Deutschland.
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Kapitel 3:  Begrenzungsfunktion

I.	 Vorbemerkungen

Anhand des Kausalitätsprinzips werden die Berufskrankheiten von den nicht 
berufsbedingten Krankheiten abgegrenzt.885 Die Kausalitätsdiskussion struk-
turiert die Verfolgung dieses Zwecks,886 indem diejenigen Krankheiten als 
entschädigungswürdig betrachtet werden, die nicht nur natürlich, sondern 
auch adäquat kausal auf einen beruflichen Einfluss zurückzuführen sind.887 
Die Beurteilung insbesondere der adäquaten Kausalität soll die rechtliche 
Diskussion strukturieren, um transparente und rechtsgleiche Entscheide zu 
ermöglichen, was die Rechtssicherheit erhöht.888

Adäquate Ursache ist bekanntlich jedes Ereignis, das nach dem gewöhn-
lichen Lauf der Dinge und der allgemeinen Lebenserfahrung als geeignet er-
scheint, die eingetretene Folge zu bewirken, so dass der Eintritt dieser Folge als 
durch dieses Ereignis begünstigt erscheint.889 Diese allgemeine Definition der 
Adäquanz wird in Anwendung von Art. 9 UVG als unzweckmässig erachtet,890 
weshalb sie mit zusätzlichen Erwägungen der Billigkeit891 angereichert wird:892
—	Armesto bspw. möchte die rechtliche Verantwortlichkeit der Unfallver-

sicherer auf das Tragbare begrenzen.893
—	Schaer wendet die causa proximate in efficiency-Regel an, wonach die-

jenige Ursache kausal i. S. v. Art. 9 UVG sein soll, die der Folge wirkungs-
mässig am nächsten ist.894

885	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 1: Einführung.
886	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 49 f.
887	 Vgl. Armesto, Rz. 18.59 m. H. a. BGE 123 III 110 E. 3a.
888	 Hack-Leoni, Rz. 426. Das Bundesgericht legt leider nicht immer offen, welche Wertun-

gen seinen Entscheidungen zugrunde liegen (Reichle, S. 251).
889	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 2: Dogma-

tische Elemente, Vorbemerkungen.
890	 Schaer, Zurechnungstheorien, S. 157.
891	 Billigkeit meint die Berücksichtigung aller wesentlichen Besonderheiten des konkre-

ten Falles und die Erlangung einer im Einzelfall gerechten Lösung, ohne jedoch die 
sachliche Angemessenheit und objektive Kriterien aus den Augen zu verlieren (BK ZGB-
Hrubesch-Millauer, Art. 4 N 5).

892	 Roberto, Rz. 06.58.
893	 Armesto, Rz. 18.59.
894	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 5: Epidemio-

logie und Recht, Fachspezifische Einordnung, Sozialpolitischer Zweck.
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In Anwendung dieser Billigkeitserwägungen haben sich Fallgruppen gebil-
det, die man mit den Übertiteln «übliche Abnützung», «übertragbare Krank-
heiten», «körperliche Prädispositionen» und «sog. Gelegenheitsursachen» 
versehen kann. Bemerkenswert an diesen Fallgruppen ist, dass man sich 
insbesondere an den zeitlichen Aspekten des Kausalverlaufs abarbeitet. Die 
Billigkeit ist aber ein (zu) diffuses und (zu) abstraktes Prinzip ist,895 als dass 
Entscheidungen damit rational begründet werden können.896 Vorwegzu-
nehmen ist, dass mit der Beurteilung der Adäquanz nicht bezweckt wird, ein 
kostengünstiges Ergebnis herbeizuführen.897

Psychische Krankheiten wie Depressionen werden in der Unfallversiche-
rung grundsätzlich anhand der Adäquanztheorie beurteilt, weil sie meistens 
als Folgeschäden von Unfällen auftreten.898 Allerdings ist die Berufskrankheit 
kein Folgeschaden eines Unfalls, sondern die Folge von beruflichen Einflüs-
sen, weshalb sich eine von der bundesgerichtlichen Praxis899 abweichende 
Beurteilung aufdrängt, selbst bei einer Berufskrankheit, die zur Invalidität 
der Versicherten führt.

Die Unfallversicherung hat die Aufgabe, Versicherungsleistungen zu er-
bringen, wenn die Arbeitskraft von Versicherten durch berufliche Einflüsse 
(vorübergehend) ausgeht.900 Die durch berufliche Einflüsse hervorgerufe-
nen Körperschäden werden sozialpolitisch besonders bewertet, weil damit 
bezweckt wird, das Konfliktpotenzial zwischen Arbeitgebenden und Arbeit-
nehmenden zu kontrollieren.901 Das Unfallversicherungsrecht ist deshalb 
nicht die Anwendung der Adäquanztheorie, sondern die Umsetzung der 
Normzwecktheorie.902

895	 Tatsächlich finden sich in der wissenschaftlichen Literatur zahlreiche Adäquanz-
definitionen (vgl. dazu Gächter, Adäquanz, S. 14, und Ackermann, Adäquanz und 
Vorhersehbarkeitsregel, S. 27 ff.).

896	 Roberto, Rz. 06.58.
897	 Schindler, Verwaltungsermessen, Rz. 480. Daher kann die causa proximate in effi-

ciency-Regel a maiore ad minus nicht auf ein kostengünstiges Ergebnis abzielen, weil 
sie einen Bestandteil der Adäquanzbeurteilung bildet. Das a maiore ad minus-Argument 
schliesst vom Grösseren auf das Kleinere: Die causa proximate in efficiency-Regel ist ein 
Element der Adäquanztheorie und ist deshalb hinsichtlich Zweckverfolgung gleich 
ausgerichtet.

898	 Ackermann, Depression, S. 81 ff.
899	 BGE 115 V 133 (vgl. Ackermann, Depression, S. 82).
900	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung.
901	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-teleolo-

gische Auslegung.
902	 Meyer-Blaser, S. 105.

124 Teil 3:  Berufstypik

https://perma.cc/23MK-269X


II.	 Zeitliche Aspekte
A.	 Abgrenzungsschwierigkeiten
Die Berufskrankheiten sind oftmals Krankheiten, die langsam entstehen.903 
Daher sind Berufskrankheiten typischerweise Krankheiten, die durch beruf-
liche Einflüsse entstehen, die langandauernder oder wiederholter Art sind.904 
Die Berufskrankheiten werden also als Folge einer letztlich überfordernden 
Dauerbelastung verstanden und unterscheiden sich insbesondere vom plötz-
lichen Ereignis, das das charakteristische Element des Arbeitsunfalls ist.905

Weil dieses plötzliche, äussere und augenfällige Ereignis des Unfalls 
fehlt, war es schon immer herausfordernd, die gewöhnlichen von den Be-
rufskrankheiten abzugrenzen.906 Ist aber die Krankheit die Folge einer übli-
chen Abnützung, liegt keine Berufskrankheit vor.907 Um die Abgrenzung von 
beruflichen und ausserberuflichen Ursachen und damit die Bewertung der 
Kausalität zu vereinfachen, werden in der Praxis gerne auch Zusatzkriterien 
aufgestellt.908 

Für Schaetti war jedenfalls klar, dass z. B. bei rheumatischen Erkran-
kungen, gewöhnlichen Erkältungen, Leisten- oder Nabelbrüchen, Diskusher-
nien, Senkfüssen, Krampfadern, Abnützungs- oder Alterskrankheiten oder 
bei der sog. Managerkrankheit909 keine Berufskrankheit vorliegen kann.910 
In die gleiche Kerbe schlugen Schlegel/Gilg, welche die Managerkrankheit 
ebenfalls nicht als Berufskrankheit anerkennen wollten, obgleich sie lako-
nisch fragten:

«Wer würde zum Beispiel bestreiten können, dass in einem speziellen Fall die 
Gallenkolik durch den ‹bösen Chef› ausgelöst wurde oder ein Psychoseschub 
durch aussergewöhnliche Belastungen am Arbeitsplatz?»911

903	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 17.
904	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 55.
905	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 35.
906	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 11.
907	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 11.
908	 Kieser, ATSG, Art. 4 N 166; vgl. auch Spellbrink, Anerkennung, S. 38.
909	 Unter Managerkrankheit versteht man seit Anfang der 1950er-Jahre die Erkrankung 

des Herz-Kreislauf-Systems infolge dauernder körperlicher und psychischer Überbe-
anspruchung und dadurch verursachter Störungen des Nervensystems, wenn sie bei 
Menschen in verantwortlicher Stellung auftritt (Wikipedia).

910	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 18.
911	 Schlegel/Gilg, S. 15.
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Selbstverständlich braucht es rationale Begründungen, um einer Krankheit 
die Anerkennung als Berufskrankheit zu versagen. Zwischenzeitlich können 
auch muskuloskelettale Erkrankungen im Einzelfall als Berufskrankheiten 
anerkannt werden.

B.	 Übertragbare Krankheiten
1.	 Akute Erkrankungen nach KUVG

Nach dem KUVG von 1911 waren die «akuten Erkrankungen» (heute in Ziff. 2 
Anhang 1 UVV geregelt) den Berufskrankheiten gleichgestellt, wenn sie innert 
«verhältnismässig kurzer Zeit»912 entstanden.913

Weil die kurze Entstehungszeit im Widerspruch zur Dauerbelastung 
stand,914 bezog die Suva das Wort «entstehen» auf die schädigende Einwirkung 
und nicht auf den Ausbruch der Krankheit, was es ihr erlaubte, die Tropen-
krankheiten mit langer Inkubationszeit zu entschädigen, auch wenn die Sym-
ptome erst Monate später auftraten.915

Bei den von Tieren auf Menschen übertragbaren Krankheiten erachtete 
man hingegen nicht etwa den raschen Verlauf der Krankheit als charakteris-
tisch, wie es der medizinische und der allgemeine Sprachgebrauch hätten er-
warten lassen.916 Daher konnten auch Erkrankungen entschädigt werden, die 
zwar rasch entstanden waren, dann aber in ein chronisches Stadium über-
gingen oder zur Invalidität führten.917

2.	 Infektionskrankheiten
a)	 Situation in Deutschland

Die Infektionskrankheiten bilden in Deutschland eine eigene Kategorie der 
Berufskrankheiten, die anhand einer besonderen Kausalitätskaskade be-
wertet werden; der Kausalzusammenhang kann belegt werden, wenn die 
Versicherte:

912	 Gemäss Suva höchstens zwei Monate (siehe Schaetti, Berufskrankheiten, S. 17 Fn. 1).
913	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 16 f. Bei von Tieren auf Menschen übertragbaren 

Krankheiten betrachtete der Bundesrat nicht etwa den raschen Verlauf der Krankheit 
als «Wesensmerkmal», wie es dem medizinischen und allgemeinen Sprachgebrauch 
entsprochen hätte, weshalb eben auch Erkrankungen, die zwar rasch entstanden, 
aber in ein chronisches Stadium übergehen und eventuell zu einer dauernden Inva-
lidität führen, zu entschädigen waren (Schaetti, Berufskrankheiten, S. 17).

914	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 17.
915	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 17 Fn. 2.
916	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 17.
917	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 17
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—	ungeschützten Kontakt zu infektiösen Patientinnen und Patienten hatte918 
oder

—	durch ihre Tätigkeit einer besonderen Infektionsgefahr ausgesetzt war.919

Liegen Gründe vor, die gegen eine Kausalität sprechen, wie z. B. ein unplausi-
bler Zusammenhang zwischen Infektionszeitpunkt und Infektionskrankheit, 
wird die Erkrankung nicht als Berufskrankheit anerkannt, weil dadurch die 
Vermutungsbasis umgestossen wird.920

b)	 Vertiefungsbeispiel aus der Schweiz
Um zu veranschaulichen, wie die Schweiz mit Gefahren im Gesundheitswesen 
umgeht, möchte ich den Sachverhalt betrachten, bei dem sich eine Pflegefach-
frau zu Hause mit einem Brotmesser eine tiefe Schnittverletzung am linken 
Zeigefinger zugezogen hatte.921 Am nächsten Tag nahm sie die Arbeit wieder 
auf und hatte am Arbeitsplatz Blutkontakt mit zwei Patient:innen.922 In der 
Folge wurde eine Hepatitis-C-Erkrankung923 diagnostiziert.924

Die weibliche Indexperson war negativ auf Hepatitis C getestet worden, 
die männliche war bereits verstorben.925 Allerdings konnte in Erfahrung ge-
bracht werden, dass letztere an einem Herzinfarkt gestorben war und nicht 
an einer Leberproblematik gelitten hatte, weshalb es der Facharzt der Suva als 
extrem unwahrscheinlich erachtete, dass dieser Patient Hepatitis-C-positiv 
gewesen war.926

Die Möglichkeit einer sexuellen Übertragung wurde als sehr gering ein-
geschätzt.927 Die Pflegefachfrau legte zwar noch einen negativen Hepatitis-C-
Test ihres Lebenspartners vor, doch konnte dieser nichts am Umstand ändern, 
dass Infektionsquelle und -zeitpunkt nicht eruierbar waren.928 Die Pflegefach-
frau konnte nicht mit überwiegender Wahrscheinlichkeit nachweisen, dass 
sie sich am Arbeitsplatz angesteckt hatte.929

918	 Nienhaus/Brandenburg/Palsherm, Grundsätze, S. 9.
919	 Nienhaus/Brandenburg/Palsherm, Grundsätze, S. 9.
920	 Nienhaus/Brandenburg/Palsherm, Grundsätze, S. 9.
921	 BGer-Urteil 326/2018 vom 7.11.2018 Sachverhalt.
922	 BGer-Urteil 326/2018 vom 7.11.2018 Sachverhalt.
923	 Hepatitis C ist eine Leberentzündung, die durch das Hepatitis-C-Virus verursacht 

wird (Pschyrembel online).
924	 BGer-Urteil 326/2018 vom 7.11.2018 Sachverhalt.
925	 BGer-Urteil 326/2018 vom 7.11.2018 E. 4.3.2.
926	 BGer-Urteil 326/2018 vom 7.11.2018 E. 4.3.2.
927	 BGer-Urteil 326/2018 vom 7.11.2018 E. 4.3.1.
928	 BGer-Urteil 326/2018 vom 7.11.2018 E. 4.3.4.
929	 BGer-Urteil 326/2018 vom 7.11.2018 E. 4.3.4.
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c)	 Zwischenfazit

Infektionskrankheiten bilden eine eigene Kategorie von Berufskrankheiten, 
weil sie bei der Ausführung von Arbeiten in Spitälern, Laboratorien, Versuchs-
anstalten und dergleichen (Art. 9 Abs. 1 UVG i. V. m. Ziff. 2 Bst. b Anhang 1 
UVV) als Gefahren sozialpolitisch anerkannt sind, im Einzelfall jedoch eine 
bestimmte (monokausale) Infektionsquelle haben oder epidemiologisch be-
gründet sein können (Vermutungsbasis).

Infektionskrankheiten sind bei Versicherten, die in Spitälern, Laborato-
rien, Versuchsanstalten und dergleichen arbeiten, vermutungsweise Berufs-
krankheiten. Aufgrund der konkreten Umstände kann im Einzelfall die Ver-
mutungsbasis glaubhaft erschüttert werden, so dass sich die Versicherten 
nicht mehr auf die Vermutung berufen können.

3.	 Typisierungen

Typisierungen benötigen eine gesetzliche Grundlage, an die allerdings keine 
allzu hohen Anforderungen gestellt werden: Schematisierende Vereinfa-
chungen sollen zulässig sein, sofern sich die Ermächtigung zur Typisierung 
aus der allgemeinen Kompetenz und Eignung der Exekutive zum Vollzug des 
Gesetzes herleiten lässt und somit vom Gesetz (auch unausgesprochen) mit-
gemeint ist.930

Der Bundesrat erstellt gemäss Art. 9 Abs. 1 Satz 2 UVG die Liste der schädi-
genden Stoffe und Arbeiten sowie der arbeitsbedingten Erkrankungen. Wenn 
der Bundesrat die Liste der arbeitsbedingten Erkrankungen erstellt, nimmt 
er Typisierungen vor, die eine ausreichende gesetzliche Grundlage haben. 
Schlegel/Gilg sind der Auffassung, dass diese Liste dabei helfen soll, beste-
hende Abgrenzungsschwierigkeiten zu beheben.931

Der Bundesrat hat freilich nicht für alle Krankheiten, die in der Praxis 
Abgrenzungsschwierigkeiten bereiten, einen sozialpolitischen Entscheid 
gefällt, weshalb es in der Praxis an den Gerichten liegt, im Rahmen der Kau-
salitätsbeurteilung einen sozialpolitisch begründeten Entscheid zu fällen.

C.	 Körperliche Prädispositionen

Gibt es eine pathologische (Teil-)Ursache, die zeitlich vor dem Ausbruch der 
Berufskrankheit bereits vorhanden war und die die Berufskrankheit (mit-)

930	 Gächter, Praktikabilität, S. 192 m. H. a. Oesch, S. 346.
931	 Schlegel/Gilg, S. 15.
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verursachte, liegt ein krankhafter Vorzustand, eine Prädisposition vor.932 
Man muss herausfinden, ob der beruf﻿liche Einfluss für die Entstehung (oder 
Verschlimmerung)933 der Erkrankung — unter Berücksichtigung der Prädis-
position — rechtserheblich ist.934

Die frühere Rechtsprechung des EVG bildete zwei Unterkategorien von 
Berufskrankheiten: Die einen wirkten im Körper weiter (z. B. Silikose) und die 
anderen riefen — nach einer medizinischen Behandlung — keine körperlichen 
Beschwerden oder gesundheitlichen Schäden mehr hervor, zumindest in 
Abwesenheit des schädigenden Stoffes.935

Bei letzterer Kategorie nahm man an, dass sie auf einer Prädisposition 
beruhten und für sich allein keine versicherten Berufskrankheiten darstell-
ten.936 Die durch den Kontakt mit den auslösenden Stoffen hervorgerufenen 
Krankheitsschübe waren dennoch versichert.937 Später änderte das EVG seine 
Rechtsprechung und gewährte eine Invalidenrente, wenn die versicherte 
Person wegen einer derartigen Erkrankung den Beruf wechseln und dadurch 
einen Einkommensverlust hinnehmen musste.938

Die Prädisposition wird als betriebsfremder Faktor verstanden.939 Diese 
betriebsfremde Prädisposition ist rechtserheblich, wenn die Gesundheits-
schädigung ohne die Prädisposition und das Zusammenwirken mit dem be-
ruflichen Einfluss nicht oder nicht in demselben Mass aufgetreten wäre,940 
was anhand der hypothetischen Kausalität geprüft wird. Bei der Prüfung der 
hypothetischen Kausalität erfolgt eine rechtliche Bewertung der Prädispo-
sition, ob die Gesundheit überwiegend wahrscheinlich auch beeinträchtigt 
worden wäre, wenn die versicherte Person keinem beruflichen Einfluss aus-
gesetzt gewesen wäre.941

Die Prädisposition muss eine hohe Wertungshürde nehmen, um rechts-
erheblich zu sein: War der körperliche Vorzustand der versicherten Person 
derart schwach und kritisch, dass aufgrund dessen jederzeit mit einer Beein-

932	 Vgl. Armesto, Rz. 18.34.
933	 Siehe dazu hinten Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Rechtsgleich-

heitsüberlegungen.
934	 Nienhaus/Brandenburg/Palsherm, Grundsätze, S. 10.
935	 EVGE 1967 S. 199.
936	 Vgl. BGE 135 V 269 E. 4.1.
937	 Vgl. BGE 135 V 269 E. 4.1.
938	 EVG-Urteil 145/97 vom 29.1.1999.
939	 Armesto, Rz. 18.36.
940	 Vgl. Armesto, Rz. 18.36.
941	 Siehe zur Prüfung des hypothetischen Kausalverlaufs Armesto, Rz. 18.28.
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trächtigung der Gesundheit zu rechnen gewesen wäre, stellt der berufliche 
Einfluss eine sog. Gelegenheitsursache dar.942

Von der Prädisposition abzugrenzen sind der allgemeine körperliche Zu-
stand, die verminderte Widerstandskraft und anatomische Besonderheiten 
ohne pathologischen Charakter (allgemeine körperliche Dispositionen).943 
Die Trennline zwischen rechtserheblichen (ausserberuflichen) Prädispositio-
nen und nicht rechtserheblichen Dispositionen ist das Ergebnis einer recht-
lichen Wertung.944

D.	 Gelegenheitsursache

Im Gegensatz zur Militärversicherung nach MVG kennt die Unfallversicherung 
kein sog. Kontemporalitätsprinzip, wonach alle Gesundheitszustände versi-
chert sind, die während der versicherten Tätigkeit auftreten.945 In der Unfall-
versicherung wird der Leistungsumfang anhand des Kausalitätsprinzips 
bestimmt.946

In der Unfallversicherung ist eine (Teil-)Ursache rechtserheblich, wenn 
ohne diese die gesundheitliche Beeinträchtigung nicht zur gleichen Zeit ein-
getreten wäre.947 Obwohl die sog. Gelegenheitsursache die Gesundheitsschä-
digung früher eintreten lasse, liege keine rechtserhebliche (Teil-)Ursache vor, 
weil die Gesundheit jederzeit oder zu annähernd der gleichen Zeit hätte beein-
trächtigt werden können.948 Damit verneint man die natürliche Kausalität.949

942	 Vgl. dazu Traub, natürlicher Kausalzusammenhang, S. 479, und Armesto, Rz. 18.45.
943	 Armesto, Rz. 18.36. Allgemeine körperliche Dispositionen sind keine rechtserheb-

lichen Faktoren, selbst wenn sie sich auf die Entstehung oder Verschlimmerung der 
Gesundheitsschädigung auswirken (Armesto, Rz. 18.36). Deshalb ist eine besondere 
psychische Vulnerabilität, die das Eintreten der gesundheitlichen Schädigung be-
günstigt, nicht als mitwirkender ursächlicher Faktor einzuordnen (BSK UVG-Traub, 
Art. 9 N 59). Die Überempfindlichkeit gegenüber schädigenden Stoffen, die bestehen 
bleibt, nachdem die Berufskrankheit abgeklungen ist, stellt in der Regel eine Berufs-
krankheit dar (BGE 135 V 269 E. 4.2. Die Überempfindlichkeit ist eine Veränderung des 
Gesundheitszustands nach einem Kontakt mit einem schädigenden Stoff und stellt 
einen Krankheitszustand dar (Omlin, S. 54). Wenn eine solche Überempfindlichkeit aus-
schliesslich oder vorwiegend auf die Exposition zu schädigenden Stoffen am Arbeits-
platz zurückzuführen ist, dann ist sie entsprechend als Berufskrankheit anzuerkennen 
(vgl. BGE 135 V 269 E. 4.2).

944	 Siehe Armesto, Rz. 18.28 m. H. a. Hürzeler/Tamm/Biaggi, Rz. 274.
945	 Siehe EVG-Urteil 480 vom 26.6.1987 i. S. S. E. 3.
946	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 1: Einführung.
947	 BGE 129 V 177 E. 3.1.
948	 Traub, natürlicher Kausalzusammenhang, S. 480.
949	 Armesto, Rz. 18.44; Traub, natürlicher Kausalzusammenhang, S. 479.
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Das EVG und das Bundesgericht bejahten den natürlichen Kausalzusammen-
hang und verneinten das Vorliegen einer sog. Gelegenheitsursache, wenn der 
Kausalverlauf ungewöhnlich war und eine körperliche Prädisposition eine 
Rolle spielte:950
—	Ein an schwerer Diabetes leidender Industriearbeiter erlitt eine Verät-

zung am Fuss, nachdem bei der Arbeit Natronlauge in den Schuh ein-
getreten war, wobei diese Verletzung in der Folge — zusammen mit der 
Zuckerkrankheit — über eine nicht beherrschbare entzündliche Reak-
tion letztlich zur Amputation des Beins führte.951

—	In BGer-Urteil 8C_301/2007 vom 15.1.2008 entwickelte die Versicherte 
nach einem Unfall ein ängstlich-depressives Störungsbild.952 Obwohl der 
Gutachter ausführen liess, das Unfallereignis stelle nicht die «psychiat-
rische Ursache» des psychischen Geschehens dar, das sich in der Folge 
ereignete, erachtete das Bundesgericht den Unfall nicht als Gelegenheits-
ursache.953

Mit der rhetorischen Figur der sog. Gelegenheitsursache werden sozialpoli-
tische Interessen verhandelt. Um den Anforderungen der Transparenz und 
Überprüfbarkeit zu genügen, sollte die darauf basierende Entscheidung ra-
tional begründet werden, im vorliegenden Kontext somit auf arbeitsmedizi-
nischen Erkenntnissen beruhen. Wenn mit der sog. Gelegenheitsursache 
argumentiert wird, werden oftmals keine arbeitsmedizinischen Argumente 
angeführt, sondern einfach behauptet, die «eigentliche Ursache» liege nicht 
am Arbeitsplatz, sondern woanders.954 Weil angeblich eine Anspruchsflut zu 
befürchten sei, wird mit der Argumentation der sog. Gelegenheitsursache die 
Leistungspflicht begrenzt.955 Die Argumentationslinien der Berufstypik und 
der sog. Gelegenheitsursache haben die gleiche Struktur: Ist das Risiko einer 

950	 EVG-Urteil 413/05 vom 5.4.2007 E. 4.2.1 m. H. a. Kräuchi, S. 3 ff.
951	 EVG-Urteil 413/05 vom 5.4.2007 E. 4.2.1 m. H. a. Morger, Zusammentreffen verschiede-

ner Schadensursachen, S. 136 f. Wegen der Krankheit allein war keineswegs jederzeit 
mit einem solchen Geschehen zu rechnen, vielmehr hätte es einer nicht alltäglichen, 
spezifischen weiteren Teilursache bedurft, damit der verhängnisvolle Schadensver-
lauf überhaupt in Gang kam (Traub, natürlicher Kausalzusammenhang, S. 480 Fn. 4).

952	 BGer-Urteil 8C_301/2007 vom 15.1.2008 Sachverhalt und E. 5.1.2.
953	 BGer-Urteil 8C_301/2007 vom 15.1.2008 E. 5.1.2. Weil es keinerlei Anhaltspunkte für 

eine vorbestehenden psychische Störung oder Erkrankung gab, war der Unfall teil-
ursächlich für die Gesundheitsstörung (Traub, natürlicher Kausalzusammenhang, 
S. 483), weshalb der Sachverhalt adäquanzrechtlich zu prüfen war (siehe BGer-Urteil 
8C_301/2007 vom 15.1.2008 E. 5.2).

954	 Barta, S. 601 f.
955	 Barta, S. 602.
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Berufsgruppe zu erkranken nicht erheblich erhöht, verwirklicht sich angeb-
lich kein berufstypisches Risiko, weshalb die Krankheit auf ein einmaliges 
oder eben gelegentliches Ereignis zurückzuführen sei.956

Wenn die Gerichte mit der sog. Anspruchsflut argumentieren, halten sie 
es für sozialpolitisch sinnvoll, die Leistungspflicht der Unfallversicherer zu 
begrenzen, weil sie davon ausgehen, dass sich solche Ansprüche, wie der zu 
beurteilende, nicht anhand von sachlichen Kriterien operationalisieren las-
sen. Weil sich Erkrankungen, die durch psychosoziale Belastungen verursacht 
werden, operationalisieren lassen,957 ist die Befürchtung einer Anspruchsflut 
diesbezüglich nunmehr unbegründet.

Im Anschauungsbeispiel zieht das Aargauer Versicherungsgericht das 
Argument der Berufstypik in gleicher Weise heran: «Die gegenteilige Ansicht 
würde zudem gerade bei der hier in Frage stehenden Konstellation zu einer 
umfassenden Ausweitung der Versicherungsdeckung führen, was indes 
nicht dem gesetzgeberischen Willen entspricht.»958 Obwohl gemäss Art. 9 
Abs. 1 UVG i. V. m. Ziff. 2 Bst. b Anhang 1 UVV bei Infektionskrankheiten Berufs-
krankheiten generell zu vermuten sind, wenn die Versicherten Arbeiten in Spi-
tälern, Laboratorien, Versuchsanstalten und dergleichen ausgeführt haben, 
wird die Berufstypik herangezogen, um eine angeblich drohende Anspruchs-
flut zu verhindern. Die Argumentation der Berufstypik vermag aber eine ra-
tionale Begründung, die auf arbeitsmedizinischen Erkenntnissen beruht, 
nicht zu ersetzen. Gerichtsentscheide zu Berufskrankheiten können allerdings 
nur dann für Rechtssicherheit, also für eine stabile, verlässliche und voraus-
sehbare Rechtsanwendung sorgen, wenn sie rational begründet sind.959

E.	 Zwischenergebnis

Weil die übertragbaren Krankheiten nicht ins zeitliche Schema passen, wo-
nach eine Berufskrankheit die Folge einer langandauernden Exposition zu 
einer schädlichen Einwirkung ist, bilden sie eine besondere Kategorie von 
Berufskrankheiten.960 Weil in Deutschland eine Gruppentypik verlangt wird, 

956	 Morger, Berufskrankheiten, S. 121; vgl. BSK UVG-Traub, Art. 9 N 23, und VersGer 
AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.2.

957	 Siehe dazu hinten Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastun-
gen am Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 3: Unfallversicherung, Operationa-
lisieren der Erkenntnisse.

958	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.2 (Hervorhebung durch mich).
959	 Gerber, N 1077.
960	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Zeitliche Aspekte, 

Übertragbare Krankheiten.
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müssen sich die Versicherten am Arbeitsplatz einer besonderen Infektions-
gefahr aussetzen, damit die Infektionskrankheit als Berufskrankheiten an-
erkannt wird.961

In der Schweiz wird eine Berufstypik im Sinn einer Gruppentypik ge-
setzlich nicht vorausgesetzt. Obwohl bei Arbeitnehmenden, die Arbeiten 
unter anderem in Spitälern ausgeführt haben, bei Infektionskrankheiten 
eine Berufskrankheit vermutet wird (Art. 9 Abs. 1 UVG i. V. m. Ziff. 2 Bst. b An-
hang 1 UVV), schränkt das Bundesgericht den Anwendungsbereich von Art. 9 
Abs. 1 UVG — wohl im Rahmen der Adäquanzbeurteilung — mit der Voraus-
setzung der Berufstypik auf Arbeitsplätze ein, von denen typischerweise be-
stimmte Gefahren ausgehen. Begründet wird diese Einschränkung damit, 
dass bei Anerkennung angeblich eine Anspruchsflut droht, womit man sagen 
will, dass sich solche Ansprüche (noch) nicht operationalisieren lassen, wes-
halb eine Begrenzung der Leistungspflicht als sinnvoll betrachtet wird.

Die körperliche Prädisposition als berufsfremder Faktor ist rechtserheb-
lich, wenn aufgrund der Prädisposition jederzeit mit einer Beeinträchtigung 
der Gesundheit zu rechnen gewesen wäre.962 Wird der körperliche Zustand 
nicht als körperliche Prädisposition qualifiziert, ist er eine allgemeine körper-
liche Disposition, die nicht rechtserheblich ist, weshalb der berufliche Ein-
flussfaktor weiterhin kausal für eine Krankheit sein kann.963 Die rhetorische 
Figur der sog. Gelegenheitsursache wird in diesem Kontext vorgetragen, um 
ein bestimmtes Ergebnis der Adäquanzbeurteilung zu erhalten, das sich oft-
mals nicht auf rationale, auf arbeitsmedizinischem Wissen basierende Gründe 
abstützen kann.

Mit dem Berufstypik-Argument nimmt man das Ergebnis der rechtlichen 
Wertung oftmals vorweg, ohne die rationale Begründung mitzuliefern: Ob-
wohl es genau darum geht, im Einzelfall genau hinzuschauen, ob die Erkran-
kung eine berufliche Ursache hat und womöglich der Arbeitsfrieden an be-
stimmten Arbeitsplätzen bedroht ist, können mit dem Berufstypikargument die 
arbeitsmedizinischen Erkenntnisse aussen vor gelassen werden, womöglich 
um ein kostengünstiges Ergebnis für die Unfallversicherer herbeizuführen.964 

961	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Zeitliche Aspekte, 
Übertragbare Krankheiten, Infektionskrankheiten, Situation in Deutschland.

962	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Körperliche Prädis-
positionen.

963	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Körperliche Prädis-
positionen.

964	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Gelegenheitsursache.
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Die Adäquanzdiskussion soll jedoch nicht (nur) kostengünstige Ergebnisse 
herbeiführen, sondern sozialpolitische Urteile rational begründen.965

III.	 Methodologische Kritik
A.	 Wahrscheinlichkeit und Adäquanz

1.	 Generalisierende Betrachtung

Wie im vorherigen Abschnitt begründet, wird mit dem Argument der Berufs-
typik ein Kausalzusammenhang verneint, oftmals ohne sich rational mit 
den Umständen des Einzelfalls auseinanderzusetzen. Wenn die Gerichte mit 
Berufstypik argumentieren, sagen sie, dass in bestimmten Berufen gewisse 
Erkrankungen nicht versichert sind, weil diese Erkrankungen für diesen Beruf 
nicht typisch seien. Es wird deshalb nachfolgend untersucht, ob das Berufs-
typik-Argument methodologisch zulässig ist.

Es stellt sich zunächst die Frage, ob die Berufstypik als eine verdichtete 
Adäquanzbeurteilung einzuordnen ist. Eine adäquate Ursache ist bekannt-
lich jedes Ereignis, das nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge und der all-
gemeinen Lebenserfahrung als geeignet erscheint, die eingetretene Folge zu 
bewirken, so dass der Eintritt dieser Folge als durch dieses Ereignis begünstigt 
erscheint.966

Diese Definition der Adäquanz (Adäquanzformel) geht auf den Physio-
logen von Kries zurück und ist das Nebenprodukt seiner wahrscheinlich-
keitstheoretischen Studien.967 Anhand der Adäquanzformel wollte man sich 
von einer allzu starken Ausdifferenzierung lösen und allein auf die Lebens-
erfahrung abstellen.968 Dabei sind mit Lebenserfahrung die Ergebnisse sta-
tistischer Beobachtungen gemeint, die sich zu Erfahrungswissen verdichtet 
haben.969 Die Adäquanzformel zwingt zu einer generalisierenden Betrach-
tung des Einzelfalls.970

Wenn die natürliche Kausalität auf epidemiologischen Erkenntnissen be-
ruht, die eine kausale Schlussfolgerung erlauben, die sich auf ein Gesamturteil 
anhand der neun Leitlinien über den statistisch nachgewiesenen Zusammen-
hang abstützt, hat eine generalisierende Betrachtung bereits stattgefunden.971 

965	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Vorbemerkungen.
966	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Vorbemerkungen.
967	 Siehe Weitnauer, S. 326 ff.
968	 Weitnauer, S. 330.
969	 Weitnauer, S. 330.
970	 Siehe Weitnauer, S. 334 f.
971	 Siehe dazu ausführlich Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: 

Epidemiologie, Vom Zusammenhang zur Kausalität.
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Ist der natürliche Kausalzusammenhang zwischen einem Einflussfaktor und 
einer Krankheit gestützt auf dieses Gesamturteil generell zu bejahen, stellen 
sich zwei Fragen:

1.	 Gelingt der versicherten Person der Nachweis des natürlichen Kausal-
zusammenhangs?

2.	 Ist die Erkrankung aus sozialpolitischen Gründen entschädigungs
würdig?

Bei Listenkrankheiten hat der Bundesrat bereits vorentschieden, dass die 
Krankheit aus sozialpolitischen Gründen entschädigungswürdig ist. Dement-
sprechend ist nur noch zu prüfen, ab der versicherten Person der Anscheins-
beweis gelingt, ob es also wahrscheinlicher ist, dass sich der Kausalzusam-
menhang an ihrem Arbeitsplatz so zugetragen hat, wie es die epidemiologi-
schen Erkenntnisse nahelegen, oder ob die Umstände des Einzelfalls klar 
gegen eine berufliche Verursachung sprechen.

Weil die wertende Entscheidung, ob eine Krankheit aus sozialpolitischen 
Gründen entschädigungswürdig ist oder nicht, bereits gefällt wurde, bleibt 
grundsätzlich kein Raum, um den Anwendungsbereich mit dem Argument 
der Berufstypik i. S. einer verdichteten Adäquanzbeurteilung weiter zu be-
grenzen. Das Urteil ist im Rahmen der Beweiswürdigung zu fällen.

2.	 Unbestimmtheit der Generalisierung

Wenn wir das RR berechnen, betrachten wir das Verhältnis von Erkrankungs-
wahrscheinlichkeiten zwischen exponierten und nicht exponierten Personen 
einer bestimmten Population und innerhalb einer bestimmten Zeiteinheit.972 
Es gilt als wissenschaftlicher Standard, dass die Allgemeinbevölkerung als 
Bezugsgrösse der nicht exponierten Personen herangezogen wird.973

Die Bezugsgrösse hat einen entscheidenden Einfluss auf das Ergebnis der 
Studie und stellt oftmals ein Problem dar, weil die exponierten Personen in 
manchen Studien mit der nicht exponierten, in anderen mit der Allgemein-
bevölkerung verglichen werden, wobei die Allgemeinbevölkerung beruflich 
belastete Personen einschliesst.974

972	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 31; BSK UVG-Traub, Art. 9 N 38.
973	 Vgl. BGer-Urteil 8C_516/2020 vom 3.2.2021 E. 4.2.1.
974	 Siehe Hallier, S. 542 ff. In der Wissenschaft ist zudem bereits darauf hingewiesen 

worden, dass die Anwendung des Verdopplungsrisikos als Faustregel für die Feststel-
lung einer Berufskrankheit zu einer Unterschätzung der beruflichen Verursachungs-
wahrscheinlichkeit bei den chronischen Erkrankungen mit deutlichem Altersgang 
führt (Hallier, S. 542 ff. m. H. a. Seidler).
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Hinzu kommt, dass es immer schwieriger wird, starke Zusammenhänge auf 
der Basis von epidemiologischen Studien nachzuweisen, insbesondere wegen 
zu befürchtender Verwässerungseffekte: Einerseits senkt eine gute Präven-
tion die Belastungen am Arbeitsplatz, weshalb hochgefährdete Personen-
gruppen einen immer kleineren Anteil ausmachen; andererseits gleichen sich 
die Belastungen an, weil z. B. mittelstark belastete Personen unter Umständen 
als Teil der Allgemeinbevölkerung berücksichtigt werden.975

Das Argument der Berufstypik erscheint deshalb plausibel, weil sie den 
Einzelfall vermeintlich abstrahierend oder eben generalisierend betrachtet. 
Dabei haben sich in der Praxis bereits vielfältige Umschreibungen ergeben:

Man spricht von «charakteristischen beruflichen Belastungen»976 oder 
einem «hinreichend engen Bezug zum konkreten Arbeitsverhältnis»977 oder 
einem «typischen inhaltlichen Konnex zur beruflichen Tätigkeit»978. Aber 
wann genau verwirklicht sich eigentlich ein typisches Berufsrisiko? Lässt es 
sich rational begründen, wann ein Risiko typisch für einen Beruf oder eine 
Berufsgruppe ist? Und wer bestimmt die Grenzen eines Berufes oder einer 
Berufsgruppe?

Das Bundesgericht hat entschieden, dass Psycholog:innen typischerweise 
keinen Infektionskrankheiten, wie z. B. Covid- 19, ausgesetzt sind, selbst wenn 
sie in einem Spital arbeiten.979 Wenn so argumentiert wird, legen die Gerichte 
der Berufskrankheit einerseits ein monokausales, toxikologisches Kausali-
tätskonzept zugrunde: Es gibt eine Gefahrenquelle, die eine krankmachende 
Wirkung hat (z. B. Quarzstaub, Asbest etc.). Andererseits wird diese Monokau-
salität dialektisch überhöht, indem behauptet wird, alle Berufskrankheiten 
hätten eine toxikologische Essenz, ohne die Essenz mittels sachlicher Krite-
rien greifbar und nachvollziehbar zu machen.980 Eine solche absolute Essenz 
steht darüber hinaus im Widerspruch zum grundsätzlichen Verständnis, 
wonach die adäquate Kausalität relativ ist.981

Bei der Einführung der Haftung für Berufskrankheiten hatte man ein 
toxikologisches Verständnis der Berufskrankheit, weil Arbeitnehmende an 
einfach bestimmbaren Arbeitsplätzen wissenschaftlich anerkannten Giften 

975	 Siehe Hallier, S. 542 ff.
976	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 1.
977	 KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 26.
978	 VersGer AG-Urteil VBE.2022.113 vom 24. August 2022 E. 4.2 m. H. a. BSK UVG-Traub, 

Art. 9 N 34.
979	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) E. 4.7.
980	 Vgl. dazu Rüthers, Auslegung, S. 292.
981	 Siehe z. B. Meyer-Blaser, S. 83.
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ausgesetzt waren. Aber bereits im 20. Jh. musste die Unfallversicherung epi-
demiologische Modelle beiziehen, um die Silikose in den Griff zu kriegen.982 
Berufe, Tätigkeitsprofile und Arbeitsplätze sind vielfältiger geworden. Mit 
der Einführung der Generalklausel 1984 wollte man, dass alle Krankheiten 
als Berufskrankheiten anerkannt werden können, sofern eine berufliche 
Ursache nachgewiesen wird.983 Daher erscheint die dialektische Figur der 
Berufstypik mit Art. 9 UVG nicht mehr kompatibel.

Das Verständnis der Berufskrankheit hat sich schon seit Längerem ge-
wandelt, und als Berufskrankheit werden Krankheiten betrachtet, die im Ein-
zelfall ihre Ursache im Betrieb haben. Diese Ursache kann toxikologisch oder 
epidemiologisch begründet werden. Diesem Verständnis wird ein essenzialis-
tisches Verständnis von Berufskrankheiten nicht gerecht.

3.	 Berufstypik als Wertung

In der Unfallversicherung ist die Schädigung der Arbeitskraft durch die beruf-
liche Tätigkeit versichert.984 Damit wird der Zweck verfolgt, das Konflikt-
potenzial zwischen Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden zu entschärfen, 
wenn die Arbeitskraft und damit die Grundlage der Arbeitnehmenden, ihren 
Lebensunterhalt zu verdienen, ausgeht. Um dieses Konfliktpotenzial ent-
schärfen zu können, muss in jedem Einzelfall geprüft werden, ob eine Berufs-
krankheit vorliegt oder nicht.

Wenn mit Berufstypik argumentiert wird, wird der Einzelfall mit dem 
Argument, diese Krankheit sei für diesen Beruf oder diesen Arbeitsplatz nicht 
typisch, gerade nicht beurteilt. Eine Berufstypik zu verlangen, läuft ausser-
dem dem Zweck zuwider, die Berufskrankheiten den Berufsunfällen gleich-
zustellen, der mit der Einführung der Generalklausel verankert wurde:985 Die 
Berufskrankheiten sind den Berufsunfällen allerdings erst dann gleichgestellt, 
wenn die Abgrenzung von beruflichen und ausserberuflichen Ursachen ohne 
eine (abstrakte) Berufs(gruppen)typisierung ausschliesslich anhand der 
Kausalitätsbeurteilung im Einzelfall vorgenommen wird.

982	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-fachspe-
zifische Auslegung, Wandel des Kausalitätskonzepts und Historisch-systematische 
Auslegung, Zu starres Listensystem, Beispiel der Silikose.

983	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-fachspe-
zifische Auslegung, Wandel des Kausalitätskonzepts und Historisch-systematische 
Auslegung, Entwicklung eines gemischten Systems.

984	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-teleolo-
gische Auslegung.

985	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-fachspe-
zifische Auslegung, Wandel des Kausalitätskonzepts und Historisch-systematische 
Auslegung, Entwicklung eines gemischten Systems.
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Weil die Abgrenzung der betrieblichen von den nicht betrieblichen Ursachen 
ausschliesslich anhand der Kausalitätsdiskussion vorzunehmen ist, muss 
das Gericht feststellen, ob sich eine versicherte Person während der Arbeit 
einer Gefahr ausgesetzt hat, und nicht, ob eine Krankheit für eine Berufsgat-
tung typisch ist. «Entscheidend ist die berufliche Tätigkeit des Versicherten, nicht 
die Branche, welcher der Arbeitgeber zugeordnet ist», schreibt auch die Suva.986

B.	 Unzulässige Gesetzeskorrektur
1.	 Allgemeines

Die Ermittlung des Wortsinns und die normunmittelbare Auslegung haben 
ergeben, dass Art. 9 UVG alle Kausalverläufe zwischen Arbeitsplatz und 
Krankheit erfasst.987 Die Gesetzgebung hat somit vorentschieden.988 Eine Vor-
entscheidung durch die Gesetzgebung steckt den Rahmen ab und bestimmt 
den Einzelfall nicht vorher.989

Die Voraussetzung der Berufstypik begrenzt den Anwendungsbereich 
von Art. 9 UVG auf bestimmte monokausale Kausalverläufe, in denen sich ein 
berufstypisches Risiko verwirklicht hat, dessen Inhalt diffus bleibt oder oft-
mals nicht rational begründet wird.990 Das wirft die Frage auf, ob das Gericht 
berechtigt ist, den Anwendungsbereich von Art. 9 UVG anhand einer zusätz-
lichen Voraussetzung der Berufstypik einzuschränken.

Die wesentlichen Grundzüge einer Regelungsmaterie sind durch die 
Gesetzgebung zu regeln (Art. 164 BV). Sprechen eines oder mehrere Kriterien 
für die Wichtigkeit der Entscheidung, dann sollte die Gesetzgebung die Geset-
zeskorrektur vornehmen.991 Das Ergebnis ist gegen den verletzten Verfas-
sungsgehalt abzuwägen, der zur Normkorrektur ermächtigt.992

Die Wichtigkeitskriterien für eine Regelung im Gesetz heissen:993
—	Zahl der geregelten Verhaltensalternativen und Grösse des Adressat:in-

nenkreises;
—	Intensität einer Regelung für die berührten Privaten, insbesondere das 

Ausmass der Betroffenheit in Grundrechtspositionen;

986	 Suva, Unfallstatistik UVG 2022, S. 55 (Website Suva).
987	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung.
988	 Siehe Gächter, Rechtsmissbrauch, S. 404.
989	 Gächter, Rechtsmissbrauch, S. 404.
990	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Methodologische 

Kritik, Wahrscheinlichkeit und Adäquanz, Unbestimmtheit der Generalisierung.
991	 Siehe Gächter, Rechtsmissbrauch, S. 407 f.
992	 Gächter, Rechtsmissbrauch, S. 408.
993	 Siehe Gächter, Rechtsmissbrauch, S. 407.
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—	Bedeutung der Regelung für die Ausgestaltung des politischen Systems 
(Staatsorganisation, Machtverteilung);

—	Finanzielle Auswirkungen eines Entscheids für den Staat und die Privaten;
—	Akzeptierbarkeit der Regelung, d. h. Grad der Umstrittenheit der Frage;
—	Grad der Reversibilität der Entscheidung und präjudizielle Wirkung; und
—	geltendes Recht als Indiz für die vorangegangene gesetzgeberische Be-

wertung bestimmter Fragen als wichtig.

2.	 Rechtsgleichheitsüberlegungen
a)	 Einführung

Überlegungen zur Rechtsgleichheit begleiten die Berufskrankheiten seit ihrer 
rechtlichen Regulierung, weil Entschädigungen der Fabrikbesitzer und 
später Leistungen der Unfallversicherung nur bei Berufskrankheiten und 
nicht bei gewöhnlichen Krankheiten zu erbringen sind.994 Einige Aspekte 
der Rechtsgleichheit werden im Folgenden vertieft.

Obwohl jeder Mensch einzigartig ist, sind doch alle Menschen vor dem 
Gesetz gleich (Art. 8 Abs. 1 BV). Dieses fundamentale Rechtsproblem durch-
zieht die abendländische Philosophie und die Verfassungsentwicklung der 
Neuzeit wie ein roter Faden.995 Rechtsgleichheit ist eine Frage der Gerechtig-
keit.996 Nach welchem Massstab Gerechtigkeit ermittelt wird, ist freilich nicht 
leicht zu bestimmen.

Die Berufstypik als rhetorische Figur hat sich im Recht der Berufskrank-
heiten zu einem Rechtsinstitut verdichtet.997 Rechtsinstitute können die 
Rechtsgleichheit verletzen,998 wonach Gleiches nach Massgabe seiner Gleich-
heit gleich und Ungleiches nach Massgabe seiner Ungleichheit ungleich zu 
behandeln ist.999 Rechtsinstitute dürfen nicht über Gesetz und Verordnung 
stehen.1000

994	 Nach Ansicht des EVG würde eine weite Auslegung von Art. 9 Abs. 2 UVG keineswegs 
für mehr Rechtsgleichheit und Verhältnismässigkeit sorgen, weil jede Körperschädi-
gung als Berufskrankheit anerkannt werden müsste, wenn sie sich erstmals bei der 
Ausübung des Berufs zeigt, was nicht dem Normsinn von Art. 9 Abs. 2 UVG entspreche 
(EVG-Urteil 480 vom 26.6.1987 i. S. S. E. 3).

995	 OFK BV-Biaggini, Art. 8 N 5.
996	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 60 f.; OFK BV-Biaggini, Art. 8 N 5.
997	 Siehe dazu vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 1: Einführung, Methodologische Ein-

ordnung, Fachspezifisches Element.
998	 Egli, S. 75.
999	 BGE 141 I 153 E. 5.1. «[W]elch schöne Formel, nur leider nichtssagend» (OFK BV-Biaggini, 

Art. 8 N 10).
1000	 Egli, S. 76.
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Um Rechtsgleichheitskonflikte zu lösen, wird in der Regel der Normzweck 
herangezogen.1001 Das gilt für die Unfallversicherung im Besonderen.1002 
Unter Bezugnahme auf den Normzweck ist zu entscheiden, ob im Einzelfall 
differenziert werden muss oder nicht.1003 Der Zweck von Art. 9 UVG ist es, die 
Berufskrankheiten den Berufsunfällen gleichzustellen, weshalb die Abgren-
zung der betrieblichen von den nicht betrieblichen Ursachen ausschliesslich 
anhand des Kausalitätsprinzips erfolgt.1004

Wie Rechtsgleichheitskonflikte im Kontext von Art. 9 UVG zu entscheiden 
sind, wird nun anhand von zwei einschlägigen Bundesgerichtsentscheiden 
diskutiert.

b)	 Listenkrankheiten
Die Frage, ob Berufskrankheiten berufstypisch sein müssen, hat das Bundes-
gericht beantwortet, als es sich mit vorbestehenden Krankheiten auseinander-
setzte, die durch berufliche Einflüsse verschlimmert worden waren.

Gemäss Sachverhalt von BGE 108 V 158 litt die Versicherte seit 1966 an einer 
asthmoiden Bronchitis1005, die ab 1967 ärztlich behandelt wurde.1006 Am 
10. Januar 1972 nahm sie eine Stelle beim Schweizerischen Serum- und Impf-
institut an, wo sie vorwiegend mit dem Verpacken und Etikettieren von phenol
haltigen Präparaten beschäftigt war.1007 In dieser Zeit verschlechterte sich ihr 
Zustand zunehmend, indem immer häufiger Asthmaanfälle auftraten, die sich 
in der Folge intensivierten1008 und zu einer Lungeninvalidität führten.1009

Gestützt auf die Rechtsgleichheit und sozialpolitische Erwägungen kam 
das Bundesgericht zum Ergebnis, die Verschlimmerung einer vorbestehenden 
Krankheit durch einen Listenstoff sei als Berufskrankheit anzuerkennen:

«Insbesondere darf nicht übersehen werden, dass die Unfallversicherung we-
sentlich den Zweck hat, die Arbeitnehmer vor den wirtschaftlichen Folgen 
unfall- bzw. berufskrankheitsbedingter Beeinträchtigungen ihrer Erwerbs-

1001	 Schaer, Zurechnungstheorien, S. 146.
1002	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Vorbemerkungen.
1003	 Egli, S. 75 m. H. a. Gächter, Praktikabilität, S. 195.
1004	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Methodologische 

Kritik, Berufstypik als Wertung.
1005	 Eine asthmoide oder chronische Bronchitis ist eine Entzündung der Schleimhaut 

eines Teils der Atemwege (Pschyrembel online) an den meisten Tagen während min-
destens je drei Monaten in zwei aufeinander folgenden Jahren (Pschyrembel online).

1006	 BGE 108 V 158 Sachverhalt A.
1007	 BGE 108 V 158 Sachverhalt A.
1008	 BGE 108 V 158 Sachverhalt A.
1009	 BGE 108 V 158 E. 2a.
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fähigkeit zu schützen. Unter diesem Gesichtspunkt ist es unerheblich, ob 
eine bestimmte Verminderung der Erwerbsfähigkeit bei einem bisher Gesun-
den eintritt oder auf einer Verschlimmerung eines vorbestandenen Leidens 
beruht.»1010

Die Arbeitsanamnese hatte gezeigt, dass drei Fünftel der von der Versicherten 
konfektionierten Seren und Impfstoffe Phenol enthielten, das durch Glasbruch 
des Abfüllgutes entweichen konnte.1011 Solche Defekte traten jede Woche 
auf.1012 Die Versicherte war während der Arbeit unzweifelhaft einem Risiko 
ausgesetzt.1013 Es sei aufgrund der Anamnese und der klinischen Entwicklung 
überwiegend wahrscheinlich, dass bei der Arbeit das wiederholte Einatmen 
beruflicher Substanzen, eingeschlossen phenolhaltiger Düfte, die bestehende 
Invalidität wesentlich verursacht habe.1014

c)	 Generalklausel
Im Jahr 1991 bestätigte das Bundesgericht nicht nur seine Rechtsprechung zu 
den Listenkrankheiten, es weitete seine Rechtsprechung bei der Verschlim-
merung einer vorbestehenden Krankheit auf die Generalklausel von Art. 9 
Abs. 2 UVG aus:

«Denn wie die Vorinstanz richtig erkannt hat, lässt sich sachlich in der Tat kein 
vernünftiger Grund ausmachen, der eine unterschiedliche Behandlung der 
Verschlimmerung von Berufskrankheiten nach der Enumerationsmethode 
(Listenstoffe oder Listenkrankheiten) und denjenigen nach der Generalklausel 
als gerechtfertigt erscheinen liesse. […]. Zutreffend ist zwar, dass es sich bei 
der Generalklausel um einen Auffangtatbestand handelt. […]. [Bei den Listen-
krankheiten nach Anhang 1 UVV] handelt es sich um bekannte, nicht aber not-
wendigerweise auch typische Krankheitsbilder, […]. [Von der Unvollständig-
keit und Lückenhaftigkeit des Listensystems] sind nicht nur jene Krankheiten, 
die zum typischen Berufsrisiko des Betroffenen gehören, [erfasst], sondern 
auch solche, die durch die Berufsarbeit verursacht werden, aber eben nicht 
typisch sind oder zwar typisch sind, aus irgend einem Grunde aber auf der 
Liste fehlen.»1015

1010	 BGE 108 V 158 E. 1.
1011	 BGE 108 V 158 E. 2a.
1012	 BGE 108 V 158 E. 2a.
1013	 BGE 108 V 158 E. 2a.
1014	 BGE 108 V 158 E. 2a. Auf der Haut wirkt Phenol typischerweise ätzend und innerhalb des 

Körpers ist es ein starkes Gift, das zum Kollaps und zum Tod führt (Pschyrembel online).
1015	 BGE 117 V 354 E. 4c.
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Das Bundesgericht setzte sich damals eingehend mit der Entstehungsge-
schichte von Art. 9 UVG, der Rechtsprechung, der Lehre und den Argumenten 
auseinander, die für eine Berufstypik sprechen,1016 weshalb diesem Entscheid 
ein besonderes Gewicht zukommt. Die Feststellung ist richtig, dass es der 
Rechtsgleichheit widerspricht, wenn die berufsbedingte Verschlimmerung 
eines Leidens nach anderen Massstäben beurteilt wird als eine erstmalige 
Erkrankung.

d)	 Gleichheit von Mann und Frau
Bei Überlegungen zur Rechtsgleichheit von Mann und Frau gilt es, das tatsäch-
liche Verhältnis zwischen Männern und Frauen besonders im Auge zu haben 
(Art. 8 Abs. 3 BV)

In den Fachgebieten Bau, Chemie, Gase und Schweissen, Wald und Holz, 
Landwirtschaft und Führen von Flurförderzeugen arbeiteten ursprünglich 
typischerweise Männer. Für diese Bereiche bestehen zurzeit EKAS-Fachkom-
missionen.1017 Hingegen gibt es keine eigene Fachkommission für den Dienst-
leistungssektor, in dem ein grosser Anteil der Beschäftigten Frauen sind und 
psychosoziale Belastungen am häufigsten auftreten.1018 Auch die EKAS-Richt-
linien fokussieren auf körperliche Gefahren.1019 Daran ändert die letzte Revi-
sion nichts, obgleich seither psychosoziale Belastungen in die Risikoanalysen 
am Arbeitsplatz gemäss ArG einfliessen sollen.1020

Die Geschichte der Unfallversicherung zeigt, dass der Fokus der Berufs-
krankheitenprävention auf männerdominierten Industriearbeitsplätzen 
lag.1021 Die Schadenspotenziale der typisch weiblichen Arbeits- und Berufs-
risiken wurden deshalb unterschätzt, weil sie in den industriegesellschaft-
lichen, auf Männerarbeit eingestellten Aufmerksamkeitsstrukturen der Un-
fallversicherung strukturell marginalisiert waren.1022 Andere Arbeitsplätze, 
wie z. B. jene im Gesundheitswesen, vor allem in Pflegeberufen, aber auch 

1016	 BGE 117 V 354 E. 4c m. H. a. Entscheide des BGer und des EVG, Maurer, Unfallversi-
cherungsrecht, S. 222, Morger, Berufskrankheiten, S. 120 und Schlegel/Gilg, S. 15 f. 
sowie BBl 1976 III 141, S. 166.

1017	 Ob es sich um einen typischen Männerberuf handelt, darf vom Gericht nur dann an-
hand der allgemeinen Lebenserfahrung bestimmt werden, wenn es sich nicht statis-
tisch nachweisen lässt (Kommentar GlG-Steiger-Sackmann, Art. 6 N 93).

1018	 Rossbach/Löffler/Mayer-Popken/Konietzko/Dupuis, S. 7.
1019	 Danuser, S. 182.
1020	 Danuser, S. 182.
1021	 Danuser, S. 176; Lengwiler, S. 217.
1022	 Lengwiler, S. 218.
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die Büroberufe, wurden lange vernachlässigt und erst seit den 1970er- und 
1980er-Jahren breiter diskutiert.1023

Scholz-Odermatt / Zyska Cherix fanden im Jahr 2024 heraus, dass 
Frauen mit höherer Wahrscheinlichkeit psychisch erkranken, weil sie mehr 
psychosozialen Belastungen ausgesetzt sind, und nicht, weil sie weniger be-
lastbar sind.1024 Aber noch immer findet man in der Schweiz keine politischen 
Mehrheiten, um die Gefahren, die von psychosozialen Belastungen am Arbeits-
platz ausgehen, regulatorisch anzugehen.1025

Die Arbeitsbedingungen in der Pflege spitzten sich im Verlauf der letzten 
Jahrzehnte derart zu, dass die Volksinitiative «Für eine starke Pflege (Pflege-
initiative)» lanciert wurde, die unter anderem die Arbeitsbedingungen in der 
Pflege verbessern wollte.1026 Am 28. November 2021 wurde sie von Volk und 
Ständen mit einem Ja-Anteil von 61 % angenommen.1027

Im Gesundheitswesen sind Belastungen des Bewegungsapparates sowie 
psychische und emotionale Anforderungen weit verbreitet und vergleichs-
weise hoch.1028 In den Gesundheitsberufen sind steter Zeitdruck, Zeitmangel 
infolge quantitativer Überlastung und personeller Engpässe gewichtige und 
chronische psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz.1029

Die beruflichen Tätigkeiten im Dienstleitungssektor können zu gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen wie z. B. Rückenschmerzen, zu muskuloskelet-
talen oder zu psychischen Beschwerden führen, die ihre Ursache auch im Pri-
vatleben haben können, weshalb sie kaum als Berufskrankheiten anerkannt1030 
und als sog. arbeitsassoziierte Erkrankungen betrachtet werden.1031

Die Analyse der aktuellen arbeitsmedizinischen Erkenntnisse wird zei-
gen,1032 ob sich diese rechtliche Bewertung aufrechterhalten lässt. Die rheto-
rische Figur der Berufstypik lässt sich auch deshalb nicht mehr rechtfertigen, 

1023	 Lengwiler, S. 218.
1024	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 428.
1025	 Siehe hinten Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 

Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 3: Unfallversicherung, Vorbemerkungen.
1026	 Gesch.-Nr. 18.079.
1027	 BB vom 18.6.2021, BRB vom 11.4.2022 — AS 2022 240; BBl 2017 7724; BBl 2018 7653; BBl 

2021 1488; BBl 2022 894.
1028	 Seco, Ausgewählte Ergebnisse, S. 4 ff.
1029	 Hämmig, S. 19.
1030	 Thomann, Rz. 16.79.
1031	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 1: Einführung, Lehre und Rechtsprechung, 

Arbeitsassoziierte Erkrankungen.
1032	 Siehe dazu hinten ausführlich Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen 

Belastungen am Arbeitsplatz und Erkrankungen.
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weil sie vom Konzept der Monokausalität ausgeht: Das Konzept der Monokau-
salität vermag nur die männerdominierten Industriearbeitsplätze abzudecken; 
Frauen werden dadurch strukturell benachteiligt, weil die Gefahren an frauen
dominierten Arbeitsplätzen mehrheitlich epidemiologisch zu erfassen sind.

3.	 Schlussfolgerungen

Es ist richtig, dass man das Institut der Berufskrankheiten nicht so weit fassen 
wollte, dass alle Krankheiten darunterfallen, die nur teilweise durch berufliche 
Einflüsse verursacht sind.1033 Im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses wur-
den die Probleme überprüft, die mit der Verhütung von Unfällen und Berufs-
krankheiten zusammenhängen.1034 Schliesslich entschied man sich für das 
Kausalitätsprinzip ohne eine zusätzliche Voraussetzung der Berufstypik,1035 
als man die Regulierung der Berufskrankheiten letztmals revidierte.1036

Ein Gericht darf nicht unter Missachtung des Grundsatzes der Gewalten-
teilung an die Stelle der Gesetzgebung treten, indem es eine Lösung annimmt, 
die es für angemessen und rechtlich wünschenswert hält.1037 Selbst wenn 
offensichtlich sachgerechtere Lösungen als die im Gesetz enthaltene getroffen 
werden könnten, obliegt es den demokratisch legitimierten Gesetzgebungs-
organen, die Regelung sachgerechter auszugestalten.1038

Weil sämtliche Wichtigkeitskriterien berührt werden,1039 wenn man die 
zusätzliche Voraussetzung der Berufs(gruppen)typik einführen möchte, das 
Gesetz diese aber explizit nicht verlangt und auch die normunmittelbaren 
Auslegungskriterien keine solche vorsehen, stellt die Rechtsprechung zur 
Berufs(gruppen)typik eine Gesetzeskorrektur dar. Deshalb sollte es der Ge-
setzgebung überlassen werden, Berufstypik generell oder für bestimmte 
Kategorien von Berufskrankheiten zu verlangen.

1033	 BBl 1976 III 141, S. 157.
1034	 Eine grosse Zahl der Massnahmen des UVG dienen der Verhütung unter anderem von 

Berufskrankheiten (siehe BBl 1976 III 141, S. 141 und insbesondere S. 162).
1035	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung.
1036	 BBl 1976 III 141, S. 158.
1037	 BGE 118 V 171 E. 2b.
1038	 Gächter, Rechtsmissbrauch, S. 403. Der Grundsatz der Rechtssicherheit verlangt 

daher, dass die verfassungsrechtlichen Werte, die mit einer gerichtlichen Gesetzes-
korrektur geschützt werden sollen, derart offensichtlich verletzt sein müssen, «dass 
redliche Rechtsunterworfene gar nicht darauf vertrauen, einen gesetzlichen Anspruch 
zu haben» (siehe Gächter, Rechtsmissbrauch, S. 410). Die Gerichte dürften zudem 
das Prinzip der Selbstverantwortung nicht unspezifisch anrufen, um das Gesetz aus-
zuhebeln (siehe Gächter, Selbstverantwortung, S. 706).

1039	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Methodologische 
Kritik, Unzulässige Gesetzeskorrektur, Allgemeines.
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Weil die Berufskrankheit ein Rechtsinstitut von enormer Tragweite ist, muss 
die Gesetzgebung entscheiden, welche Krankheiten, die durch Ausübung be-
stimmter Berufe (mit-)verursacht sein können, sie für sozialpolitisch nicht 
entschädigungswürdig hält. Es ist sozialversicherungsrechtlich unredlich, 
diesen Entscheid über das diffuse Argument der Berufstypik zu verschleiern.

Wenn für die Anerkennung einer Berufskrankheit eine Berufstypik vor-
ausgesetzt werden soll, dann sollte diese zusätzliche Voraussetzung im Gesetz 
verankert werden, um den rechtsstaatlichen Anforderungen von Art. 164 BV 
zu genügen.

IV.	 Einordnung von BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024  
(zur Publikation vorgesehen)

Im vorangegangenen Abschnitt wurde begründet, weshalb die Abgrenzung 
der betrieblichen von den nicht betrieblichen Ursachen ausschliesslich an-
hand der Kausalitätsdiskussion vorgenommen werden darf.1040 Die natürli-
che Kausalität ist gemäss Art. 9 Abs. 1 UVG i. V. m. Ziff. 2 Bst. b Anhang 1 UVV 
zu vermuten, wenn Spitalangestellte eine Infektionskrankheit einfangen. In 
unserem Vertiefungsbeispiel muss daher die Frage lauten, ob es überwiegend 
wahrscheinlich war, dass sich die Psychologin an ihrem Arbeitsplatz ange-
steckt hat, und nicht, ob das eine typische Folge ihrer Tätigkeit ist.

Bei korrekter Fragestellung wäre die Abgrenzung bei grossräumiger 
Schadstoffbelastung zu problematisieren gewesen,1041 ob die pandemiebe-
dingte Verbreitung von Covid-19 in der Gesamtbevölkerung dazu führt, dass die 
natürliche Vermutung nach Art. 9 Abs. 1 UVG i. V. m. Ziff. 2 Bst. b Anhang 1 UVV 
erschüttert wird. Dieser Auseinandersetzung entzieht sich das Bundesgericht, 
wenn es zusätzlich voraussetzt, dass die Krankheit berufstypisch sein muss.

Gemäss Anhang 1 UVV gelten Infektionskrankheiten bei u. a. «Arbeiten 
in Spitälern» als Berufskrankheiten. Weil von Arbeiten «in Laboratorien» und 
nicht von «Laborarbeiten» die Rede ist, fallen nach Schaetti alle Versicherten 
darunter, die dort beruflich zu tun haben.1042 Gehring/Kieser schliessen 
ebenfalls alle in einer Institution beschäftigten Personen mit ein, weil hier 
die Gefahren in der Institution bestehen und alle geschützt sein sollen, die in 
dieser Institution Arbeiten verrichten.1043 Es ist grundsätzlich bei sämtlichen 

1040	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Methodologische 
Kritik.

1041	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 35; KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 26.
1042	 Schaetti, Berufskrankheiten, S. 17 Fn. 3.
1043	 Gehring/Kieser, S. 147.

145 Kapitel 3:  Begrenzungsfunktion

https://perma.cc/G84U-SX8B
https://perma.cc/N3VX-SRMG
https://perma.cc/5NJD-VSWB
https://perma.cc/V5GK-P8EN
https://perma.cc/5NJD-VSWB
https://perma.cc/V5GK-P8EN


Angestellten eines Spitals zu vermuten, dass ihre Infektionskrankheit be-
trieblich verursacht worden ist.1044 Unter Umständen wird die Vermutung 
im Einzelfall umgestossen, wenn Ereignisse im Privatleben klar gegen eine 
berufliche Verursachung sprechen.1045

Mit dem UVG von 1984 wollte man das starre Listensystem mit dem Global-
system kombinieren, auch um auf neue Gefahren am Arbeitsplatz reagieren 
zu können: Wenn nur Krankheiten versichert wären, für die die Arbeitgeben-
den Prämien bezahlt haben, müsste immer zuerst die Liste der Berufskrank-
heiten angepasst werden, bevor eine Krankheit als Berufskrankheit anerkannt 
werden könnte. Mit dem UVG von 1984 setzte man aber die ILO-Empfehlung 
Nr. 121 um und ergänzte das Listensystem mit der Generalklausel, die eine 
Anerkennung im Einzelfall vorsieht, sofern der berufsbedingte Ursprung 
der Krankheit nachgewiesen wird. Es ist aus diesem Grund unzulässig zu 
argumentieren, das risikobasierte Prämiensystem sehe es nicht vor, die Ver-
sicherungsdeckung auszuweiten. Vielmehr konnte die historische Auslegung 
aufzeigen, dass sich das Verständnis der Berufskrankheiten stetig erweitert 
hat und nicht nur monokausale, sondern auch epidemiologische Konzepte 
mitumfasst.

Der Sachverhalt von BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publi-
kation vorgesehen) sprach nicht klar gegen eine betriebliche Verursachung, 
weshalb eine betriebliche Verursachung m. E. zu vermuten gewesen wäre.

V.	 Zwischenfazit

Die historische Auslegung hat gezeigt, dass die Unfallversicherung mit der 
Berufskrankheit betriebliche Risiken versichert, die seit jeher politisch um-
stritten und sozial bedeutsam sind.1046 Die korporatistische Struktur einer-
seits und die Einbindung der berufsständischen Interessen im Leitungsgre-
mium andererseits erlaubten es der Suva, Konflikte über die Versicherungs-
deckung sozialpolitisch auszuhandeln.1047 Die arbeitsmedizinische Abteilung 
der Suva muss auch heute ihrer sozialpolitischen Verantwortung gerecht wer-
den können. Dazu gehört, dass sie — auf der Grundlage aktueller arbeitsmedi-
zinischer Erkenntnisse — Erfahrungen mit den Gefahren an den modernen 

1044	 In der Regel halten sich die Gerichte bei der Überprüfung von Listen stark zurück, 
selbst wenn gelegentlich begründete Zweifel an deren Zusammensetzung bestehen 
(BGE 124 V 185 E. 6).

1045	 BGer-Urteil 8C_582/2022 vom 12.7.2024 (zur Publikation vorgesehen) E. 4.3 m. H. a. BGE 
126 V 183 E. 4a.

1046	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung.
1047	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-fachspe-

zifische Auslegung.
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Arbeitsplatz sammeln kann, ohne dabei auf ein monokausales Verständnis 
von Kausalität beschränkt zu sein.

Bei der Einführung des Listensystems war man sich bewusst, dass die 
Listen stets lückenhaft bleiben werden.1048 Bereits unter dem KUVG von 1911 
gewährte man dem Verwaltungsrat der Suva eine Beschlussbefugnis, um frei-
willige Leistungen zu erbringen, wenn eine andere Krankheit auf betriebli-
che Ursachen zurückzuführen war.1049 Der Anwendungsbereich der Berufs-
krankheit wurde erweitert und war fortan dynamisch, damit man den neuen 
Gefahren an den Arbeitsplätzen begegnen konnte: Dieses dynamische Ele-
ment ist für das heutige Verständnis von Berufskrankheiten zentral, denn es 
erweitert das toxikologische Kausalitätsverständnis, insbesondere um das 
probabilistische Kausalitätsverständnis.1050

Die Unfallversicherung muss auf alle, auch neue Gefahren an den Arbeits-
plätzen reagieren können. Das Schweizer Berufskrankheitenrecht hat das 
Listensystem mit dem Globalsystem kombiniert, weshalb alle Krankheiten als 
Berufskrankheiten anerkannt werden können, sofern der Nachweis der beruf-
lichen Verursachung gelingt. Somit kann nicht relevant sein, ob eine Erkran-
kung für eine Berufsgruppe typisch ist oder nicht. Vielmehr muss beurteilt 
werden, ob die Arbeitskraft der versicherten Person durch die berufliche 
Tätigkeit geschädigt wurde. Weil die Arbeitnehmenden mit der Arbeitskraft 
ihren Lebensunterhalt verdienen, besteht ein enormes Konfliktpotenzial, 
wenn die Arbeitskraft durch die berufliche Tätigkeit geschädigt wird. Mit der 
Überführung der Berufskrankheit in die Unfallversicherung löste man dieses 
Konfliktpotenzial aus dem Arbeitsverhältnis heraus.1051

Die Voraussetzung der Berufstypik kann sich weder auf den Wortlaut von 
Art. 9 Abs. 1 und Abs. 2 UVG noch auf andere normunmittelbare Auslegungs-
kriterien stützen.1052 Weil die Berufstypik in Art. 9 UVG nicht als Anspruchs-
voraussetzung vorgesehen ist, korrigieren die Gerichte das Gesetz eigenmäch-
tig, wenn sie diese für die Anerkennung einer Berufskrankheit verlangen.1053 

1048	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-systema-
tische Auslegung, Zu starres Listensystem, Vorbemerkungen.

1049	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-systema-
tische Auslegung, Zu starres Listensystem, Vorbemerkungen.

1050	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-fachspe-
zifische Auslegung, Wandel des Kausalitätskonzepts und Historisch-systematische 
Auslegung, Zu starres Listensystem, Beispiel der Silikose.

1051	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-teleolo-
gische Auslegung.

1052	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung.
1053	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Methodologische 

Kritik, Wahrscheinlichkeit und Adäquanz, Unzulässige Gesetzeskorrektur.
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Weil Berufskrankheiten insbesondere sozialpolitisch umstritten sind und er-
hebliche finanzielle Auswirkungen haben, muss es der Gesetzgebung über-
lassen werden, eine Berufs(gruppen)typik als zusätzliche Voraussetzung im 
Gesetz zu verankern.1054

Ob eine Berufskrankheit vorliegt, ist ausschliesslich anhand des Kausa-
litätsprinzips zu bestimmen:1055

1.	 Gelingt den versicherten Personen der Nachweis des natürlichen Kausal-
zusammenhangs?

2.	 Ist die Erkrankung aus sozialpolitischen Gründen entschädigungswürdig?

Die Frage, ob ein natürlicher Kausalzusammenhang vorliegt, gliedert sich in 
zwei Unterfragen; erstens, ob die Arbeitsmedizin von einer generellen Kau-
salität hinsichtlich eines beruflichen Einflusses ausgeht, und zweitens, ob es 
der erkrankten Person gelingt, sich auf die natürliche Vermutung zu berufen. 
Die zweite Frage kann durch die Verordnungsgebung vorentschieden sein, 
wenn es sich um Listenkrankheiten nach Art. 9 Abs. 1 UVG handelt.1056

Wenn man die Frage nach den sozialpolitischen Gründen mit einer Be-
rufsgruppentypik beantwortet, vereitelt man den Zweck von Art. 9 UVG, der 
die Schädigung der Arbeitskraft durch die berufliche Tätigkeit versichert. Die 
Berufskrankheiten sind den Berufsunfällen gleichgestellt, weshalb die Ab-
grenzung der betrieblichen von den nicht betrieblichen ausschliesslich an-
hand des Kausalitätsprinzips erfolgen darf. Weil das Argument der Berufstypik 
essenzialistisch ist, schliesst es einerseits nur das Monokausalitätsverständnis 
ein und ist andererseits diffus, weil es insbesondere toxikologische Zusam-
menhänge zu einer allen Berufskrankheiten innewohnenden Essenz über-
höht.1057 Das läuft dem Zweck von Art. 9 UVG zuwider, der auch das epidemio-
logische Kausalitätsverständnis mitumfasst.

1054	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Methodologische 
Kritik, Wahrscheinlichkeit und Adäquanz, Unzulässige Gesetzeskorrektur.

1055	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Methodologische 
Kritik, Wahrscheinlichkeit und Adäquanz, Generalisierende Betrachtung.

1056	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-systema-
tische Auslegung, Erstellung der Liste, Begründung neuer Berufskrankheiten in der 
Schweiz, Inhalt.

1057	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Methodologische 
Kritik, Wahrscheinlichkeit und Adäquanz, Unbestimmtheit der Generalisierung.
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Teil 4:  �Kausalzusammenhang 
zwischen psychosozialen 
Belastungen am Arbeits-
platz und Erkrankungen

Kapitel 1:  Allgemeines
Diese Untersuchung widmet sich dem Kausalzusammenhang zwischen psy-
chosozialen Belastungen am Arbeitsplatz und Erkrankungen. Der Fokus liegt 
dabei auf dem Recht der Berufskrankheiten (Art. 9 UVG) und der Haftpflicht 
der Arbeitgebenden (Art. 328 i. V. m. Art. 97 Abs. 1 OR). Ein Kausalzusammen-
hang ist zwingende Voraussetzung, um einen Leistungsanspruch bei der Un-
fallversicherung oder einen Haftpflichtanspruch bei der Arbeitgeberin gel-
tend machen zu können. Damit das Gericht im Einzelfall entscheiden kann, 
wird oftmals arbeitsmedizinisches Fachwissen benötigt.

Die/der Arbeitsmediziner:in untersucht Arbeitnehmende, begutachtet 
Arbeitsplätze und analysiert dabei die Wechselbeziehungen zwischen An-
forderungen, Bedingungen und Organisation der Arbeit einerseits sowie dem 
Menschen, seiner Gesundheit sowie seiner Arbeits- und Beschäftigungsfähig-
keit andererseits.1058

Die kognitive und emotionale Beanspruchung und Belastbarkeit sind für 
die Arbeitsmedizin zunehmend bedeutsam geworden.1059 Allerdings ist es wis-
senschaftlich herausfordernd, die relevanten Schädigungs- und Schutzmecha-
nismen zu identifizieren, weil es sich nicht mehr um vergleichsweise banale 
(monokausale) toxikologische Ursache-Wirkung-Beziehungen handelt.1060

Weil auswertbare Daten dazu fehlen, konnte nicht untersucht werden, ob 
und welche Anerkennungen nach Art. 9 Abs. 2 UVG sich auf eine epidemio-
logische Grundlage stützten. Kieser/Gehring/Bollinger wollen es nicht 
zulassen, den Nachweis der Kausalität in Anwendung von Art. 9 Abs. 2 UVG 
epidemiologisch zu erbringen, und verlangen einen Nachweis im Einzelfall, 
mit folgender Argumentation: Wäre die Kausalität epidemiologisch bereits 

1058	 Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 2.
1059	 Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 7.
1060	 Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 7.
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hinreichend erstellt, würde die Krankheit bereits auf der Liste der Berufs-
krankheiten sein.1061 Allerdings werden hier zwei wichtige Elemente ausge-
blendet:

1.	 Zwischen dem Zeitpunkt, in dem arbeitsmedizinische Erkenntnisse 
generiert worden sind, und dem Zeitpunkt der Anpassung von Anhang 1 
UVV kann viel Zeit vergehen.

2.	 Bei jeder Berufskrankheit spielen die generelle Kausalität (epidemiolo-
gische Erkenntnisse) und die individuelle Kausalität (Nachweis im Einzel-
fall, der vermutet werden kann) zusammen.

Weil man bei multifaktoriell bedingten Krankheitsbildern auf epidemiologi-
sche Erkenntnisse angewiesen ist, um die Kausalität zu beurteilen,1062 ist die 
Ansicht von Kieser/Gehring/Bollinger abzulehnen. Andernfalls wäre die 
Anerkennung von bestimmten Krankheiten von vornherein ausgeschlossen, was 
dem Zweck von Art. 9 Abs. 2 UVG als Generalklausel geradezu widerspricht.

Bei komplexen Kausalzusammenhängen hilft die beschreibende For-
schung oftmals nicht weiter, weshalb die Arbeitsmedizin epidemiologische 
Methoden anwendet, um den Wirkmechanismus von gesundheitsgefährli-
chen Einwirkungen zu erkennen.1063 Solche komplexen Kausalzusammen-
hängen haben sich mangels Daten lange nicht berechnen lassen.1064 Das hat 
sich mittlerweile geändert. Es sind arbeitsmedizinische Modelle entwickelt 
worden, mit denen psychosoziale Belastungen, die das Risiko einer Erkran-
kung erhöhen, identifiziert werden können.1065 Wie sich die aktuellen Ergeb-
nisse juristisch einordnen lassen, wird im nächsten Kapitel dargestellt.

Kapitel 2:  Aktuelle epidemiologische Erkenntnisse
I.	 Einführung

Seidler/Schubert u. a. veröffentlichten im Jahr 2022 die Ergebnisse eines 
systematischen Reviews mit Metaanalysen, in der sie die Exposition-Risiko-
Beziehung zwischen psychosozialen beruflichen Belastungen und psychischen 

1061	 OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 6 m. H. a. BGE 126 V 183 E. 4c.
1062	 Jost Marcel / Pletscher Claudia, Suva-Factsheet, Berufskrankheiten, Version März 

2013, S. 2, bestätigt in BGer-Urteil U 293/99 vom 11.5.2000.
1063	 Fuchs/Iwer/Micali, S. 18; Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungs

perspektiven, S. 7 f.
1064	 Lengwiler, S. 367.
1065	 Fuchs/Iwer/Micali, S. 18.
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Erkrankungen untersuchten.1066 Die Suva hatte Seidler/Schubert u. a. mit 
dieser Untersuchung beauftragt. Die Suva ist bestrebt, die Gefahren, die von 
psychosozialen Belastungen am Arbeitsplatz ausgehen, zu verstehen.

Seidler/Schubert u. a. untersuchten folgende psychosozialen Einfluss-
faktoren: hohe Arbeitsanforderungen kombiniert mit geringem Tätigkeits-
spielraum («Job Strain»); Gratifikationskrisen1067; die Kombination aus hoher 
Verausgabung bei geringer Belohnung («Effort-Reward-Imbalance»); fehlende 
soziale Unterstützung; Mobbing; negatives Arbeitsklima; Konflikte am Arbeits-
platz; Arbeitsplatzunsicherheit; organisationale Ungerechtigkeit; geringer 
Ermessensspielraum; lange Arbeitszeiten; Schicht- und Nachtarbeit; Gewalt-
erfahrung und sexuelle Belästigung (zusammengefasst: «Exposition»).1068

Scholz-Odermatt / Zyska Cherix veröffentlichten im Jahr 2024 einen 
Beitrag zu Work-Related Mental Health Problems in Switzerland.1069 Scholz-
Odermatt ist von der Statistikabteilung und Zyska Cherix von der Abteilung 
für Arbeitsmedizin der Suva.1070 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix machten 
eine Sekundäranalyse von Daten, die mit der Schweizer Gesundheitsbefragung 
von 2012 und 2017 erhoben wurden.1071 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix 
untersuchten sechs Outcome-Variablen, die stellvertretend für psychische 
Erkrankungen standen.1072

Scholz-Odermatt / Zyska Cherix definierten folgende psychosozia-
len Risikofaktoren: störende Unterbrechungen; Arbeit, die mit dem Fami-
lienleben kollidiert; Stress; Zwang, Emotionen zu unterdrücken; Angst bei 
der Arbeit; keine Möglichkeit, alle Fähigkeiten einzusetzen; keine Hilfe und 
Unterstützung von Kollegen; das Gefühl, dass die Arbeit keinen Sinn hat; 
keine angemessene Anerkennung der Arbeit; keine Ressourcen, um gute 
Arbeit zu leisten; schmerzhafte oder ermüdende Körperhaltungen; sich wie-
derholende Hand- oder Armbewegungen; passives Rauchen und jede Form 
von Diskriminierung oder Gewalt.1073

1066	 Seidler/Schubert u. a.
1067	 Erwartungsenttäuschungen rufen bei Arbeitnehmenden nicht nur negative Emotio-

nen der Verärgerung und Frustration hervor, sondern aktivieren eine Stressreaktion, 
die bei fortgesetzter Fehlregulation zu einer Depression führt (Siegrist, Überforde-
rung in der Arbeitswelt, S. 217).

1068	 Seidler/Schubert u. a., S. 709.
1069	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 422.
1070	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix.
1071	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 422.
1072	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 427.
1073	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 427.
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II.	 Neue Erkenntnisse der    Exposition-Risiko-Forschung zu 
 psychosozialen Belastungen am Arbeitsplatz

A.	 Epidemiologische Gesamtbeurteilung1074

1.	 Zeitliche Beziehung

Seidler/Schubert u. a. analysierten Kohorten-Studien1075, Fall-Kohorten-
Studien und Fall-Kontroll-Studien sowie Mortalitätsstudien mit einer Follow-
up-Zeit von mehr als einem Jahr, Querschnittsstudien, Fallserien und Einzel-
fall-Studien wurden ausgeschlossen.1076 Seidler/Schubert u. a. haben Längs-
schnittstudien, die ihrerseits Inzidenzen enthalten, in ihre Untersuchung auf-
genommen, was eine zulässige Grundlage ist, um das RR zu berechnen,1077 
denn damit lässt sich ermitteln, wer in dieser Zeit neu erkrankt ist.

Scholz-Odermatt / Zyska Cherix untersuchten die Ergebnisdaten der 
Schweizer Gesundheitsbefragung, die mittels standardisierter diagnosti-
scher Fragebögen ermittelt wurden, die Goldstandard sind und einen wesent-
lichen Teil des Depressionsspektrums abdecken.1078 In der Untersuchung von 
Scholz-Odermatt / Zyska Cherix wurden somit keine Längsschnittdaten 
analysiert, weshalb nicht erhoben wurde, wie lange eine Person exponiert 
war und wann eine psychische Erkrankung auftrat.1079 Es wäre wichtig zu 
wissen, ob eine Person bereits einmal eine psychische Erkrankung hatte, um 
beurteilen zu können, ob die Erkrankung erneut auftrat und welche Rolle 
dabei der Arbeitsplatz spielte.1080

Scholz-Odermatt / Zyska Cherix untersuchten die in der Schweiz ob-
ligatorisch versicherte Bevölkerung.1081 Die Untersuchung basierte auf der 
Schweizer Gesundheitsbefragung, mit der Prävalenzen erhoben werden; weil 

1074	 Siehe dazu vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: 
Epidemiologie, Vom Zusammenhang zur Kausalität, Kausale Schlussfolgerung.

1075	 Kohorten- oder Längsschnittstudien erfassen die Exposition und deren Kovariablen 
vor Eintritt der Erkrankung (Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 5). Sie gelten in der 
arbeitsmedizinischen Forschung als Goldstandard (Siegrist, Überforderung in der 
Arbeitswelt, S. 219).

1076	 Seidler/Schubert u. a., S. 710.
1077	 Siehe dazu vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: 

Epidemiologie, Darstellung von Risiken, Relatives , Allgemeines.
1078	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 423.
1079	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 429.
1080	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 429.
1081	 Es wurden nur Arbeitnehmende von Unternehmen mit Sitz in der Schweiz ausge-

wählt und die Selbständigerwerbenden sowie die Personen im Rentenalter (65 Jahre 
und älter) wurden von der Untersuchung ausgeschlossen (vgl. Scholz-Odermatt /
Zyska Cherix, S. 422).
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also keine Inzidenzen ermittelt wurden, liess sich nicht das RR, sondern das 
Odds Ratio berechnen.1082 Das Odds Ratio ist ein guter Schätzer für das RR, 
insbesondere wenn die untersuchte Krankheit in der untersuchten Popula-
tion nicht häufig auftritt.1083

2.	 Stärke des Zusammenhangs

Systematische Übersichtsarbeiten, wie die von Seidler/Schubert u. a. er-
stellte, ermöglichen es, Forschungsergebnisse aus verschiedenen Einzelstu-
dien zusammenzufassen und zu bewerten.1084 Die relevanten Informationen 
werden systematisch aus den einbezogenen Publikationen herausgefiltert.1085 
Metaanalysen erlauben es zudem, die Effektschätzer zu poolen.1086

Für den Zusammenhang zwischen hohem Job Strain und Depression 
wurde ein gepooltes RR von 1,99 ermittelt, bei einem 95 %-Konfidenzintervall 
von 1,68–2,35.1087 Das wahre RR also liegt mit 95-%iger Wahrscheinlichkeit 
zwischen 1,68 und 2,35:
—	Bei einem RR von 1,99 ist von einem starken Zusammenhang auszugehen.
—	Das 95 %-Konfidenzintervall ist relativ schmal, weil der wahre Wert inner-

halb eines Intervalls von +/– 16–18 % des RR = 1,99 liegt. Weil das 95-%-Kon-
fidenzintervall relativ schmal ist, kann davon ausgegangen werden, dass 
das RR präzise und zuverlässig ist.

—	Weil das Konfidenzintervall den Wert RR = 1,0 nicht enthält, ist davon 
auszugehen, dass sich Job Strain jedenfalls risikoerhöhend ausgewirkt 
hat,1088 weshalb der Zufall als Ursache ausgeschlossen werden kann.

Systematische Übersichtsarbeiten haben den Vorteil, dass auch Erkenntnisse 
gewonnen werden können, wenn die Datenlage inkonsistent ist.1089 Allerdings 
muss man darauf achten, dass die Qualität der Untersuchung erhalten bleibt, 
was anhand von strengen Ein- und Ausschlusskriterien erreicht wird.1090 

1082	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 422.
1083	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-

miologie, Darstellung von Risiken, Odds Ratio.
1084	 Ressing/Blettner/Klug, S. 456.
1085	 Ressing/Blettner/Klug, S. 457.
1086	 Ressing/Blettner/Klug, S. 456.
1087	 Seidler/Schubert u. a., S. 709.
1088	 Vgl. Samuelsson, S. 122.
1089	 Ressing/Blettner/Klug, S. 457. Im Übrigen gilt dasselbe für Metaanalysen, wobei 

diese zusätzlich die Berechnung von gepoolten Effektschätzern erlauben (Ressing/
Blettner/Klug, S. 456).

1090	 Ressing/Blettner/Klug, S. 457.
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Anhand von Ein- und Ausschlusskriterien werden die einzelnen Studien einer 
Bewertung unterzogen, indem man diejenigen Studien von der Untersuchung 
ausschliesst, die den Kriterien nicht entsprechen.1091

Es erfüllte nur eine verhältnismässig geringe Zahl von Studien die relativ 
strengen Einschlusskriterien von Seidler/Schubert u. a.1092 Es fanden sich 
dabei keine Hinweise auf systematische Verzerrungen in den Studien.1093 Ein-
schlusskriterien beinhalten immer einen Trade-off: Je strenger die Einschluss-
kriterien, desto geringer die Zahl der Studien, die in die Untersuchung auf-
genommen werden, was sich auf die Schlussfolgerungen auswirkt:1094
—	Strenge Einschlusskriterien erhöhen die methodische Qualität, was Ver-

zerrungen reduziert und die Aussagekraft stärkt.
—	Eine kleine Zahl von Studien erhöht die Gefahr, dass relevante Ereignisse 

nicht berücksichtigt sind.
—	Eine kleine Zahl von Studien reduziert die Verallgemeinerbarkeit.

Eine sehr hohe Studienqualität — gleichbedeutend mit einem sehr geringen 
Risiko von Verzerrungen — konnte keiner Studie zuerkannt werden.1095

Im Gastgewerbe sowie im Gesundheitswesen stellten Scholz-Odermatt /
Zyska Cherix eine hohe Exposition zu psychosozialen Belastungsfaktoren 
fest.1096 Jeder zwanzigste Arbeitsplatz wurde mit einem Odds Ratio von grös-
ser als 4,0 als Hochrisikoarbeitsplatz eingestuft.1097 Scholz-Odermatt /
Zyska Cherix ermittelten ein Odds Ratio von 2,17 im Gastgewerbe (Hotel- und 
Restaurantgewerbe), wobei Stress der wichtigste Risikofaktor war, gefolgt 
von repetitiven Bewegungen und erzwungenen Körperhaltungen, dem Ver-
bergen von Gefühlen und dem Konflikt zwischen Arbeit und Familienle-
ben.1098 Die Stichprobegrösse ist eine Stärke der Untersuchung von Scholz-
Odermatt / Zyska Cherix.1099

1091	 Ressing/Blettner/Klug, S. 457.
1092	 Seidler/Schubert u. a., S. 714.
1093	 Seidler/Schubert u. a., S. 713.
1094	 Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 396 ff.
1095	 Seidler/Schubert u. a., S. 714.
1096	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 421; vgl. auch Handerer/Thom/Jacobi, S. 178, 

die im Gesundheitswesen in Deutschland häufige Arbeitsunfähigkeiten wegen Depres-
sionen festgestellt haben.

1097	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 421.
1098	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 429.
1099	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 429.
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3.	 Dosis-Wirkung-Beziehung

Experimentelle und klinische Daten können statistische Befunde untermau-
ern.1100 Es wäre ethisch nicht vertretbar, Menschen nach dem Zufallsprinzip 
psychosozialen Belastungen auszusetzen, um die Dosis-Wirkung Beziehung 
zu untersuchen.1101 Wenn Kausalität durch epidemiologische Erkenntnisse 
wissenschaftlich belegt ist, sollte man darauf verzichten, die krankmachen-
den oder gar tödlichen Dosen im Einzelfall nachweisen zu wollen.1102 Auch die 
Toxikologie stützt sich auf epidemiologische Modelle, wenn der Wirkungs-
mechanismus des Giftes (noch) nicht in allen Einzelheiten geklärt ist.1103

Für die Depression gibt es kein Störungsmodell, das deren Entstehung 
und Verlauf erklären könnte.1104 Weil Ätiologie und Pathogenese der Depres-
sion (noch) nicht restlos geklärt sind, gehört sie zu den multifaktoriell beding-
ten Krankheiten.1105 Bei multifaktoriell bedingten Erkrankungen ist man 
deshalb auf die Epidemiologie angewiesen, um die Kausalität beurteilen zu 
können.1106 Allerdings stellten Scholz-Odermatt / Zyska Cherix ähnliche 
Wirkmuster hinsichtlich verschiedener psychosozialer Belastungen fest,1107 
was darauf hindeutet, dass zwischen psychosozialen Belastungen und psychi-
schen Erkrankungen ein gemeinsamer Wirkmechanismus zugrunde liegt.

Seidler/Schubert u. a. teilten ihre Ergebnisse allerdings in Gruppen 
auf: Die Ergebnisse zeigten, dass «high strain»-Tätigkeiten im Vergleich zu «low 
strain»-Tätigkeiten mit einem um 73 % erhöhten Depressionsrisiko verbunden 
sind (RR = 1,731108).1109 Als Seidler/Schubert u. a. unterschiedliche Verlaufs-
entwicklungen des Job Strain betrachteten, war ein fortwährend hoher Job 

1100	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 221.
1101	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-

miologie, Kausale Schlussfolgerung, Einführung.
1102	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-

miologie, Kausale Schlussfolgerung, Leitlinien zur Beurteilung, ob ein beobachteter 
Zusammenhang kausal ist.

1103	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epide-
miologie, Kausale Schlussfolgerung, Leitlinien zur Beurteilung, ob ein beobachteter 
Zusammenhang kausal ist.

1104	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 161.
1105	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 163.
1106	 Jost Marcel / Pletscher Claudia, Suva-Factsheet, Berufskrankheiten, Version März 

2013, S. 2, bestätigt in BGer-Urteil U 293/99 vom 11.5.2000. Siehe auch Groth, S. 72.
1107	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 427.
1108	 95 %-Konfidenzintervall: 1,32; 2,27.
1109	 Seidler/Schubert u. a., S. 710 f.
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Strain mit dem höchsten RR verbunden (RR = 2,731110).1111 Kurzum: Je länger 
und intensiver der Job Strain, desto höher ist das Risiko, an einer Depressio-
nen zu erkranken. Das legt nahe, dass die Dauer der Exposition zu psycho-
sozialen Belastungen bei der Entstehung von psychischen Erkrankungen wie 
Depressionen eine Rolle spielt. Die Daten deuten zumindest auf eine Dosis-
Wirkung-Beziehung hin.1112

4.	 Replikation der Ergebnisse

Madsen u. a. konnten im Jahr 2017 einen starken Zusammenhang zwischen 
psychosozialen Belastungen und Depressionen nachweisen: Madsen u. a ana-
lysierten sechs veröffentlichte Studien mit insgesamt 27’461 Personen und 
914 Fällen von klinischer Depression.1113 Madsen u. a. ermittelten für Job Strain 
ein erhöhtes RR von 1,771114, an einer klinischen Depression zu erkranken.1115 
Bei einem RR von 1,77 ist von einem mittleren bis starken Zusammenhang (RR = 
1,5–2,0) auszugehen. Der Zufall als Ursache konnte ausgeschlossen werden.

Um dem sog. Publication Bias entgegenzuwirken, bei dem man davon 
ausgeht, dass Studien nur veröffentlicht werden, wenn sie relevante Ergeb-
nisse ermittelt haben, was bei systematischen Übersichtsarbeiten zu Verzer-
rungen führen kann,1116 zogen Madsen a. u. unveröffentlichte Datensätze bei 
und ermittelten ein erhöhtes RR von 1,271117.1118 Bei einem RR von 1,27 ist von 
einem schwachen bis mittleren Zusammenhang (RR = 1,2–1,5) auszugehen. 
Der Zufall als Ursache können aber ebenfalls ausgeschlossen werden.

5.	 Biologische Plausibilität

Es liegen umfangreiche Erkenntnisse zur neurobiologischen Fehlsteuerung 
vor, die durch chronischen Stress begünstigt wird: Das Cortisol ist eines der 
Hormone, das durch vermehrte Bildung zu dieser Fehlregulation beiträgt.1119 
Ein verändertes Ausschüttungsmuster beeinflusst nicht nur die emotionale 
Befindlichkeit, sondern trägt auch zur Schwächung der Immunabwehr und 

1110	 95 %-Konfidenzintervall: 1,96; 3,80.
1111	 Seidler/Schubert u. a., S. 711.
1112	 Seidler/Schubert u. a., S. 711.
1113	 Madsen u. a., S. 1342.
1114	 95-%-Konfidenzintervall: 1,47; 2,13.
1115	 Madsen unter anderem, S. 1342.
1116	 Vgl. Celentano/Szklo, Gordis Epidemiology, S. 399.
1117	 95-%-Konfidenzintervall: 1,04; 1,55.
1118	 Madsen unter anderem, S. 1342.
1119	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 221.
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zur Erhöhung der körpereigenen Entzündungsaktivität bei.1120 Studien bele-
gen, dass Personen mit psychosozialen Belastungen am Arbeitsplatz einen 
veränderten Cortisolspiegel, eine verminderte Immunabwehr und eine 
erhöhte Entzündungsaktivität aufweisen.1121 Nach Monaten oder Jahren 
fortgesetzter Fehlregulation können sich unter anderem Depressionen (und 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen) entwickeln.1122 Somit kann der untersuchte 
Zusammenhang plausibel erklärt werden.

6.	 Berücksichtigung von alternativen Erklärungen

Offiziell hat sich im klinischen Fachdiskurs ein bio-psycho-soziales Krank-
heitsmodell durchgesetzt, doch lässt sich die Tendenz beobachten, den bio-
logischen Faktoren gegenüber anderen den Vorzug zu geben.1123 Trotz ra-
santer Fortschritte in den letzten Jahrzehnten — insbesondere in den Neuro-
wissenschaften — gibt es bis heute keinen überzeugenden Beleg dafür, dass 
psychische Erkrankungen eine biologische Ursache haben.1124 Die Annahme, 
psychische Störungen seien eigentlich biologisch bedingt, basiert deshalb 
auf einem somatischen Vorurteil.1125 Man hat zwar nachgewiesen, dass de-
pressive Menschen eine veränderte Hirnstruktur haben. Es ist aber davon 
auszugehen, dass die Depression die Hirnstruktur verändert und nicht die 
veränderte Hirnstruktur die Depression auslöst.

7.	 Beendigung der Exposition

Treten ein hoher Job Strain und eine Gratifikationskrise bei Arbeitstätigkeiten 
gleichzeitig auf, ist das Depressionsrisiko besonders hoch.1126 Nahmen die 
Befragten zusätzlich eine organisationale Ungerechtigkeit wahr, stieg das De-
pressionsrisiko weiter an.1127 Arbeitstätigkeiten, bei denen z. B. hohe psycho-
soziale Anforderungen und geringe Tätigkeitsspielräume zusammen auf-
traten, führten ebenfalls zu einem deutlich erhöhten Depressionsrisiko.1128 

1120	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 221.
1121	 Siegrist, Forschungsevidenz.
1122	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 215 m. H. a. Siegrist, Forschungsevi-

denz, und Rensing/Koch/Rippe/Rippe.
1123	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 165. Im Sozialversicherungsrecht ist der bio-psychische 

Krankheitsbegriff massgebend (siehe Ackermann, Beweis, S. 103).
1124	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 165.
1125	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 165.
1126	 Es lag ein RR von 4,40 vor, bei einem 95-%-Konfidenzintervall von 2,43–7,96 (siehe 

Juvani/Oksanen/Virtanen/Salo/Pentti/Kivimäki/Vahtera, S. 490).
1127	 Juvani/Oksanen/Virtanen/Salo/Pentti/Kivimäki/Vahtera, S. 485.
1128	 Seidler/Schubert u. a., S. 713 m. w. H.

157 Kapitel 2:  Aktuelle epidemiologische Erkenntnisse



Seidler/Schubert u. a. und Scholz-Odermatt / Zyska Cherix sehen Bedarf 
an Interventionsforschung, insbesondere weil die verschiedenen psycho-
sozialen Belastungsfaktoren in ihren Untersuchungen miteinander inter-
agierten.1129

8.	 Kohärenz mit anderen Erkenntnissen

Der schwedische Rat für Health Technology Assessment fasste im Jahr 2014 
im SBU Yellow Report No. 2231130 den Zusammenhang zwischen beruflicher 
Exposition und Depression wie folgt zusammen und zog folgende Schluss-
folgerungen:
—	Wer am Arbeitsplatz mit Job Strain und zu hohen Anforderungen kon-

frontiert ist, entwickelt im Lauf der Zeit mehr Symptome einer Depres-
sion als Personen, die am Arbeitsplatz keiner solchen Belastung ausge-
setzt sind.

—	Wer am Arbeitsplatz wenig soziale Unterstützung hat, entwickelt im Lauf 
der Zeit mehr Depressionssymptome als Personen, die am Arbeitsplatz 
derartigen Belastungen nicht ausgesetzt sind. Personen, die am Arbeits-
platz gemobbt werden oder Konflikte am Arbeitsplatz erleben, entwi-
ckeln mehr Symptome einer Depression.

—	Personen, die die Arbeit als psychisch belastend erleben, die ein Un-
gleichgewicht zwischen Aufwand und Ertrag erfahren oder die einen 
unsicheren Arbeitsplatz haben, entwickeln im Laufe der Zeit mehr De-
pressionssymptome als Menschen, die am Arbeitsplatz keinen derartigen 
Belastungen ausgesetzt sind. In manchen Arbeitsumgebungen treten 
weniger Depressionssymptome auf: Personen, die einen grossen Ein-
fluss auf arbeitsbezogene Entscheidungen haben, und Personen, die am 
Arbeitsplatz Gerechtigkeit erfahren, entwickeln weniger Symptome von 
Depression als andere.

—	Frauen und Männer mit ähnlichen beruflichen Belastungen entwickeln 
in gleichem Mass Symptome von Depressionen.

Es ist wissenschaftlich unbestritten, dass die hohen psychosoziale Belastun-
gen an den modernen Arbeitsplätzen in relevantem Umfang zur Ausbreitung 

1129	 Siehe Seidler/Schubert u. a., S. 714 und Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 427. So 
bereits schon Madsen u. a., S. 1343.

1130	 Der SBU Yellow Report No. 223 basiert auf einer systematischen Literaturrecherche 
und hat ein umfangreiches Wissen über berufliche Belastungen und Symptome von 
Depression zutage gefördert (siehe dazu insbesondere den SBU Yellow Report No. 223 
vom Februar 2014).
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depressiver Störungen in der Erwerbsbevölkerung beigetragen haben.1131 
Bisher erreichte die Stärke des Zusammenhangs nicht das Verdopplungsrisiko, 
weshalb Krankheiten, die von psychosozialen Belastungen ausgelöst wurden, 
weiterhin als arbeitsassoziierte Krankheiten eingeordnet wurden. Seidler/
Schubert u. a. konnten nun ein Verdopplungsrisiko nachweisen, an einer De-
pression zu erkranken, wenn die Tätigkeit mit einem hohem Job Strain ein-
herging.1132 Für Angststörungen lassen sich ähnliche belastende Faktoren 
wie für Depressionen identifizieren.1133

Die Untersuchung von Scholz-Odermatt / Zyska Cherix ermittelten ein 
Odds Ratio von 2,17 im Gastgewerbe (Hotel- und Restaurantgewerbe), wobei 
mehrere psychosozialen Belastungen zusammenwirkten.1134 Jeder zwanzigs-
te Arbeitsplatz wurde aufgrund eines Odds Ratio von mehr als 4,0 als Hochri-
sikoarbeitsplatz eingestuft.1135 Kurzum: Psychosoziale Belastungen wirken an 
gewissen Arbeitsplätzen derart stark, dass im Einzelfall anhand einer Gesamt-
betrachtung von einem Kausalzusammenhang ausgegangen werden kann.

9.	 Spezifität des Zusammenhangs

Als Folgen der psychosozialen Belastungen untersuchten Seidler/Schubert 
u. a. Depressionen, Angststörungen, Burnout, somatoforme Erkrankungen, 
Suizidgedanken und Suizide («Outcome»).1136 Die Depression1137 und die 
Angststörung1138 sind Krankheiten nach ICD-10 und DSM-5.1139 Um einen Kau-
salzusammenhang nachweisen zu können, wird i. d. R. eine Krankheit nach 
ICD-10 (oder DSM-5) verlangt.1140

1131	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 221.
1132	 Seidler/Schubert u. a., S. 714.
1133	 Siehe Seidler/Schubert u. a., S. 714.
1134	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 429.
1135	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 421.
1136	 Seidler/Schubert u. a., S. 709 f.
1137	 Gemäss Pschyrembel online liegt eine Depression liegt vor, wenn mindestens zwei 

der folgenden Hauptsymptome für eine Dauer von mehr als zwei Wochen vorliegen: 
depressive (gedrückte) Stimmung, Interessenverlust respektive Freudlosigkeit, An-
triebsmangel respektive erhöhte Ermüdbarkeit.

1138	 Gemäss Pschyrembel online tritt im Rahmen einer Angststörung die Angst in real ge-
fahrlosen und nicht bedrohlichen Situationen auf, wobei die Qualität des emotionalen 
Erlebens und die körperlichen Symptome denen der Realangst entsprechen.

1139	 Siehe Website ICD-Code hinsichtlich der Depression und siehe Website ICD-Code hin-
sichtlich der Angststörung. Zur Kritik an ICD-10 und DSM-5 siehe Gerber, N 1130 ff.

1140	 Siehe BGE 130 V 396 E. 6. Eine präzise Diagnose kann bei der Anerkennung einer Be-
rufskrankheit erforderlich sein, um den beruflichen Ursachenanteil zu bestimmen 
(BSK UVG-Traub, Art. 9 N 14). Liegt keine genaue Diagnose vor, ist es gemäss bundes-
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Im ICD-10 und im DSM-5 ist keine theoretische Herleitung der darin enthal-
tenen psychischen Erkrankungen und stattdessen eine Liste enthalten, die 
die Symptome beschreibt.1141 Nach den Vorgaben des DSM-5 und den Geset-
zen der Kombinatorik gibt es nicht eine «Major Depression», sondern min-
destens 227 mögliche Varianten einer Depression.1142 Diesen Umstand wird 
die Arbeitsmedizin miteinbeziehen müssen, wenn die Anerkennung von 
Erkrankungen, die durch psychosoziale Belastungen verursacht worden sind, 
operationalisiert wird.

B.	 Verzerrungen, Störfaktoren und Interaktionen
1.	 Verzerrungen

Dabei schauten sich Seidler/Schubert u. a. die erwerbstätige Bevölkerung 
(«Population») an.1143 Die Daten in der Population wurden verglichen mit 
Daten von Erwerbstätigen, die nicht der jeweiligen Exposition ausgesetzten 
waren («Komparator»).1144 Damit beugte man Verzerrungen vor, die eintre-
ten könnten, wenn man die exponierten Personen mit der Allgemeinbevölke-
rung vergleicht.1145 Ausserdem berücksichtigten alle einbezogenen Studien 
die Störfaktoren Alter und Geschlecht.1146

In den Ergebnissen liessen sich die neu aufgetretenen Erkrankungen aller-
dings nicht klar von Episoden trennen, die bei mind. der Hälfte der Patien-
tinnen und Patienten mit einer Depression im Laufe des Lebens mind. einmal 
auftreten.1147 Um dieser Verzerrung zu begegnen, wurden nur Studien in die 
Untersuchung einbezogen, bei denen die untersuchte Erkrankung zum Zeit-
punkt der Basiserhebung ausgeschlossen worden war.1148

Eine Stärke der Untersuchung von Seidler/Schubert u. a. ist es, dass sie 
das systematische Review auf epidemiologische Studien mit einer Follow-up-

gerichtlicher Rechtsprechung in der Regel nicht möglich, mit dem Regelbeweismass 
anzunehmen, dass die Ursache der Erkrankung qualifiziert kausal auf die berufliche 
Tätigkeit zurückzuführen ist (EVG-Urteil 48/05 vom 22.2.2006 E. 3.5; für das Arbeits-
recht siehe BSK OR I-Portmann/Rudolph, Art. 328 N 21e).

1141	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 161.
1142	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 162.
1143	 Seidler/Schubert u. a., S. 709.
1144	 Seidler/Schubert u. a., S. 710.
1145	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Methodologische 

Kritik, Unbestimmtheit der Generalisierung.
1146	 Seidler/Schubert u. a., S. 714.
1147	 Seidler/Schubert u. a., S. 714 m. w. H.
1148	 Seidler/Schubert u. a., S. 714.
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Zeit von mind. einem Jahr beschränkt hat.1149 Mit Follow-up meint man in der 
Epidemiologie die Nachuntersuchung von Personen, die zu einem früheren 
Zeitpunkt schon einmal untersucht worden sind, wodurch sich mögliche Zu-
sammenhänge im Zeitverlauf betrachten lassen.1150 Durch die Follow-up-Zeit 
von mind. einem Jahr konnte man vermeiden, dass Personen die Arbeitsbe-
dingungen allenfalls ungünstiger beurteilen, weil sie bereits an einer psychi-
schen Erkrankung leiden.1151 Diese langen Follow-up-Zeiten könnten zu einer 
Unterschätzung der Zusammenhänge geführt haben, weil zwischenzeitlich 
veränderte Arbeitsbedingungen unberücksichtigt blieben.1152

Früh im Leben aufgetretene psychische Störungen könnten dazu geführt 
haben, dass die Arbeitnehmenden bestimmte Berufe gewählt haben, was zu 
Verzerrungen führen kann (sog. Healthy Worker Effect): Arbeitnehmende, die 
bereits einmal an einer psychischen Störung gelitten haben, wählen keine 
Tätigkeit, die z. B. mit hohem «Job Strain» verbunden wäre.1153

Antworttendenzen können Studien verzerren:1154 Man könnte z. B. da-
von ausgehen, dass gestresste Arbeitnehmende übertreiben, wenn sie die 
Intensität ihrer psychosozialen Arbeitsbelastung bestimmen oder versuchen, 
sich Gehör zu verschaffen.1155 Bei einer solchen Annahme sollte eben auch 
berücksichtigt werden, dass das Thema mentale Überlastung am Arbeitsplatz 
in unserer Gesellschaft noch immer mit Scham behaftet ist, weil viele Men-
schen meinen, die Überlastung rühre von einer Unzulänglichkeit der betrof-
fenen Person her.1156 Studien haben ausserdem ergeben, dass zwischen durch 

1149	 Seidler/Schubert u. a., S. 714.
1150	 Vgl. etwa Danuser, S. 178.
1151	 Seidler/Schubert u. a., S. 714.
1152	 Seidler/Schubert u. a., S. 714.
1153	 In der Arbeitsmedizin ist eine wichtige Selektionsverzerrung bekannt, der sog. Healthy 

Worker Effect, der das Phänomen beschreibt, dass in der arbeitenden Bevölkerung 
geringere Morbiditäts- und Mortalitätsraten auftreten im Vergleich zur Gesamtbevöl-
kerung: So sind z. B. Arbeitnehmende in speziellen Berufen (z. B. Pilot:innen, Schicht-
arbeiter:innen) bereits bestimmten Auswahlkriterien unterzogen worden bzw. Kranke 
und Behinderte werden seltener eingestellt (siehe Böhler/Toschke, Epidemiologie, 
S. 27). Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 427, weisen ebenfalls auf den sog. Healthy 
Worker Bias hin.

1154	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 189 f.
1155	 Die Ergebnisse von Befragungen könnten aber auch durch Einflüsse des Gedächt-

nisses verzerrt werden (siehe Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 189; vgl. 
Seidler/Schubert u. a., S. 714).

1156	 Epidemiologische Studien liefern tendenziell konservative Schätzungen, weil Perso-
nen mit Beschwerden, Erkrankungen und Einschränkungen seltener an Studien teil-
nehmen (vgl. Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 188). Siehe zur Ambivalenz 
psychosozialer Belastungen Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 211.
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Probandinnen und Probanden selbst angegebenen und extern beurteilten 
psychosozialen Arbeitsbelastungen grundsätzlich keine systematischen Un-
terschiede festgestellt werden können.1157 Diese Verzerrung erscheint somit 
vernachlässigbar.

Der sozioökonomische Status blieb in einigen Studien, die Seidler/Schu-
bert u. a. in ihre Untersuchung aufnahmen, unberücksichtigt, was zu einer 
Überschätzung der Zusammenhänge geführt haben könnte.1158 Inwieweit 
tätigkeitsbezogene Erkrankungsrisiken durch den sozialen oder kulturellen 
Hintergrund respektive durch eine Migrationserfahrung beeinflusst werden 
können, wäre weiter zu erforschen.1159 Der sozioökonomische Status und Mi-
grationserfahrungen müssen so beforscht werden, dass keine systematische 
Diskriminierung von Personen erfolgt, die diesbezüglich einen besonderen 
Schutz geniessen.1160 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix verwendeten in 
ihren Modellen explizit keine demografischen Informationen als unabhängige 
Variablen, weil diese Informationen bei der Entscheidung, ob eine Berufs-
krankheit vorliegt oder nicht, unberücksichtigt bleiben.1161

Scholz-Odermatt / Zyska Cherix untersuchten ihren Datensatz da-
hingehend, ob sich dieselben psychosozialen Belastungsfaktoren unter-
schiedlich auf Männer und Frauen auswirkten, was nicht der Fall war.1162 
Eine Geschlechterdiskriminierung, wonach Frauen hinsichtlich psychoso-
zialer Belastungen angeblich weniger widerstandsfähig seien, kann deshalb 
nicht toleriert werden.1163

2.	 Störfaktoren

Ausserdem können allfällige Störfaktoren erkannt werden, wenn Daten in 
Untergruppen aufgeteilt werden: Ist die Auswirkung in einer Untergruppe 
stärker als in der anderen, bedarf es der weiteren Analyse.1164 Die Erhebung 
von Madsen u. a. zeigte kohärente Ergebnisse, weil weitere Analysen einen 

1157	 Siehe Thinschmidt u. a., S. 80 f.
1158	 Seidler/Schubert u. a., S. 714.
1159	 Seidler/Schubert u. a., S. 714.
1160	 Siehe dazu hinten Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen 

am Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 3: Unfallversicherung, Stark überwie-
gende Verursachung, Sozialpolitische Auseinandersetzung, Adäquanz.

1161	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 422.
1162	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 429.
1163	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 429; vgl. auch Siegrist, Überforderung in der 

Arbeitswelt, S. 219.
1164	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 25; vgl. Sauerbrei/Blettner, S. 799.
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ähnlich starken Zusammenhang in sämtlichen soziodemografischen Unter-
gruppen zeigten.1165

Der von Madsen u. a. statistisch ermittelte Zusammenhang veränderte 
sich auch nicht, als alle Personen aus der Analyse entfernt wurden, die zu 
Beginn der Studie depressive Symptome hatten.1166 Der Zusammenhang 
schwächte sich aber ab, als die Schweregrade der depressiven Symptome 
berücksichtigt wurden.1167 Das kann jedoch damit erklärt werden, dass die 
depressiven Symptome entweder als Störfaktor einzuordnen sind, der auf 
den Zusammenhang zwischen beruflicher Exposition und Erkrankung ein-
wirkt, oder ein Ursachenglied einer Kettenreaktion darstellen. Weil die depres-
siven Symptome eine Folge der Exposition sind, kann davon ausgegangen 
werden, dass sie ein Ursachenglied einer Kettenreaktion sind.1168

Madsen u. a. schlossen aus ihrer Untersuchung, dass die berufliche Be-
lastung bei Arbeitnehmenden klinische Depressionen auslösen kann, wobei 
in künftigen Interventionsstudien geprüft werden sollte, ob durch gezielte 
Massnahmen das Risiko für Depressionen gesenkt werden kann.1169

3.	 Interakti onen

Treten ein hoher Job Strain und eine Gratifikationskrise bei Arbeitstätigkei-
ten gleichzeitig auf, ist das Depressionsrisiko besonders hoch.1170 Nahmen 
die Befragten zusätzlich eine organisationale Ungerechtigkeit wahr, stieg das 
Depressionsrisiko weiter an.1171 Arbeitstätigkeiten, bei denen z. B. hohe psy-
chosoziale Anforderungen und geringe Tätigkeitsspielräume zusammen auf-
traten, führten ebenfalls zu einem deutlich erhöhten Depressionsrisiko.1172

Als weitere psychosoziale Belastungsfaktoren mit mittlerem bis starkem 
Zusammenhang haben Seidler/Schubert u. a. die Gratifikationskrise und 
hohe Arbeitsplatzunsicherheit ermittelt, die das Risiko für eine Depression um 
72 % respektive um 51 % erhöhten.1173 Für hohe Arbeitsanforderungen und 
eine hohe Arbeitsplatzunsicherheit liessen sich ein um 79 % respektive um 

1165	 Madsen u. a., S. 1342 f.
1166	 Madsen unter anderem, S. 1343.
1167	 Madsen unter anderem, S. 1343.
1168	 Siehe dazu vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epi-

demiologie, Kausale Schlussfolgerung, Verzerrungen, Störfaktoren und Interaktionen.
1169	 Madsen u. a., S. 1343. So bereits SBU Yellow Report No. 223 (siehe Fn. 1130).
1170	 Es lag ein RR von 4,40 vor, bei einem 95-%-Konfidenzintervall von 2,43–7,96 (siehe 

Juvani/Oksanen/Virtanen/Salo/Pentti/Kivimäki/Vahtera, S. 490).
1171	 Juvani/Oksanen/Virtanen/Salo/Pentti/Kivimäki/Vahtera, S. 485.
1172	 Seidler/Schubert u. a., S. 713 m. w. H.
1173	 Seidler/Schubert u. a., S. 711 f.
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55 % erhöhtes Risiko für eine Angststörung finden.1174Seidler/Schubert u. a. 
und Scholz-Odermatt / Zyska Cherix sehen Bedarf an Interventionsfor-
schung, insbesondere weil die verschiedenen psychosozialen Belastungs-
faktoren in ihren Untersuchungen miteinander interagierten.1175

C.	 Ergebnis

Die neuesten Erkenntnisse zeigen einen starken Zusammenhang zwischen 
Job Strain und Depression (RR = 1,99). Seidler/Schuber u. a. haben Längs-
schnittstudien in ihre Untersuchung einbezogen, wodurch die Reihenfolge 
von Ursache und Wirkung korrekt abgebildet wird. Die Daten weisen auf eine 
Dosis-Wirkung-Beziehung hin. Bisher konnten mittlere bis starke Zusammen-
hänge nachgewiesen. Die Ergebnisse wurden somit repliziert. Der Zusammen-
hang zwischen psychosozialen Belastungen und Depressionen erscheint bio-
logisch plausibel und alternative Erklärungen, wie z. B. biologische Ursachen, 
können ausgeschlossen werden. Die allgemeine natürliche Kausalität zwi-
schen psychosozialen Belastungen und Depression ist daher stark anzuneh-
men. Positive Ergebnisse aus der Interventionsforschung könnten dieses Er-
gebnis untermauern. Die natürliche Kausalität kann daher auch im Einzelfall 
bejaht werden, wenn die Versicherten nachweisen können, dass sie am Arbeits-
platz z. B. hohem Job Strain oder einer Kombination aus anderen psychosozia-
len Belastungen ausgesetzt waren, aufgrund dessen ein Verdopplungsrisiko 
anzunehmen ist.

Kapitel 3:  Unfallversicherung
I.	 Vo rbemerkungen

In der Schweiz beträgt der Anteil der Erwerbstätigen, deren Job-Stress Index 
sich im kritischen Bereich befindet, 28,2 %.1176 Der Anteil ist im Vergleich zu 
2020 (29,6 %) leicht, aber nicht signifikant, gesunken.1177 Der Anteil der Er-
werbstätigen, die sich emotional erschöpft fühlen, übersteigt mit 30,3 % erst-
mals seit 2014 die 30-%-Marke.1178

1174	 Seidler/Schubert u. a., S. 712.
1175	 Siehe Seidler/Schubert u. a., S. 714 und Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 427. 

So bereits schon Madsen u. a., S. 1343. Siehe auch SBU Yellow Report No. 223 (siehe 
Fn. 1130).

1176	 Job-Stress-Index 2022, S. 1.
1177	 Job-Stress-Index 2022 (siehe Fn. 1176), S. 1.
1178	 Job-Stress-Index 2022 (siehe Fn. 1176), S. 1.
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Die OECD hielt 2014 fest, dass der Schutz der psychischen Gesundheit in der 
Schweiz verbessert werden muss.1179 Die OECD empfahl unter anderem, das 
UVG entsprechend zu ergänzen und beruflich bedingte psychische Erkran-
kungen zumindest teilweise als Berufskrankheiten anzuerkennen.1180

Es gab in der Schweiz bereits mehrere parlamentarische Vorstösse,1181 
psychische Erkrankungen im UVG zu regeln:
—	Die parlamentarische Initiative, die Burnout als Berufskrankheit aner-

kennen wollte, wurde am 13. Juni 2019 abgelehnt.1182
—	Das Postulat, das den Bundesrat mit der Prüfung der Anerkennung von 

Burnout als Berufskrankheit beauftragen wollte, wurde am 10. März 2021 
im Nationalrat ebenfalls abgelehnt.1183

Der parlamentarischen Initiative, die das Adjektiv «stark» in Art. 9 Abs. 2 UVG 
streichen wollte, damit stressbedingte Krankheiten leichter als Berufskrank-
heiten anerkannt werden können, leistete der Nationalrat am 29. Mai 2024 
keine Folge.1184 Ergänzt war diese Initiative durch ein Postulat, das den Bun-
desrat damit beauftragen wollte, in einem Bericht einen Fragenkomplex zu 
beantworten, wie die Prävention von arbeitsbedingten Erkrankungen ge-
stärkt werden kann.1185 Für den Bundesrat bestand kein Anlass dazu, einen 
Bericht zu erstellen, weil er kaum neue Erkenntnisse erwartete.1186 Das hat 
sich zwischenzeitlich hinsichtlich psychosozialer Belastungen am Arbeits-
platz geändert.1187

1179	 Heinrich, S. 94.
1180	 OECD, S. 53.
1181	 Siehe auch die Ausführungen zur gesetzgeberischen und internationalen bei Hein-

rich, S. 92 ff.
1182	 Parlamentarische Initiative Reynard Mathias (18.416).
1183	 Postulat Reynard Mathias (20.3976).
1184	 Parlamentarische Initiative Hurni Baptiste (23.415).
1185	 Postulat Hurni Baptiste (23.3242).
1186	 Siehe Stellungnahme des Bundesrates vom 24.5.2023 zum Postulat Hurni Baptiste 

(23.3242).
1187	 Siehe dazu vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastun-

gen am Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 2: Aktuelle epidemiologische Er-
kenntnisse, Neue Erkenntnisse der Exposition-Risiko-Forschung zu psychosozialen 
Belastungen am Arbeitsplatz.
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II.	 Stark überwiegende Verursachung
A.	 Einführung

Psychosoziale Belastungen sind nicht auf der Liste der schädigenden Stoffe, 
weil es sich nicht um eine stoffliche Belastung handelt. Erkrankungen, die 
möglicherweise auf psychosoziale Belastungen zurückzuführen sind, figu-
rieren aber auch nicht auf der Liste der arbeitsbedingten oder anderen Er-
krankungen, die vorwiegend durch bestimmte Arbeiten verursacht worden 
sind.1188

Erkrankungen, die auf psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz zu-
rückzuführen sind, werden dann als Berufskrankheit anerkannt, wenn sie 
mindestens stark überwiegend durch berufliche Tätigkeit verursacht wor-
den sind.1189 Dieser Nachweis ist grundsätzlich schwierig zu erbringen,1190 
weil es sich um arbeitsassoziierte Krankheiten handelt, die auf verschiedene 
Ursachen zurückgehen können.1191

Aus systematischen Überlegungen sollte der Mechanismus bei Art. 9 
Abs. 1 und Art. 9 Abs. 2 UVG grundsätzlich derselbe sein: Die (generelle) natür-
liche Kausalität beruht auf epidemiologischen Erkenntnissen. Ob die natür-
liche Kausalität im Einzelfall zu bejahen ist, ist eine Frage der Beweiswürdi-
gung. Wenn der Arbeitsplatz der versicherten Person sehr ähnlich ist wie 
derjenige, der in der epidemiologischen Studie untersucht wurde, und die 
Studie ein RR von 2,0 nachgewiesen hat, ist die natürliche Kausalität auch im 
konkreten Einzelfall zu vermuten, wenn nicht klare Indizien gegen eine be-
rufliche Verursachung sprechen.1192 Im Unterschied zu Art. 9 Abs. 1 UVG ist 
die sozialpolitische Entscheidung, ob die Erkrankung eine Berufskrankheit 
sein soll, noch nicht gefällt worden. In der Diskussion des adäquaten Kausal-
zusammenhangs ist diese sozialpolitische Entscheidung zu fällen, wobei 
dabei der Zweck der Unfallversicherung die Richtschnur sein muss.

1188	 Vgl. BSK UVG-Traub, Art. 9 N 58.
1189	 Statt Aller BSK UVG-Traub, Art. 9 N 58.
1190	 Steiger-Sackmann, psychische Gesundheitsrisiken, N 826.
1191	 BSK UVG-Traub, Art. 9 N 58.
1192	 Siehe dazu vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 5: Epi-

demiologie und Recht.
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B.	 Begründung
1.	 Grammatikalische Auslegung

Art. 9 Abs. 2 UVG lautet:

«Als Berufskrankheiten gelten auch andere Krankheiten, von denen nachge-
wiesen wird, dass sie ausschliesslich oder stark überwiegend durch berufliche 
Tätigkeit verursacht worden sind.»

Im Vergleich zu Art. 9 Abs. 1 Satz 1 UVG steht nicht das Umstandswort «vorwie-
gend», sondern «überwiegend» im Text, dem das Adjektiv «stark» vorangeht. 
Das Wortmaterial von Art. 9 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 UVG unterscheidet sich 
damit hinsichtlich der Beschreibung des Kausalzusammenhangs.

Der Wortsinn der Gesetzesvorschrift gibt vermutungsweise den korrek-
ten Normsinn wieder.1193 Vorliegend müssten sich die Anforderungen an den 
Kausalzusammenhang nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 UVG also unter-
scheiden.

Vom Wortsinn einer Gesetzesvorschrift kann allerdings abgewichen 
werden, wenn anhand der normunmittelbaren Auslegung der wahre Norm-
sinn ermittelt werden kann.1194 Es braucht triftige Gründe, um von einem 
eindeutigen Wortsinn abweichen zu dürfen.1195 Die triftigen Gründe müssen 
sich auf normunmittelbare Auslegungselemente stützen können.1196

Nachfolgend wird begründet, weshalb die normunmittelbare Auslegung 
von Art. 9 Abs. 2 UVG dafür spricht, in dessen Anwendung dieselben Anfor-
derungen an den Kausalzusammenhang wie in Art. 9 Abs. 1 Satz 1 UVG zu 
verlangen.

2.	 Historische Auslegung

Bei der Revision des Unfallversicherungsrechts waren unter anderem zwei 
Vorstösse zu behandeln:1197
—	Im Postulat vom 17. Dezember 1963 (Nr. 8739) stellte Nationalrat Vincent 

das Begehren um Erweiterung des Begriffs der versicherten Berufskrank-
heiten.

1193	 Siehe Höhn, S. 166–168; vgl. Gächter, Praktikabilität, S. 189.
1194	 Höhn, S. 166 ff.; Gächter, Praktikabilität, S. 189. Weil der Wortlaut vom Normsinn über-

steuert werden kann, hat er nur eine untergeordnete Bedeutung (Rüthers, Auslegung, 
S. 435).

1195	 BGE 111 Ia 292 E. 3b.
1196	 BGE 111 Ia 292 E. 3b.
1197	 BBl 1976 III 141, S. 155 f.
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—	Nationalrat Tissières forderte mit seinem Postulat vom 28. September 
1970 (Nr. 10442), dass auch chronische Erkrankungen der Wirbelsäule als 
Berufskrankheiten anerkannt werden.

Dem Postulat Vincent wurde dahingehend entsprochen, dass man eine Ge-
neralklausel eingeführt hat.1198 Zum Postulat Tissières äussert sich die Bot-
schaft:

«Chronische Erkrankungen der Wirbelsäule bei Fahrern von Motorfahrzeugen 
und Führern von Bauplatzmaschinen sollten nach diesem Postulat in der obli-
gatorischen Unfallversicherung als Berufskrankheiten gelten. Nach dem Geset-
zesentwurf können solche Erkrankungen als Berufskrankheiten entschädigt 
werden, falls nachgewiesen wird, dass sie stark überwiegend durch die Arbeit 
im Betrieb verursacht worden sind.»1199

Es war der Wille der Gesetzgebung, chronische Erkrankungen der Wirbelsäule, 
also muskuloskelettale Erkrankungen, mit Art. 9 Abs. 2 UVG zu erfassen. Die 
muskuloskelettalen Erkrankungen sind ebenfalls multifaktoriell und die Ab-
grenzung von beruflichen und ausserberuflichen Einflüssen im Einzelfall 
ebenso schwierig wie bei Erkrankungen, die durch psychosoziale Belastungen 
am Arbeitsplatz verursacht werden. Wenn muskuloskelettale Erkrankungen 
über die Generalklausel anerkannt werden können, müssen andere multi-
faktoriell bedingte, wie z. B. psychische Krankheiten, bei Betrachtung des 
Einzelfalls ebenfalls anerkannt werden können, da sonst eine nicht begründ-
bare Ungleichbehandlung stattfindet. Dieses Ergebnis drängt sich umso 
mehr auf, als nun Ergebnisse von systematischen Reviews und Metaanalysen 
vorliegen, die sich für die Einzelfallbetrachtung operationalisieren lassen.

Weil das Adjektiv «stark» vor dem Umstandswort «überwiegend» in Art. 9 
Abs. 2 UVG beibehalten wurde, möchte das Bundesgericht relativ strenge An-
forderungen an die Anwendung der Generalklausel stellen.1200 Allerdings 

1198	 BBl 1976 III 141, S. 237 f.
1199	 BBl 1976 III 141, S. 238.
1200	 Vgl. BGE 114 V 109 E. 3c. Beispiele aus der bundesgerichtlichen Praxis zu psychischen 

Erkrankungen: Die Cluster-Kopfschmerzen eines Stadtpolizisten waren nicht zu 75 % 
auf die Tätigkeit in der Fachgruppe Kinderschutz zurückführen, in der er fortwährend 
Kinderpornographie und Gewaltdarstellungen ausgesetzt war (BGer-Urteil 8C_507/2015 
vom 6.1.2016). In BGer-Urteil 8C_73/2017 vom 6.7.2017 wurde die Sache zur Klärung des 
qualifizierten Kausalzusammenhangs zwischen einer psychischen Störung und einer 
Tätigkeit als Auslandsredaktor und -korrespondent in Kriegsgebieten an die Vorins-
tanz zurückgewiesen. Ob das Urteil mit einer generellen Herabsetzung der Hürde für 
die Anerkennung einer psychischen Störung als Berufskrankheit verbunden ist, lässt 
sich zurzeit nicht beurteilen (KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 46 Fn. 68).
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berücksichtigt dieses Verständnis nicht alle relevanten Ausführungen in der 
Botschaft und stellt daher eine selektive Lesart dar:

«Für die versicherten Berufskrankheiten wird weiterhin eine vom Bundesrat 
aufzustellende Liste der schädigenden Stoffe oder der arbeitsbedingten Er-
krankungen massgebend sein. Da jedoch schon bisher immer wieder berufs-
bedingte Erkrankungen festgestellt wurden, die in keiner Liste enthalten 
waren und für die die Suva gegebenenfalls mit freiwilligen Leistungen einge-
sprungen ist, sehen wir nun neben den Listen eine Generalklausel vor: Krank-
heiten, von denen nachgewiesen ist, dass sie stark überwiegend durch die 
Berufsarbeit verursacht worden sind, sollen ebenfalls Anspruch auf Versiche-
rungsleistungen begründen. Diese Regelung wurde von der Expertenkommis-
sion vorgeschlagen und ist im Vernehmlassungsverfahren positiv gewertet 
worden. Allerdings wurde verschiedentlich die Meinung geäussert, an den 
Versicherten dürften nicht zu strenge Beweisanforderungen gestellt werden. 
Das ist auch unsere Auffassung. Immerhin wird es dem Versicherten obliegen, 
glaubhaft zu machen, dass seine Krankheit zur Hauptsache auf die Berufs-
arbeit zurückzuführen ist.»1201

Die Gesetzgebung wollte offenkundig nicht das Beweismass herabsetzen und 
die Glaubhaftmachung genügen lassen, um den natürlichen Kausalzusam-
menhang nachzuweisen. Aber wenn in der Botschaft ausgeführt wird, dass 
die Krankheit zur Hauptsache auf die Berufsarbeit zurückzuführen sein muss, 
ist damit ein RR von mehr als 2,0 gemeint, weil das die Grundlage für die natür-
liche Vermutung ist.1202 Jedenfalls lässt sich die Praxis des Bundesgerichts mit 
seinen sehr hohen Beweisanforderungen — mit Berufung auf die Botschaft —  
nicht (mehr) rechtfertigen.

Es ist unbestritten, dass die Generalklausel von Art. 9 Abs. 2 UVG die 
Beschlussbefugnis des Verwaltungsrats der Suva für freiwillige Leistungen 
unter dem KUVG von 1911 abgelöst hat.1203 Schlegel/Gilg argumentieren, 
dass früher — bei den freiwilligen Leistungen — eine ausschliessliche Ver-
ursachung gefordert wurde und man nun mit dem Erfordernis des starken 
Überwiegens eine mittlere Lösung gewählt habe.1204 Dieses Argument lässt 
unberücksichtigt, dass die Suva — bei den freiwilligen Leistungen — grösste 

1201	 BBl 1976 III 141, S. 166 (Hervorhebung durch mich).
1202	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 5: Epidemio-

logie und Recht, Wahrscheinlichkeit und Berufskrankheitenrecht, Fachspezifische 
Einordnung, Natürliche Vermutung. Gl. M. Heinrich, S. 102 Fn. 60.

1203	 Siehe Schlegel/Gilg, S. 15, bestätigt in BGE 117 V 354 E. 4c m. H. a. BBl 1976 III 141, 
S. 166. So auch Seiler, Unfallversicherungsgesetz, S. 12.

1204	 Schlegel/Gilg, S. 16.
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Wahrscheinlichkeit für den Nachweis des Kausalzusammenhangs genügen 
liess.1205 Sehr hohe Beweisanforderungen zu stellen, lässt sich vor der histori-
schen Auslegung nicht rechtfertigen und würde aus der General- eine Härte-
fallklausel machen.

3.	 Teleologische Auslegung

Mit Art. 9 Abs. 2 UVG hat man das Listensystem um das Globalsystem ergänzt, 
weshalb jede Erkrankung im Einzelfall zu beurteilen ist.1206 Art. 9 Abs. 2 UVG 
hat die Funktion, die Lücken des Listensystems gemäss Art. 9 Abs. 1 UVG zu 
schliessen,1207 weshalb auf diesem Weg neue arbeitsmedizinische Erkennt-
nisse Eingang in die Rechtsanwendung.1208

Es liegen nun arbeitsmedizinische Erkenntnisse vor, die zeigen, dass psy-
chosoziale Belastungen kausal Depressionen andere Erkrankungen bewir-
ken.1209 Somit muss zunächst eine Einzelfallbetrachtung durchgeführt wer-
den, bevor der Arbeitsplatz als Ursache ausgeschlossen werden kann.1210 So 
wie muskuloskelettale Krankheiten in jedem Einzelfall auf ihre berufliche 
Verursachung hin überprüft werden, müssen nun auch Erkrankungen, deren 
Ursache auf psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz zurückgeführt wer-
den kann, genau untersucht werden.

4.	 Fachspezifische Auslegung

Die Ursache muss gemäss Art. 9 Abs. 2 UVG stark überwiegen.1211 Das Bundes-
gericht rechnete mit den Umstandswörtern, als es den Sinn von Art. 9 Abs. 2 
UVG ermittelte:

«Das massgebende Kriterium ‹stark überwiegend› liegt zwischen ‹vorwiegend› 
und ‹ausschliesslich›. Eine vorwiegende Verursachung durch schädigende 
Stoffe und Arbeiten kann aber nur gegeben sein, wenn diese mehr wiegen als 

1205	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-gramma-
tikalische Auslegung, Analyse und Anwendung.

1206	 Valticos, S. 376.
1207	 BGE 117 V 354 E. 2b; KOSS UVG-Flückiger, Art. 9 N 12
1208	 Morger, Berufskrankheiten, S. 120; bestätigt in BGE 117 V 354 E. 4c. In Deutschland 

kommt die Generalklausel dann zur Anwendung, wenn neue arbeitsmedizinische 
Erkenntnisse vorliegen, aber die Verordnungsgebung (noch) nicht tätig geworden ist 
(Spellbrink, Anerkennung, S. 36).

1209	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Neue Erkenntnisse der Exposition-Risiko-Forschung 
zu psychosozialen Belastungen am Arbeitsplatz.

1210	 BGer-Urteil 8C_410/2009 vom 10.11.2009 E. 8.1.
1211	 BGE 114 V 109 E. 3a.
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alle andern mitbeteiligten Ursachen, mithin im gesamten Ursachenspektrum 
mehr als 50 % ausmachen. Ausschliessliche Verursachung hingegen meint 
praktisch 100 %. Es liegt daher nahe, die Grenze für ‹stark überwiegend› in 
der Mitte zwischen ‹vorwiegend› (mehr als 50 %) und ‹ausschliesslich› (100 %) 
anzusiedeln.»1212

Die Ursache muss deshalb gemäss Bundesgericht im Ursachenspektrum 
mindestens 75 % erreichen,1213 so dass auf alle anderen Ursachen zusammen 
höchstens ein Anteil von 25 % entfällt.1214

Es ist eingängig, wenn das Bundesgericht «stark überwiegend» zwischen 
«vorwiegend» und «ausschliesslich» verortet. Dieser Gedankengang des Bun-
desgerichts wird in der Lehre dementsprechend unisono geteilt,1215 ohne dass 
er hinterfragt wird. Allerdings darf man nicht nur auf den Wortlaut von Art. 9 
Abs. 2 UVG abstellen, um seinen komplexen Normsinn zu erschliessen.1216

Beweiswert haben epidemiologische Erkenntnisse erst, wenn sie wissen-
schaftlich anerkannt sind, also von arbeitsmedizinischen Forscher:innen und 
Praktiker:innen auf breiter Basis anerkannt sind.1217 Der vorliegenden kausa-
len Schlussfolgerung aus epidemiologischen Erkenntnissen liegt eine Gesamt-
beurteilung anhand der neun Leitlinien zugrunde.1218 Die Stärke des Zusam-
menhangs ist dabei eine von mehreren Informationen, die beurteilt werden: 
Bei einem RR von 1,2–1,5 spricht man von einem schwachen bis mittleren 
Zusammenhang, bei einem RR von 1,5–2,0 von einem mittleren bis starken 
Zusammenhang und bei einem RR von mehr als 2,0 von einem sehr starken 
Zusammenhang. Die Rechtsprechung des Bundesgerichts, die aus den Worten 
«stark überwiegend» eine ätiologische Fraktion von 75 % und damit ein RR 

1212	 BGE 114 V 109 E. 3c m. H. a. Schlegel/Gilg, S. 15 f. Später schloss sich dann auch Mor-
ger, Berufskrankheiten, S. 120, dieser Meinung an.

1213	 Vgl. BGE 116 V 136 E. 5c.
1214	 BGE 114 V 109 E. 3a m. H. a. Schaer, Zurechnungstheorien, S. 157. Schaer bezieht sich 

auf Maurer, Unfallversicherungsrecht, S. 221 f. (Schaer, Zurechnungstheorien, S. 157 
Fn. 43).

1215	 RBS-Nabold, S. 98; OFK-Kieser/Gehring/Bollinger, Art. 9 UVG N 5; KOSS UVG-
Flückiger, Art. 9 N 40–46; Frésard/Moser-Szeless, N 154; Thomann, Rz. 16.77; BSK 
UVG-Traub, Art. 9 N 40 f.

1216	 Morger, Berufskrankheiten, S. 121.
1217	 Ackermann, Beweis, S. 103. Gemäss Rechtsprechung des deutschen Bundessozial-

gerichts müssen neue wissenschaftliche Erkenntnisse, die zu einer Aufnahme einer 
Erkrankung in die Liste der Berufskrankheiten führt, der herrschenden Lehre ent-
sprechen, d. h. im Spektrum der arbeitsmedizinischen Wissenschaft keine Einzel- 
oder Aussenseitermeinung darstellen (vgl. Hallier, S. 542 ff.).

1218	 Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 4: Epidemiologie, Vom 
Zusammenhang zur Kausalität, Kausale Schlussfolgerung.
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von 4,0 verlangt, hat weder eine arbeitsmedizinische noch eine epidemio-
logische Grundlage und ist deshalb abzulehnen.

Ich habe bei Scholz-Odermatt von der Statistikabteilung der Suva per 
E-Mail nachgefragt, wie gross der Anteil der nach Art. 9 Abs. 2 UVG anerkann-
ten Berufskrankheiten ist, die auf epidemiologischen Erkenntnissen basieren. 
Scholz-Odermatt hat wie folgt auf meine Frage geantwortet:
—	Epidemiologische Studien werden bei der Kausalitätsbeurteilungen bei 

einem Bronchialkarzinom durch Asbest anhand der Helsinki-Kriterien 
oder bei Erkrankungen des Bewegungsapparates (z. B. Epikondylitis oder 
Kniearthrose), also nur im Rahmen von Art. 9 Abs. 1 UVG, herangezogen. 
Bei Krankheiten nach Art. 9 Abs. 2 UVG sind epidemiologische Betrach-
tungen (wahrscheinlich) eher seltener.

—	Bei Art. 9 Abs. 2 UVG wird die Mehrheit der Berufskrankheiten vermu-
tungsweise durch eine individuelle, eindeutige Zuordnung zu bestimm-
ten beruflichen Expositionen anerkannt. Häufig sind es z. B. positive 
Allergietests, die im Einzelfall einen ausschliesslichen Kausalzusam-
menhang klar nachweisen, insbesondere bei Ekzemen oder Asthma. So 
kann man auf eine stark überwiegende berufliche Verursachung folgern, 
aber eben nur für den konkreten Einzelfall.

Weil die Rechtsprechung ein RR von 4,0 verlangt, konstatiert man in der 
Schweizer Arbeitsmedizin, dass über Art. 9 Abs. 2 UVG theoretisch alles, prak-
tisch aber nichts als Berufskrankheit anerkannt wird.1219 Ein RR von 4,0 ist 
aus arbeitsmedizinischer Sicht deshalb abzulehnen, weil es die Anwendung 
von Art. 9 Abs. 2 UVG praktisch verunmöglicht. Eine unsinniges Auslegungs-
ergebnis ist geradezu willkürlich und deshalb nicht rechtmässig.

C.	 Sozialpolitische Auseinandersetzung
1.	 Einführung

Um zu prüfen, ob es sich aus sozialpolitischen Gründen rechtfertigt, eine 
Krankheit als Berufskrankheit anzuerkennen, werden folgende Kriterien von 
Watermann herangezogen:1220
—	Schwere der Krankheit;
—	Ätiologie der Krankheit, insbesondere die Möglichkeit der ausserberuf-

lichen Verursachung; sowie
—	Abgrenzung zu üblichen Alters- und Abnützungserscheinungen.

1219	 Vgl. Molkentin, S. 419.
1220	 Watermann, Ordnungsfunktionen, S. 59.
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Obwohl manchmal von Altersdepressionen die Rede ist, werden sie nicht 
durch das Älterwerden verursacht: Vielmehr sind es die Umstände im Alter, 
z. B. Einsamkeit und Isolation, oder der Gesundheitszustand im Alter, z. B. 
chronische Krankheiten oder Schmerzen, die eine Depression begünstigen. 
Die Depression ist auch keine Abnützungserscheinung.1221

2.	 Schwere der Krankheit

Depressionen werden neben Krankheiten der Herzkranzgefässe — gemäss 
einer Schätzung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) — bis zum Jahr 2030 
weltweit zu den führenden Ursachen des vorzeitigen Todes und der durch 
Behinderung eingeschränkten Lebensjahre gehören.1222 Aus sozialpoliti-
scher Sicht erscheint es mehr als gerechtfertigt, den Kausalzusammenhang 
zwischen psychosozialen Belastungen am Arbeitsplatz und Erkrankungen 
in den Blick zu nehmen. Es gibt mindestens 227 mögliche Varianten einer 
Depression, wobei im Einzelfall zu beurteilen ist, ob es sich um eine schwere 
Krankheit handelt oder nicht. Dabei ist entscheidend, wie stark die Arbeits-
kraft beeinträchtigt ist. Diesen Umstand wird die Arbeitsmedizin miteinbe-
ziehen müssen, wenn die Anerkennung von durch psychosoziale Belastungen 
verursachte Erkrankungen operationalisiert wird.

3.	 Adäquanz
a)	 Berufliche und ausserberufliche Verursachung

Die Erwartungen an die Arbeitnehmenden hinsichtlich der zu erbringenden 
Leistung sind gestiegen.1223 Das lässt sich z. B. am Job-Stress-Index ablesen.1224 
Aber auch die Arbeitsbedingungen haben sich in den letzten drei Jahrzehnten 
verändert und spielen in den Kausalzusammenhang hinein:

Weil die Unternehmen durch die Globalisierung wirtschaftlich unter 
enormem Preisdruck standen, musste die Arbeit intensiviert und die Beschäf-
tigung rationalisiert werden:1225 Unternehmen haben sich typischerweise 
organisatorisch restrukturiert oder Personal abgebaut, sich mit anderen 
Unternehmen zusammengeschlossen oder ineffiziente Leistungsbereiche 

1221	 Seidler/Schubert u. a. fanden keine Hinweise darauf, dass mit der länger dauernden 
Exposition auch die psychischen Erkrankungsrisiken steigen (vgl. Seidler/Schubert 
u. a., S. 714).

1222	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 218.
1223	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 174.
1224	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 

Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 3: Unfallversicherung, Vorbemerkungen.
1225	 Siehe dazu Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 213 f.
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ausgelagert. Sowohl in der Privatwirtschaft aus auch im öffentlichen Sektor 
führte das zu einer deutlichen Arbeitsverdichtung.1226

Nicht nur die Arbeit hat sich verdichtet, auch deren Einbettung hat sich ver-
ändert: Die Beschäftigung ist in räumlicher und in zeitlicher Hinsicht flexibi-
lisiert worden. Zwar erlaubten es die neuen, atypischen Beschäftigungsfor-
men1227 den Arbeitnehmenden, ihre Arbeit autonomer zu gestalten. Allerdings 
führten sie zu einer grundlegenden Verunsicherung der Beschäftigungskonti-
nuität.1228 Arbeitsplatzunsicherheit ist psychosozial eher stark belastend.1229

Verschiedene europaweite Studien haben diese beiden Trends einer glo-
balisierten Wirtschaft in Hochlohnländern belegt.1230 Dieser generelle Trend 
stimmt natürlich nicht für alle Sektoren: Aber auch im Schweizer Gesund-
heitswesen führte die Einführung der Fallpauschalen zu einem enormen 
Preisdruck, der denselben Mechanismus (Restrukturierung, Personalabbau, 
Outsourcing) in Gang setzte, weshalb sich auch im Gesundheitswesen die 
Arbeit deutlich verdichtete.

Psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz werden oft damit erklärt, 
dass sich die Arbeitsumgebung stetig verändert.1231 Nicht die (stetige) Verän-
derung macht krank.1232 Es ist die veränderte Arbeitsumgebung, die weniger 
tolerant gegenüber psychischer Beeinträchtigung geworden ist, weil sie keine 
Nischen mehr bietet für ineffiziente oder unproduktive Arbeitsphasen.1233 
Daher münden psychische Krankheiten schneller in Arbeitsunfähigkeit und 
Invalidität.1234 Psychische Störungen beeinträchtigen die Arbeitnehmenden 
in der heutigen Arbeitsumgebung deutlich mehr als früher.1235

1226	 Danuser, S. 178; Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspek-
tiven, S. 5. Die Arbeitnehmenden können mit den zeitlich verdichteten Anforderungen 
nicht mehr Schritt halten und kommen zunächst in eine psychosoziale, dann in eine 
körperliche Zeitentkopplung, die schliesslich in der Depression münden kann (siehe 
Fuchs, S. 52 ff.).

1227	 Die atypischen werden treffender als prekäre Arbeitsverhältnisse bezeichnet (vgl. z. B. 
Danuser, S. 179).

1228	 Siehe dazu Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 213 f.
1229	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 

Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 2: Aktuelle epidemiologische Erkenntnisse, 
Neue Erkenntnisse der Exposition-Risiko-Forschung zu psychosozialen Belastungen 
am Arbeitsplatz, Verzerrungen, Störfaktoren und Interaktionen, Interaktionen.

1230	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 214 m. H. a. Gallie und Eurofound. 
Siehe auch Kieffer.

1231	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 215; Danuser, S. 179.
1232	 Vgl. etwa Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 4.
1233	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 179.
1234	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 179.
1235	 Handerer/Thom/Jacobi, S. 181.
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Es ist die Resignation vor der Übermacht der wirtschaftlichen Zwänge, die 
wesentlich zur Zuspitzung und zur Verlagerung des strukturellen Problems 
auf die Ebene des Individuums beigetragen hat.1236 Und es ist bekanntlich der 
Zweck der Unfallversicherung, die Arbeitskraft zu versichern, wenn diese 
durch wissenschaftlich erkennbare Wirkmechanismen, wie bei den Natur-
kräften, also auch epidemiologisch erkennbar, und durch wirtschaftliche 
Zwänge in Gefahr ist.1237

Die Arbeit ist aber auch zum Ort der Selbstverwirklichung und der Sinn-
stiftung geworden, weil es heutzutage vielen Menschen an Alternativen, wie 
z. B. der Religion, fehlt. Zudem gibt es im Privatleben viele Stressoren (z. B. 
Social Media), die in die Einzelfallbeurteilung einfliessen müssen.1238 Eine 
ausserberufliche Verursachung ist im Einzelfall ebenfalls möglich.

b)	 Selbstverantwortung
Oft hört man, dass Menschen für psychische Erkrankungen selbst verantwort-
lich sind. Diese Annahme greift vor dem Hintergrund der neusten arbeits-
medizinischen Erkenntnisse zu kurz.

Es darf nicht angenommen werden, die Versicherte hätte den Arbeits-
platz verlassen können, um die psychosozialen Belastungen zu vermeiden: 
Wer den Arbeitsvertrag kündigt, um sich vor psychosozialen Belastungen zu 
schützen, muss die gesundheitliche Unzumutbarkeit durch ein eindeutiges 
(sic!) ärztliches Zeugnis (oder allenfalls durch andere geeignete Beweismittel) 
belegen.1239 Weisen Versicherte das ärztliche Zeugnis nicht vor oder weisen 
sie die Unzumutbarkeit des Arbeitsplatzes nicht anderweitig nach, gelten sie 
als selbstverschuldet arbeitslos, was zu einer erheblichen Sanktionierung 
durch die Arbeitslosenversicherung führt.1240

Arbeitslosen ist wiederum jede Arbeitstätigkeit zumutbar, sofern nicht 
eine der Voraussetzungen der Unzumutbarkeit erfüllt ist (vgl. Art. 16 AVIG). Mit 
psychosozial überlastenden Tätigkeiten kann somit — systembedingt — ein 
Abstieg in psychosozial überlastende Tätigkeiten einsetzen.1241

1236	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 210.
1237	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-teleolo-

gische Auslegung.
1238	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 211.
1239	 BGE 124 V 234, E. 4b/bb. Für eine psychisch bedingte Unzumutbarkeit verlangt das 

Bundesgericht neuerdings sogar eine «fachärztliche Bescheinigung», also ein Attest 
von einer Ärztin, einem Arzt mit einem einschlägigen Facharzttitel (vgl. BGer-Urteil 
8C_584/2020 vom 17.12.2020, E. 5.1 und E. 5.3).

1240	 Selbstverschuldete Arbeitslosigkeit führt zu einer Einstellung von ca. einem bis zwei 
Monatslöhnen (Art. 30 Abs. 1 Bst. a AVIG i. V. m Art. 44 Abs. 4 Bst. a AVIV).

1241	 Vgl. Handerer/Thom/Jacobi, S. 178 f.
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Selbstverantwortung ist ein positiv besetzter Begriff, der mit Bildern von 
Autonomie und hinreichenden Ressourcen aller Art assoziiert ist.1242 Weil 
zahlreiche Menschen, die die Hilfestellung des Sozialsystems in Anspruch 
nehmen wollen, nicht diesem Bild entsprechen,1243 darf das Prinzip der Selbst-
verantwortung nicht unspezifisch angerufen werden, um die Entscheidung 
des Gesetzgebers auszuhebeln.1244

Es lässt sich allgemein feststellen, dass Arbeitsverdichtung und Verun-
sicherung der Beschäftigungskontinuität umso höher sind, je niedriger der 
Bildungsgrad und die berufliche Position sind.1245 Angehörige höher qualifi-
zierter Berufe sind ebenfalls ausnahmsweise von solchen Belastungen betrof-
fen, wenn sie sog. personenbezogene Dienstleistungen erbringen.1246

Niemand darf wegen der sozialen Stellung diskriminiert werden (Art. 8 
Abs. 2 BV), d. h., niemand darf wegen der sozialen Stellung ausgegrenzt, her-
abgewürdigt oder herabgesetzt werden.1247 Das Diskriminierungsverbot gilt 
absolut.1248 Man darf anhand des Merkmals der sozialen Stellung differen-
zieren, braucht dafür aber eine qualifizierte Rechtfertigung.1249 Das Krite-
rium der sozialen Stellung schützt vor einer Ausgrenzung wegen Arbeits-
losigkeit, Armut, (Unter-)Schichtzugehörigkeit.1250

Die Gesundheit der Arbeitnehmenden darf nicht eine Frage der so-
zialen Stellung sein:1251 Im 19. Jh. waren prekär beschäftigte Arbeitnehmen-
de gezwungen, in gefährlichen Fabriken zu arbeiten.1252 Heutzutage sind 

1242	 Gächter, Selbstverantwortung, S. 706.
1243	 Es sind mehrheitlich Mitglieder von marginalisierten Gruppen von psychosozialen 

Belastungen betroffen (siehe dazu Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 214; 
Siegrist, Forschungsevidenz, S. 150 ff., und Micali, S. 107 f. m. H. a. Handerer/Thom/
Jacobi).

1244	 Gächter, Selbstverantwortung, S. 706.
1245	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 214.
1246	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 214; bei personenbezogenen Dienst-

leistungen werden die Arbeitnehmenden emotional beansprucht (Brüning/Drex-
ler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 7).

1247	 OFK BV-Biaggini, Art. 8 N 21.
1248	 OFK BV-Biaggini, Art. 8 N 22.
1249	 OFK BV-Biaggini, Art. 8 N 22 m. H. a. die bundesgerichtliche Rechtsprechung.
1250	 OFK BV-Biaggini, Art. 8 N 24.
1251	 Vgl. Pärli, S. 718 ff. Die Whitehall-Studie erforschte die gesundheitliche Ungleichheit 

anhand von Londoner Staatsangestellten zwischen 1967 und 1985. Zentrales Ergebnis 
war, dass Staatsbeamte in der untersten von 4 Rangstufen eine 4-mal höhere Prävalenz 
für koronare Herzerkrankungen hatten als Beamte der obersten Hierarchieebene 
und sich diese Unterschiede im Zeitverlauf verstärkten (Pschyrembel online).

1252	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung.
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sie gezwungen, unter psychosozial belastenden Arbeitsbedingungen zu 
arbeiten.1253

III.	 Operationalisieren der Erkenntnisse
A.	 Einführung
Aus sozialpolitischer Sicht ist insbesondere zu berücksichtigen, dass sich die 
Arbeit an vielen Arbeitsplätzen verdichtet hat und viele Arbeitsplätze kaum 
noch Raum für ineffiziente und schwächere Leistungsphasen bieten.1254 Den-
noch ist in jedem Einzelfall zu prüfen, ob die Umstände nicht klar gegen eine 
berufliche Verursachung sprechen. Es gibt auch im Privatleben Einflussfak-
toren, die eine Depression verursachen können.1255 Bei der Einzelfallbeurtei-
lung ist danach zu fragen, ob die versicherte Person ohne psychosoziale Be-
lastungen am Arbeitsplatz keine oder nicht so eine schwerwiegende oder eine 
nicht schon in diesem Zeitpunkt auftretende Depression einwickelt hätte.1256 
Die Persönlichkeit und die Lebensgeschichte der versicherten Person sind in 
diese Beurteilung einzubeziehen.1257

Zunächst wird das internationale Umfeld betrachtet, ob und wie arbeits-
platzbedingte psychische Erkrankungen operationalisiert worden sind. Dann 
werden die aktuellen Erkenntnisse reflektiert, um zu einem Fazit zu gelangen.

B.	 Internationales Umfeld

Im internationalen Umfeld wird diskutiert, ob und wie Erkrankungen durch 
psychosoziale Belastungen sozialversichert werden sollen. Die Mehrzahl der 
EU-Staaten anerkennt psychische Erkrankungen nicht als Berufskrankheiten: 
So definiert z. B. Finnland eine Berufskrankheit als Krankheit, die im Wesent-
lichen durch physikalische, chemische oder biologische Einwirkungen bei 

1253	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 210; vgl. Handerer/Thom/Jacobi, 
S. 178 f. Durch eine gezielte Sozialpolitik können die gesundheitsschädlichen Aus-
wirkungen der freien Marktkräfte kontrolliert werden (Siegrist, Überforderung in 
der Arbeitswelt, S. 224).

1254	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 3: Unfallversicherung, Sozialpolitische Aus-
einandersetzung.

1255	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 3: Unfallversicherung, Sozialpolitische Aus-
einandersetzung.

1256	 Vgl. Meyer-Blaser, S. 102 f.
1257	 Siehe Meyer-Blaser, S. 103 f.
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der Arbeit verursacht wird, was alle Krankheiten ausschliesst, die durch psy-
chosoziale Belastungen am Arbeitsplatz verursacht werden.1258

Dänemark, Spanien, Frankreich, Italien und Schweden haben einen 
Sozialversicherungsschutz für Personen, die psychosozialen Risiken ausge-
setzt sind.1259 Die Praxis in den einzelnen Ländern ist uneinheitlich und beein-
flusst durch das nationale Recht der Berufskrankheiten.1260 Die Krankheiten 
werden grundsätzlich nicht vom Listensystem erfasst.1261 Nur in Dänemark 
steht u. a. die Depression bei Kriegsheimkehrer:innen auf der Liste der Berufs-
krankheiten.1262

Die Zahl der Anträge stieg in sämtlichen Ländern nach der Einführung 
des Sozialversicherungsschutzes an und pendelte sich dann ein,1263 was da-
rauf hinweist, dass es möglich ist, den Sozialversicherungsschutz zu operatio-
nalisieren.1264 Wenn der Sozialversicherungsschutz operationalisiert wird, 
kann man sich auf bestimmte Konstellationen ausrichten: Das französische 
und das italienischen System z. B. sind sehr stark auf das sog. Bossing zuge-
schnitten.1265

Obwohl die Hürden in Deutschland für die Anerkennung einer psychi-
schen Krankheit als Berufskrankheit sehr hoch sind, ist im Jahr 2023 die post-
traumatische Belastungsstörung («PTBS») bei Rettungssanitäter:innen als 
Berufskrankheit ausserhalb der Listenkrankheiten anerkannt worden.1266 
Die 12-Monats-Prävalenzen der Rettungssanitäter:innen sind erheblich höher, 
selbst im Vergleich mit Personengruppen, die einem erheblichen Trauma 
ausgesetzt waren.1267

1258	 Molkentin, S. 417 f.
1259	 Kieffer, S. 6.
1260	 Kieffer, S. 7.
1261	 Vgl. Molkentin, S. 423 f.; Kieffer, S. 7.
1262	 Kieffer, S. 7.
1263	 Kieffer, S. 8.
1264	 Vgl. Molkentin, S. 423 f.
1265	 Man muss allerdings auch konstatieren, dass die Betroffenen diesbezüglich mit ihren 

Nöten und Beschwerden schlicht und einfach allein gelassen werden (siehe Molkentin, 
S. 424).

1266	 Deutsches Bundessozialgericht-Urteil B 2 U11/20 R vom 22.6.2023. Das Schweizer Bun-
desgericht lehnte es in BGer-Urteil 8C_507/2015 vom 6.1.2016 ab, eine PTBS eines Poli-
zisten als Berufskrankheit anzuerkennen, der Kinderpornografie und Gewaltdarstellun-
gen ausgewertet hatte. In BGer-Urteil 8C_37/2017 vom 6.7.2017 erfolgte eine Rückweisung 
zur Klärung des qualifizierten Kausalzusammenhangs zwischen einer psychischen 
Störung mit Erstbehandlung im Jahr 2010 und einer Tätigkeit als Auslandsredaktor 
und -korrespondent in Kriegsgebieten in den 90er-Jahren.

1267	 Rettungssanitäter:innen: 20,02 %; Allgemeinbevölkerung: 3,06 %; von einer Naturka-
tastrophe betroffene Personen: 15,59 % und von einer menschlich verursachten Katas-
trophe betroffene Personen: 12,05 % (vgl. Dressing/Spellbrink/Hoell, S. 1060).
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In Deutschland wird eine Berufstypik verlangt, damit eine Krankheit als Be-
rufskrankheit anerkannt werden kann. Die Arbeitsmedizin verlangt daher für 
eine bestimmte Berufsgruppe ein Verdopplungsrisiko.1268 Auf der Basis der 
vorliegenden Studien wurde ein gruppenspezifisches Verdopplungsrisiko für 
die PTBS bei Rettungssanitäter:innen bejaht.1269 Das deutsche Bundessozial-
gericht erachtete das Verdopplungsrisiko nicht als normatives Kriterium1270 
und stellte damit das Definitionsmonopol des Ärztlichen Sachverständigen-
beirats «Berufskrankheiten» infrage.1271

C.	 Abgrenzungskriterien

Eine praktische Frage, die sich bei der Beurteilung von Berufskrankheiten 
stellt, ist die nach der Multikausalität und der zeitlichen Abfolge: Inwieweit sind 
psychische Gesundheitsprobleme (oder ihre Verschlimmerung, Rückfälle oder 
Episoden) auf Tätigkeiten an versicherten Arbeitsplätzen oder auf ausserbe-
rufliche Ursachen zurückzuführen? Um diese Fragen beantworten zu können, 
wird die Arbeitsmedizin Kriterien entwickeln müssen, damit im Einzelfall 
eine Entscheidung gefällt werden kann, ob es wahrscheinlicher ist, dass beruf-
liche oder ausserberufliche Ursachen die Erkrankung verursacht haben.

Seidler/Schubert u. a. ermittelten ein RR von 1,99, wenn an einem 
Arbeitsplatz hohe Arbeitsanforderungen zusammen mit einem geringen 
Tätigkeitsspielraum auftraten.1272 Die Untersuchung von Scholz-Odermatt /
Zyska Cherix förderte ein Odds Ratio von 2,17 im Gastgewerbe (Hotel- und 
Restaurantgewerbe) zutage, wobei Stress der wichtigste Risikofaktor war, 
gefolgt von repetitiven Bewegungen und erzwungenen Körperhaltungen, 
dem Verbergen von Gefühlen und dem Konflikt zwischen Arbeit und Familien-
leben.1273 Im Gesundheitswesen stellten Scholz-Odermatt / Zyska Cherix 
ein Odds Ratio von 1,53 fest, wobei grosser Stress der wichtigste Risikofaktor 
war, gefolgt von erheblicher Gewaltandrohung und schmerzhaften oder er-
müdenden Körperhaltungen.1274 Das Vollzeitpensum ist ambivalent und 

1268	 Statt Vieler Pitz/Strametz.
1269	 Die Studien zeigten zwar einen signifikanten Zusammenhang zwischen beruflicher 

Tätigkeit und dem Risiko, an einer PTBS zu erkranken, auf; aufgrund der angewand-
ten Methodik (es wurden keine Längsschnittdaten erhoben) wiesen die Studien keine 
Kausalität nach (siehe Dressing/Spellbrink/Hoell, S. 1060).

1270	 Spellbrink, Perspektiven.
1271	 Dressing/Spellbrink/Hoell, S. 1060.
1272	 Seidler/Schubert u. a., S. 709.
1273	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 429.
1274	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 429.
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daher individuell zu betrachten, weil es eine Belastung und eine Ressource 
sein kann.1275

Die Anerkennung von Krankheiten, die durch psychosoziale Belastun-
gen verursacht werden, wird für den schweizerischen Kontext zu operationa-
lisieren sein. Dabei wird die Arbeitsmedizin die Kriterien definieren müssen, 
um die berufliche von der ausserberuflichen Verursachung abzugrenzen, 
ohne dass dabei die besonders geschützten Personengruppen (z. B. Frauen, 
Menschen von tiefer sozialer Stellung, Migrant:innen, etc.) diskriminiert 
werden. Wenn der körperliche Vorzustand der versicherten Person derart 
schwach und kritisch ist, dass jederzeit mit dem Ausbruch der Krankheit zu 
rechnen war, ist grundsätzlich von einer Prädisposition und nicht von einer 
beruflichen Verursachung auszugehen.1276

Kapitel 4:  Haftpflichtrecht
I.	 Einführung

Der Fokus der vorliegenden Dissertation lag auf der Erörterung der qualifizier-
ten Kausalität nach Art. 9 UVG. In diesem Kapitel werden nun einige Schlag-
lichter auf ausgewählte Probleme der Kausalität im Arbeitshaftpflichtrecht 
geworfen, wenn der Schaden infolge einer Erkrankung aufgrund von arbeits-
bedingten Risiken nicht oder nicht in vollem Umfang von der Unfallversiche-
rung ersetzt wird.

In diesem Fall haben die Geschädigten die Möglichkeit, haftpflichtrecht-
lich gegen ihre Arbeitgebenden vorzugehen. Arbeitgebende haften aber nicht 
nur gegenüber Arbeitnehmenden für den verursachten Direktschaden, son-
dern auch für den Regressschaden der Sozialversicherungen.

Privatrechtlich steht die vertragliche Haftpflicht der Arbeitgebenden 
nach Art. 328 i. V. m. Art. 97 Abs. 1 OR im Fokus.1277 Wird eine Berufskrankheit 
anerkannt, erbringt die Unfallversicherung Leistungen. Andere Anspruchs-
grundlagen sind grundsätzlich nur für Schäden hinzuzuziehen, die von den 
Versicherungsleistungen nicht gedeckt sind, z. B. Genugtuung, nicht versi-
cherter Lohn, Sachschäden, evtl. weitere nicht gedeckte Schäden.1278

1275	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 427.
1276	 Siehe zur Prädisposition insbesondere vorne unter Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Be-

grenzungsfunktion, Zeitliche Aspekte, Körperliche Prädispositionen.
1277	 Müller/Inauen, S. 174.
1278	 Müller/Inauen, S. 174.
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Konnten Arbeitnehmende früher ihre Ansprüche gegen ihre Arbeitgebenden 
nur dann geltend machen, wenn diese die Gesundheitsschädigung absichtlich 
oder grobfahrlässig herbeigeführt hatten (Haftungsprivileg1279), können 
Arbeitnehmende heute grundsätzlich auch bei Fahrlässigkeit die nicht gedeck-
ten Schäden einklagen (Regressprivileg1280),1281 weil das ATSG das Haftungs-
privileg der Arbeitgebenden durch ein Regressprivileg ersetzt hat.1282

II.	 Rückgriff des Unfallversicherers

Nach Art. 72 Abs. 1 ATSG tritt der Unfallversicherer, wenn der Gesundheits-
schaden versichert ist, in die Ansprüche der versicherten Person ein, und zwar 
im Umfang der erbrachten Versicherungsleistungen.1283 Diese Ansprüche 
können gegen privatrechtlich Haftpflichtige durchgesetzt werden (Rückgriff). 
Im Rückgriffsprozess wird geklärt, wer letztlich für den Schaden aufkommen 
muss.1284

Der Unfallversicherer kann gegen die Arbeitgebenden Rückgriff neh-
men, wenn sie den Versicherungsfall absichtlich oder grobfahrlässig herbei-
geführt haben (Art. 75 Abs. 2 ATSG). Allerdings wurde Art. 75 Abs. 2 ATSG 
dem altArt. 44 Abs. 2 UVG nachgebildet, weshalb sich das Regressprivileg auf 
Unfälle beschränkt.1285

Weil die Arbeitgebenden im Bereich der Unfälle und Berufskrankheiten 
Prämien entrichten (Art. 91 Abs. 1 UVG), wird in der Lehre die Ansicht vertre-
ten, dass das Regressprivileg auch im Bereich der Berufskrankheiten anzuwen-
den und die Haftpflicht der Arbeitgebenden somit bei Unfällen und Berufs-
krankheiten auf Absicht und grobe Fahrlässigkeit beschränkt sei.1286 Weil der 
Wortlaut von Art. 75 Abs. 2 ATSG die Berufskrankheiten explizit nicht nennt, 
ist diese Ansicht abzulehnen.1287

1279	 Siehe dazu Kieser, ATSG, Art. 75 N 6.
1280	 Siehe dazu Kieser, ATSG, Art. 75 N 7.
1281	 Müller/Inauen, S. 181.
1282	 Kieser, ATSG, Art. 75 N 13; Müller/Inauen, S. 181. Obwohl gemäss Botschaft durch 

die neue Regulierung des Rückgriffs weitergehende Haftungsbeschränkungen, wie 
sie namentlich im UVG bei Berufsunfällen für Arbeitgeber und Arbeitskolleginnen 
und Arbeitskollegen vorgesehen sind, nicht geändert werden wollten (vgl. dazu BBl 
1991 II 185, S. 268).

1283	 Müller/Inauen, S. 181.
1284	 Kieser, ATSG, Art. 72 N 10.
1285	 Kieser, ATSG, Art. 75 N 22.
1286	 Siehe z. B. Rothenberger, S. 374; so bereits Maurer, Unfallversicherungsrecht, S. 567.
1287	 Dike Kommentar-Mosimann, Art. 75 N 8 m. H. a. Steiger-Sackmann, psychische Ge-

sundheitsrisiken, N 820 und N 838.
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III.	 Arbeitsvertragliche Haftung
A.	 Allgemeines

Werden arbeitshaftpflichtrechtliche Ansprüche beurteilt, ist der Kausalzusam-
menhang als Auslegung von Art. 328 i. V. m. Art. 97 Art. 1 OR zu diskutieren.1288

Art. 328 Abs. 1 OR lautet:

«Der Arbeitgeber hat im Arbeitsverhältnis die Persönlichkeit des Arbeitneh-
mers zu achten und zu schützen, auf dessen Gesundheit gebührend Rücksicht 
zu nehmen und für die Wahrung der Sittlichkeit zu sorgen. Er muss insbeson-
dere dafür sorgen, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht sexuell 
belästigt werden und dass den Opfern von sexuellen Belästigungen keine 
weiteren Nachteile entstehen.»

Und Art. 328 Abs. 2 OR lautet:

«Er hat zum Schutz von Leben, Gesundheit und persönlicher Integrität der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Massnahmen zu treffen, die nach 
der Erfahrung notwendig, nach dem Stand der Technik anwendbar und den 
Verhältnissen des Betriebes oder Haushaltes angemessen sind, soweit es mit 
Rücksicht auf das einzelne Arbeitsverhältnis und die Natur der Arbeitsleistung 
ihm billigerweise zugemutet werden kann.»

Art. 97 Abs. 1 OR lautet sodann:

«Kann die Erfüllung der Verbindlichkeit überhaupt nicht oder nicht gehörig be-
wirkt werden, so hat der Schuldner für den daraus entstehenden Schaden Ersatz 
zu leisten, sofern er nicht beweist, dass ihm keinerlei Verschulden zur Last falle.»

Damit ein arbeitshaftpflichtrechtlich Anspruch nach Art. 328 i. V. m. Art. 97 
Abs. 1 OR gegeben ist, muss ein Schaden, eine Verletzung der Schutzpflicht, ein 
Kausalzusammenhang zwischen Pflichtverletzung und Schaden vorliegen, 
wobei das Verschulden der Arbeitgebenden vermutet wird.1289

Kausalitätsprobleme können oftmals nicht isoliert diskutiert werden und 
können in die anderen drei Haftungsvoraussetzungen hineinspielen, wes-
halb nachfolgend kurz entsprechende Überlegungen angestellt werden, bevor 
einzelne Kausalitätsfragen im Kontext von psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz beantwortet werden.

1288	 Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 16. Siehe Rumo-Jungo, Rz. 110, und Acker-
mann, Adäquanz und Vorhersehbarkeitsregel, S. 7.

1289	 Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 16.

182 Teil 4:  Kausalität: Psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz

https://perma.cc/NF64-J3B7
https://perma.cc/NF64-J3B7
https://perma.cc/F6AN-PRJP
https://perma.cc/Y7CT-LUKB
https://perma.cc/NF64-J3B7
https://perma.cc/Y7CT-LUKB
https://perma.cc/Y7CT-LUKB


B.	 Schaden und Genugtuung

Eine Beeinträchtigung der Gesundheit der Arbeitnehmenden reicht nicht 
aus, um einen Haftungsanspruch zu begründen.1290 Arbeitnehmende müssen 
durch die Beeinträchtigung ihrer Gesundheit eine unfreiwillige Vermögens-
einbusse (Schaden) erleiden.1291 Ein Schaden liegt vor, wenn das Reinvermö-
gen der geschädigten Person vermindert worden ist oder ihr — gegen ihren 
Willen — ein Nettogewinn entgangen ist.1292

Ein solcher Schaden tritt in der Regel ein, wenn die Gesundheit derart 
beeinträchtigt ist, dass eine medizinische Behandlung notwendig wird: Die 
Behandlungskosten stellen einen Schaden dar.1293 Werden Arbeitnehmende 
arbeitsunfähig, besteht der Schaden im Einkommensausfall, wobei das Ein-
kommen erst ausfällt, wenn die Lohnfortzahlung der Arbeitgebenden endet 
oder die Lohnfortzahlung den Ausfall nicht vollumfänglich deckt.1294 Aus 
einer Gesundheitsschädigung kann sich zudem ein Rentenschaden, ein 
Haushaltschaden, ein Betreuungs- und Pflegeschaden oder ein Schaden aus 
Todesfolge ergeben.1295

Hoch fällt der Schaden aus, wenn eine Geschädigte 100 % invalid wird: 
Im Fall Motarjemi v. Nestlé1296 klagte die Verletzte CHF 2’515’306 ein, was 
dem fix vereinbarten Lohn ab Klageeinreichung bis zum Eintritt ins ordent-
liche Rentenalter entspricht.1297 Das Waadtländer Appellationsgericht sprach 
Motarjemi eine Entschädigung für den Erwerbsausfall bis zum Rentenalter 
CHF 2’110’664 zu, wobei es ihr die Leistungen der Sozialversicherung (wegen 
Invalidität)1298 und das Resterwerbseinkommen abzog.1299 Im Fall Motarjemi 

1290	 Portmann, Stresshaftung, S. 7.
1291	 Portmann, Stresshaftung, S. 7.
1292	 BK OR-Brehm, Art. 41 N 70.
1293	 Portmann, Stresshaftung, S. 7.
1294	 Portmann, Stresshaftung, S. 7.
1295	 Zu den Einzelheiten siehe Weber, Personenschaden, S. 15 ff. m. H. a. die einschlägige 

Literatur.
1296	 Die Namen der Prozessparteien sind aus den anonymisiert publizierten Urteilen nicht 

ersichtlich. Die Namen sind aber aus den Medien bekannt (siehe z. B. Handelszeitung.ch 
vom 31.1.2023: «Nestlé zieht Urteil im Mobbing-Fall Motarjemi nicht weiter»; Le Temps 
vom 1.2.2023, S. 11: «Le bras de fer judiciaire entre Nestlé et Yasmine Motarjemi trouve 
son épilogue»; Tages-Anzeiger vom 2.2.2023, S. 2: «Ex-Kaderfrau zwingt Weltkonzern 
zur Kapitulation»; SRF-Sendung 10 vor 10 vom 16.2.2023).

1297	 Steiger-Sackmann, Haftungsklagen, Kap. 2.3.1.
1298	 Steiger-Sackmann, Haftungsklagen, Kap. 1.
1299	 CHF 2’515’306.00 – CHF 385’148.00 – CHF 19’494.00 = CHF 2’110’664.00 (Cour d’appel 

civile du Canton de Vaud - arrêt HC/2022/481 du 29.11.2022 E. 6 [PT11.049824-210907-
211453 623]). Weil Motarjemi mit ihrer Klage 2011 freiwillig («à bien plaît») «nur» 
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v. Nestlé haben die Gerichte hinsichtlich des Kausalzusammenhangs auf 
die ärztlichen Berichte und die Gerichtsgutachten abgestellt, ohne sich auf 
epidemiologische Erkenntnisse abzustützen.1300

Sofern die Schwere der Verletzung es rechtfertigt und diese nicht anders 
wiedergutgemacht worden ist, haben in ihrer Persönlichkeit widerrechtlich 
verletzte Arbeitnehmenden einen Anspruch auf Genugtuung (Art. 49 Abs. 1 
OR).1301 Motarjemi wurde die geforderte Genugtuung in symbolischer Höhe 
von CHF 1.00 (zzgl. Zins von 5 %) vom Gericht zugesprochen.1302 Bei Verlet-
zungen durch psychosoziale Überlastung sind bereits Genugtuungen zwi-
schen CHF 5’000 und CHF 15’000 zugesprochen worden.1303

Es gehört zum Sachverhalt, ob ein Schaden entstand und in welcher 
Höhe dieser eintrat.1304 Er ist so konkret wie möglich zu ermitteln.1305 Der 
Schaden ist von den Arbeitnehmenden zu beweisen, die allenfalls von einer 
Reduktion des Beweismasses nach Art. 42 Abs. 2 OR profitieren.1306

C.	 Pflichtverletzung
1.	 Einführung

Die Arbeitgebenden sind gemäss Art. 328 Abs. 1 OR zur allgemeinen Fürsorge 
gegenüber den Arbeitnehmenden verpflichtet, was im Wesentlichen bedeutet, 
dass sie alles zu unterlassen haben, was bei den Arbeitnehmenden einen Scha-
den bewirken könnte.1307 Art. 328 Abs. 2 OR dagegen verpflichtet die Arbeit-
gebenden zu einem Handeln.1308

Art. 328 Abs. 2 OR verpflichtet die Arbeitgebenden, die erforderlichen, 
geeigneten und zumutbaren Massnahmen zu ergreifen, um die Arbeitneh-
menden vor Gesundheitsschädigungen zu schützen, die sich aus der Berufs-
ausübung ergeben.1309

CHF 2,0 Mio. zzgl. Zins gefordert hatte, wurde ihr nur diese Summe gerichtlich zu-
gesprochen (Steiger-Sackmann, Haftungsklagen, Kap. 2.3.1).

1300	 Vgl. Steiger-Sackmann, Haftungsklagen, Kap. 2.4.
1301	 Siehe Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 17a zur Kasuistik betreffend die 

Genugtuung wegen Gesundheitsstörungen infolge von psychosozialen Belastungen 
am Arbeitsplatz.

1302	 Steiger-Sackmann, Haftungsklagen, Kap. 2.6.
1303	 Vgl. die Beispiele bei Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 16.
1304	 BK OR-Brehm, Art. 41 N 70.
1305	 BGE 129 III 135 E. 4.2.1, bestätigt in BGer-Urteil 4A_605/2019 vom 27.5.2020 E. 5.4.
1306	 Portmann, Stresshaftung, S. 7.
1307	 BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 E. 5.2.1.
1308	 Letsch, N 112.
1309	 BGE 132 III 257 E. 5.2.

184 Teil 4:  Kausalität: Psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz

https://perma.cc/V8YA-PNP8
https://perma.cc/V8YA-PNP8
https://perma.cc/94GT-C2YR
https://perma.cc/NF64-J3B7
https://perma.cc/F6AN-PRJP
https://perma.cc/F6AN-PRJP
https://perma.cc/JT5W-TR4P
https://perma.cc/JT5W-TR4P
https://perma.cc/JT5W-TR4P
https://perma.cc/2T4F-4MCB
https://perma.cc/FB5H-P9V5
https://perma.cc/N2N4-Y9QH
https://perma.cc/GYG2-YC73


Art. 6 Abs. 1 ArG kann zur Konkretisierung von Art. 328 Abs. 2 OR herangezo-
gen werden,1310 auch wenn das Arbeitsverhältnis nicht dem Arbeitsgesetz 
untersteht und die Bestimmungen des ArG nicht direkt anwendbar sind (vgl. 
Art. 342 Abs. 2 OR).1311 Gleichwohl ist es gemäss Bundesgericht nicht ausge-
schlossen, dass Art. 328 Abs. 2 OR den Arbeitgebenden weiterreichende Pflich-
ten auferlegt, als sie die öffentlichrechtlichen Normen vorsehen.1312

Wenn die Reichweite einer Gesetzesnorm nicht genau geklärt ist, ver-
unsichert das etwas, weil die Arbeitgebenden nicht genau wissen, ob die 
ergriffenen Sicherheitsmassnahmen den gesetzlichen Anforderungen genü-
gen.1313 Jedenfalls sind sie verpflichtet, ihren Betrieb laufend auf Gefahren-
quellen hin zu überprüfen und Massnahmen zu ergreifen, wenn sie Gefahren 
entdecken.1314

2.	 Massnahmen des Gesundheitsschutzes

Nach Art. 328 Abs. 2 OR sind darunter insbesondere Massnahmen der Arbeits-
organisation, der Instruktion, des Einsatzes an geeigneter Stelle, der zweck-
mässigen Festlegung des Stundenplanes und des Arbeitsablaufes, der Über-
wachung und der Leitung zu verstehen, wozu auch Massnahmen gegen die 
Auswirkungen von psychosozialer Belastung und gegen Mobbing gehören.1315 
Die Arbeitgebenden dürfen Arbeit nicht so organisieren oder die Arbeitneh-
menden nicht so mit Arbeit belasten, dass deren Gesundheit geschädigt oder 
gefährdet wird.1316

Die Arbeitnehmenden dürfen weder qualitativ noch quantitativ derart 
belastet werden, dass auf die Dauer ihre physische oder psychische Gesund-
heit beeinträchtigt wird.1317 Die Arbeitgebenden sind entsprechend verpflich-

1310	 Art. 6 Abs. 1 ArG und Art. 328 Abs. 2 OR stimmen teilweise sogar wörtlich überein (vgl. 
dazu Bitterli/Reinacher, Art. 6–7 ArG N 3 ff. und SHK-Scheidegger/Pitteloud, 
Art. 6 N 12 ff.).

1311	 BGE 132 III 257 E. 5.4.
1312	 Müller/Inauen, S. 175 m. H. a. BGE 132 III 257 E. 5.4.5.
1313	 Müller/Inauen, S. 175 Fn. 13.
1314	 Vgl. Müller/Inauen, S. 175 Fn. 13.
1315	 Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 4; von Trotha, S. 113.
1316	 Welche Massnahmen bei psychosozialen Belastungen geeignet sind, um Gesundheits-

störungen zu verhindern, erläutert Steiger-Sackmann, psychische Gesundheitsri-
siken, N 462 ff., im Detail. Siehe zur Thematik auch Streiff / von Kaenel / Rudolph, 
Art. 328 N 15 m. H. a. Petermann, S. 1 ff., und SHK-Scheidegger/Pitteloud, Art. 6 
N 21 ff.

1317	 BGer-Urteil 2P.251/2001 vom 14.6.2002 E. 5.3 m. H. a. Tschudi, S. 33 ff. Siehe zur Pflicht 
der Arbeitgebenden, die kranke Arbeitnehmende vor sich selbst zu schützen und ihr 
unter Umständen auch gegen ihren Willen die Weiterarbeit zu verbieten, Pärli/Hug.
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tet, die Arbeitsumgebung und die Arbeitsabläufe einschliesslich der Vertei-
lung der Arbeit so auszugestalten bzw. zu organisieren, dass eine über-
mässige Beanspruchung der Arbeitnehmenden vermieden wird.1318

Das Bundesverwaltungsgericht entwickelte ein Prüfschema, um heraus-
zufinden, ob es die Arbeitgebenden pflichtwidrig unterlassen haben, die Ge-
sundheit der Arbeitnehmenden zu schützen:1319
—	Anzeichen einer übermässigen arbeitsbezogenen Beanspruchung;
—	Erkennbarkeit der Überbeanspruchung für die Arbeitgebenden; und
—	Notwendigkeit, Eignung und Zumutbarkeit von Massnahmen.

Die Anzeichen einer übermässigen arbeitsbezogenen Beanspruchung lassen 
sich — mit zunehmender Generalisierung — in drei Kategorien einteilen: 1320

1.	 Zeichen, die die Arbeitnehmende selbst aussendet;
2.	 Zeichen, die sich aus der Tätigkeit der Arbeitnehmenden ergeben; und
3.	 Zeichen, die sich aus der Arbeitsumgebung der Arbeitnehmenden ab-

leiten lassen.

Ob Arbeitgebende ein Risiko hätte erkennen müssen, betrifft das Verschul-
den, weil die Frage beantwortet wird, ob die Unterlassung den Arbeitgeben-
den vorwerfbar ist oder nicht.1321 Das Verschulden der Arbeitgebenden wird 
vermutet; sie können den Entlastungsbeweis erbringen (Art. 97 abs. 1 OR).

3.	 Informationspflicht der Arbeitnehmenden

Arbeitnehmende sind gestützt auf ihre Treuepflicht (Art. 321a OR) sowie grund-
sätzlich bereits nach dem Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 2 ZGB) ver-
pflichtet, ihren Arbeitgebenden über die wesentlichen Aspekte ihrer Arbeits-
tätigkeit zu berichten und sie über die wesentlichen Vorkommnisse im Betrieb 
zu informieren.1322

Die Arbeitnehmenden sind zudem gemäss Art. 6 Abs. 3 ArG zur Mitwir-
kung beim Gesundheitsschutz und der Unfallverhütung verpflichtet. Art. 10 
Abs. 1 ArGV 3 konkretisiert, dass die Arbeitnehmenden die Weisungen der 
Arbeitgebenden betreffend den Gesundheitsschutz befolgen und die allgemein 

1318	 BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 E. 5.2.1.
1319	 BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 E. 5.2.1.
1320	 Vgl. von Trotha, S. 138.
1321	 Siehe dazu hinten Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastun-

gen am Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 4: Haftpflichtrecht, Arbeitsvertrag-
liche Haftung, Verschulden.

1322	 Statt Vieler BSK OR I-Portmann/Rudolph, Art. 321a N 12.
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anerkannten Regeln berücksichtigen müssen. Stellen die Arbeitnehmenden 
Mängel fest, die die Gesundheitsvorsorge beeinträchtigen, müssen sie sie un-
verzüglich beseitigen oder den Arbeitgebenden melden, sofern sie dazu nicht 
befugt oder nicht in der Lage sind (Art. 10 Abs. 2 ArGV 3).

Ob die Arbeitnehmenden verpflichtet sind, eine übermässige Arbeitsbe-
lastung mitzuteilen, ist bisher weder vom Bundesverwaltungs- noch vom Bun-
desgericht entschieden worden.1323 Hängen der Mangel im Gesundheitsschutz-
dispositiv und der Gesundheitszustand der Arbeitnehmenden zusammen, 
wird eine Informationspflicht verneint, weil der Schutz der Persönlichkeit der 
Arbeitnehmenden Vorrang hat, solange sie die Arbeitskraft nicht negativ 
beeinflusst.1324 Nach Steiger-Sackmann besteht eine Obliegenheit1325, die 
Arbeitgebenden über eine andauernde übermässige Arbeitsbelastung zu in-
formieren, mit der Begründung, dass die Arbeitgebenden nur dann schützend 
tätig werden können, wenn sie informiert sind.1326

4.	 Wissen um Fehlbelastung1327

Im vom Bundesverwaltungsgericht beurteilten Fall hatte die Juristin im Staats-
sekretariat für Migration (SEM) anlässlich der jährlich stattfindenden Perso-
nalgespräche in verschiedener Hinsicht die ungenügende Arbeitsorganisation 
gerügt und auf die ihrer Ansicht nach (zu) hohe Arbeitsbelastung hingewiesen 
sowie mitgeteilt, deswegen in ärztlicher Behandlung zu sein und die Arbeits-
belastung ohne Antidepressiva auf Dauer nicht zu ertragen.1328 Ihr Vorgesetz-
ter beim SEM hatte festgehalten, dass die Probleme mit der (zu) hohen Ge-
schäftslast und die unbefriedigende Ressourcensituation bekannt seien und 
diesbezüglich Handlungsbedarf bestehe.1329

1323	 BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 E. 5.2.2.
1324	 Rehbinder/Stöckli, Art. 321a N 9; Portmann, Stresshaftung, S. 10; Petermann, S. 7 

und 10; vgl. dazu auch BVerwGer-Urteil A-5326/2015 vom 24.8.2016 E. 7.3.3.
1325	 Pflichten und Obliegenheiten unterscheiden sich insbesondere dahingehend, dass 

Obliegenheiten nicht gerichtlich durchsetzbar sind und bei Verletzung keine Scha-
denersatzansprüche entstehen, aber regelmässig Rechtsnachteile, vor allem den Ver-
lust einer günstigen Rechtsposition, zur Folge haben (Schwenzer/Fountoulakis, 
N 4.27).

1326	 Steiger-Sackmann, psychische Gesundheitsrisiken, N 747 und 754; OGer ZH-Urteil 
LA150023 vom 13.11.2015 E. 1.

1327	 Dieser Entscheid ist nicht nur für das öffentliche Personalrecht, sondern ebenfalls für 
das zivile Arbeitsrecht massgebend, weil die Pflichtverletzung gemäss Art. 6 Abs. 2 BPG 
nach Art. 328 OR zu beurteilen war (vgl. BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 
E. 5.2.1).

1328	 BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 E. 5.3.
1329	 BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 E. 5.3.
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Das Bundesverwaltungsgericht erwog:

«Aufgedrängt hätte sich insbesondere, eine arbeitsmedizinische Abklärung 
durchzuführen und gestützt darauf die allenfalls erforderlichen Massnahmen 
zur Verringerung der Arbeitsbelastung bzw. der damit verbundenen gesund-
heitlichen Folgen zu treffen. Dabei wäre es […] zunächst darum gegangen, auf 
der Grundlage der vorliegenden Anhaltspunkte festzustellen, ob überhaupt 
eine übermässige arbeitsbezogene Gefährdung bzw. (bereits) Beeinträchtigung 
der Gesundheit besteht, ob allenfalls weitere (private) Faktoren Reflexwirkung 
zeigen und welche Massnahmen vom Arbeitgeber somit hätten getroffen wer-
den können und müssen.»

Gemäss Bundesverwaltungsgericht lagen somit hinreichende Anhaltspunkte 
für eine arbeitsbezogene Gesundheitsgefährdung vor und das SEM wäre ent-
sprechend seiner Fürsorgepflicht sowie gemäss Art. 3 Abs. 3 ArGV 3 verpflichtet 
gewesen, nähere Angaben zu verlangen, eine arbeitsmedizinische Abklärung 
vorzunehmen und gestützt darauf soweit erforderlich Abhilfe zu schaffen.1330

5.	 Tätigkeitsimmanente Belastung

Berufe und Arbeitstätigkeiten sind mit Belastungen verbunden, die jeweils 
dazu gehören und nicht vermieden werden können, weshalb sie tätigkeits-
immanent genannt werden. Die tätigkeitsimmanenten Belastungen seien 
demnach von übermässigen Belastungen abzugrenzen: Tätigkeitsimmanente 
Belastungen, die mit der Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten zusam-
menhängen, seien von den Arbeitnehmenden grundsätzlich hinzunehmen, 
und die Arbeitgebenden können dafür nicht in die Verantwortung genommen 
werden.1331

Allerdings sind auch bei den tätigkeitsimmanenten Belastungen die indi-
viduellen Umstände der betroffenen Arbeitnehmenden zu berücksichtigen, 
weil der Umfang der Fürsorgepflicht vom Standpunkt der betroffenen Person 
aus und nicht aus objektiver Sicht einer durchschnittlichen arbeitnehmenden 
Person zu betrachten ist.1332 Deshalb darf von den Arbeitnehmenden nicht per 
se verlangt werden, sie müssten die durchschnittlichen Belastungen aushalten.

Da die Arbeitgeber:innen die Besonderheiten des jeweiligen Arbeits-
verhältnisses zu berücksichtigen haben, kann sich eine erhöhte Fürsorge-
pflicht ergeben, weshalb z. B. bei Rauchallergiker:innen weitergehende (prä-
ventive) Schutzmassnahmen zu treffen sind: Massnahmen zum Schutz von 

1330	 BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 E. 5.3.
1331	 Rehbinder/Stöckli, Art. 328 N 5; Portmann, Stresshaftung, S. 4.
1332	 BVerwGer-Urteil A-4147/2016 vom 4.8.2017 E. 7.4.2.
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«gewöhnlichen» Nichtraucher:innen reichen nicht aus, um die Gesundheit des 
betroffenen Arbeitnehmers angemessen zu schützen.1333 A fortiori haben die 
Arbeitgebenden gerade auch bei tätigkeitsimmanenten Belastungen beson-
deren Fürsorgepflichten.1334

Bei tätigkeitsimmanenten Belastungen soll sich die Frage einer Pflicht-
verletzung erst dann stellen, wenn die Belastungen weiter gehen, als durch 
den Zweck des Arbeitsvertrages unbedingt geboten ist.1335 Das Zürcher Ober-
gericht führte betreffend einen Betreuer in einer Einrichtung für Asylsuchende 
aus, «dass es in einer Unterkunft für besonders renitente und schwierige Asyl-
bewerber immer wieder zu Auseinandersetzungen unter den Bewohnern oder 
mit Betreuern kommt. Ein dort tätiger Betreuer muss daher in Kauf nehmen, dass 
die Bewohner sich frech und provozierend benehmen, widersetzlich sind und 
gegen ihn auch verbal ausfällig und aggressiv werden. Dazu sind auch während 
eines Disputs leicht hingeworfene, verbale Drohungen zu rechnen. Dies ist Teil der 
tätigkeitsimmanenten Belastung, die ein Betreuer in einer solchen Institution 
aushalten können muss und was auch die Arbeitgeberin voraussetzen kann.»1336

Etwas seltsam mutet das Argument des Zürcher Obergerichts an, wonach 
aus dem Umstand, dass ein Gesundheitsschaden eingetreten ist, nicht der 
Schluss gezogen werden dürfe, dass die Belastung am Arbeitsplatz die normale 
tätigkeitsimmanente Belastung überschritten habe.1337 So als ob es dazuge-
hört, dass die Gesundheit durch die Arbeit beeinträchtigt wird. Das Zürcher 
Obergericht hat überdies ein sehr weitreichendes Verständnis von tätigkeits-
immanenten Belastungen von Betreuungspersonen in Asylunterkünften:

«Körperliche Angriffe und ernsthafte Bedrohungen an Leib und Leben können 
hingegen nicht mehr als normale, tätigkeitsimmanente Belastungen eines 
Arbeitnehmers gelten.»1338

Tätigkeitsimmanente Belastungen werden oftmals im Kontext der Pflichtver-
letzung diskutiert.1339 Dabei sind sie dogmatisch dem Kausalzusammenhang 
zuzuordnen, weil in Wahrheit diskutiert wird, ob die Arbeitnehmenden in die 
tätigkeitsimmanenten Belastungen eingewilligt haben und diese Einwilligung 

1333	 BGE 132 III 257 E. 5.5.
1334	 Portmann, Stresshaftung, S. 8.
1335	 OGer ZH-Urteil LA150023 vom 13.11.2015 E. 1.
1336	 OGer ZH-Urteil LA150023 vom 13.11.2015 E. 3.2.
1337	 OGer ZH-Urteil LA150023 vom 13.11.2015 E. 3.2.
1338	 OGer ZH-Urteil LA150023 vom 13.11.2015 E. 3.2.
1339	 Art. 328 Abs. 2 OR verlangt von Arbeitgebenden den Schutz der Gesundheit, soweit es 

ihnen mit Rücksicht auf das einzelne Arbeitsverhältnis und die Natur der Arbeits-
leistung billigerweise zugemutet werden kann.
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den adäquaten Kausalzusammenhang zwischen Pflichtverletzung und Er-
krankung unterbricht.1340

D.	 Kausalität
1.	 Einführung

Damit ein Schadenersatzanspruch entsteht, muss zwischen einem Verhalten 
oder einem Vorgang und der Folge ein Zusammenhang bestehen.1341 Zwi-
schen den psychosozialen Belastungen am Arbeitsplatz und der Erkrankung 
muss ein Kausalzusammenhang bestehen. Dieser Kausalzusammenhang wird 
auch im Zivilrecht in den natürlichen und den adäquaten Kausalzusammen-
hang unterteilt.1342

Während die natürliche Kausalität auf Grund und Grenze der Haftpflicht 
hinweist, schafft die adäquate Kausalität die rechtliche Verbindung, verstan-
den als juristische Zurechnung.1343 Die Kausalität hat daher zum einen die 
Funktion, die Haftpflicht zu begründen, und zum anderen, die Haftpflicht 
zu begrenzen.1344

Zu unterscheiden ist dabei der Kausalzusammenhang zwischen der 
Handlung und der Rechtsgutsverletzung (sog. haftungsbegründende Kausali-
tät) und der Erstverletzung und der Folgeverletzung (sog. haftungsausfüllende 
Kausalität):1345
—	Die haftungsbegründende Kausalität, z. B. zwischen dem Stockschlag 

und dem Beinbruch, ist regelmässig wenig problematisch.1346
—	Schwierigere Fragen wirft die haftungsausfüllende Kausalität auf, z. B. 

zwischen dem Beinbruch und der Wundinfektion, die während des Spi-
talaufenthalts eintritt und zusätzliche Kosten auslöst.1347

1340	 Siehe dazu hinten Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen 
am Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 4: Haftpflichtrecht, Arbeitsvertragliche 
Haftung, Kausalität, Unterbrechung der Kausalität.

1341	 BK OR-Brehm, Art. 41 N 103.
1342	 Vgl. BK OR-Brehm, Art. 41 N 103.
1343	 Gasser, S. 7.
1344	 Roberto, Rz. 06.01.
1345	 Die herrschende Schweizer Lehre trifft diese Unterscheidung nicht, sondern prüft viel-

mehr den notwendigen Kausalzusammenhang zwischen der schuldhaften Handlung 
und dem Schaden (siehe Roberto, Rz. 06.02 m. H. a. BK OR-Brehm, Art. 41 N 72 und 120.

1346	 Vgl. Roberto, Rz. 06.02.
1347	 Vgl. Roberto, Rz. 06.02.
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Sowohl bei der haftungsbegründenden als auch bei der haftungsausfüllen-
den Kausalität müssen der natürliche und der adäquate Kausalzusammen-
hang diskutiert und bejaht werden, damit ein Anspruch auf Schadenersatz 
entsteht.1348

2.	 Natürliche Kausalität

Der natürliche Kausalzusammenhang wird regelmässig anhand der sog. con-
ditio sine qua non-Formel festgestellt.1349 Für die natürliche Kausalität zwischen 
Ursache und Wirkung genügt es somit, dass ohne Ersteres Letzteres nicht ein-
getreten wäre, wobei nicht erforderlich ist, dass die Ursache die einzige oder 
die unmittelbarste Ursache für die Wirkung ist (Äquivalenztheorie).1350

Diese (Denk-)Formel hat eine (logische) Schwäche,1351 die am Beispiel der 
alternativen Kausalität aufgezeigt werden soll:

«Ein Eisenbahnunglück wird in der Weise von zwei Personen herbeigeführt, 
dass A dem Weichensteller ein Schlafmittel gibt, kurz darauf B unabhängig von 
A denselben Weichensteller fesselt, und dieser nun im Augenblick, da er die 
Weiche stellen müsste, infolge von Schlaf und Fesselung bewegungsunfähig 
ist, so dass ein Zusammenstoss erfolgt.»1352

Beide Personen könnten sich darauf berufen, dass ohne ihr Handeln das Un-
glück in genau derselben Weise (auf Grund der Tätigkeit des andern) eingetre-
ten wäre, und könnten sich damit der kausalen Verantwortung entledigen —       
ein zweifellos unsinniges Ergebnis.1353 Engisch bildete deshalb Kausalketten, 
um den natürlichen Kausalzusammenhang zu erfassen, deren Glieder «un-
tereinander in ihrer Aufeinanderfolge (natur-)gesetzmäßig verbunden»1354 sein 
mussten. An Hume und Mill anknüpfend, musste der Kausalverlauf zwischen 

1348	 Kieser/Landolt, N 493.
1349	 Roberto, Rz. 06.03.
1350	 BGer-Urteil 4A_558/2020 vom 18.5.2021 E. 7.1.
1351	 Puppe, Verursachung, S. 402 f.
1352	 Beispiel bei Engisch, S. 14.
1353	 Engisch, S. 14.
1354	 Engisch, S. 21.

haftungsbegründende  
Kausalität

haftungsausfüllende  
Kausalität

FolgeverletzungErstverletzungHandlung
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Ursache und Wirkung nun auf allgemeinen, empirisch begründeten Gesetzen 
beruhen,1355 was heute als Regularitätsthese bezeichnet wird.1356

Die natürliche Ursache muss lediglich eine hinreichende und nicht eine 
notwendige Bedingung der Folge sein.1357 Jede Handlung ist allerdings stets in 
notwendige Begleitumstände eingebettet, um eine hinreichende Bedingung 
für die Wirkung sein zu können.1358 Die Handlung als Ursache ist deshalb 
lediglich ein notwendiger Bestandteil der kausalen Erklärung, notwendig 
in dem Sinne, dass die Erklärung aufhört, nach Naturgesetzen schlüssig zu 
sein, wenn man diese Handlung aus der Erklärung (nicht aber aus der Welt) 
wegdenkt.1359

Würde man die Wirkung nicht als Zusammenspiel von hinreichender Ur-
sache und Gesetzmässigkeiten, sondern als Ergebnis eines Entwicklungspro-
zesses beschreiben, erklärte man Kausalität genetisch.1360 Viele stellen sich 
Kausalität als solchen kontinuierlichen oder genetischen Prozess, als eine 
Bewegung in Raum und Zeit, als Energiefluss oder als Impuls oder Ähnliches 
vor.1361 Selbstverständlich lassen sich natürliche Kausalprozesse oft als Aus-
breitung oder als Übertragung von Energie beschreiben, jedoch ist die Kon-
tinuität nicht immer gegeben, weil die Energieübertragung Lücken aufwei-
sen kann:

«Der Henker drückt auf einen Knopf, wodurch sich die Verriegelung einer Fall-
tür löst, auf der ein zum Tod verurteilter Delinquent steht.»1362

Zwar überträgt der Henker durch den Knopfdruck Energie, die den Mechanis-
mus in Gang setzt, der die Falltür öffnet.1363 Es ist aber nicht die Energie des 
Mechanismus, die auf den Körper des Delinquenten wirkt und ihm schliesslich 
das Genick bricht, sondern die Gravitation der Erde.1364 Die beiden Vorgänge 
sind nur durch den Umstand verbunden, dass die Falltür nach der Ingangset-
zung des Mechanismus das Gewicht es Delinquenten nicht mehr trägt.1365 
Man anerkennt den Knopfdruck trotzdem als ursächliche Handlung, weil 

1355	 Engisch, S. 18 ff.
1356	 Puppe, Verursachung, S. 402.
1357	 Puppe, Verursachung, S. 403 f. m. H. a. Hart/Honoré, S. 115 ff.
1358	 Puppe, Verursachung, S. 404 m. H. a. Hart/Honoré, S. 115 ff.
1359	 Puppe, Verursachung, S. 406.
1360	 Stegmüller, S. 155.
1361	 Puppe, Verursachung, S. 413 f.
1362	 Beispiel bei Puppe, Verursachung, S. 414.
1363	 Puppe, Verursachung, S. 414.
1364	 Puppe, Verursachung, S. 414.
1365	 Puppe, Verursachung, S. 414.
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nach dessen Betätigung alle Kausalverläufe, die das Leben des Delinquenten 
noch hätten retten können, keine Wirkung auf die Situation mehr haben.1366

Wenn psychosoziale Belastungen zu Erkrankungen bei Arbeitnehmen-
den führen, haben es Arbeitgebende oftmals unterlassen, ihre Schutzpflichten 
zu erfüllen.1367 Eine Unterlassung kann naturwissenschaftlich nie Ursache 
eines Erfolges sein,1368 kann aber nach allgemeiner Auffassung einer Hand-
lung gleichgestellt werden,1369 d. h. als Ursache eines Erfolges betrachtet wer-
den.1370 Bei den Fällen, in denen ein pflichtwidriges Unterlassen oder Dulden 
infrage steht, wird ein Verursachungsverhältnis normativ fingiert.1371 Die 
Beurteilung der natürlichen Kausalität bei Unterlassungen ist aus diesem 
Grund eine rein rechtliche.1372

Grundsätzlich besteht keine allgemeine Rechtspflicht, im Interesse ande-
rer tätig zu werden, weshalb das Unterlassen einer Handlung nur dann wider-
rechtlich ist, wenn das Gesetz ein Handeln verlangt.1373 Die Handlungspflicht ist 
haftpflichtrechtlich bedeutsam, wenn jemand verpflichtet wird, im Interesse 
der potenziell Geschädigten zu handeln, um die potenziell Geschädigten zu 
schützen.1374 Im Arbeitsverhältnis haben die Arbeitgebenden einerseits die 
Pflicht, die Gesundheit der Arbeitnehmenden zu schützen (Art. 328 OR). Ande-
rerseits setzen die Arbeitgebenden, die Arbeitsplätze haben, die psychosozial 
belastend sind, die Arbeitnehmenden einer Gefahr aus, weshalb sie grundsätz-
lich verpflichtet sind, Vorsichts- und Schutzmassnahmen zu ergreifen.1375

Die conditio sine qua non-Formel wird bei der Prüfung von Unterlassungen 
dahingehend modifiziert, dass man eine Hypothese aufstellt: Unterlassungen 
sind dann natürlich kausal für eine Wirkung, wenn der Schaden nicht einge-
treten wäre, hätte die dazu verpflichtete Person rechtmässig gehandelt.1376 

1366	 Siehe Puppe, Verursachung, S. 414 f.
1367	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen 

am Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 4: Haftpflichtrecht, Arbeitsvertragliche 
Haftung, Pflichtverletzung.

1368	 Siehe von Tuhr, S. 95.
1369	 Das Nichtverhindern eines schädlichen Erfolgs ist dem Herbeiführen des Schadens 

durch Handeln rechtlich gleichgestellt (von Tuhr, S. 96).
1370	 Roberto, Rz. 06.09.
1371	 Kieser/Landolt, N 493.
1372	 Kieser/Landolt, N 497 m. H. a. BGE 121 III 358 E. 5 und BGE 115 II 440 E. 5a. Siehe für 

das Sozialversicherungsrecht Scartazzini, S. 29.
1373	 BK-Brehm, Art. 41 N 56.
1374	 BGE 115 II 15 E. 3b.
1375	 Vgl. von Tuhr, S. 96.
1376	 BK OR-Brehm, Art. 41 N 108.
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Man stellt sich folgende Frage: Hat man Arbeitnehmende trotz des Wissens um 
die Gefahren ohne Schutzmassnahmen an psychosozial belastenden Arbeits-
plätzen belassen?

Die natürliche Kausalität muss auf naturwissenschaftlichen Kausalgeset-
zen beruhen, wobei gemäss Bundesgericht ein absoluter wissenschaftlicher 
Beweis nicht erforderlich ist:

«Es muss vielmehr genügen, wenn der Richter in Fällen, wo der Natur der 
Sache nach ein direkter Beweis nicht geführt werden kann, die Überzeugung 
gewinnt, dass die überwiegende Wahrscheinlichkeit für einen bestimmten 
Kausalverlauf spricht.»1377

Die Beweislast für Arbeitnehmende hinsichtlich des natürlichen Kausalzu-
sammenhangs wird insofern gemildert, als die Gerichte sich mit einer über-
wiegenden Wahrscheinlichkeit begnügen; ein bloss möglicher natürlicher 
Kausalzusammenhang genügt freilich nicht.1378

Wenn die Arbeitgebenden z. B. Arbeitsplätze mit hohem Job Strain in 
ihrem Betrieb haben, also Arbeitsplätze, die hohe Anforderungen und einen 
geringen Tätigkeitsspielraum kombinieren, oder ein Gastronomielokal be-
treiben, wissen sie um die Gefährlichkeit der Arbeitsplätze: Den Arbeitgeben-
den sind Erfahrungs- und arbeitsmedizinisches Fachwissen zuzurechnen.1379 
Wenn Arbeitgebende trotz des Wissens um die Gefahren keine hinreichen-
den Schutzmassnahmen ergriffen haben, sind Depressionen von Arbeitneh-
menden überwiegend wahrscheinlich durch den Arbeitsplatz verursacht 
worden. Epidemiologische Erkenntnisse sind — ebenso im Zivilrecht — für die 
Beweisführung der natürlichen Kausalität zwingend.1380

3.	 Adäquate Kausalität

Weil die natürliche Kausalität die Verantwortlichkeit der Haftpflichtigen nur 
ungenügend beschränken kann,1381 ist in der Auseinandersetzung mit der 
adäquaten Kausalität zu entscheiden, welche Ursachen rechtlich relevant 
sind.1382 Der Begriff der adäquaten Kausalität ist in allen Rechtsgebieten 
identisch:1383

1377	 BGE 107 II 269, E. 1b; BGE 107 II 426, E. 3b.
1378	 BGE 113 Ib 420, E. 3.
1379	 Vgl. BVerwGer-Urteil A-4147/2016 vom 4.8.2017 E. 7.4.2.
1380	 Ileri, S. 282.
1381	 Roberto, Rz. 06.36.
1382	 BK OR-Brehm, Art. 41 N 120.
1383	 Kieser/Landolt, N 540.
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Haftungsbegründend ist eine Ursache, wenn sie nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge und der allgemeinen Lebenserfahrung geeignet ist, den eingetrete-
nen Erfolg zu bewirken, so dass der Erfolgseintritt allgemein als durch die 
fragliche Ursache begünstigt erscheint.1384 Anhand der Adäquanz-Formel 
werden rechtlich relevante Ursachen identifiziert, die generell geeignet sind, 
Wirkungen der eingetretenen Art herbeizuführen.1385 Die Adäquanz soll da-
bei anhand einer objektiv-nachträglichen Prognose beurteilt werden, bei der 
die subjektive Voraussehbarkeit angeblich keine Rolle spielen soll.1386

Die generalisierende Betrachtung generiert aber kein objektives Ergebnis: 
Aus ihr ergibt sich vielmehr eine Unbestimmtheit, ja sogar eine Willkürlich-
keit,1387 weil das Ergebnis davon abhängt, was als eine Ursache, und was als 
eine Wirkung betrachtet wird.1388 Nach welchen Kriterien Ursache und Wir-
kung generalisiert werden,1389 hat entscheidenden Einfluss auf das Ergebnis 
der Adäquanzbeurteilung,1390 was aber geflissentlich ausgeblendet wird. 
Hinzu kommt, dass die Wirkung — im Widerspruch zur generalisierenden Be-
trachtung — keineswegs typisch oder regelmässig zu erwarten sein muss; es 
können sogar ausserordentliche, ungewöhnliche, singuläre oder auch seltene 
Folgen adäquat im rechtlichen Sinn sein.1391 Kurzum: Die Adäquanz wird 
hauptsächlich anhand der praktischen Vernunft respektive des sog. gesunden 
Menschenverstands beurteilt.1392

Bevor ich Kritik an der Adäquanztheorie übe, nehme zunächst weitere 
Probleme in den Blick, die sich bei der rechtlichen Bewertung des Kausalzu-
sammenhangs stellen können.

4.	 Unterbrechung der Kausalität
a)	 Vorbemerkungen

Im Fall Motarjemi v. Nestlé machte die Beklagte (Nestlé) geltend, Per-
sönlichkeitsmerkmale der Klägerin (Motarjemi) hätten jeden möglichen 

1384	 Statt Vieler Roberto, Rz. 06.37.
1385	 BK OR-Brehm, Art. 41 N 122a.
1386	 BGE 119 Ib 334 E. 5b; BGE 112 II 439 E. 1d; BGE 101 II 69 E. 3; BGer-Urteil 5C.61/2004 vom 

26.4.2005 E. 5.4.
1387	 Siehe Weitnauer, S. 334 f.
1388	 Vgl. Roberto, Rz. 06.55. Bei der Festsetzung des Studiendesigns besteht ein Ermes-

sensspielraum (vgl. Weitnauer, S. 336 m. H. a. von Kries, S. 212 f. und 219).
1389	 Eine Wirkung ist umso wahrscheinlicher, je mehr diese generalisiert wird (Roberto, 

Rz. 06.55 m. H. a. Radbruch, Verursachung, S. 15; vgl. auch Weitnauer, S. 336 m. H. a. 
von Kries, S. 212 f. und 219).

1390	 Roberto, Rz. 06.56; ausführlich dazu Weitnauer, S. 336 ff.
1391	 Roberto, Rz. 06.36.
1392	 Weitnauer, S. 336 f.
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Kausalzusammenhang unterbrochen. Nestlé argumentierte, die geltend ge-
machten psychosoziale Belastung seien nicht geeignet, normal konstituierten 
Arbeitnehmenden einen Gesundheitsschaden zuzufügen, wie ihn Motarjemi 
erlitten hatte.1393

Nestlé brachte also das Argument vor, dass der Kausalzusammen-
hang durch die Konstitution Motarjemis unterbrochen wurde: Eine bishe-
rige Ursache kann durch eine neue Ursache abgelöst werden,1394 so dass die 
bisherige Ursache nicht mehr rechtserheblich erscheint und in den Hinter-
grund tritt.1395

Eine neue Ursache kann den Kausalverlauf nur dann unterbrechen,1396 
wenn sie eine erhebliche Intensität aufweist und selten auftritt.1397 Die Unvor-
hersehbarkeit genügt für sich allein aber noch nicht.1398 Der Kausalverlauf 
wird nur dann von einer Ursache unterbrochen, wenn sie derart ausserge-
wöhnlich ist, dass man nicht darauf gefasst ist.1399 Diese Beurteilung ist aus 
Sicht eines «neutralen Dritten» vorzunehmen und für die Beantwortung von 
technischen Fragen ist die Expertise von sachverständigen Personen einzu-
holen.1400

b)	 Körperliche Prädisposition
Weil verschiedene Menschen unterschiedlich auf vergleichbare Belastungen 
reagieren, können diese Belastungen für die einzelnen Arbeitnehmenden 
beanspruchend, herausfordernd oder überfordernd sein.1401 Deshalb können 
auch die Wirkungen von arbeitsorganisatorischen Massnahmen nicht gene-
rell oder umfassend vorhergesagt werden.1402 Eine bereits angeschlagene 

1393	 Steiger-Sackmann, Haftungsklagen, Kap. 2.4.
1394	 BGE 116 II 519 E. 4b; BGer-Urteil 4C.193/2000 vom 26.9.2001 E. 4d.
1395	 BGE 130 III 182 E. 5.4; BGer-Urteil 5A_16/2020 vom 18.8.2020 E. 5.2. Das Bundesgericht 

ist sich natürlich bewusst, dass ein Kausalzusammenhang nicht wörtlich unterbro-
chen wird, wenn es die Adäquanz einer Ursache verneint (siehe BGE 86 IV 153 E. 1).

1396	 Schwenzer/Fountoulakis wollen auf das Konzept der Unterbrechung des Kausal-
verlaufs ganz verzichten, weil es Art. 44 OR auch bei grobem Selbstverschulden er-
laubt, die Leistungspflicht abzulehnen (siehe Schwenzer/Fountoulakis, N 20.05). 
Ein leichtes Selbstverschulden der Arbeitnehmenden führt in der Regel zu einer 
Herabsetzung der Haftpflicht (Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 16).

1397	 BGer-Urteil 4C.6/2001 vom 30.5.2001 E. 2a. 
1398	 BGer-Urteil 4C.6/2001 vom 30.5.2001 E. 2a.
1399	 BGer-Urteil 2C_218/2018 vom 18.12.2018 E. 4.1; BGer-Urteil 5A_16/2020 vom 18.8.2020 

E. 5.2.
1400	 BGer-Urteil 4A_472/2017 vom 11.7.2018 E. 5.3.1; BGer-Urteil 6B_987/2018 vom 27.12.2018 

E. 1.3.1.
1401	 Rossbach/Löffler/Mayer-Popken/Konietzko/Dupuis, S. 8.
1402	 von Trotha, S. 116.
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Gesundheit der Arbeitnehmenden und eine körperliche Prädisposition un-
terbrechen den Kausalzusammenhang i. d. R. aber nicht.1403 Nach richtiger 
Ansicht hat diejenige Person, die rechtswidrig einen gesundheitlich ge-
schwächten Menschen verletzt, grundsätzlich kein Recht darauf, so gestellt 
zu werden, als ob sie einen gesunden Menschen geschädigt hätte.1404

Die Regel lautet:

«Der Schädiger hat keinen Anspruch auf einen durchschnittlich widerstands-
fähigen Geschädigten.»1405

In dieser Konstellation bleiben die Haftpflichtigen für die Folgen verantwort-
lich, selbst wenn der krankhafte Vorzustand den Eintritt des Schadens be-
günstigt oder dessen Ausmass vergrössert hat.1406

Hätte sich die körperliche Prädisposition1407 — mit Sicherheit oder doch 
mit hoher Wahrscheinlichkeit — auf die vermögensrechtlichen Folgen der ge-
schädigten Person ausgewirkt, ist dieser Umstand im Rahmen der Schadens-
berechnung (Art. 42 OR) oder der Schadenersatzbemessung (Art. 43/44 OR) 
zu berücksichtigen.1408 Wenn die Unterbrechung des Kausalzusammenhangs 
anhand des sog. hypothetischen Kausalzusammenhangs diskutiert wird, 
wird folglich — aus dogmatischer Sicht — kein Problem der Kausalität disku-
tiert, sondern eine Schadensberechnung und eine wertende Schadenszu-
rechnung vorgenommen.1409

c)	 Selbstverschulden
Hat der Geschädigte in die schädigende Handlung eingewilligt oder haben 
Umstände, für die er einstehen muss, auf die Entstehung oder Verschlimme-
rung des Schadens eingewirkt oder die Stellung des Ersatzpflichtigen sonst 
erschwert, so kann der Richter die Ersatzpflicht ermässigen oder gänzlich 
von ihr entbinden (Art. 44 Abs. 1 OR).

1403	 Siehe bspw. BGer-Urteil 6B_466/2016 vom 23.3.2017 E. 3.4.3 und BGer-Urteil 4A_591/2015 
vom 6.7.2015 E. 2.7; differenzierend BK OR-Brehm, Art. 44 N 55.

1404	 Roberto, Rz. 06.20.
1405	 Roberto, Rz. 06.21.
1406	 BGer-Urteil 4A_430/2019 vom 9.12.2019 E. 2.4.
1407	 Die körperliche Prädisposition wird nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung als 

mitwirkender Zufall betrachtet (BGer-Urteil 4A_430/2019 vom 9.12.2019 E. 2.4).
1408	 BK OR-Brehm, Art. 41 N 128a; BGE 131 III 12 E. 4; BGer-Urteil 4A_430/2019 vom 9.12.2019 

E. 2.4. Es ist darauf zu achten, dass die körperliche Prädisposition nicht doppelt be-
rücksichtigt wird (siehe Studhalter, Konstitutionelle Prädisposition, S. 630 f.).

1409	 Roberto, Rz. 06.17.
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Der Kausalzusammenhang kann durch ein schuldhaftes Verhalten der ge-
schädigten Person selbst unterbrochen werden.1410 Das Verschulden der 
Arbeitnehmenden muss derart intensiv sein, dass es das Verschulden der 
Arbeitgebenden als unbedeutend erscheinen lässt.1411 Es wird z. B. die Ansicht 
vertreten, dass der Kausalzusammenhang unterbrochen wird, wenn die 
Arbeitnehmenden die Möglichkeit hatten, die Schädigung zu vermeiden, und 
sie die Schädigung bewusst hinnahmen.1412 Ein Selbstverschulden ist in die-
sen Konstellationen aber sehr zurückhaltend und nur dann anzunehmen, 
wenn die Gefahren offensichtlich sind und die Arbeitnehmenden gut aus-
gebildet und erfahren gewesen sind.1413

Allerdings darf nicht angenommen werden, die Arbeitnehmenden hätten 
kündigen können, um den psychosozialen Belastungen zu vermeiden: Wer 
den Arbeitsvertrag kündigt, um sich vor einer psychosozialen Überlastung zu 
schützen, muss durch ein eindeutiges (sic!) ärztliches Zeugnis (oder allenfalls 
durch andere geeignete Beweismittel) belegen, dass der betreffende Arbeits-
platz unzumutbar war.1414 Wird die Unzumutbarkeit des Arbeitsplatzes nicht 
nachgewiesen, gelten die Arbeitnehmenden, die zum Schutz ihrer Gesundheit 
gekündigt haben, als selbstverschuldet arbeitslos, was von der Arbeitslosen-
versicherung sanktioniert wird.1415. An einem psychosozial überlastenden 
Arbeitsplatz zu verbleiben, mag unvernünftig erscheinen;1416 das Verbleiben 
am Arbeitsplatz ist den Arbeitnehmenden jedoch nicht vorwerfbar, weil sie 
gezwungen sind, mit ihrer Arbeitskraft den Lebensunterhalt zu verdienen,1417 
und von ihnen nicht verlangt werden kann, auf das Einkommen des psycho-
sozial überlastenden Arbeitsplatzes zu verzichten.

1410	 BK OR-Brehm, Art. 41 N 136a.
1411	 Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 16; siehe auch BGE 116 II 519 E. 4b; BGer-

Urteil 4C.72/2004 vom 3.6.2005 E. 3.3.
1412	 BK OR-Brehm, Art. 41 N 139c.
1413	 BGE 98 II 23 E. 3. Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 16.
1414	 BGE 124 V 234, E. 4b/bb. Für eine psychisch bedingte Unzumutbarkeit verlangt das 

Bundesgericht neuerdings sogar eine «fachärztliche Bescheinigung», also ein Attest 
von einer Ärztin, einem Arzt mit einem einschlägigen Facharzttitel (vgl. BGer-Urteil 
8C_584/2020 vom 17.12.2020, E. 5.1 und E. 5.3).

1415	 Selbstverschuldete Arbeitslosigkeit führt zu einer Einstellung von ca. einem bis zwei 
Monatslöhnen (Art. 30 Abs. 1 Bst. a AVIG i. V. m Art. 44 Abs. 4 Bst. a AVIV). Arbeitslosen 
ist wiederum jede Arbeitstätigkeit zumutbar, sofern nicht eine der Voraussetzungen 
der Unzumutbarkeit erfüllt ist (vgl. Art. 16 AVIG).

1416	 Brehm möchte der geschädigten Person unvernünftiges Verhalten als grobes Ver-
schulden auslegen (vgl. BK OR-Brehm, Art. 41 N 130).

1417	 Vgl. Haas, N. 741.
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5.	 Unsichere und alternative und Kausalität

Das Problem der unsicheren Kausalität beschäftigt sich mit zwei Problemen: 
einerseits, ob sich zwei Ursachen gegenseitig ausschliessen, und anderer-
seits, ob und wie Teilursachen zusammenwirken.1418 Die überwiegende Lehre 
bejaht die Haftpflicht bei alternativer (Teil-)Kausalität.1419

Die alternative Kausalität ist ein Unterfall der unsicheren Kausalität.1420 
Roberto ist z. B. der Ansicht, dass bei Arbeitnehmenden in einer asbestver-
arbeitenden Fabrik, die regelmässig rauchen, angeblich unsicher ist, ob die 
Lungenkrebserkrankung auf die Asbestfaserbelastung am Arbeitsplatz oder 
auf den Konsum von Zigaretten zurückzuführen sei.1421

Allerdings ist das keine unsichere Kausalität. Vielmehr bleiben arbeits-
medizinische Erkenntnisse unberücksichtigt: Raucher:innen, die Asbest-ex-
poniert waren, hatten zwar ein wesentlich höheres Risiko für Lungenkrebs 
als Asbest-Exponierte, die nicht rauchten.1422 Das Rauchen ist beim asbest-
bedingten Lungen- oder Kehlkopfkrebs trotzdem keine rechtserhebliche 
ausserberufliche konkurrierende Ursache: Weder das Rauchen noch die 
Asbestexposition können hinweggedacht werden, ohne dass der Krebs ent-
fiele (conditio sine qua non).1423

Eine differenzierte Betrachtung der Kausalität, die auch epidemiologi-
sche arbeitsmedizinische Erkenntnisse miteinbezieht, ist keine probabilisti-
sche Kausalität.1424 Epidemiologische arbeitsmedizinische Erkenntnisse kön-
nen vielmehr dabei helfen, die Probleme der unsicheren und alternativen 
Kausalität rational und sachlogisch zu lösen.1425

1418	 Weber, Kausalität und Solidarität, S. 119. Zum Problem der ausschliessenden Kausalität 
siehe auch vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen 
am Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 4: Haftpflichtrecht, Arbeitsvertragliche 
Haftung, Kausalität, Natürliche Kausalität.

1419	 Widmer Lüchinger, S. 792.
1420	 Roberto, Rz. 06.30.
1421	 Roberto, Rz. 06.30. Zur Kausalität bei Asbestschäden ausführlich Widmer Lüchin-

ger, S. 777 ff.
1422	 Nienhaus/Brandenburg/Palsherm, Grundsätze, S. 14.
1423	 Nienhaus/Brandenburg/Palsherm, Grundsätze, S. 14, bestätigt in BGE 133 V 421 

E. 5.2.2.
1424	 Das Konzept der probabilistischen Kausalität gilt als überholt (siehe Roberto, 

Rz. 06.30 ff.).
1425	 Ileri, S. 281.
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6.	 Methodologische Kritik
a)	 Kritik an der Adäqua nztheorie

Man wirft der Adäquanzlehre vor, dass es keine regelmässigen Folgen einer 
Handlung gibt.1426 Eine adäquate Ursache ist — gemäss geläufiger Defini-
tion — jeder Umstand, der nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge und der 
allgemeinen Lebenserfahrung als geeignet erscheint, die eingetretene Folge 
zu bewirken, so dass der Eintritt dieser Folge als durch diesen Umstand 
begünstigt erscheint.1427 Wird die Ursache anhand der Adäquanzformel 
geprüft,1428 liegt die eigentliche Schwierigkeit in der Frage, nach welchem 
Massstab die Generalisierung vorgenommen wird.1429

Der Eintritt des Erfolgs ist umso wahrscheinlicher, je mehr der Erfolg 
generalisiert wird.1430 Wenn man erkannt hat, wie bedeutsam die subjektive 
Entscheidung ist, welches Beobachtungsfeld massgebend sein soll, erscheint 
es auch fragwürdig, die Kausalität nachträglich objektiv zu prognostizie-
ren.1431 Die für die Adäquanztheorie charakteristische Überzeugung, es gebe 
eine empirische, juristisch allgemeingültige Zurechnungsformel, ist inzwi-
schen der Einsicht gewichen, dass die haftpflichtrechtliche Zurechnung ein 
normatives Problem ist, das nicht losgelöst vom rechtlichen Zusammenhang 
gelöst werden kann, in den es eingebettet ist.1432

Die Adäquanzformel vermag vor allem deshalb nicht zu überzeugen, weil 
sie ein Sammelbecken für subjektive, teilweise diffuse Billigkeitserwägungen 
darstellt.1433 Solche diffusen Billigkeitserwägungen können das Erfordernis 
einer rationalen Entscheidung nicht ersetzen.1434 Eine rationale Entschei-
dung ist nicht nur für die Überzeugungskraft eines Entscheids, sondern auch 
für dessen Überprüfbarkeit ausschlaggebend.1435

1426	 Roberto, Rz. 06.54.
1427	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 2: Dogma-

tische Elemente, Vorbemerkungen.
1428	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 3: Begrenzungsfunktion, Methodologische 

Kritik, Wahrscheinlichkeit und Adäquanz.
1429	 Weitnauer, S. 336 m. H. a. von Kries, S. 212 f. und 219.
1430	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 2: Dogma-

tische Elemente, Vorbemerkungen.
1431	 Roberto, Rz. 06.56.
1432	 Stoll, S. 4.
1433	 Roberto, Rz. 06.58.
1434	 Roberto, Rz. 06.58.
1435	 Roberto, Rz. 06.59. Bemerkenswert ist zudem, dass der Hauptvertreter der Adäquanz-

theorie sie bei der haftungsbegründenden Kausalität für bedeutungslos heilt (Stoll, 
S. 20).
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b)	 Normzwecklehre/allgemeines Lebensrisiko

Sowohl in Kontinentaleuropa als auch in den angelsächsischen Ländern hat 
die Lehre vom Schutzzweck der Norm (Normzwecklehre) eine weit grössere 
Bedeutung als die Adäquanztheorie.1436

Bei der Normzwecklehre wird — im Gegensatz zur Adäquanztheorie —     
nicht auf die Wahrscheinlichkeit abgestellt.1437 Entscheidend ist vielmehr, 
ob die verletzten Verhaltenspflichten den eingetretenen Schaden verhüten 
wollten.1438 Der Normzweck kann die Vermutung rechtfertigen, dass zwi-
schen dem schuldhaften Normverstoss und der eingetretenen Folge der Art, 
wie sie durch die Norm verhindert werden soll, ein Kausalzusammenhang 
besteht.1439 Bei der Gefährdungshaftung sind z. B. jene Folgen zuzurechnen, 
die sich wegen der spezifischen Betriebsgefahr verwirklicht haben.1440 Es 
liegt dann am Betriebsinhaber, darzutun, dass auch bei Einhaltung der er-
forderlichen Sicherheitsbestimmungen der Erfolg nicht hätte verhindert 
werden können.1441

Als eigene, negative Zurechnungstheorie verstanden,1442 kann man sich 
fragen, ob sich ein allgemeines Lebensrisiko verwirklicht hat.1443 Das Bun-
desgericht wendete diese Theorie bereits vor über 100 Jahren einmal an:

Dem Geschädigten wurde im Spital ein Verband angelegt, der in Alkohol 
getränkt war.1444 Während eines Spaziergangs im Spitalgarten sprang ein 
Funke auf den Verband über, als sich einer anderer Patient eine Zigarette 
anzündete.1445 Der Verband fing Feuer und fügte dem Geschädigten schwere 
Verbrennungen zu.1446 Das Bundesgericht erachtete das nicht als allgemeines 
Lebensrisiko, weil der Alkoholverband ohne Erstverletzung nicht notwendig 
geworden wäre, weshalb der für die Erstverletzung Haftpflichtige auch für 
die Brandfolgen haftete.1447

1436	 Siehe Stoll, S. 3 ff.
1437	 Roberto, Rz. 06.64.
1438	 Roberto, Rz. 06.64.
1439	 Siehe Stoll, S. 23 f.
1440	 Roberto, Rz. 06.65.
1441	 Stoll, S. 24.
1442	 Roberto, Rz. 06.71.
1443	 Vgl. Roberto, Rz. 06.67 ff.
1444	 BGE 43 II 241 Sachverhalt A.
1445	 BGE 43 II 241 Sachverhalt A.
1446	 BGE 43 II 241 Sachverhalt A.
1447	 BGE 43 II 241 E. 2.
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Im Wesentlichen muss eine Vorhersehbarkeitsprüfung im Kontext der ver-
letzten Norm stattfinden.1448 Das Ereignis «an sich» muss geeignet sein, einen 
Erfolg der eingetretenen Art herbeizuführen.1449 Die Vorhersehbarkeit ist ge-
geben, wenn im Unterlassungszeitpunkt erkennbar war, dass pflichtwidriges 
Verhalten geeignet ist, den eingetretenen Schaden zu bewirken.1450 Aufgrund 
der neuen arbeitsmedizinischen Erkenntnisse darf angenommen werden, 
dass psychosoziale Belastungen eine Depression verursachen können.1451 
Weil die Arbeitgebenden verpflichtet sind, die Arbeitnehmenden vor psycho-
sozialer Überlastung zu schützen, ist die Haftpflicht grundsätzlich zu bejahen, 
wenn die erforderlichen Schutzmassnahmen nicht ergriffen worden sind.

c)	 Kritik an der tätigkeitsimmanenten Belastung
Mit dem Begriff der «tätigkeitsimmanenten Belastung» wird das Ergebnis der 
rechtlichen Bewertung vorweggenommen: Man will den beruflichen Einfluss 
als für die Zweckverfolgung des Arbeitsverhältnisses geboten betrachten, 
weshalb der berufliche Einfluss als normal und durch die Arbeitnehmenden 
hinzunehmen eingeordnet wird.1452 Dabei werden die beruflichen Einflüsse 
generalisierend betrachtet, obwohl im Gesundheitsschutz stets die Belastbar-
keit des Individuums in die Bewertung miteinfliessen muss.1453

Diese zivilrechtliche Argumentation irritiert zudem etwas vor dem Hin-
tergrund des Unfallversicherungsrechts: Es gehört zum Zweck des Arbeits-
vertrages von Bäcker:innen, Mehl zu verarbeiten, weshalb Erkrankungen der 
Atmungsorgane von Bäcker:innen als Berufskrankheiten gelten, weil sie zu 
Mehlstäuben exponiert sind (Art. 9 Abs. 1 UVG i. V. m. Ziff. 2 Bst. b Anhang 1 
UVV). Angenommen, solche Krankheiten würden nicht als Berufskrank-
heiten anerkannt, dann könnten die Arbeitgebenden einer Haftung entge-
hen, weil die Belastung mit der Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten 

1448	 Stoll, S. 24. Siehe zur Vorhersehbarkeitsregel insbesondere Ackermann, Adäquanz 
und Vorhersehbarkeitsregel, S. 153 ff.

1449	 Kieser/Landolt, N 543.
1450	 Kieser/Landolt, N 547.
1451	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 

Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 2: Aktuelle epidemiologische Erkenntnisse, 
Neue Erkenntnisse der Exposition-Risiko-Forschung zu psychosozialen Belastungen 
am Arbeitsplatz.

1452	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 4: Haftpflichtrecht, Arbeitsvertragliche Haf-
tung, Pflichtverletzung, Tätigkeitsimmanente Belastung.

1453	 Schutzpflichten der Arbeitgebenden werden bei tätigkeitsimmanenten Belastungen 
bejaht, falls deswegen Gesundheitsstörungen eintreten (siehe OGer ZH-Urteil LA150023 
vom 13.11.2015 E. 1).
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zusammenhängt. Aber genau dieser Schutz vor den zwangsläufigen berufli-
chen Gefahren war der Grund, weshalb eine Haftpflicht für Fabrikbesitzerin-
nen eingeführt wurde, die dann im Rechtsinstitut der Berufskrankheit in der 
Unfallversicherung aufging.1454

Der Arbeitsvertrag ist ein Dauerschuldverhältnis, in dem Arbeitskraft 
gegen Geld (Lohn) ausgetauscht wird und mit dem sich die Arbeitnehmen-
den in die fremde Arbeitsorganisation der Arbeitgebenden eingliedern.1455 
Die Nebenpflichten umfassen die Fürsorge der Arbeitgebenden und die Treue 
der Arbeitnehmenden.1456 Der Lohn enthält grundsätzlich keine Prämie für 
die Übernahme von Gefahren.1457

Es ist richtig, dass gemeinhin hohe Löhne der Mitglieder des Manage-
ments mit der grossen Belastung begründet werden. Der Begriff der Gefah-
renzulage ist jedoch ein umgangssprachlicher und hat keine rechtliche Be-
deutung. Gefahrenzulagen sind nicht nur rechtlich, sondern auch ethisch 
problematisch, da sie einen finanziellen Anreiz setzen, sich Gefahren auszu-
setzen. Arbeitgebenden können sich mit einer Gefahrenzulage nicht vorab 
von Haftungsansprüchen freikaufen: Eine zum Voraus getroffene Abrede, 
wonach die Haftpflicht für rechtswidrige Absicht oder grobe Fahrlässigkeit 
ausgeschlossen sein würde, ist nichtig (Art. 100 Abs. 1 OR). Auch ein zum Vor-
aus erklärter Verzicht auf Haftpflicht für leichtes Verschulden kann nach Er-
messen des Richters als nichtig betrachtet werden, wenn der Verzichtende zur 
Zeit seiner Erklärung im Dienst des anderen Teiles stand (Art. 100 Abs. 2 OR). 
Eine Wegbedingung der Haftpflicht der Arbeitgebenden für Gesundheits-
schäden ist deshalb unzulässig.1458 Daher kann die Haftung auch nicht im Rah-
men der Kausalitätsdiskussion mit dem Argument der tätigkeitsimmanenten 
Belastung wegbedungen werden.

Es gibt Berufe, die unweigerlich Gefahren mit sich bringen (Armee, Polizei, 
Feuerwehr, Rettungsdienste etc.). Allerdings geben die Arbeitnehmenden ihre 
Ansprüche nicht auf, wenn sie solche Berufe ausüben, auch nicht hinsichtlich 
von Schäden, die sich daraus ergeben, dass sich (tätigkeitsimmanente) Ge-
fahren realisieren. Es liegt gerade in der Verantwortung der Arbeitgebenden, 

1454	 Siehe dazu vorne ausführlich unter Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Ausle-
gung.

1455	 Z. B. Rehbinder/Stöckli, Art. 319 N 1.
1456	 Z. B. Rehbinder/Stöckli, Art. 328 N 23 f.
1457	 Das war bereits in der Botschaft zur Änderung des Fabrikgesetzes festgehalten (BBl 1876 

II 786, S. 792). Dem Personal für Friedensförderung, Stärkung der Menschenrechte 
und humanitäre Hilfe kann eine Gefahrenzulage bis zu CHF 900 pro Monat gewährt 
werden (Art. 19 PVFMH).

1458	 Statt aller Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 16 m. H. a. die Lehre.
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solche Arbeitnehmende zu rekrutieren, die diesen Gefahren trotzen, und 
gleichzeitig Massnahmen zu ergreifen, um die angestellten Arbeitnehmen-
den bestmöglich zu schützen.

Hinzu kommt, dass im Stellenbewerbungsprozess Informationen zu psy-
chosozialen Belastungen am Arbeitsplatz selten erhältlich sind, weil sie nicht 
offengelegt werden (müssen).1459 In welche tätigkeitsimmanenten Belastun-
gen sie einwilligen, ist für die Stellensuchenden vor Antritt des Arbeitsverhält-
nisses kaum erkennbar. Zudem ist Art. 328 OR relativ zwingend (vgl. Art. 362 
Abs. 1 OR), weshalb Abreden nur zulässig sind, wenn sie zugunsten der Arbeit-
nehmenden ausfallen (Art. 362 Abs. 1 OR). Beim Abschluss des Arbeitsvertrags 
kann nicht gültig in (tätigkeitsimmanente) Belastungen eingewilligt werden, 
die die Gesundheit beeinträchtigen,1460 weil die Arbeitnehmenden zur Ver-
wertung ihrer Arbeitskraft verpflichtet sind.1461

E.	 Verschulden

Bei der Haftpflicht der Arbeitgebenden für Schäden, die kausal auf psycho-
soziale Belastungen am Arbeitsplatz zurückzuführen sind, ist jedenfalls dem 
Verschulden besondere Beachtung zu schenken.1462 Das Verschulden von 
Vorgesetzten und anderen Arbeitnehmenden wird den Arbeitgebenden zu-
gerechnet (Art. 101 OR), wenn die schädigende Handlung in Erfüllung der 
Arbeitspflichten ausgeführt wird.1463

Psychosoziale Belastungen werden arbeitsmedizinisch mit dem Belas-
tung-Beanspruchungs-Konzept erfasst.1464 Das Belastung-Beanspruchungs-
Konzept berücksichtigt nicht, wie die betroffenen Personen biologisch reagie-
ren.1465 Es kann deshalb nur als Instrument im allgemeinen Gesundheitsschutz 
eingesetzt werden und muss für die Beurteilung des Einzelfalls unberücksich-
tigt bleiben.1466

1459	 Solche Informationen können durch das Geschäftsgeheimnis geschützt sein (Art. 162 
StGB und Art. 6 UWG). Es sind sicherlich Fällen denkbar, in denen die Stellensuchenden 
einen Anspruch auf Informationen über psychosoziale Belastungen haben. Allerdings 
erscheint dieser Anspruch wenig praktikabel. Die Informations- und Anleitungs-
pflicht gemäss Art. 5 Abs. 1 ArGV 3 erfolgt im Zeitpunkt des Stellenantritts und bei jeder 
wesentlichen Änderung der Arbeitsbedingungen.

1460	 Vgl. Haas, N 738.
1461	 Haas, N 741.
1462	 OGer ZH-Urteil LA150023 vom 13.11.2015 E. 1.
1463	 Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 16.
1464	 Siehe Rossbach/Löffler/Mayer-Popken/Konietzko/Dupuis, S. 1 ff.
1465	 Rossbach/Löffler/Mayer-Popken/Konietzko/Dupuis, S. 15; siehe auch Triebig/

Kentner/Schiele.
1466	 Rossbach/Löffler/Mayer-Popken/Konietzko/Dupuis, S. 15.
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Es wird die Meinung vertreten, psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz 
seien für die Arbeitgebenden nicht vollumfänglich nachvollziehbar und nur 
bedingt beeinflussbar.1467 Daraus leitet von Trotha ab, dass Massnahmen 
gegen psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz ausserhalb des Einfluss-
bereiches der Arbeitgebenden lägen, weshalb sie nicht dafür haftpflichtig ge-
macht werden könnten.1468 Solche Aussagen sind zu pauschal. Es ist im Einzel-
fall zu prüfen, ob es den Arbeitgebenden möglich war, effektive Massnahmen 
des Gesundheitsschutzes zu ergreifen.

Arbeitgebende müssen nachweisen, dass die Arbeitnehmenden auch bei 
pflichtgemässem Handeln eine Depression oder eine andere Krankheit erlit-
ten hätten.1469 Bei der Frage der Entlastung durch den Hinweis auf rechtmäs-
siges Alternativverhalten wird nur dann die Kausalität diskutiert, wenn eine 
Unterlassung zu beurteilen ist.1470 Bei der Beurteilung eines Tuns geht es um 
die Haftungsbegrenzung aus Gründen des Normzwecks.1471

Das hat Auswirkungen auf die Beweislast (Art. 8 ZGB): Wenn eine Erkran-
kung durch ein aktives Tun, z. B. Mobbing, zu beurteilen ist, müssen die Arbeit-
gebenden beweisen, dass der Schaden auch bei pflichtgemässem Handeln 
eingetreten wäre. Bei einer Erkrankung wegen eines hohen Job Strain müssen 
die Arbeitnehmenden beweisen, dass der hohe Job Strain die Krankheit na-
türlich kausal bewirkt hat. Die Ursächlichkeit der psychosozialen Belastung 
am Arbeitsplatz für die Depression ist zu vermuten, wenn die Arbeitnehmen-
den hohem Job Strain ausgesetzt waren.1472 Wenn sich arbeitsmedizinische 
Erkenntnisse zu einer natürlichen Vermutung verdichten,1473 dann gilt sie 
nicht nur im Unfallversicherungs-, sondern auch im Zivilrecht.1474 Den Arbeit-
nehmenden obliegt der Anscheinsbeweis.1475

Die Arbeitgebenden müssen gemäss Art. 5 Abs. 1 Satz 1 ArGV 3 dafür sor-
gen, dass alle in ihrem Betrieb beschäftigten Arbeitnehmenden ausreichend 
und angemessen informiert und angeleitet werden über die bei ihren Tätig-
keiten möglichen physischen und psychischen Gefährdungen sowie über die 
Massnahmen des Gesundheitsschutzes. Diese Information und Anleitung 

1467	 Heilmann/Hage, S. 681.
1468	 von Trotha, S. 106.
1469	 Siehe zum sog. rechtmässigen Alternativverhalten Roberto, Rz. 06.24 ff.
1470	 Koziol, S. 85 f.
1471	 Koziol, S. 85.
1472	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 

Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 2: Aktuelle epidemiologische Erkenntnisse.
1473	 Siehe vorne Teil 2: Das Kausalitätsprinzip bei Berufskrankheiten, Kapitel 5: Epide-

miologie und Recht, Fachspezifische Einordnung, Natürliche Vermutung.
1474	 Gerber, N 973 m. H. a. BGE 130 II 482 E. 3.2.
1475	 Siehe Studhalter, hypothetische Kausalverläufe, S. 243 f.
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haben im Zeitpunkt des Stellenantritts und bei jeder wesentlichen Änderung 
der Arbeitsbedingungen zu erfolgen und sind nötigenfalls zu wiederholen 
(Art. 5 Abs. 1 Satz 1 ArGV 3).

Wenn die Arbeitgebenden ihrer Informations- und Anleitungspflicht 
gemäss Art. 5 Abs. 1 ArGV 3 nicht nachkommen, rechtfertigt sich eine Beweis-
lastumkehr.1476 Es liegt in diesem Fall an den Arbeitgebenden zu beweisen, 
dass der Schaden auch eingetreten wäre, wenn sie die Arbeitnehmenden 
pflichtgemäss informiert, angeleitet und geschützt hätten.

Die Praxis hat sich so entwickelt, dass das Bundesgericht den Arbeitge-
benden die Haftpflicht für alle Berufsrisiken überbindet, was im Resultat auf 
eine kausale Gefährdungshaftung hinausläuft.1477 Deswegen wird die Haft-
pflicht der Arbeitgebenden, selbst wenn ihr Verschulden leicht ist, in der Regel 
nicht reduziert.1478

Weil den Arbeitgebenden der Exkulpationsbeweis offensteht, handelt 
es sich bei der Haftpflicht nach Art. 328 i. V. m. Art. 97 Abs. 1 OR um eine milde 
Gefährdungshaftung.1479 Wenn Arbeitgebende Arbeitsplätze in ihrem Betrieb 
haben, die z. B. mit hohem Job Strain verbunden sind, unterliegen sie einer 
(milden) Kausalhaftung, weil sie eine Gefahr schaffen und sie die Arbeitneh-
menden dieser Gefahr aussetzen.1480

Portmann argumentiert, dass die Unterlassung von Schutzmassnah-
men unverschuldet erfolgt, wenn die erhöhte Belastung für die Arbeitgeben-
den nicht erkennbar gewesen sei.1481 Vor dem Hintergrund der Erkenntnisse 
von Seidler/Schubert u. a. lässt sich diese Position in Bezug auf hohen Job 
Strain nicht mehr vertreten.1482 Art. 328 Abs. 2 OR verlangt von den Arbeit-
gebenden, dass sie die Massnahmen treffen, die nach dem Stand der Technik 
anwendbar sind, weshalb den Arbeitgebenden der Stand des arbeitsmedizi-
nischen Wissens zuzurechnen ist.1483 Wenn der Arbeitsplatz für die Arbeit-

1476	 Koziol, S. 88 f.
1477	 Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 16.
1478	 Streiff / von Kaenel / Rudolph, Art. 328 N 16.
1479	 Müller/Inauen, S. 176.
1480	 Müller/Inauen, S. 176.
1481	 Portmann, Stresshaftung, S. 7 ff. Bereits in der Botschaft zur Änderung des Fabrik-

gesetzes wird ausgeführt, dass sich Fabrikbesitzer nicht von der Haftpflicht exkulpie-
ren können, indem sie sich darauf berufen, von der Gefahr nichts gewusst zu haben 
(BBl 1875 IV 921, S. 939).

1482	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 2: Aktuelle epidemiologische Erkenntnisse.

1483	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 4: Haftpflichtrecht, Arbeitsvertragliche Haf-
tung, Kausalität, Natürliche Kausalität.
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nehmenden mit einem hohen «Job Strain» verbunden ist, werden die Arbeit-
gebenden zu Garanten, die Arbeitnehmenden so zu schützen, dass keine 
Gefahr für ihre Gesundheit besteht.

Kapitel 5:  Prävention
I.	 Einführung

Die OECD hielt in ihrem Forschungsbericht von 2014 fest, dass in der Schweiz 
insbesondere ein Bindeglied zwischen dem medizinischen System und der 
Arbeitswelt fehlt.1484 Die OECD empfahl der Schweiz deshalb verstärkte Be-
mühungen hinsichtlich Prävention am Arbeitsplatz und Absenzen-Manage-
ment zur Förderung der Arbeitsplatzerhaltung.1485 Die OECD erachtete eine 
stärkere Verantwortung der Unfallversicherer «als wünschenswert», weil die 
Unfallversicherer über wertvolle Erfahrungen und griffige Mittel verfügen, 
um die Betroffenen zu unterstützen, damit sie weiterarbeiten respektive sehr 
schnell wieder dorthin zurückzukehren können.1486

Psychosoziale Belastungen werden entweder instrumental (problem-
orientiert) oder palliativ (emotionsorientiert) bewältigt.1487 Eine palliative 
Regulierung bringt eine vorübergehende Entlastung (z. B. Verdrängung, 
Verneinung, Alkoholkonsum, aber auch Entspannungsübungen, besseres 
Emotionsmanagement) und die ursächliche Situation bleibt unverändert.1488 
Werden die Arbeitsaufgaben dagegen vielfältig gestaltet, Tätigkeits- und Ent-
scheidungsspielräume eröffnet sowie Perspektiven und Partizipationsmög-
lichkeiten geschaffen, kann eine nachhaltige Bewältigung stattfinden.1489

II.	 Anerkennung als Berufskrankheit notwendig
A.	 Arbeitsmedizinische Perspektive

Die arbeitsmedizinische Abteilung der Suva klärt insbesondere in komple-
xen Fällen ab, ob eine Krankheit durch berufliche Einwirkungen verursacht 
wurde. Expertinnen und Experten der Arbeitsmedizin erstellen aber auch 

1484	 Danuser, S. 188.
1485	 OECD, S. 13.
1486	 OECD, S. 53.
1487	 Danuser, S. 180.
1488	 Danuser, S. 180.
1489	 Danuser, S. 180.
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Gutachten für Gerichts- und Verwaltungsverfahren, wenn komplexe, mögli-
cherweise kausale Zusammenhänge beurteilt werden müssen.1490

Scholz-Odermatt / Zyska Cherix stellten im Gastgewerbe und im 
Gesundheitswesen hohe Odds Ratios für psychische Probleme fest, die auf 
psychosoziale Belastungsfaktoren am Arbeitsplatz zurückzuführen sind, 
weshalb dort ein besonderer Präventionsbedarf besteht.1491

Als gewisse Gefahren am Arbeitsplatz mit dem toxikologischen Konzept 
nicht mehr erfasst werden konnten, stützte sich die Unfallversicherung auf 
epidemiologische Modelle, um ihrer Präventionsaufgabe gerecht zu wer-
den.1492 Die Arbeitsmedizin kämpft immer wieder mit der Problematik der 
mangelnden bzw. verzögerten Umsetzung, selbst wenn das Wissen über eine 
wirksame Gesundheitsprävention bereits bekannt ist.1493 Erst wenn Erkran-
kungen, die durch psychosoziale Belastungen verursacht werden, als beruf-
liche Gefahr aufgefasst wird, kann die Unfallversicherung ihren Präventions-
mechanismus in Gang bringen.1494

Menschen, die charakterisiert sind durch ein motivationales Muster von 
Over-Commitment (Typus Melancholicus)1495 und ein grosses Bedürfnis nach 
Bestätigung haben, nehmen Arbeitsanforderungen und ihre eigenen Bewälti-
gungsressourcen verzerrt wahr, weshalb sie anfällig für Gratifikationskrisen 
sind, was ihr Risiko um bis ein Vierfaches erhöht, kardiovaskulären Erkrankun-
gen, psychische Beeinträchtigungen und Depressionen zu erleiden.1496 Die Prä-
ventionsmassnahmen müssen diese Personengruppe in den Blick nehmen.

Die Suva kann zudem Nichteignungsverfügungen erlassen, wenn die 
Gesundheit der Arbeitnehmenden bei der Ausübung der Tätigkeit gefährdet 
wäre (Art. 78 VUV). Die Arbeitsmedizin untersucht auch die Belastungstole-
ranz für moderne Arbeitsanforderungen,1497 weshalb für Berufe und Arbeits-
plätze mit hohen psychosozialen Belastungen Eignungskriterien entwickelt 
werden können.1498

1490	 Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 2.
1491	 Scholz-Odermatt / Zyska Cherix, S. 421.
1492	 Lengwiler, S. 155.
1493	 Böhler/Toschke, Epidemiologie, S. 2.
1494	 Siehe z. B. vorne das Silikose-Beispiel unter Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische 

Auslegung, Historisch-systematische Auslegung, Zu starres Listensystem, Beispiel 
der Silikose.

1495	 Der Typus Melancholicus ist durch einen überdurchschnittlich hohen Anspruch an 
das eigene Leisten (Qualität und Quantität) charakterisiert (vgl. Micali, S. 103 f.).

1496	 Danuser, S. 179.
1497	 Brüning/Drexler/Letzel/Nowak/Scheuch, Forschungsperspektiven, S. 7.
1498	 Portmann/Rudolph geben zu bedenken, dass eine Haftpflicht für psychosoziale 

Belastungen das Auswahlverfahren bei der Stellenbesetzung verschärfen könnte, um 
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B.	 Sozialrechtliche Perspektive

Wenn ungewiss ist, wie die psychosozialen Belastungen an einem Arbeits-
platz sind, entscheidet sich die rationale arbeitsuchende Person1499 für das 
höhere Einkommen, das allenfalls durch fehlende Ausgaben für präventive 
organisationale Massnahmen finanziert wird, anstatt bei tiefe(re)m Salär 
anschliessend womöglich trotzdem gesundheitsgefährdenden Arbeitsbe-
dingungen ausgesetzt zu sein. Informationsasymmetrien führen zu Fehlent-
scheidungen1500 und ungesunde Arbeitsbedingungen können zum Wettbe-
werbsvorteil1501 für säumige Arbeitgebende werden.

Weil Erkrankungen, die durch psychosoziale Belastungen verursacht 
wurden, bis anhin nicht als Berufskrankheiten anerkannt werden, sind die 
betroffenen Arbeitnehmenden gezwungen, die ehemalige Arbeitgebende ein-
zuklagen, wenn ihnen durch diese Erkrankungen ein Schaden entstanden ist.

Der Sachverhalt, der BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 zu-
grunde liegt, lässt erkennen, dass die Klägerin am 26. Mai 2015 ihren Anspruch 
geltend machte.1502 Das EFD erachtete die Ansprüche als verwirkt.1503 Das 
Bundesverwaltungsgericht war am 4. August 2017 anderer Ansicht.1504 Das 
EFD lehnte in der Folge die Haftpflicht ab, weil angeblich keine Pflichtverlet-
zung vorlag.1505 Auch das sah das Bundesverwaltungsgericht am 12. Dezem-
ber 2019 anders.1506 In der Zwischenzeit ist kein weiterer Entscheid ergangen, 
weshalb nur spekuliert werden kann, ob sich die Parteien aussergerichtlich 
geeinigt haben. Jedenfalls können sich Schadenersatzprozesse über Jahre 
hinziehen.

Im Verfahren Motarjemi v. Nestlé wehrte sich die Pensionskasse der 
ehemaligen Arbeitgeberin gegen die Verfügung der Invalidenversicherung, 
was wohl zur langen Dauer des ersten Zivilverfahrens geführt hat: Der 

psychisch fragile oder anderweitig angeschlagene Berwerber:innen frühzeitig er-
kennen und ausschliessen zu können (BSK OR I-Portmann/Rudolph, Art. 328 N 21e).

1499	 Der homo oeconomicus wird punktuell durch die Erkenntnisse der Verhaltensökono-
mik relativiert (Mathis, S. 42 ff.).

1500	 Vgl. Petersen, S. 309 ff.
1501	 Unlauter handelt insbesondere, wer Arbeitsbedingungen nicht einhält, die durch 

Rechtssatz oder Vertrag auch den Mitbewerbenden auferlegt oder berufs- oder orts-
üblich sind (Art. 7 UWG).

1502	 BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 Sachverhalt E.a.
1503	 BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 Sachverhalt E.b.
1504	 BVerwGer-Urteil A-4147/2016 vom 4.8.2017.
1505	 BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019 Sachverhalt H.
1506	 BVerwGer-Urteil A-6750/2018 vom 16.12.2019.
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Schlichtungsversuch war am 25. März 2011 erfolglos und am 29. November 
2022 fällte der Cour d’appel civile du Canton de Vaud seinen Entscheid, der 
rechtskräftig wurde, nachdem Nestlé dieses Mal auf einen Weiterzug ans 
Bundesgericht verzichtete.1507 Das Verfahren dauerte mehr als zehn Jahre.

Wenn die Arbeitgebenden Prämien für die Risiken von psychosozialen 
Belastungen am Arbeitsplatz zahlen müssten und die Prävention durch die 
Unfallversicherer betrieben würde, würde die Verhütung von psychosozial 
überlastenden Arbeitsplätzen gestärkt. Dabei kann hoher Job Strain generell 
in einem Betrieb anzutreffen sein. Es können aber auch einzelne Arbeitsplätze 
psychosozial überlastend sein, wie der Sachverhalt, der BVerwGer-Urteil 
A-6750/2018 vom 16.12.2019 zugrunde lag, und der Fall Motarjemi v. Nestlé 
zeigen. Gerade wenn die Unfallversicherer pflichtwidrig handelnde Arbeit-
gebende über den Rückgriff in die Pflicht nehmen würden, wäre fehlender 
Gesundheitsschutz bald kein Wettbewerbsvorteil mehr.

III.	 Erkenntnisse

Informationsasymmetrien hinsichtlich psychosozialer Belastungen am Ar-
beitsplatz stellen zurzeit eine Wettbewerbsverzerrung zugunsten der Arbeit-
gebenden dar. Wenn Arbeitnehmende krank werden und einen Schaden 
erleiden, sind sie auf den oftmals langwierigen Klageweg verwiesen.

Um das Verbindungsglied zwischen dem Gesundheitssystem und der 
Arbeitswelt einzufügen, ist es notwendig, durch psychosoziale Belastungen 
am Arbeitsplatz verursachte Krankheiten als Berufskrankheiten anzuerken-
nen. So wird der Präventionsmechanismus der Unfallversicherung in Gang 
gebracht und das arbeitsmedizinische Wissen nutzbar gemacht. Die Arbeit-
nehmenden werden dadurch besser geschützt und die Arbeitgebenden er-
halten durch das Prämiensystem der Unfallversicherung einen Anreiz, nach-
haltige Gesundheitsschutzmassnahmen umzusetzen.

Die Suva klärt in komplexen Fällen ab, ob Krankheiten beruflich verur-
sacht sind und erstellt Gutachten für Gerichtsverfahren. Studien zeigen, dass 
im Gastgewerbe und im Gesundheitswesen ein hoher Präventionsbedarf be-
steht, da dort häufig sehr hohe arbeitsbedingte psychosoziale Belastungen 
wirksam sind. Personen, die anfälliger für psychische Störungen sind, könnten 
durch gezielte Präventionsmassnahmen geschützt werden.

1507	 Steiger-Sackmann, Haftungsklagen, Kap. 1.
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Kapitel 6:  Zwischenfazit
Die OECD kritisierte in ihrem Forschungsbericht 2014, dass in der Schweiz 
die Verbindung zwischen dem Gesundheitssystem und der Arbeitswelt fehle. 
Sie empfiehlt, die Präventionsbemühungen am Arbeitsplatz und die Rolle 
der Unfallversicherung zu stärken.1508

Der freie Markt vermag die Risiken psychosozialer Belastungen am 
Arbeitsplatz in den Aushandlungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern nicht hinreichend zu kontrollieren. Aufgrund der Komplexität und Lang-
wierigkeit von Rechtsstreitigkeiten ist der Zivilprozess kein geeignetes Inst-
rument, um dieser Herausforderung zu begegnen.1509 Die Anerkennung von 
Erkrankungen, die durch psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz ver-
ursacht werden, als Berufskrankheiten wäre sozialpolitisch sinnvoll, weil 
dadurch der Präventionsmechanismus der Unfallversicherung in Gang 
kommt. Die Arbeitskraft der Arbeitnehmenden wäre dann gegen psychoso-
ziale Gefahren an den Arbeitsplätzen versichert, und die Arbeitgebenden 
hätten durch das Prämiensystem der Unfallversicherung einen Anreiz, nach-
haltige Massnahmen des Gesundheitsschutzes umzusetzen.1510

Psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz tragen wesentlich zur Ent-
stehung und Verbreitung depressiver Störungen in der Erwerbsbevölkerung 
bei. Insbesondere zeigt sich ein starker Zusammenhang zwischen Job Strain 
und Depression mit einem erhöhten relativen Risiko (RR) von 1,99.1511 Die 
Längsschnittstudien von Seidler/Schubert u. a. bestätigen diese Zusam-
menhänge und weisen auf eine Dosis-Wirkung-Beziehung hin.1512 Ein natür-
licher Kausalzusammenhang zwischen psychosozial belastenden Arbeits-
plätzen und Depressionen ist deshalb zu vermuten.

Länder wie Dänemark, Spanien, Frankreich, Italien und Schweden bieten 
bereits Versicherungsschutz für psychosoziale Risiken; andere Länder hin-
ken hinterher.1513 In Deutschland hat jedoch ein Umdenken stattgefunden: 

1508	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 5: Prävention, Einführung.

1509	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 5: Prävention.

1510	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 5: Prävention.

1511	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 2: Aktuelle epidemiologische Erkenntnisse.

1512	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 2: Aktuelle epidemiologische Erkenntnisse.

1513	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 3: Unfallversicherung, Operationalisieren 
der Erkenntnisse, Internationales Umfeld.

211 Kapitel 6:  Zwischenfazit



2023 wurde die PTBS bei Rettungssanitäter:innen als Berufskrankheit an-
erkannt.1514 Diese Entscheidung des Bundessozialgerichts unterstreicht den 
normativen und sozialpolitischen Aspekt der Kausalität und ist ein wichtiges 
Signal für die Anerkennung psychischer Krankheiten als arbeitsbedingte 
Phänomene.

Eine hohe Arbeitsbelastung bei geringem Tätigkeitsspielraum verdoppelt 
das Risiko, an einer Depression zu erkranken. Die Arbeitsmedizin steht vor der 
Aufgabe, die Kriterien zu entwickeln, um im Einzelfall eine Entscheidungs-
hilfe zu bieten, ob die Gesundheitsprobleme von Arbeitnehmenden auf die 
psychosozialen Belastungen am Arbeitsplatz oder auf ausserberufliche Ursa-
chen zurückzuführen sind.

1514	 Siehe vorne Teil 4: Kausalzusammenhang zwischen psychosozialen Belastungen am 
Arbeitsplatz und Erkrankungen, Kapitel 3: Unfallversicherung, Operationalisieren 
der Erkenntnisse, Internationales Umfeld.
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Teil 5:  Schlussbetrachtung
Lauber forderte bereits 1928 die Einführung einer Generalklausel für Berufs-
krankheiten und bemerkte, dass immer vor dem «Sprung ins Dunkle» gewarnt 
wird, wenn es darum geht, «etwas Ganzes zu schaffen»:

«[Mit einer Generalklausel] könnte Schritt für Schritt der Uebergang zur gene-
rellen Gleichstellung von Unfall und Berufskrankheit vorbereitet werden, 
[…], [andernfalls] aus Furcht vor der Generalklausel auch so lange enumeriert 
werden wird, bis es nichts mehr zu enumerieren gibt.»1515

Die Generalklausel ist 1984 in das UVG aufgenommen worden.1516 Es ist deshalb 
an der Zeit, die Gleichstellung von Unfall und Berufskrankheit voranzutreiben 
und psychische Erkrankungen als Berufskrankheiten anzuerkennen.

Schon bei der Einführung der Unternehmerhaftung für Berufskrankhei-
ten wurde der Untergang der Wirtschaft prophezeit.1517 Diesen ökonomischen 
Befürchtungen kann entgegengehalten werden, dass in Staaten, in denen das 
wirtschaftliche Eigeninteresse mächtiger Eliten das Gemeinwohl der Bevölke-
rung schmälert und soziale Ungleichheiten verschärft, das Wachstum stärker 
gehemmt wird als in Staaten, die durch sozialpolitische Massnahmen zum 
Ausgleich der Lebenschancen beitragen.1518

1. Qualifizierte Kausalität und relatives Risiko: Die Untersuchung hat ge-
zeigt, dass die Annahme eines qualifizierten Kausalzusammenhangs nach 
Art. 9 UVG eng mit dem RR verknüpft ist. Ein RR von mehr als 2,0 wird oft als 
Indikator für eine überwiegende berufliche Verursachung herangezogen, da 
es einen Anteil von mehr als 50 % im individuellen Ursachenspektrum sugge-
riert. Allerdings darf das RR nicht nonchalant auf das Ursachenspektrum des 
zu beurteilenden Einzelfalls übertragen werden. Das RR ist eine Leitlinie einer 
Gesamtbeurteilung, ob ein Einfluss generell als kausal im Hinblick auf eine 
Folge eingestuft werden kann. Erst wenn ein RR von 2,0 ermittelt worden ist 
und der in der epidemiologischen Studie untersuchte Arbeitsplatz mit dem zu 

1515	 Lauber, Berufskrankheiten, S. 52.
1516	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung, Historisch-systema-

tische Auslegung, Entwicklung eines gemischten Systems.
1517	 Siehe vorne Teil 3: Berufstypik, Kapitel 2: Historische Auslegung.
1518	 Siegrist, Überforderung in der Arbeitswelt, S. 224.
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beurteilenden Sachverhalt vergleichbar ist und das ebenfalls nachgewiesen ist, 
kann im Einzelfall ein natürlicher Kausalzusammenhang vermutet werden.

2. Qualifizierte Kausalität und ätiologische Fraktion: Die ätiologische Frak-
tion ist ein Mass, um das Potenzial von Präventionsmassnahmen zu bestim-
men. Dabei nimmt man an, dass der untersuchte Einfluss kausal wirkt. Weil die 
ätiologische Fraktion die Annahme der Kausalität bereits enthält, argumen-
tiert man zirkulär, wenn man die Kausalität mit der ätiologischen Fraktion 
begründet. Die Methodologie verlangt für kausale Schlussfolgerungen jeden-
falls eine epidemiologische Gesamtbeurteilung anhand von neun Leitlinien.

3. Berufstypik und Kausalitätsprinzip: Die Analyse hat ergeben, dass die 
Berufstypik, also die Annahme, dass bestimmte Krankheiten typisch für 
bestimmte Berufsgruppen sind, weder aus dem Wortlaut noch aus der Ent-
stehungsgeschichte von Art. 9 UVG abgeleitet werden kann. Die Berufstypik 
wurde vom Bundesgericht als zusätzliche Voraussetzung eingeführt, um die 
Leistungspflicht der Unfallversicherer zu begrenzen, wenn sich die Einfluss-
faktoren (noch) nicht operationalisieren lassen und daher eine Anspruchsflut 
droht. Eine Berufstypik schreibt das Gesetz aber nicht vor. Zudem verlangt 
Art. 9 UVG stets die Beurteilung des Einzelfalls. Wenn man eine Berufstypik 
voraussetzt, wird die Einzelfallbeurteilung geradezu verhindert. Die Voraus-
setzung der Berufstypik stellt deshalb eine eigenmächtige Korrektur des Ge-
setzes dar, die sozialpolitisch umstritten ist und die Anerkennung von Berufs-
krankheiten unnötig erschwert. Das Kausalitätsprinzip sollte im Vordergrund 
stehen, um sicherzustellen, dass alle Krankheiten, die durch die berufliche 
Tätigkeit verursacht werden, als Berufskrankheiten anerkannt werden kön-
nen. Die Berufstypik wäre deshalb auch ein ungeeignetes Instrument der Ad-
äquanzprüfung, weil es dem Zweck von Art. 9 UVG widerspricht, im Einzelfall 
zu prüfen, ob eine berufliche oder eine ausserberufliche Verursachung wahr-
scheinlicher ist; nur wenn diese Abgrenzung im Einzelfall anhand von arbeits-
medizinischen Erkenntnissen erfolgt, rückt das Konfliktpotenzial der Arbeits-
vertragsparteien in den Fokus und wird der Arbeitsfrieden gewahrt.

4. Historische Entwicklung und sozialpolitische Implikationen: Die histo-
rische Betrachtung hat gezeigt, dass das Schweizer Berufskrankheitenrecht 
ursprünglich auf einem Listensystem basierte, das durch die Einführung 
der Generalklausel durch ein Globalsystem ergänzt und somit dynamisiert 
wurde. Das Globalsystem soll die Anerkennung von Krankheiten ermögli-
chen, die nicht explizit in der Liste aufgeführt sind, sofern ein beruflicher Kau-
salzusammenhang nachgewiesen wird. Die Voraussetzung der Berufstypik 
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widerspricht diesem dynamischen Ansatz und schränkt den Schutz der Arbeit-
nehmenden auf toxikologische Gefahren ein. Aufgrund des sozialpolitischen 
Zwecks, der mit Art. 9 UVG verfolgt wird, ist ein dynamisches Verständnis von 
Berufskrankheiten zwingend erforderlich, damit Arbeitnehmende vor neuen, 
z. B. psychosozialen Gefahren am Arbeitsplatz geschützt werden können und 
dadurch der Arbeitsfrieden gewahrt wird.

5. Psychosoziale Belastungen und Erkrankung(en): Die Diskussion um psy-
chosoziale Belastungen am Arbeitsplatz und deren Anerkennung als Berufs-
krankheiten hat verdeutlicht, dass hier ein erheblicher Nachholbedarf besteht. 
Insbesondere die Depressionen, die durch hohe Arbeitsbelastungen und ge-
ringe Tätigkeitsspielräume, aber auch durch andere psychosoziale Belastun-
gen verursacht werden, sollten als Berufskrankheiten im Einzelfall anerkannt 
werden, wenn die konkreten Umstände nicht klar gegen eine berufliche Ver-
ursachung sprechen. Die Arbeitsmedizin wird anhand von Interventions-
forschung Kriterien entwickeln und so die Erkrankungen, die durch psycho-
soziale Belastungen entstehen, operationalisierbar machen. Die Anerken-
nung von psychischen Krankheiten als Berufskrankheiten wäre ein wichtiger 
Schritt, um den Herausforderungen moderner Arbeitsbedingungen gerecht 
zu werden.

6. Ein relatives Risiko von 4,0 ist unhaltbar: Generelle Kausalität basiert 
auf einer Gesamtbeurteilung anhand von Kausalitätsleitlinien, wobei das RR 
für die Beurteilung der Stärke des Zusammenhangs herangezogen wird. Die 
Rechtsprechung des Bundesgerichts ignoriert die anerkannte epidemiologi-
sche Methodik. Die Praxis der Suva zeigt, dass die Forderung nach einem RR 
von 4,0 dazu führt, dass eine Anwendung von Art. 9 Abs. 2 UVG basierend auf 
epidemiologischen Erkenntnissen unmöglich ist, obwohl dieser Artikel explizit 
eine individuelle Kausalitätsprüfung vorsieht. Die überhöhte Anforderung 
an das RR führt daher dazu, dass in der Praxis theoretisch alles, aber prak-
tisch nichts als Berufskrankheit anerkannt wird, was den Zweck von Art. 9 
UVG untergräbt. Ein RR von 4,0 zu verlangen, ist methodologisch haltlos und 
daher willkürlich.

7. Argumentationsfigur der tätigkeitsimmanenten Belastung lässt individu-
elle Belastbarkeit unberücksichtigt: Es ist ein Grundprinzip des Gesundheits-
schutzes, die individuelle Belastbarkeit der betroffenen Arbeitnehmenden zu 
berücksichtigen. Eine generelle Einwilligung in tätigkeitsimmanente und ge-
sundheitsschädigende Belastungen ist rechtlich unzulässig, weil Art. 328 OR 
relativ zwingend ist (Art. 362 Abs. 1 OR) und ein pauschaler Haftungsausschluss 
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unzulässig wäre (Art. 100 OR). Auch weil Arbeitssuchende vor Abschluss eines 
Arbeitsvertrags oft nicht wissen können, welchen (psychosozialen) Belastun-
gen sie ausgesetzt sein werden, kann keine wirksame Einwilligung in gesund-
heitsschädigende tätigkeitsimmanente Belastungen erfolgen. Die nachträg-
liche Umdeutung beruflicher Belastungen als tätigkeitsimmanent stellt daher 
eine rechtsdogmatisch fragwürdige Konstruktion dar, die dazu führt, dass 
Arbeitnehmende faktisch ihres Schutzanspruchs beraubt werden.

8. Prävention dank Anerkennung als Berufskrankheit: Die fehlende Verbin-
dung zwischen dem Gesundheitssystem und der Arbeitswelt in der Schweiz 
führt dazu, dass die Prävention am Arbeitsplatz unzureichend ist. Erst wenn 
durch psychosoziale Belastungen am Arbeitsplatz bedingte Krankheiten als 
Berufskrankheiten anerkannt werden, verbessert sich der Schutz der Arbeit-
nehmenden: Weil das System der Berufskrankheiten ein geschlossenes System 
ist, erhalten Arbeitgebende erst nach der Anerkennung einer Krankheit als 
Berufskrankheit einen finanziellen Anreiz durch das Prämiensystem der Un-
fallversicherung, um nachhaltige Massnahmen zu einer Reduktion psychoso-
zialer Belastungen zu ergreifen. Besonders in Branchen wie dem Gastgewerbe 
und dem Gesundheitswesen besteht ein hoher Präventionsbedarf. Die Suva 
spielt hier eine Schlüsselrolle, weil sie Ursachen beruflicher Erkrankungen 
untersucht und Gutachten für die Rechtspraxis erstellt.
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Ob eine Erkrankung als Berufskrankheit anerkannt wird, hängt massge-
blich vom Nachweis ihrer beruflichen Verursachung ab. Zwar ist belegt, 
dass Stress am Arbeitsplatz weit verbreitet und ein häufig beklagtes Phä-
nomen ist – doch werden die davon ausgelösten Erkrankungen in der Pra-
xis des Unfallversicherungsrechts kaum als Berufskrankheiten anerkannt. 
Für die Kausalitätsbeurteilung bedarf es einer Verknüpfung epidemiolo-
gischer Erkenntnisse mit den konkreten Umständen des Einzelfalls. Diese 
interdisziplinäre Arbeit zeigt auf, wie epidemiologischer Erkenntnisse 
künftig besser in die Begutachtung von Berufskrankheiten einfliessen 
können. Abgerundet wird die unfallversicherungsrechtliche Betrachtung 
durch die Behandlung der relevanten arbeitsrechtlichen Streitfragen.
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